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Stern und Princip einer Wissenschaft stehen im 
entschiedensten Zusammenhange, dieses erfüllt und bedingt 
jenes. Hat nun der Verf. in einer früheren Schrift ^^ 
Princip des Völkerrechts erörtert, so hat er mit der Dar- 
legung des Systems nur eine Ergänzungsarbeit liefern wollen. 
Auch mit dieser Arbeit glaubt derselbe einem wissenschaft- 
lichen Bedürftaiss entgegen zu kommen. Hatte seiner lieber- 
Zeugung nach die Yölkerrechtswissenschaft bisher kein der 
Natur des Völkerrechts selbst entstammendes Princip aufzu- 
weisen, so lag die Beurtheilung der bisherigen Forschungen 



' ♦■» — 



I) De natura pnncipiorum iuris itUer ginles potithi, DcrpoH 
Livonarum 185Ü, 
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und Ermittelung des fehlenden Grandgedankens nahe. In 
me weit nun der Verf. in dem „internationalen Rechtsprin- 
cip^ ^) das Richtige traf, ist ihm aus den, übrigens dankbar 
anerkannten, Reurtheilungen seiner genannten Schrift zu 
entnehmen nicht möglich gewesen ^). Ohne etwaige empfan* 
gene Berichtigung oder Zustimmung zu seiner Ansicht muss 
er somit zu der doch wesentlich durch das Princip beding- 
ten Systematik übergehen. Auch bei der Behandlung dieser 
hat er dieselbe Äussere Anordnung beibehalten. Zunächst 
wird auch hier eine Beurtheilung bisheriger Forschungen 
und Ausführangen und sodann erst Eigenes gegeben. Die 
Arbeit hat dem entsprechend zwei Haupttheile. Ungleich 
geringere Mühe hätte die Darstellung nur des zweiten 
Theiles geursacht, aber erst durch VoraKssendung des 
ersten wird jener gerechtfertigt. Nur indem Bishenges. 
sich als ungenügend aufweist, scheint Neues als Evsaizr 
berechtigt. 

Es will der Verf., so wie mit seiner ersten Arbeit, 
auch nüt dieser nur Anregung zu weiterer Forschung geben 
und ist weit entfernt von der Anmassung, die eine oder 
andere oder gar beide Fragen zum Abschiuss bringen zu 



,2) A. a. 0. s. 7. 

3) Vergl. V. Kditeaborn in SchleUer*s JahrbOcbern t d. Gesetz^. 
U. RechUw. 1857. III, S. 141 nnd Pözl lo d. Nttachener krlt. Uebmcbao 
f. GeseUg. u. RechUw. f8!»7. 
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können. Ja es scheint ihm Solches überhaupt zur Zdt un« 
möglich. Die Natur des völkerrechtlichen Gründgedankens 
ist zunächst nur anzudeuten und nicht auszufahren. Gleiche 
Andeutung ist daher auch nur mögfich fftr die durch das 
Princip bedingte Systematik. Denn wo liegt eine genügende 
geschichtliche Entwickelung des völkerrechtlichen Grundge^» 
dankens vor ? Und wo andersher soll die Eigenthümlichkeit 
desselben nachgewiesen werden ? Wurde freilich die Nothwen- 
digkeit einer solchen Geschichte schon vor Jahren ^) erkannt, 
so ist doch die geforderte That noch immer nicht gesche- 
hen. Und so ist wohl kaum zu bezweifeln, was ander- 
weitig schon, noch firüher, angedeutet ward^), dass die 
nächste Aufgabe für die Yölkerrechtswissenschaft eine Yöl- 
kerrechtsgeschichte sei. Indess bleibt trotz dieser Forde- 
rung die Vereinbarung einer übereinstimmenden Systematik 
insbesondere ein Lehr- und Lembedürfiiiss , und so mag 
denn hiermit das, nach dem Vorherbemerkten scheinbar 
unzeitige, Unternehmen entschuldigt sein. 



4) r. Kaltenborn sagte 1847, aUo.ror xehn Jahren, in seiner 
„Kritik des Völkerrechts*« S. 14 : „Zuvörderst wäre eine historische Entwicke- 
lung der völkerrechtlichen Idee , also eine Geschichte des Völkerrechtslebens 
xtt versachen , um darauf alles Uehrige xu basiren<<. 

5) „Die nächste Aufgabe der Bearbeitung des Völkerrechts ist ohne 
Zweifel , eine vollständige Geschichte desselben zu liefern. Erst auf dieser 
Grundlage wird sich ein vollständiges Sjstern des heutigen europHischen 
Völkerrechts erheben können.'' PSI sehne r in Kbertys Zeitschrift fttr 
▼olksthQml. Recht. 1844. S. 6^. 
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Diese Yeranlassung der Schrift diene auch der Wid« 
mang zur Erkläning. In dankbarer Rückerinnerong an die 
über den Gegenstand der Schrift von geehrten Collegen 
auf deutschen, holl&ndischen und belgischen Universitäten 
gewährten Besprechungen entsendet denselben dieses Zei- 
chen seines Strebens 



der VerfoM^er. 






Erster Thcil. 

Kritik der bisherigen Ausfälirangen und For- 
schungen zu Gunsten der Systematisirung 
des positiven Yölkerrechls. 



Erstes Capitel. 

Die doreh den Gegenstand der Untersnclinnf gebotene 
Begrenzung und Vertheilong der Anfgabe. 

^■rie wissenschaftliche Behandlung des positiven Völker« 
rechts war schon in ihren ersten Anfängen keine der posi- 
tiven Natur des Gegenstandes entsprechende. Schon in 
Bezug auf die erste umfassende Bearbeitung ist man im 
Zweifel, ob eine Behandlung des philosophischen oder posi- 
tiven Völkerrechts gewollt war. Ist nun zwar auch für das 
Letztere seit Ompteda und durch v. Kaltenborn^) ent- 
schieden worden, so ist doch die gleichzeitige Behandlung 
in beiden Auffassungen nicht in Abrede genommen und 
auch nicht zu nehmen gewesen. Die nächsten Nachfolger 
des s. g. Vaters der Völkerrechtswissenschaft leugneten das 



6) Ompteda, Liier, d. Völfcerr. I, $$54, 55, t. KaMenborn, Krit, 
d, y^lkerr, S, 37 ff, 



positive Völkerrecht gänzlich. Zouchy und Rachel be- 
gründeten und erwiesen dessen Existenz^ aber Johann Jacob 
Moser blieb es Torbehalten, die ganz positive Natur des- 
selben zum Bewusstsem zu bringen"^. Die schmucklose 
Form seiner überzeugungstreuen Auffassung beeinträchtigte 
deren Wirkung und führte die grosse Mehrheit zur alten 
Anschauung zurück. Und so ist es auch noch heutzutage 
eine weit verbreitete und von angesehenen Autoren geflieilte 
Meinung : als könne ein System des positiven Völkerrechts 
ohne Beimischung des philosophischen gar nicht bestehen ^. 
Es beruht aber diese Ansicht auf einem Verkennen der ali- 
gemeinsten Natur und des Zweckes des positiven Völkerrechts. 
Diese Natur kann keine andere als eine rein posi- 
tive sein und der Zweck ist offenbar nicht der, einer in 
allen Theilen vollständigen wissenschaftUdien Darstellung zum 
Vorwurf zu dienen, sondern wirkliche Geltung im Leben zu 



7) HäUchner (a. a. O. S. 4S) will daher Moser, gar nicht mit Un- 
recht, den Vater der prakf. europ. VölkerrechUwisien«chaft genannt wiaaen. 

8) V. Mohl (Getcb. d. StaaUw. I, S. 391) sagt: „Wohl kann ein 
ausschllessend philosophisches LehrgebSode gegeben werden, allein blos posi- 
tlres internationales Recht genügt nicht zu einem wissenschaftlich organi- 
schen Ganzen'^ 

Pütter, Beitr. z. Völkerrechtsgescb. u. W. S. 14: „Nur beides i«« 
sanunen, das allgemeine oder Vernunft-Völkerrecht in seiner unzertrennlichen 
Einheit — bilden das praktische Völkerrecht". 

Müller Jochmus (d. allgem. Völkerr. $6) kömmt sogar «u folgender, 
den Begriff des Positiven doch etwas zu sehr in den Gegensatz versetzenden 
Behauptung: „Positiv ist nicht das Üusserlich Bestehende und Gesetzte im 
Gegensatz zu dem, welches der natilrüche Sinn der Völker noch zn erscblies- 
sen hat, sondern das innerlich Noth wendige, welches ihnen die Wege fUr 
ihre Entwickelnng vorzeigt. Das Vernflnftige, wahrhaft Historische ist das 
Positive und die Forschung, welche den wahren historischen Sinn der Tha(- 
1 Sachen an der Band der Philosophie auszulegen weiss, die rechte Wissen- 
schaft des Völkerrechts''. Demnach wäre der philosophische Grundgedanke 
das Positive und der Inhalt des Völkerrechts, ^b glibe somit gar keine Wis- 
senschaft des positiven, sondern nur eine Philosophie des positiven Rechts« 



beans|)nicbeii. Daher kann aucSi ein System, die wissen- 
schtilOiche Darstelltmg des positiven Völkerrechts, nur 
solch positives Recht darstellen, sonst fehlt hier ausnahmst 
weise jede Unterscheidung zwischen geltendem und gelten 
sollendem Rechte, zwischen positivem und philosophischem. 
Man hat vielfach über die Leugner des Völkerrechts ge- 
klagt^, aber die wesentlichste Schuld trägt die Wissen- 
schaft, denn an ihr war es : das positive Völkerrecht geschicht- 
lich nachzuweisen und hierdurch unangreifbar darzustellen '^. 
Nur als eine eigenthümliche Prfitension vermögen Wir di^ 
Forderung zu bezeichnen, dass auch philosophisch gewünschte, 
jedocb noch nicht gültige Gesetze, sofort als Bestandtheil 
des positiven Rechts sollen anerkannt werden. Die Wissen- 
schaft baut nur aus, sie baut nicht auf, sie hat nur wieder- 
zufinden, was das Leben bereits gefunden. 

Indess verschuldete die Wissenschaft m'cht zu aller Zeit 
die begründete Leugnung des positiven Völkerrechts. Ge- 
leugnet konnte es mit Recht zu einer Zelt werden, wo es. 



0) y. Kaltenborn poleinlsirt in seiaem gegen die Leugner des 
TöHctrreehts gerlciiteten Schtusscupitel ( Krit. d. Völkerr. S. 806 f. ) liaiipt- 
särhlicli gegen die von ilinen, namentlicli in neuerer Zeit aucli von Pucbta 
(GefrobDheiUrecbt I, S. 14^) und Tön Wippermand (Beltr. z. StaaUr. I, 
f 15, S. 168 ff.) behauptete mangelnde Erzwingbarkeit des Völkerrechts «rid 
weist treffend die des positiven nach, aber unseres Eracbtens hätte er auch 
den oben erwähnten, Hir die Leugner sprechenden Grund anfiMiren müssen 
und dann wäre die Abartbeilung derselben vielleicht eine etwas mildere 
geworden. 

10) V. Mohl (a. a. O. S. 390} stimmt dem bei, wenn er sagt: „Ehi 
praktisch zuveriSssiges, positives Völkerrecht kann nur der gcschicbtHch nach« 
weisbare 'Ausdruck des gemeinsamen Recbtsbewussiseins der christlichen Völ- 
ker der Neuzeit über das Rechtsverhalten unabhängiger Staaten za einander, 
sein. Wie sollte da aber der Beweis dieses uud der Inhalt desselben gege- 
ben werden durch die Aufstellung irgend welcher beliebiger rechtsphilo- 
sophischer Sätze und eine eben so willkQhrlicbe Beifügung von einzelnen 
Tbatsachen'«. 



wie zu der von Hugo Grotius und seiner Nachfolger, nur 
erst in leisen Anfängen oder fast gar nicht bestand , oder 
wo die Quellen der Erkenntniss desselben nirgends gesam- 
melt und vereinigt waren. Damals war auch die philoso- 
phische Darstellung für den ganzen Umfang des Völkerrechts, 
die einzig mögliche, und die von Hugo Grotius insofern 
keine positive, wenigstens nicht der Gegenwart, als er sol- 
ches Recht ausdrücklich (s. d- iur, belli ac pac. Proleg. 
und unsere Ausführung über den Grundcharacter des Gro- 
tianischen Werkes) nicht darstellen wollte und durch seine 
Belege aus einer vorvölkerrechtlichen Zeit die philosophi- 
schen Sätze zu positiven nicht erhob. Als man aber der 
einen wesentlichen Quelle in den Verträgen immer deut- 
licher ansichtig wurde ^ ^) , da hätte von diesen zur Wider- 
legung der Leugner schon längst ein weit grösserer Gebrauch 
gemacht werden können, als bis jetzt geschah. 

Wurde nun daneben auch im weiteren Verlauf der Zeit 
das Herkommen der. Völker immer deutlicher erkennbar, so 
waren die zwei Hauptquellen des positiven Völkerrechts, 
aus welchen das System desselben seinen Inhalt zu schöpfen 
hatte, unbedingt da. Wozu also, wo positive Satzungen 
vorhanden waren , philosophische setzen ? Man gab vor, nur 
die unter den ersteren fehlenden durch letztere ersetzen 
zu wollen. Aber erstens fehlten sie oft nicht, sondern 
waren lediglich noch nicht aus den Quellen geschöpft, man 
scheute hur die dazu erforderUche Arbeit; und zweitens 
ist ja dort, wo eine positive Satzung fehlt, auch noch kern 



II) Die erste, umfassende, allgemeine Vertragssammlung erschien 
schon 1700 zu Amsterdam unter dem Titel „Kecueil des trait^s de paix etc/'. 
yergl. Miruss, Enrop. Gesandtschaftsr. i, S, 24, 



positives Recht vorhanden. Denn dadurch, dass man einen 
philosophischen Lückenbfisser in ein positives System hinein 
drflogty ivird er doch noch nicht zur positiven Satzung. 
Aber ist es wohl ferner denkbar, dass für ein positives 
VerhUtniss keine Satzung besteht? Uns scheint nur das 
Eine gewiss, dass nicht jede sofort bei ihrem Entstehen der 
hSheren Aufgabe des Völkerrechts : der sichtbaren Darstel- 
lung einer Weltrechtsordnung entspricht, aber bestehend ist 
sie gewiss, denn es giebt kein RechtsverhAltniss ohne eine 
Recbtssatzung. Ftir das Recht des neutralen Seehandels 
haben z. B. eine lange Zeit hindurch andere Sätze bestan- 
den, als in neuester Zeit vereinbart und später fast von 
allen civilisirten Staaten angenommen wurden, aber die ftiiher 
bestehenden waren vorher nicht weniger positiv, als es die 
jetzigen sind. 

Hat nun bisher das philosophische Völkerrecht, trotz der 
Zurückdrängung desselben durch die neueren Bearbeiter, 
noch immer einen zu grossen Einfluss auf das System des 
positiven Völkerrechts geübt, so scheint es uns jetzt an der 
Zeit, um diesem seine Natur und Zweckerfüllung zu sichern, 
dass es sich in vollständig reiner Positivität erhebe. 

Wenn wir daher daran gehen, die Systematik eines 
gegenwärtig positiven Völkerrechts darzustellen, so werden 
wir nur auf dieses positive Recht und das in ihm sich offen- 
barende Rechtsverhältniss Rücksicht zu nehmen haben und 
diese Systematik, eben weil sie die einem positiven Stoff 
allein angemessene ist, als die tonangebende bezeichnen 
müssen. Kein anderes positives Rechtsgebiet enflehnt in 
seiner wissenschaftlichen Darstellung seine Anordnung philo- 
sophischem Recht und so möge auch dem positiven Völkerr 
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recht, damit es lebeBsfHsch und naturwüchsig dastehe, dies^ 
Entiehnang niebt weiter zugemuthet werden. 

Die historische Richtung in der Rechtswissensdiafti 
wekhe in anderen Gebieten das Naturrecht siegreich Aber« 
wenden hat, möge auch im positiven Völkerrecht den rein 
positiven Stoff zur Geltung bringen und, so wie dort, auch 
hier das philosophische Recht durch die Philosophie des 
Rechts ersetzen. Dann wird und muss die Systematisi- 
rung des letzteren auch die des ersteren sein. Aber ehe 
fireüich der Stoff des positiven Völkerrechts geschichtlich 
ermittelt ist, kann über denselben auch nicht philosophirt 
werden , sonst möchte wiederum die Reditsphilosophie selbst 
Stoff bereiten wollen ^^. 

In wie fern nun aber die Behandlungen des philosophi- 
schen Völkerrechts, in richtiger Vorahnung der Gestalt des 
positiven, firuchtbringende Andeutungen ffir das System des- 
selben gaben, wird auch hier ihrer gedacht werden, aber 
nur in dieser Beschränkung. 

Andererseits muss zur Vermeidung aller Missverständ- 
nisse erklärt werden, dass ein System des positiven Völker- 
rechts zu seiner vollendeten Anordnung des philosophischen 
Gedankens nicht entbehren kann und soll, denn nicht blos 
Stoff soll plan- und zusammenhangslos in demselben dar- 
gestellt werden, sondern es soll sein ein harmonisch geglie- 
dertes und durchdachtes Ganzes i^). „Das System des 



13 ) Auch V. Kaltenborn vertritt eine ähnliche Richtung im Vdiker* 
recht. Vergl. deuen Krit. d. Völkerr. S. 131. Insbesondere aber auch Httltch- 
ner a. a. 0. S. 65: „Möge die Philosophie bedenicen, dass mit dem positiven 
Vdllcerrecht auch wieder das Object eines natftrlichen gegeben ist<^ 

13) Aehnlich sprachen wir uns schon früher ttber da« Verhäitniss des 
positiven und philosophischen Vöiicerrechts und den £influss der Philosophie 






P^ailivfin wird m seiner VoUendimg adi zu eiimr pincipieU» 
firgrADdang und Organisining des positiven Stoffes erheben 
mflfisen, indem aus dem innersten Wesen der positiven Yer- 
hilteisse und Grondsfttze gewisse oberste Prindpien gewon- 
nen werden, nach welchen sich aUe Details zu einem lebens- 
vollen (^ganismus gUedem und zusammenschHessen^ ^^). 

Nicht minder als für die Beschränkung des Gegenstan- 
des auf die rein po»tive Auffassung, müssen wir uns auch 
dafür aussprechen, dass hier nur (tte Systematik des Völker- 
rechts, nicht auch die der Volkerpolitik oder der Äusseren 
Staatskunst geboten werden kann. Was daher in dm Be- 
arbdtungen des podtiven Völkerrechts nicht rein recht- 
licher Natur ist, wird aus ihnen auszuweisen sein und bei 
unserer Systematisimng als nicht lungehörig übergangen 
werden. 

Wenn aber die Reinheit des positiven Völkerrechts 
nicht blos durdi Bdmisdiung philosophischer Sfitze, son- 
dern auch durch Hineintragung rein politischer SAtze und 
Institute getrübt worden ist, so kann von einer Berück- 
dchtigung der Stellung des Völkerrechts in der Reihe der 
Wissenschaften des äusseren Staatslebens um so weniger 
abgesehen werden, als nur dadurch, dass einem jeden 
Gebiete das Seine zugewiesen wird, auch das Völkerrecht 
in seinem ihm eigenthümlichen Bestände gesichert und er- 
kannt wird. 

Uns scheint der Organismus der wissenschaftlichen Ge- 
staltung des Ausseren Staatenlebens hauptsAcUich auf zwei 



aaf das Völkerrecht aus. Vergl. uiuere Schrift : ,,De nigtwa princip. iurr« 
mter gentes positiv," S. 6% 

14} T. Kaltenbom a. a. O. S. 245. 
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in diesem Leben sichtbar sich bewegenden und henromga* 
den Grundgedanken , denen des Rechts und der Klugheit zu 
ruhen. Das bezügliche Recht erscheint aber, wie alles und 
jedes 9 als materielles und formelles. Hiemach zerflUlt auch 
das gesammte, auf das äussere StaateAleben sich beziehende 
Recht in Völkerrecht und Völkerprocess oder richtiger' Staar 
tenrecht und Staatenprocess. Das Völkerrecht systetnatisirt 
sich in drei Hauptabschnitte: 1) van den Subjecten, 2) 
Objecten, und 3) Acten , durch welche die Subjecte zu 
den Objecten in Beziehung treten. Der Völkerprocess ent- 
hült die Lehre von den Organen und dem Verfahren. Das 
dritte diesen an die Seite zu stellende Ganze ist die äuss^fe 
Politik oder die Staatenklugheit, deren wissenschaftliche Ge*' 
staltung zur Zeit noch problematisch ist. 

Diese Andeutungen mögen zuvörderst genügen, um 
einige unserer kritischen Ausstellungen von vorneherein zu 
erklfiren, denn ohne bestimmte eigene Anschauung können 
wir uns an die Kritik einer anderen nicht machen, ohne 
Massstab ist das Messen unmöglich. 

Es erübrigt uns nun, nach Feststellung der Natur, Ein- 
reihung und Skizzirung des Systems des positiven Völker- 
rechts die Hauptrichtungen in der Systematfsirung des Völ- 
kerrechts zu ergründen und characterisiren. Wir haben 
dem Wesen der Darstellung nach hier Ausführungen und 
Forschungen zu unterscheiden. Die ersteren sind der Zeit 
nach die früheren, die letzteren beginnen mit Rachel. 
Diese werden desshalb getreiint zu behandeln sein, weü die 
Durchführung der Systematik nach einem ganz anderen 
Massstab beurtheüt werden muss , als die blosse , in der 
Forschung enthaltene Andeutung, wenn gleich die^e für die 



Beurtheflung der vorliegenden eigentlichen Frage uns mehr 
Anhaltspunkte bietet, indem sie diese selbst übernimmt, 
aber eben desshalb ist sie auch an unsere eigenen Aufstel'« 
lungen so nahe als möglich hinanzurücken gewesen. Endlich 
sollen blosse systematische Entwürfe den Forschungen an- 
gereiht werden, denn als Ausführungen sind sie nicht zu 
betrachten. 

Bei den Ausführungen ist aber blos eine Unterschei- 
dung möglich. Ein dem Grundgedanken des Völkerrechts 
entsprechendes und in Anleitung desselben durchgeführtes 
System besteht bis jetzt nicht i^), von einem Unterschiede 
zwischen verschiedenen Systemen kann also auch nicht die 
Rede sein. Denn unter Systemen verstehen wir nicht ein 
bdiebig, sondern ein dem Geist des behandelten Stoffes 
entsprechend geordnetes Ganzes. Das zur Erklärung, wess* 
halb wir das Wort „System" vermieden. Dagegen können 
wir unter den Bearbeitungen des positiven Völkerrechts in 
seinem ganzen Umfange solche unterscheiden, bei welchen 
überhaupt eine ganz willkührliche Anordnung statt- 
findet, und auch gar keine andere beabsichtigt wird, und 
solche, welche dem Bewusstsein von der Nothwendig- 
keit einer Systematik entstammen. Eine strenge Scheidung 
würde aber auch hier Tnconvenienzen herbeiführen, da auch 
auf die letzteren Bearbeitungen häufig solche der ersteren 
Gattung folgen, welche jener, wenn auch nicht die ganze, 



15) Vergi. V. Kaltenborn S. 3*28: „Die Versuche über die ober- 
steo Prindpien des VölkerrechtslebeDS uod der Völkerrechtowisieiuchaft siod 
noch unbedeutend zu nennen, viel weniger hat eine Anwendung deriel- 
ben stattgefunden , noch stattfinden können znmBehufe der Construi' 
rnng eines wahrhaft wissenschaftlichen Systems'S Vergl, auch 
▼. Mohl a. a. 0. S. 468. 
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80 doch teilweise Systematik unbewusst nachgebildet habeo» 
imd ivo daher der Haiigei jeglichen Bewusstseins der ge- 
dachten Nothwendigkeit schwer nachzuweisen würe. 

Es ist nicht zu verkennen, dass gewisse Mfingel in der 
Systensiatik mehreren Bearbeitern des positiven Ydlkerreditd 
gemeinsam sind, aber als ausschliessliche und wesentlich 
characterisirende können sie nicht hervorgehoben werden. 
Wenn diedier an v. Kalte ab orn's Kritik des Völkerrechts 
ausgestellt wird i^), „dass er die Untersuchung der bisher 
im Völken'echt aufgestellten Lehren an die einzelnen Büdier 
gebunden, anstatt sie nach ihrer inneren Bedeutung und 
dem organischen Zusammenhang vorzunehmen^, so schcfni 
uns dieser Vorwurf wol widerlegt durch die DarsteHun^ 
selbst, indem v. Kaltenborn nicht nur auf diestibin 
SclHtftstetler m verschiedenen Capitdn zurückkömmt) nidit 
nur mehrere Perioden der Völkerrechtswissenschaft unter- 
scheidet i'O , sondern auch schliesslich die Resultate aus 
allen unter bestimmte Gemeinsamkeiten zusammenfasst. 
Sodann aber möchten wir dem Verfasser den entgegengii* 



16) r. Mobl a. a. O. 8. 380. 

17) Berficksicfatigen \i^ir die Periodisirung v. KalteDborn'« blos In 
Bezog auf das positive Recht, so ergeben sich schoo folgende zahlreiche Ab- 
schnitte: I. Anfänge der Wissenschaft des positiven Völkerrechts. 

2. Die positive Richtong nach Grotios. 

3. Die Quellensammlangen des positiven Völkerrechts. 

4. Die Begründung der positiven Völkerrechtswissenschaft mit J. J. 

Hos er. 

5. UebergSnge zu einer höhern Auffassung der Völkerrecbtswis« 

senschaft. 

6. Die willkttrliche Systematik des Positiven. 

7. Princlpielle Bearbeitung des positiven Völkerrechts. 

8. Reflectirte Systematik des Positiven. 

9. Uebergang. v. Gagerns*s Kritik des Völkerrechts. 
10. Philosophische Systematik des Positiven. 
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mtxtni Vorwurf machen. Wir sind wenigstens diurch Studium 
der Völkeirechtsliteratur zu der Ceberzeugung gdangt, dass 
aelf^he ünterBcheidungen auf eine sehr bescheidene Zahl zu- 
rüduttfohreii sind lud zwar, unter Tremiung der Entwicke« 
long des philosophischen und [positiven Völkerrechts, in 
Berag wf l^teres im Wesentlichen nur auf drei : die pfailor 
sophisch-positiye, die rein positive und positiv-philosophische 
Richtung. Die erstere würde mit Grotius, die zweite mit 
J. J. Moser und die dritte mit 6. F. Märten s beginnen. Die 
viep^te, wenn sie sich überhaupt wird Bahn bredben können, 
w4bre wiederum die rein positive und diese würde mit den 
cfilett. haraonisch gegliederten, rein positiven System ihrem 
4A(i|]|g nelunen. Zur Zeit aber stdien wir npch in der 
dritten Periode. 

Diese Periodisirung auf die Untersuchung anzuwmden, 
bab^ wir aber Bedenken getragen , denn diese steht . mit 
jenen Richtungen in keinem directen Zusammenhange. Es 
besieht sich die Periodisirung nur auf die Auffassungsweise 
des dargestellten Gegenstandes, nicht auf die Anordnung 
desselben und findet sich auch nur in jener begründet. 
Bei der Systematisirang können wir, wie fast bei jeder Wis- 
iienschalty zunächst im Grossen und Ganzen nur zwei Ab- 
schnitte unterscheiden. Zuerst die vorsystematische Zeit, 
und das ist die von Hugo Grotius bis G. F. Martens, und 
sodann das Erwachen des Bewusstseins von der Nothwen« 
digkeit einer Systematik. Erst mit dem ersten und weiteren 
abweichenden gelungenen Versuchen einer durchgehend 
geordneten Systematik beginnt diese selbst, und ihr fol- 
gen demnttchst die besonders zu characterisirenden Rich- 
tungen derselben. Unserer Ansicht nach stehen wir erst 
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in der zweiten bezeichneten Periode, und desshalb haben 
wir auch unsere Aufgabe nur mit Berücksichtigung dieser 
und der ersteren Kisen können. Unsere Anforderungen und 
Urtheile über den gegenwärtigen Zustand der Völkerrechts- 
wissenschaft überhaupt und der Systematik insbesondere 
werden um so weniger streng erscheinen, als sie im Ganzen 
mit denen Anderer übereinstimmen i^). 

Gehen wir aber auf die oben schon angezogenen Mfta- 
gel der Systematik ein, so dienen diese ebensowenig einer 
detaUlurteren Unterscheidung, da sie fast von allen Autoren 
mehr oder weniger getheilt werden, also für keinen beson- 
ders' characteristisch sind und ihre Abstellung grösstra- 
theils der bezeichneten dritten Zukunftsperiode vorbehalten 
bleibt. 

Diiese Mängel sind wesentlich : 

1 ) die ausser bei den Positivisten fehlende strenge Unter- 
Scheidung philosophischen und positiven Rechts ; 

2 ) die ungehörige Vermischung des Völker- und Staats- 
rechts und der Politik ; 



18) ▼. Kalten bor n (Krit. d. Völkerr. S. 228) erklärt die bisherige 
Systematik fiir einen mehr oder weniger willkflhriichen Scliematismas. v. Mo h I 
(a. a« O. S. 381) will dagegen, dass auf die Systematik keine zu minutiöse 
Rttciuicht genommen werde. Er äussert bei Beurtlieilung der v. Kaltenborn- 
scben Krit. d. Völkerr. , woselbst auf die Systematik und, wie es uns scheint 
mit Recht, eingebend Rücksicht genommen wird : „Ob der Kritik der Sy- 
stematik nicht zu viei Werth und zu viel Raum eingeräumt worden ist, mag 
dabin gestellt bleiben. Wenn nur die fiintheilung des Stoffes dem Grundge- 
danken der Wissenschaft im Wesentlichen entspricht, so liegt schliesslich an 
dieser oder jener Einzelheit oder EigenthQmlichkeit nicht viel". Wir glauben 
auch, dass mit dem Ersteren das Wichtigste erfüllt sei, aber auch das Letz- 
tere scheint doch mit Rücksicht auf das Lehr- und Lernbedürfniss nicht un- 
wichtig. Da indess jetzt alle Systematik , besonders aber die im Einzelnen, 
bis zur allseitigen Ergründung des wahrhaft positiven Völkerrechtsstoffes nur 
provisorisch ist, so scheinen auch diese Einzelheiten voriüuüg von keiner 
grossen Bedeutung. 
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3) die fast flberall fehlende und nirgends vollständig 
ausgeführte Scheidung des materiellen und formellen 
Rechts ; 

4) die auf rein äusseren Zuständen begründete Einthei- 
lung in Friedens- und Kriegs - Völkerrecht ; 

5) die Nachbildung der privatrechtlichen Systematik ; 

6) die fast überall fehlende richtige Construction des 
völkerrechtlichen Rechtsverhältnisses. 

Haben wir demnach, trotz alles Suchens und trotz aller 
Versuche, keine weitere charakteristische, durchgehende Un- 
terscheidung der bisherigen völkerrechtlichen Ausführungen, 
als die eine angeführte auffindig machen können, so war 
es an uns, daran ein Genügen zu finden. Denn wo keine 
ausschliessliche oder sehr vorherrschende Richtung indicirt 
war, wäre es unsererseits willkührlich gewesen, in die 
Willkühr Gesetz' hinein zu interpretiren und charakteristische 
Kennzeichen blos desshalb zu simuliren, well wir sie postu- 
liren. Zwar verkennen wir nicht, dass wir durch eine solche 
Schematisirung unserer Leistung mehr Uebersichtlichkeit vin^ 
dicirt hätten, aber wo keine Unterscheidung von den Autoren 
angestrebt ward , war auch Seitens des Kritikers . keine 
möglich, denn er beurtheilt nur und hat nicht zu ordnen, 
wenn gleich er den entdeckten Mangel in der Anordnung 
zu rügen berufen bleibt. 
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Zweites Capitel. 

Die willkflbrlicke Anordnung des pesUlv - vOlkerredt- 

liehen Stoffes. 

Von Hugo Grotius bis G. F. v. Martens. 

§ 1. 
Hugo OroHu8, 

Wenn mv mit Hugo Grotius beginnen, so geschiebt 
es nicht desshalb, weil wir glauben, dass seine Leistungen 
auf das Völkerrecht der Gegenwart noch irgend welchen 
nachhaltigen Einfluss tiben können. Dass er zu seiner 
Zeit den Gedanken von der Nothwendigkeit eines Völker- 
rechts für den Krieg anregte und die Grundzttge eines 
solchen Kriegsvölkerrechts entwarf, wird zu jeder Zeit die 
Nachwelt dankbar anzuerkennen haben. Aber die Art: 
wie er sein positives Völkerrecht begründete, ist der posi- 
tiven Natur desselben nicht entsprechend. Denn darüber, 
dass im System des positiven Völkerrechts das heutzutage 
geltende Recht darzustellen sei, ist wohl kaum ein Zweifel 
vorhanden i^), und gerade gegen dieses Hauptrequisit fehlte 
Grotius. jjniuriam mihi facietj si quis me ad ullas 
nostri secuK controversiaSj aut natas, aut quae na sei* 
turae praevideri possunt, respexisse arbitratur. Vere 
enim profiteor^ sicut MatAematici figuras a corparibus 
semotas considerant^ ita me in iure tractando ab omni 



19) Heffter stellte das Völkerrecht der Gegenwart dar. Vergl. 
aocb V. Kaltenborn a. a. 0. S. 343 aod y« M«hl a. a. O. 8. Z99. 
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singulari facto abduxisse animum*^^^\ Man kann nun 
zwar diese Stelle so auslegen, als hStte der Verfasser, durch 
diese Nichtberücksichtigung der Gegenwart, sich Cnparthei- 
Uchkeit sichern wollen, aber bestehen bleibt doch, dass nach 
diesem Ausspruch und nach dem ihm entsprechenden ganzen 
Inhalt des Buches das Grotianische Völkerrecht als ein 
solches seiner Zeit nicht angesehen werden kann. Wenn 
er ferner durch den Zusatz nascituraej auch Rflcksichts- 
nahme auf die Zukunft in Abrede stellt, so bleibt nur 
übrig, sein Völkerrecht für ein solches der Vergangenheit 
zu halten. Aber ob es das nach der früheren Natur der 
internationalen Verhältnisse und nach den Grotianischen 
übrigen Aussprüchen und der Art der Bearbeitung überhaupt 
hat sein können, ist mehr als fraglich. Sind auch die inter- 
nationalen Beziehungen der Völker für die filtere Zeit reich- 
haltiger als für die spätere, insbesondere durch Müller- 
Jochmus, Laurent u. A. bearbeitet worden, so ist doch 
weder für jene Zeit, noch für das Mittelalter durch Ward, 
Pfltter und Laurent das vielfältige Vorkommen moder- 
ner Tölkerreclitlicher Institutionen oder gar moderner 
Völkerrechtsbegriffe nachgewiesen worden. Es möchte wohl 
auf die ganze vorgrotianische Zeit der Ausspruch anzu- 
wenden sein : ^ es hat Jahrtausende lang internationale 
Beziehungen und Verhältnisse gegeben, ehe dieselben, 
auf die eigentliche Rechtsbasis gestellt, ein Völker- 



20) De iur. bell, ac pac. proleg. 58. Hinriclis (Gescb. d. Recht«- 
0. StaaUprincip. 1,66) sagt Ober Hago Grotii^a: „AberH. Grotius abstra- 
birt seine Forschungen nicht vom Leben , er setzt dieses flir jene nicht vor- 
aus, sondern erklärt ausdrttckHcb, dass er seinen Gegenstand rein wissen- 
schaftlich, abgesehen von den Aeusserlicbkeilen des Lebens, behandelt habe'^ 



recht sieben im wahren Sinne constituirten ^' ^ ^). Ein Zu- 
sammenhang zwischen dem yorgrotianischen , vermeintlichen 
Völkerrecht und dem heutigen ist daher, unserer Ansicht 
nach, nur nach dem Gesetze allmftUger Entwickelung vorhan- 
den. Wie in einem einzelnen Volke das Recht in seiner 
vollkommeneren Gestaltung der vollkommeneren Entwickelung 
des Rechtsbewusstseins desselben entspricht, so bedingt 
die fortschreitende Ausgleichung der verschiedenen Rechts- 
anschauungen der Völker die fortschreitende Entwicke- 
lung des Völkerrechts ^^). Ohne jene Ausgleichung ist 
aber auch diese Entwickelung nicht möglich, und wenn in 
vorgrotianischer Zeit die erstere nur sehr unmerklich, wol 
kaum sichtbar vor sich ging, so hat auch deren Wirkung 
nicht allzu bemerkbar sein können. 

Grotius' Aussprüche aber sprechen keineswegs, weder 
dafür, dass er ein positives Völkerrecht einer wissenschaft- 
lichen Gestalt fähig gehalten, noch daflir, dass er in letzter 
Instanz seine Sätze anders, als auf das Naturrecht habe 
basiren] wollen. Als Beleg des Ersteren diene folgende 
Beweisführung : y^nam naturalia^ cum semper eadem sint, 
facile possunt in artem colligi : illa autem quae ex con- 
stilitto veniuntj cum et mutentur saepe, et alibi alia 

21) V. Kaltenborn, Kr1(. il. Völkerr. S. 23. 

22) Savigny (Syst. d. d. röm. Rechts. I, S. 33) sagt: ,, Indessen 
kann auch unter verschiedenen Völkern eine libnliche Gemeinschaft des 
Rechtsbewusstseins entstehen, wie sie m einem Volk das positive Recht 
erzeugt'^ Dass diese Gemeinschaft nur durch die oben erwähnte Ausglei- 
chung vor sich gehen könne, scheint, da ein jedes Volk seine Rechtsanscbau- 
ung ursprünglich hat und mitbringt, selbstverstUudlich. Ein allumfassendes 
röiii. jus gentium wird aber, indem bei dieser Ausgleichung lediglich die 
internationalen Beziehungen in Betracht kommen, aus derselben nicht 
entstehen. Vergl. auch meine Schrift „de natur. princip. iur. inter genles" 
S. 45 flf. 
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sintj ejctra artem posita suntj ut aliae 7' er um singvJarium 
perceptianes^^ *^). Hätte wol deatlicher erklärt werden 
können, dass nur das philosophische Völkerrecht einer wis- 
senschaftlichen Anordnung unterliegen könne ? Unsere zweite 
Annahme ist nicht minder klar belegt durch den Satz : 
j^Superest ut quibus ego auxüiis et qua cura hanc rem 
aggressus sim breviter exponam. Primum mihi cura haec 
fuits ut eorum quae ad ius naturae pertinent proha- 
tiones referrem ad notiones quasdam tam certas ut 
eas nemo negare possit^ nisi sibi vim inferaf ^4^ Auch 
die Zeugnisse der Philosophen und Geschichtschreiber, Poeten 
und Redner ^^) zieht Grotius wenigstens theilweise dcss- 
halb an, weil, wenn mehrere zu verschiedenen Zeiten und 
an verschiedenen Orten dasselbe als gewiss behaupten. Sol- 
ches auf einen allgemeinen Grund , nemlich eine recta 
iltatio' ex naturae principiis procedens zurückgeführt wer- 
den müsse oder auf einen communis consensus. Indess 
unterscheidet er hier Natur und Völkerrecht, denn jene 
Ülatio zeige das Naturrecht, der consensus das VölkeiTcht 
an. Der Unterschied beider sei indess nicht aus den Zeug- 
nissen selbst, denn häufig hätten die Schriftsteller beide Gebiete 
vermengt, sondern aus der Beschaffenheit der Materie zu 
entnehmen ^^). 

Nach unserer Auffassung hat nun Grotius sich 
überhaupt nur einer Quelle des positiven Völkerrechts wirk- 



23) Proleg, 30. 

24) Proleg. 39. 

25) An einer andern Stelle {Proleg, 47) treten Poeten und Redner 
geständigem! assen nor omamenti causa auf. 

26) Proleg. 40. 
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lieh bedient, nemlich des Herkommens, aber freilich aus 
nicht völkerrechtlichen Zeiten, der griechischen und römi- 
schen, seiner Ansicht nach die besten und die der besten 
Völker. Zur Feststellung des Herkommens berücksichtigt 
er die Geschichte aber in einer die Positivität seines 
Systems niäit verbürgenden Weise, seine Sätze entsprin* 
gen nicht aus den geschichtlichen Thatsachen, sondern es 
werden zunächst jene aufgestellt und dann diese als Beleg 
angezogen. jjHütoriae duplicem habent usum qui nostri 
sit argumenti: nam et exempla suppeditant et iudU 
cia. Exempla quo melioimm sunt temporum ac populo- 
rum, eo plus habent auctoritatis : ideo Graeca et Romana 
veter a caeteris praetulimus. Nee spernenda iudicia, 
praesertim consentientia : ius enim naturae ut dixü 
mttSj aliquo modo inde probatur : ius vero gentium 
non est ut aliter probetur'^^'^. Dass die Geschichte 
exempla und iudicia liefern solle. Das anzustreiten liegt 
uns fem. Dass aber jene für das 17. Jahrhundert aus der 
Geschichte einer, auf ganz anderen Voraussetzungen, ruhen- 
den Vorzeit entnommen werden können, und doch die Exi- 
stenz eines positiven Völkerrechts für diese weitabliegende 
Zeit begründen sollen, Das scheint uns widersinnig. Eben 
so wenig ist durch die Uebereinstimmung mehrerer Urtheile 
(iudicia) ^^) das positive Völkerrecht zu begründen, und wenn 
Grotius gar kein anderes Mittel als dieses kennen will, so 



27) Proleg. 46. 

38 ) Vergl. auch die oben referirte Stelle Proleg, 40, wo der consensug 
der Philosophen, Geschichtscbreiber, Redner und Poeten zur Begründung des 
Völkerrechts herangezogen wird, was noch unpassender erscheint. Die hier 
erwähnten, geschichtlich begründeten indicia mögen dagegen noch den 
Vorzug verdienen, 
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verräth er eine Unkenntiiiss seiner eigenen Aussprüche. Denn 
in dem einen ist die Uebereinstimmung der Staaten 
zur Begründung de? YöULerrechts ausgesprochen : ^^Sed sicut 
cujusque civitatis iura utüitatem suae civitatis respiciunts 
ita inter civitates aut omnes, auf plerasque ex con- 
sensu iura quaedam nasci patuerunt^^ ^^) ; in dem andern 
die Uebereinstimmung der Völker : ^jOptime enim dictum 
est a Diane Prusaeensij inier hostes scripta quidem iura, 
id est civilia, nan valere, at valere non scripta, id est 
ea quae natura dictat aut gentium consensus can* 

stUuW 80). 

Ist nun, trotz dieser im Ganzen richtigen Begründung 
des Völkerrechts, die Darstellung desselben bei Grotius 
keine die Positivitftt verbürgende, so ist auch für unsere 
vorliegende Aufgabe : die Systematik des positiven Völker« 
rechts, keine Ausbeute zu erwarten. Die Versicherung des 
Verf., dass er sich in seinem Werke ^i) einer bestimmten 
Anordnung bedient habe, kann, da dem guten Vorhaben 
keine entsprechende Ausführung gefolgt ist, nur als cap- 
tatio benevolentiae erscheinen. Wenn wir dessen unerachtet 
die Grotianische Anordnung in Betracht ziehen, so geschieht 
es nur, um die bei anderen späteren Autoren sich vorfinden« 
den Mängel aus denen des s. g. Vaters der Wissenschaft, 
wenigstens zum grössten Theil, zu erklären. 

Wir können nicht zweifelhaft darüber sein, in welcher 



29) Proleg. 17. 

30) ProUg. 26. 

31 ) ProUg. 56 : ^In Mo opere iria maxime mihi proposui : ut de- 
finiendi rationes redderem qtiam maxime evidentes, et ut quae erant 
tractanda, ordine certo di^ponerem** etc. 
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Veranlassong das unserer Beurtheilung vorliegende Werk : 
de iure belli ac pacis geschrieben wurde. Der Verfasser 
giebt zwei Gründe an. Erstens die schimpfliche, bei Chri- 
sten und NichtChristen herrschende, zügellose Licenz in Füh- 
HUg des Krieges (pudendambellandi licentiamj ^^). Zweitens 
die Ueberzeugung, der Jurisprudenz durch Anwendung einer 
Kunstform (artis formam) einen Dienst erweisen zu können. 
Letzteres hätten freilich schon vorher Mehrere beabsichtigt, 
aber nicht vollkommen ausgeführt, weil sie nicht richtig das 
ex constituto Begründete von dem a naturalibus trenn- 
ten'^). Somit wollte also Grotius gleichzeitig einem Lebehs- 
und Wissenschaftsbedürfiniss genügen. 

Die Behandlung aller einzelnen Fragen geht vom Kriege 
aus, dieser ist der Mittelpunct des Werkes. Schon die Ucber- 
schriften der Capitel, insbesondere aber Grots eigene, 
weiter folgende Inhaltsangaben weisen Das aus. 

Die Capitel sind überschrieben: 

Lib. I. Cap. I. Quid bellum , quid ius ? 

Cap. II. An bellare unquam iustum sit. 

Cap. III. Belli partitio in publicum et privatum. Summi imperii 
explicatio. 

Cap. IV. De hello subditorum in Superiores. 

Cap. V. Qui bellum licite geraut. 

Lib. II. Cap. I. De belli causis et primum de defensione sui et 
rerum. 

Cap. IL De bis quae hominibus communiler competunt. 

Cap. III. De acquisitione originaria rerum ubi de mari et flu- 
minibus. 



32) Proleg, 28. 

33) Proleq, 30. 
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Cap. IV. De derelictione praesumta et eam secota occupatiooe : 
et quid ab usucapione et praeiscriptione differat. 

Cap. V. De acquisitione origiDaria iuris in personas : ubi de iore 
parentnm : de matrimoDüs : de coilegiis : de iure in 
subditos: servos. 

Cap. VI. De acquisitione derivativa facto hominis, ubi de aliena- 

tione imperii, et rerum imperii. 
Cap. VII. De acquisitione derivativa quae fit per legem : ubi de 

successionibus ab intestato. 

Cap. VIII. De acquisitionibus quae vulgo dicuntur iuris Gentium. 

Cap. IX. Quando imperia vel dominia desinant. 

Cap. X. De obligatione quae ex dominio oritnr. 

Cap. XI. De promissis. 

Cap. XII. De contractibus. 

Cap. XIII. De iureiurando. 

Cap. XIV. De eorum qui summum Imperium habent promissis et 

contractibus et iuramentis. 

Cap. XV. De foederibus ac sponsionibus. 

Cap. XVI. De interpretatione. 

Cap. XVII. De damno per iniuriam dato et obligatione quae 
inde oritur. 

Cap. XVIII. De legationum iure. 

Cap. XIX. De iure sepuiturae. 

Cap. XX. De poenis. 

Cap. XXI. De poenarum communtcatione. 

Cap. XXII. De causis injustis. 

Cap. XXIII. De causis dubiis. 

Cap. XXIV. Monita de non temere etiam ex iustis causis susci- 
piendo bello. 

Cap. XXV. De causis belli pro aliis suscipiendi. 

Cap. XXVI. De causis iustis ut bellum geralur ab bis qui sub 
alieno imperio sunt. 

Lib. III. Cap. I. Quantum in bello liceat, regulae generales ex 
iure naturae : ubi et de dolis et de mendacio. 

Cap. II. Quomodo iure gentium bona subditorum pro debito 
imperantium obligentur: ubi de repressaliis.; 
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Cap. lil. De belio iusto sive solenni iure Gentium : ubi de in- 
dictione. 

Cap. IV. De iure ioterficiendi hostes in hello solenni , et alia vi 
in corpus. 

Cap. V. De rebus vastandis eripiendisque. 

Cap. VI. De iure acquirendi hello capta. 

Cap. VII. De iure in captivos. 

Cap. VIII. De imperio in victos. 

Cap. IX. De postliminio. 

Cap. X. Monila de his quae fiunt in hello iniusto. 

Cap. XI. Temperamentum circa ius interficiendi in hello iusto. 

Cap. XII. Temperamentum circa vastationem et similia. 

Cap. XIII. Temperamentum circa res captas. 

Cap. XIV. Temperamentum circa captos. 

Cap. XV. Temperamentum circa acquisitionem imperii. 

Cap. XVI. Temperamentum circa ea quae iure gentium postlimi- 
nio carent. 

Cap. XVII. De his qui in hello medii sunt. 

Cap. XVIII. De bis quae in hello publico privatim fiunt. 

Cap. XIX. De fide inter hostes. 

Cap. XX. De fide publica qua bellum flnitur : ubi de pacis pac- 
tione, de sorte, de certamine condicto, de arbitrio , 
deditione, obsidibus, pignoribus. 

Cap. XXI. De flde, manente hello: ubi de induciis, commeatu, 
captivorum redemtione. 

Cap. XXII. De fide minorum potestatum in hello. 

Cap. XXIII. De fide privata in hello. 

Cap. XXIV. De fide tacita. 

Cap. XXV. Conclusio cum monitis ad fidem et pacem. 

Grotius bebandelt im ersten Buch den Ursprung des 
Rechts und die Rechtsbegründung des Krieges (Cap. I, II 
u. V), hierauf die Macht der höchsten Gewalt, aber ledig- 
lich zur Erklärung des Unterschiedes zwischen öffentlichen 
und Privatkriegen (C. III), während das vierte Capitel eio 
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rein staatsrechtliches Thema erörtert'^); im zweiten die 
Gründe zum Kriege (C. I, XXII, XXffl, XXIV, XXV u. 
XXVI) ^ö) , in Veranlassung welcher die Natur der res ana- 
munes und propHae (C. II, III, IV), die Rechte von Perso- 
nen an Personen (C. V), die dem Eigenthum entstammende 
obligatio (C. X), die Norm fiir die Sficcessiones regiae (C. 
VI, VII, Vin, IX), das ex pacto oder contractu herzulei- 
tende Recht (C. XI, XII, XIV), die Kraft und die Interpre- 
tation der Bündnisse und des privaten, so wie publiquen 
Eides (C. XIII, XIV, XV, XVI), sowie die Art der Schadlos- 
haltung (C. XVII), die Heiligkeit der Gesandten (C. XVIII), 
das Recht die Todten zu begraben (C. XIX), und die Natur 
der Strafen (C. XX u. XXI) auseinandergesetzt werden ^^) ; 
im dritten, was im Kriege erlaubt ist, die Arten des 
Friedens und alle beüicae conventiones ^'^. 

Das erste Buch behandelt demnach , bis auf das vierte 
Capitel, nur auf den Krieg bezügliche Gegenstände, das 
zweite auch andere, aber in Veranlassung des Krieges, wo- 
gegen das dritte dem Kriege und Friedensschluss direct 
gewidmet ist. Der Frieden erscheint hier nur als Anhängsel 
des Kiieges. Er wird überhaupt als der Hauptzustand von 
Grotius nicht aufgefasst. Auch alle übrigen, sonst etwa 
dem Friedensrechte angehörigen Fragen werden in das Kriegs- 
recht versetzt, oder wenigstens nur in Rücksicht auf ihren 



34) Proleg, 33. 

35) Dieses Buch beginot und scblieast mit den GrQnden zum Kriege. 
Zum Ervreise, dass Grotius das fiigentliumsrecht nur in Anlass der Gründe 
zum Kriege behandelt habe, dienen die Lib. II, Cap. II, | I enthaltenen, ein- 
leitenden Worte. 

36) ProUg. 34. 

37) ProUg. 35, 
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Zusammenhang mit dem Kriege behandelt. Es kam Gro- 
tius nur darauf an, die möglichen völkerrechtlichen VerhAlt- 
nisse zu erschöpfen, aber er bezog sie alle nur auf einen 
äussern Zustand, ohne sie in ihrer Wesenheit zu systemati- 
siren. So ist denn sein Werk wesentlich ein durch den 
Krieg veranlasster Tractat über das Völkerrecht, da er alle 
Gegenstände dieses vollständiger behandeln will 3^), als frü- 
here Bearbeiter des Rechts des Krieges s^). 

Von einer eigentUchen Anordnung, geschweige denn 
von einer Systematik kann bei Grotius gar nicht die Rede 
sein. Zwar versuchte schon Gronovius, wenigstens theil- 
weise, die Institutionen - Systematik hinein zu interpretiren, 
aber auch er konnte nur vergleichen Lib. II, Cap. II mit 
dem Tit. Institut, d. verum divisione, (11, 1) Cap. V mit 
de iure personarum, (^Institut. I, 3) de patria patestale 
(I, 9) und per quas personas nobis acquiritur (II, 9), 
VI — IX mit den Titt. de testameniisj legatiSj fideicommissis, 
hereditatibus ab intestato und bonorum possessionibus 
(Institut. Lib. II, 10—25 u. Lib. III, 1—10), Cap. XI mit 
der materia obligationum {Institut. Lib. III, 10 — 30), Cap. 
XVII mit Lex Aquü. et Oblig. ex delicto {Institut. Lib. IV, 
1 — 4). Wir haben uns darauf beschränken müssen , wie 
oben geschehen, zur Grotianischen Inhaltsangabe die ent- 
sprechenden Capitel zu setzen. 

Zunächst war es wol nur philosophisches, durch unge- 
hörige^ Citate aus der heiligen Schrift, Geschichtschreibern, 
Poeten und Rednern belegtes Recht und zwai- nicht blos 



38) Proleg. 36. 
39} Proleg. 38. 
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Yölkerrecht, sondern auch pLilosophisches Privat-, Straf- 
und Staatsrecht ^^). Dagegen tadelt Grotius an andern Au- 
toren, dass sie Römisches Recht hineinmischen ^ ^) und nach 
diesem allein oder zugleich nach dem Canonischen Völkerstrei- 
tigkeiten entscheiden wollen ^^). Auch sieht er wol ein, dass 
das Völkerrecht sowol vom Civilrecht ^«), als der Politik ^^ 
zu unterscheiden sei. Er vindicirt demselben somit schon 
einen rechtlichen und eigenthümlich publicistischen Character. 
Die fehlende Scheidung materiellen und formellen Rechts 
wollen wir ihm, da üherhaupt diese Theile damals auch 
auf anderen Rechtsgebieten noch nicht streng geschieden 
waren, nicht hoch anrechnen, indess damit doch andeuten, 
dass er auch in dieser Beziehung Vater der Mängel war. 
Sein ganzes Völkerrecht ist eigentlich, dem Gesichtspuncte 
nach, von welchem aus er die übrigen Fragen behandelte, 
nur formelles Recht, denn der Krieg kann richtigerweise, 
was später, wie wir nachweisen, auch wiederholt geschab, 
nur aufgefasst werden als ein internationales Rechtsmittel, 
somit als ein formeller Rechtsbestandtheil. Eine Systemati- 
sirung auf der Grundlage zweier äusserer Zustände, des 
Krieges und Friedens, — wie wir sie bei späteren Völker- 
rechtsautoren entdecken, — kann bei Grotius desshalb. 



40) In das natUrlicfie Privatrecht gehören aiiAschliessIich oder nur 
b«upl»8cblich Lib. II, Cap. II, III, V (zum Tbeil), VII (z. Tb.), VIII, X, XI, 
XII, XIII, XVil u. XIX ; in das Strafrecht Cap. XX u. XXI ; In das Staats- 
recht Lib. I, Cap. V; Lib. II, Cap. V (2. Tb.^ VI, VII (z. Tb.), IX, XIV 
und XXVI. 

41 ) Proleg. 55. 

42) Proleg, 54. 

43) Proleg, 41. 

44) Proleg, 57. 
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wdl er den Ki-ieg als etwas das Ganze Beherrschendes auf- 
fasste, nicht angetroffen werden, wol aber verleitete er dnrch 
seinen Titel de iure belli ac pacis zu der nach ihm üblich 
gewordenen Vertheilung des Stoffs in die rein Äusseren Ka^ 
tegorien des Krieges und Friedens. Auch die später statt- 
findende Nachbildung privatrechtlicher Systematik kann aus 
gleichem Grunde Grotius nicht zur Last gelegt werden. 
Denn wie Gronovius' Versuche nachweisen, liegt eine nur 
partielle Aehnlichkeit und nur im zweiten Buche vor. Wol 
aber fehlt ihm vollständig die richtige Construction des völ- 
kerrechtlichen Verhältnisses. Ueberhaupt hat er bei seinem 
planlosen Schreiben Aber verschiedene Fragen des V(Hker- 
rechts den ehrenden Zunamen des Vaters, wenigstens einer 
systematischen Darstellung, in keiner Weise verdient. 

So bleibt denn an seinem Werke in völkerrechtlicher 
Beziehung nichts weiter hervorzuheben : als dass er, gegen- 
über den Greueln des Krieges, Humanität walten lassea 
und diese durch ein seinen Gedanken entsprechendes Recht 
sichern wollte. Aber auch das war für seine Zeit nicht 
wenig, und so wollen wir mit aller Achtung für ein sol- 
ches, der Zeit voraneilendes Streben, da er über den Geist 
derselben hinaus in edlen Gedanken sich erging und sie 
ausdrückte, sein Verdienst erstrebter Menschlichkeit nicht 
schmälern, das aber für die Wissenschaft auf ein sehr be- 
scheidenes, fireilich für jene Zeit auch nicht geringes, redu- 
ciren : dass er das Völkerrecht als ein nach üebereinkunft 
der Völker und Staaten für sie geltendes Recht auffasste, 
das vom allumfassenden ius gentium der Römer weit ver- 
schieden war. 

Wenn nun aber trotz dieser so eben unternommenen 
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BescbrinkuDg des Werthes, dennoch das Grotianische Werk 
in der Tbeorie und Praxis, ja in Bezug auf letztere bis in 
die neueste Zeit hinein, eine so eminente Stellung erhielt 
und bis auf den heutigen Tag behauptete, so ist der Grund 
wol in dem Dankgefühi der Pietfit gegen den ersten Be- 
gründer der Wissenschaft, in dem anregenden Geist des 
Buchs, der Gemeinverstfindlichkeit desselben und in einem, 
alte Schriften oft, in nebelhaften Umrissen, umgebenden 
Nimbus zu suchen, sodann aber wohl hauptsächlich darin, 
dass wesentlich Besseres, namentlich wesentUch Positiveres 
erst in allemeuester Zeit an den Tag trat und gleich weiter 
Verbreitung, als das Grotianische in zahlreichen Ausgaben 
und in mehrere Sprachen übertragene Werk, sich nicht er- 
freuen konnte. Wir schliessen unsere, wie wir sehr wohl 
wissen, nicht erschöpfende Beurthcilung , unter Verweisung 
auf ältere und neuere Commentatoren, mit des Verf. eigenen 
Schlussworten, welche, da er in seiner Zeit Grosses leistete, 
seiner Anspruchslosigkeit zum Zeugniss dienen können : 
jjJtqiie hie finire me posse arbiträr, non quod omnia 
dicta sint quae dici poteranlj sed quod dictum satis sit 
ad iacienda fundamcnla, quibus si quis velit supe^^struere, 
speciosara opera, adeo me invidentem non habebit, nitro 
et g^'atiam referet^^ ^^}. 



45) LIb. li», Cap. XXV, I, i. 
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§ 2. 

Die näheren und weiteren Nachfolger des Hugo Grotius 

bis G. F. V. Marie ns. 

Zouchy^ Textor ^ Icksfadf ^ Wolff^ Real^ Valtel^ J, J. Moser' ^ 
Biete feldt^ Schrodt ^ Achenwall^ Mtüllandiere ^ MaJbly^ Neyron^ 

Oünfher und Roemer. 

Bei Grotius nächsten naturrechtlichen Nachfolgern 
können wir für die Systematik des positiven Völkerrechts 
wenig erwarten, da sie dasselbe grösstentheils leugneten. 
Wir übergehen daher S a m u e 1 von Pufendorf und Chri- 
stian Thomasius ^^). Auch Hobbes und Spinoza 
gewannen durch ihre rechsphilosophischen Arbeiten nur auf 
das s. g. natürliche Völkerrecht Einfluss ^'^. 

Von Thomasius' Zeiten an wurden längere Zeit hin- 
durch die Ausdrücke : ius naturae und ins gentium syno- 
nym und mit einander verbunden zu Titeln rein naturrecht- 
licher Werke gebraucht. Das ius naturae verschlang das 
ius gentium, oder es verdrängte vielmehr jenes wieder 
dieses , nachdem es eine kurze Zeit durch seine ersten 
Vorkämpfer sich eine selbstständige oder wenigstens neben- 
hergehende Existenz zu sicheiii gesucht hatte. Nur aus- 
nahmsweise behandelte Griebner in seinen principia iuris- 
prudentiae naturalis (1710) im - dritten Buche auch das 
natürliche Völkerrecht. Die Anordnung ist nicht besonders 
bemerkenswerth , aber wenigstens übersichtlich, theilweise 
beruhend auf dem Unterschiede des Friedens (Cap. II— VI) 
und Kriegsrechts (C. VII — XIV), theilweise privatrechtlich 



46) Vergl. über dieselben v. Kaltenborn, Krit. d. Völkerr. S. 48 ff, 

47) Vergl. HH Ischner a. a. O. S. 34 ff. über Spinoza gegen 
Ompteda und Wheaton. 
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(C. n de statu [Personenrecht] , C. III de prapriefate [Sa- 
chenrecht] y C.Y de foederibus et spansumibus [Obligationen- 
recht]), theilweise die allgemein naturrechtliche (C. lY de 
offidu absolutisj C. V de officiis hyppotheticis). Fehlte 
nun wenigstens bei Griebner keine Hauptmaterie , so han- 
delt Glafey (Vernunft- und Völkerrecht, 1723) zunächst 
nur Ytfm formellen Völkerrechte (Krieg und Gesandte) und 
fugte erst später (Völkerrecht 1752) noch die Bündnisse 
hinzu. Auch Köhler übergeht in dem siebenten, das Völ- 
kerrecht behandelnden, specimen seiner imns socialis et 
gentium ad ins naturae revocati specimina (1735) das 
Recht des Friedens und der Gesandten gänzlich. Lau- 
renz Reinhard ordnet in seinem Natur und Völker- 
recht (1736) letzteres wenigstens in Kürze an in fünf 
Hauptstflcken : 1) Zustand der Völker unter sich; 2) 
Pflichten der Völker gegen einander zu Friedenszeiten ; 
3) Streitigkeiten der Völker; 4) Recht des Krieges, und 
5) Recht des Sieges. Bei Stapf {ius nat. et gent. 1735) 
ist dagegen wieder nur formelles Recht (Kriegs- und Ge- 
sandtenrecht) zu finden. Dass nun abgesehen davon, dass 
alle diese Werke rechtspbilosophischen Inhalts sind, aus 
ihrer Anordnung für die Systematik des Positiven nichts 
gewonnen wurde, ist klar und nur zu bemerken, dass nur 
Griebner das Völkerrecht in allen seinen Hauptmaterien, 
demnächst am vollständigsten Reinhard, Glafey fast nur 
und Stapf nur das formelle und Köhler selbst nur einen 
Theil dieses, nemlich den Krieg, behandelte. 

Unter Benutzung von Gentilis ^s) undGrotius bear- 



48) Es kÖDole unt vielleicht cum Vorwarf gereichen, dau wir hltr 

3 
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beitete das Yölkerreclit Richard Zouchy (iuris et iudicü 
fecialis sive iuris int er gentes et quaestionum de 
eodem explicatio^ qua quae ad Pacem et Bellum inter 
diver SOS Prindpes aut Populos spectant, ex praedpuis 
Historico'iure-peritis exhibentur. Opera R. Z. 1651.). 
Mit der Ersetzung des itis gentium durch ius inter gen- 
tes bahnte er, indem später daraas droit international 
international law^ internationales Recht entstand, eine 
richtigere Bezeichnung für das Völkerrecht an ^^). Es war 
nicht mehr ein Recht der Völker, sondern zwischen den 
Völkern. Er erhebt entschieden Krieg und Frieden zu 



Gentilis (cfe iure 6e//t 1588J erwähnen, ohne ihn früher, vor Grotias, 
einer ßeurtheilong unterworfen zu haben. Indess ist er, wenn auch Grotius 
ihn geständigermassen {Proleg, 38] vielfach in seiner Anordnung benutzt hat, 
da dieser das Angefangene im grösseren Umfange ausfuhrt, nicht zu erörtern 
gewesen und auch Grotius* Werlc nicht der Anordnung halber, sondern 
hauptsächlich wegen seiner umfassenderen Bearbeitung und weiteren Verbrei- 
tung besprochen worden. Vergl. übrigens v. Kaltenborn, Rrit, d. Völkerr $ 4. 

49) Wenn Zachariä (40 B. v. Staat V, S. 5) behauptet, dass das 
deutsche Wort Völicerrecht den Gegenstand der Wissenschaft des Völiierrechts 
richtiger bezeichnet als die Worte; /tu gentium, droit des gens, inter na- 
tional law ihrer Etymologie nach, so Icönnen wir ihm nur in Beziehung auf 
den ersten Ausdruck beistimmen. Denn zunächst ist der letzte Ausdruck mit 
den beiden ersten keineswegs in eine Linie zu stellen, in ihm ist vielmelir 
allein das zwischen den Völkern geltende Recht treffend ausgedruckt. 
Ausserdem ist der französische Ausdruck: ,, droit des gens" doch offenbar 
nichts anderes als der deutsche : „Völkerrecht'% kann daher auch nicht besser 
als dieser, sondern nur ebenso gut sein. Den rechten Sinn unseres heutigen 
Völkerrechts lässt überhaupt nur: j^ius gentium^' im Zweifel, weil dieses 
bei den Römern ein terminus technicus fUr einen Inbegriff ganz anderer Rechts- 
sätze, als der des. modernen Völkerrechts war. Auch Heffter (d. europ. 
Völkerr. d. Gegenw. 1844, Vorrede S. V) erklärt sich fUr Beibehaltung der 
Bezeichnung „Völkerreciit" und gegen die „internationales Recht'% indem er 
demselben eine Substanz vindicirt, welche unter den alttechnischen Begriff 
des Völkerrechts, des ius gentium der Alten, passt, nemlich die allgemeinen 
Menschenrechte. Gegen die Hineintragung dieser Substanz in das moderne 
Völkerrecht haben sich aber fast alle Kritiker Heffter's und mit Recht er- 
klärt. Heffter's Opposition ist nur motivirt durch das Verkennen des wah- 
ren Umfangs des modernen Völkerrechts. 
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Haaptabtheilangeii seines Werkes, indem er jede Frage aus 
beiden Gesichtspuncten behandelt, womit er denn, im Gegen- 
satz zu Hugo Grotius, Frieden und Krieg in gleichem 
Maasse berücksichtigt, jenen somit nicht blos schliesslich 
in Veranlassung oder als Anhängsel dieses erörternd. 

Das Werk zerfSllt in zwei Haupttheile. Die Gegenstände 
sind in beiden dieselben. Während sie in dem ersten, in 
die Foim bestimmt ausgesprochener Sätze gekleidet, die 
DogiMtik des Völkerrechts darstellen, erscheinen sie in dem 
zweiten als controverse Fragen. Nur der Inhalt des ersten 
Theils wird als im^ der des zweiten nur als iudicium 
qualiflcirt. 

In Bezug auf Quellen und Systematik bewährt Zouchy 
grosse Vorliebe für Römische Institutionen und Römisches 
Recht. In ersterer Rücksicht will er das Römische Fecial- 
recht reconstruiren ex literis sacrisj ex pandectisj ex Co- 
dice iuris Romani, ex atUaribus Graecisj LatiniSj aliisque. 
In letzterer ahmt er die Systematik des Römischen Privat- 
rechts nach. Eine Vergleichung der Systematik der Justi- 
nianeischen Institutionen und des Zouchy'schen Compendiums 
ergiebt eine, wenn auch nur theilweise, Nachbildung. Nicht 
nur bleiben mehrere Hauptabschnitte bei Zouchy unerörtert, 
z. B. das Erbrecht und die actionesj sondern es werden 
auch die erörterten nicht in derselben Vollständigkeit und 
in gleicher Anordnung abgehandelt. 

Das erste Buch der Institutionen geht, nach Erörterung 
einiger allgemeiner Begriffe über die Gerechtigkeit und das 
Recht, über das Natur-, Völker- (ius gentium) und Civilrecht 
auf das Personenrecht ein. Das zweite ist dem Sachenrecht 
und dem testamentarischen Erbrecht, das dritte dem Intestat- 
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erbrecht und den Obligationen ex contractu und quasi ex 
contractu^ das vierte den Obligationen ex delicto und 
quasi ex delicto und den actiones gewidmet. 

Auch Z u eh y erörtert im ersten Theil zunächst Allge- 
meines > denn die erste Sectio ist dem ius inter gentes 
und dem ius pacis gewidmet. Die zweite Sect. behandelt 
den Status inter eosj quibuscum pax est, das impcrium 
civilcj die amici und socii^ entspricht also gewissermaassen 
dem im ersten Buche der Institutionen enthaltenen Personen* 
recht. Die dritte dem dominium inter eos quibusctim 
pax est gewidmete Sect. handelt de acquisitione civUi mo- 
biüum et immobüium, entspricht demnach gewissermaassen 
dem^ den theilweisen Inhalt des zweiten Buchs bildenden 
Sachenrecht; die vierte: debitum civile inter eos, quibus- 
cum pax est, bespricht, mit Yoranstellung der, gewisser- 
maassen die obliff. quasi ex contractu repräsentirenden 
congressus et legationes, Aas foedus civile, und entspricht 
demnach gewissermaassen dem theilweisen Inhalt des dritten 
Buchs: dem Obligationenrecht. Die fünfte handelt, entspre- 
chend dem vierten Buch der Institutionen, de delicto inter 
eos quibuscum pax est, utpote circa personal, res aut 
debita. Hierauf werden^ nach einer allgemeinen Charakteri- 
sirung des Kriegsrechts in der VI. Sect., dieselben Fragen 
unter dem Gesichtspunct des Krieges und mit der durch 
diesen gebotenen Modiflcation behandelt. Bei dem stalus 
(Sect. 7) wird nicht vom imperium civile sondern mililare, 
nicht von amici et socii, sondern inimici et host es gehan- 
delt. Das dominium (Sect. 8) wird unter Bezugnahme auf 
die acquisitio militaris, das debitum (Sect. 9) nicht nur 
mit Rücksicht auf den congressus und die legatio, sondern 
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auch das foedus mtiUare^ anstatt des civile^ das deUctutn 
ettdlich ex causa ^ prosecutiane vel executione iniusta er- 
örtert. Dass Zouchy hiermit die völkerrechtliche Nachbil- 
dung privatrechtlicher Systematik zuerst anbahnte, wollen 
wir ihm nicht gerade zum grossen Vorwurfe machen. Zu 
seiner Zeit liess sich weder das vollkommen Eigenthümliche 
des völkerrechtlichen, noch der Unterschied des civilrecht- 
liehen Rechtsverhältnisses klar erkennen. Daher war es 
denn dem früheren Civllisten ^^) nicht zu verargen, dass er 
den neuen Stoff in die alte bewfihrte Form kleidete. 
Gleichzeitig war mit der von Zouchy gewählten Anordnung 
schon so ziemlich auch die Scheidegränze zwischen mate- 
riellem und formellem Rechte gezogen, indem von der sechs- 
ten Sect. an wesentlich Processualistisches, wenn gleich 
mehr zuffillig als bewusst, behandelt wird. 

Die sehr oberflSchliche Wheaton'sche Charakteri- 
stik^') wiederholt zum Theil das von Ompteda^^) früher 
Gesagte. Wahrend Ersterer nemlich das Hauptgewicht auf 
die neue Benennung inter gentes legt, hebt Letzterer 
zugleich die Heranziehung von Beispielen aus neuerer 
Zeit hervor. In Bezug ajof die Systematik bemerken Beide 
nichts, deirn die blosse, durch Ompteda geschehene, Aus- 
schreibung der Ueberschriften ist doch nur ein der Verarbei- 
tung harrendes Material, v. Kaltenborn deutete dieThat« 
Sache privatrechtlicher Nachbildung nur an ^3). Wir waren 
bestrebt, die Art und das Maass derselben zu ermittehi. 



50) Vergl. Zouchy 's Vorrede. 

51) Wheaton, hi$t. des progr. d. droit d, gem. I, S. 141 f. 
53) Ompteda a. a. O. I, § 64. 

53} T. Kallenborn a. a. 0. S. 57. 
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Zouchy, anzuerkennen in seinem Bestreben, ein geformtes 
Lehrbuch zu liefern, führte durch seine privatrechttich nach- 
gebildete Systematik einen neuen Mangel in die Wissen- 
schaft ein, milderte den alten Grotianischen des einseitigen 
Ausgehens vom Kriege, rief aber dagegen abermals einen 
neuen, durch Erhebung des Friedens und Krieges zu Haupt- 
abschnitten des Völkerrechts, hervor. Endlich verkannte 
die wahre positive Natur des Völkerrechts auch er, indem 
er es als ein zu seiner Zeit geltendes nicht darstellte und 
ein durch nicht völkerrechtliche Grundpfeiler gestutztes Ge- 
bäude aufführte. Sätze, gestützt durch mannigfache Bei- 
spiele, welchj^ grösstentheils dem Geist des Rechts zwischen 
den Völkern nicht entsprachen, konnten kein positives 
Völkerrecht darstellen ^*). 

Gegen einige der oben bezeichneten Lengner des Völker- 
rechts traten für die Existenz des positiven Völkerrechts in 
die Schranken mehrere Verfasser darauf bezüglicher Disser- 
tationen, welche wir im vierten Capitel bei den Forschungen 
näher zu besprechen haben werden. In ihrer Anleitung 
ward gegen den Schluss des siebenzehnten Jahrhunderts 



54) Oke Manning (Comment, an the law of nai, S. 37 J erwSbnt 
noch eines anderen Werkes von Zoucby: De iure Feciali (Haag 1659),^ 
dessen erste Hftifte: de iure inter gentes, die allgemeinen Verpflichlungen 
des Völkerrechts, und die zweite : de iudicio iMer gentes, verschiedene Fra« 
gen des Gesandtschaftsrechts , Handels und Krieges behandelte. Man er- 
sieht schon hieraus, dass das von uns dnd anch durch Ompteda und v. 
Kaltenborn berücksichtigte Werk vollständigeren Inhalts und demnach zur 
Beurtheitnng des Verf. geeigneter !st. Hütten wir dasselbe zu Gesicht be- 
kommen » so wäre OBS aus dem dort vielleicht vollständig ausgeschriebenen 
Namen möglich gewesen zu ermitteln: ob der Verf. Zouchy (wie bei 
Ompteda und v. Kaltenborn) oder Zoucli (wie bei Wheaton, Man- 
ning und Haffter) gehlessen habe. FflrErsteres scheint zn sprechen, dasa 
die Endung y englischer ist, freilich schreiben aber der Engländer Manning 
and der Angio- Amerikaner Wheaton Zoucli und nicht Zonchy. 
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(1680) ein erneuter Versuch zur DarsteUung des positiven 
Völkerrechts von Johann Wolfgang Textor in einer 
Synopsis iuris gentium gemacht. Schon die Ueberschriften 
der XXX Capitel weisen an, dass Mos völkerrechtlicher In- 
halt hier nicht gegeben wird. So handelt z. B. das dritte 
Capitel über das Connubium, das vierte über die Erzeugung 
und Erziehung der Kinder, das fünfte von der Selbstver- 
theidigung gegen einen gewaltsamen Angriff, das sechste 
von der Gottesverehrung, das siebente von dem Gehorsam 
gegen Eltern und Vaterland, das achte über das Eigenthum 
und dessen Eintheilung und Erwerbung. Hiermit wird die 
Erörterung grösstentheils als allgemein menschliche zu cha-^ 
rakterisirender Fragen, welche vom Verfasser, im Geschmack 
der derzeitigen planlosen Darstellung des Naturrechts, als 
Gegenstände dieses bezeichnet werden ^^), geschlossen. Cap. 
IX — ^Xni behandehi Fragen aus dem s. g. öffentlichen Recht, 
d. h. wenn man nach Savigny ^6) nicht nur das Staatsrecht 
einerseits, sondern andererseits auch den Civilprocess und 
das Criminabrecht darunter begreift. Denn es handeln Cap. 
IX , X u. XI von dem Ursprung der Reiche , de rebus pu- 
hUeis earumque iuribus und den Reichsgrundgesetzen, und 
Cap. XII einerseits de magistratihus und andererseits 
de praemiis et poenis. Nur Cap. I u. II behandeln allge^ 



55) Vcrgl. die Vorrede Textor*«. 

56) Vergl. Savigny, System d. heutig. Rom. Rechts. I, g 9. Sa- 
▼ igny stellt voran, dass nach der Auffassang der Römer Civilprocess, Cri- 
minalrecht and Criminalprocess Theile des Staatsrechts seien, was auch dem 
inneren Wesen dieser Rechtsdisciplinen entspreche. Da indess diese Zuord- 
nung den heutigen praktischen Beziehungen nicht mehr entspräche, so sei es 
zweckmässig, Civilprocess und Criminalprocess anter dem allgemeine" 
reo Namen des öffentlichen zu begreifen. 
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mein Völkerrechtliches und Cap. IX, neben dem Ursprung 
der Reiche, auch die Art der Erwerbung derselben nach 
Völkerrecht. Sonst beginnen völkerrechtliche Materien erst 
Cap. Xm. In dem letztgenannten Capitel wird de com- 
merciis et conventianibus gentium ^ Cap. XIV von den Ge- 
sandten, C. XV von dem Begrfibnissrecht, C. XVI--XIX vom 
Kriege, C. XX — ^XXIII von dem Abschluss und Bruch des 
des Friedens, C. XXIII— XXV über die foedera, C. XXVI 
über das Recht der Neutralität^ C. XX VU über die Eide, 
C. XXVIU u. XIX über das Recht und Verfahren des Siegers 
und C. XXX von der Art des AufhOrens und der Succession 
in ein vacant gewordenes Reich, gehandelt. Aus dieser 
Uebersicht ergiebt sich, dass ein rein völkerrechtliches 
Compendium nicht vorliegt. Mit Völkerrecht wird begonnen 
(Cap. I u. II) , sodann zum natürlichen Privatrecht (C. III bis 
VIII), hierauf zum Staatsrecht (C. IX-*- XII) übergegangen, 
wobei auch (C. IX) Völkerrecht berücksichtigt wird und 
endlich C. XU Staatsrecht (de magistratibus) und Criminal- 
recht (de poenisj zusammen behandelt. Von C. XIV — XXX 
findet dann wieder eine Rückkehr zum Völkerrecht statt. 
In den völkerrechtlichen Theilen des Buchs ist nun 
offenbar der Kiieg voi-wiegend und alles Uebrlge nur mit 
Rücksicht auf ihn behandelt. Wenn nun der Verf. die Ver- 
bmdung des Natur- und Völkerrechts Hugo Grotius nach- 
geahmt haben will, und zur Begründung seines Titels genü- 
gend findet, dass der grösste Theil des Buchs vom Völker- 
recht handle, so sind diese von Ompteda^*^ acceptirten 
Rechtfertigungsgründe durch v. Kaltenborn mit Recht 



57) Ompteda a. a. O. I, S. 292. 
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für nichtig erkannt worden. Auch möchte des letztgenann- 
ten Autors Bemerkung, dass das Buch selbst als ein ver- 
besserter oder verschlechterter Grotius erscheine, ganz 
ztttrelTend erscheinen ^^). 

Positives Völkerrecht sollte auch durch dieses Buch 
dargestellt werden, aber die Belegung abstracter Sätze durch 
Beispiele, wenn auch aus der neueren Geschichte und das 
Römische Recht ^^), kann eine auf das lebensvolle positive 
Recht gestützte Darstellung nicht ersetzen. Auch Ompteda 
giebt zu, dass Textor keine durchaus reinen Begriflfe vom 
eigentlichen Umfange des Völkerrechts und dessen eigent- 
licher Beschaffenheit gehabt habe. 

Ompteda referirt über ein von Burchard Gotthard 
Struv (1671—1738) unvollendet, handschriftlich zurück- 
lassenes cerpus iuris gentium sive iurisprudentia heraica 
etc.j von welchem indess nur der Plan herausgegeben wurde, 
wessbalb wir dasselbe bei den Entwürfen zu berücksichtigen 
haben werden. 

Dagegen gehören hierher Job. Adam Ickstadt's Ele- 
menta iuris gentium (1740), welche jedoch nur im sechsten 
Buch vom positiven Völkerrecht und zwar unter der aus- 
drücklichen Ueberschrift: de iure gentium positivo han- 
dehi. Die Systematik richtet sich zunächst nach den Quellen 
des Völkerrechts, indem das erste Capitel das Vertrags- 
recht, das zweite das Gewohnheitsrecht erörtert. In un- 



58) t. Kaltenborn, KrU. d. Völkern. S. 61 ff. 

59) Ompteda (a. a. 0.) lobt firsteres and tadelt Letzteres, v. Kal- 
tenborn (a. a. O.) tadelt mit Recht Beides, da das wahrhaft positive Völ- 
kerrecht die aus dem Positiven principiell entwickelten Sätze enthalten moss, 
nicht aber philosophische Sätze, welche durch geschichtliche Beispiele gar 
ana beliebiger Zeit belegt werden. 
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passender 9 nicht zu coordinirender Weise, nvird alsdann in 
dem dritten Capitel das Ceremonialrecht angeschlossen. Auf 
ein solches Bruchstück ist wol kaum weiter einzugehen. 

Der berühmte Philosoph Christian Freiherr v. Wolff 
{lus gentium j 1749) behandelt zwar auch das Völkerrecht 
vom philosophischen Standpuncte ^^) , aber dennoch hat er 
einen, auch für die Systematik des positiven, sehr fliicht- 
bringenden Gedanken angeregt. An die Stelle der Abtheilung 
in ein Kriegs- und Friedens -Völkerrecht ist bei ihm, wenn 
er auch das nicht ausdrücklich angedeutet hat, der Unter- 
schied des materiellen und formellen Rechts getreten. 
Denn unserer Ansicht nach zerfällt eigentlich das Wolff- 
sche Werk in zwei Theile. Der als erster zu bezeich- 
nende erörtert im Cap. I die Pflichten der Völker gegen sich 
und die daraus abzuleitenden Rechte, im Cap. II die Pflich- 
ten und Rechte der Völker untereinander, im Cap. III 
das dominium gentium j im C^ap. IV die foedera und die 
pactiones und sponsiones der Völker. Hierin ist wol die 
Nachbildung der römischen privatrechtlichen Systematik nicht 
zu verkennen. Denn Cap. I u. II würden das Personenrecht, 
Cap. III das Sachenrecht und Cap. IV das Obligationenrecht 
repräsentiren. Der von uns als zweiter bezeichnete Theil 
enthält nur Processualistisches. Es geht ein Capitel (V) 
über die Art der Beilegung der Streitigkeiten der Völ- 
ker voraus und folgt nun das Kriegsrecht (C. VI, VII u. VIII), 
und hierauf das Gesandtschaftsrecht (C. IX). Indess wäre 
das Gesandtschaftsrecht an die Spitze der Materien des for- 
mellen Rechts zu stellen gewesen. Sie sind die Organe 



60) Vergl. y. Kaltenborn a. a, 0. S. 70. 
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für den Yölkerprocess, mussten also dem auf diesen bezüg* 
liehen Verfahren vorausgehen. Vor Beginn der Erörterung 
des Verfahrens muss die der in demselben thätigen Organe 
abgeschlossen sein. Die Medien müssen der durch sie zu 
vollziehenden Action vorausgehen. 

Grotius erhob den Krieg zum Ausgangs- und Mittel- 
puncte des Völkerrechts, Zouchy liess dem Frieden und 
Kriege gleiche Berücksichtigung zu Theil werden, Wolff 
ordnete den Krieg dem Processualistischen unter, erörterte 
unmittelbar vor und nach demselben die übrigen formellen 
Bestandtheile und bahnte hierdurch die zur Hauptvertheilung 
des völkerrechtlichen StoflTes erforderliche Scheidung mate- 
riellen und formellen Rechts an. Ueberschfttzend spricht 
sich Ompteda gleichzeitig über Grotius und Wolff aus: 
„Grotius erhob das natürliche Völkerrecht zur Würde einer 
Wissenschaft, Wolff gab dieser eine vollständige Ordnung 
und brachte sie in ein System" ^ ^). Nach dieser Erhebung 
Wolff's hätte wenigstens das natürliche Völkerrecht in der 
Systematik mit Wolff, da er dieses behandelte, nach Omp- 
teda sogar die Wissenschaft desselben überhaupt. Alles er- 
reicht. Wir haben uns aber hier auf die Betrachtung der 
wissenschaftlichen Gestaltung des positiven Völkerrechts be- 
schrankt, räumen indess gerne ein, dass Wolff durch seine, 
dem philosophischen Völkerrecht gewidmete Systematik auch 
dem positiven den richtigen Weg der Anordnung indicirte. 
Nur im Vorübergehen haben wir hier Real's und VatteFs, 
des verflachten Wolff's zu gedenken, denn beide sind für 
die Systematik des Völkerrechts von keiner Wichtigkeit. 



61) Ompteda a. a. 0. 1, §95. 
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Real verfehlt schon die Stellung des Völkerrechts, in- 
dem er es als fünften Theil der Science du gouvememetU 
(1754) auffasst. Seine Anordnung ist vollst&ndig willkühr- 
lich. Denn das erste Capitel behandelt die Gesandtschaften, 
das zweite den Krieg, das dritte die Verträge und das 
vierte die Titel, Prärogative, Prätensionen und gegenseiti- 
gen Rechte der Souveraine. Weder ist unter diesen Ueber- 
schriften der gesammte Inhalt des Völkerrechts zu begreifen, 
noch in die gewählte Reihenfolge ein Zusammenhang hinein- 
zubringen. Denn zwei persönliche Verhältnisse, Gesandt- 
schaften und Souveraine, werden durch ein gewaltsames 
Rechtsmittel, den Krieg und durch friedliche Acte (die 
Verträge), getrennt und in weder einander coordinirten, noch 
subordinirten, sondern willkührlich herausgegriffenen Katego- 
rien ein Tractat über Gegenstände des Völkerrechts geliefert. 

Der an Wolf f sich anlehnende Vattel (droit des gens, 
1758^ ist nur, weil er trotz dem, dass er keine Bearbeitung 
des positiven Völkerrechts herausgab, doch vielfach von 
Praktikern gebraucht wurde und noch wird, nicht zu über- 
gehen. Auch insbesondere desshalb nicht, weil er den 
Versuch machte, philosophisches und positives Völkerrecht 
zu einen luid so gewisseimaassen einerseits den von Gro« 
tius überkommenen Dualismus weiter fortbildete, anderer- 
seits durch seine quasi Autorität die später allgemeiner 
werdende Ansicht von der nothwendigen Verbindung 
beider stützte, v. Kaltenborn (S. 79) charakterisirt seine 
Arbeit ganz vortrefflich, wenn er sagt: ^^Das Positive ist 
ihm die magere Glosse, welche den willkührlich aufgewor- 
fenen Sätzen nur als nachträglicher, gleichsam handgreif- 
licher Beweis dienen soll." 
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Yattel macht sich zunächst schuldig der Yermischung 
des Staats- und Völkerrechts und der Politik. Diesen dispa- 
raten Stoff vertheiit er nun in vier Bücher. Das erste 
handelt von der nation consideree en eile mime, das 
zweite von der nation consideree dans ses relations avec 
les autres, das dritte vom Kriege und das vierte von 
der Wiederherstellung des Friedens und den Gesandten. 
Diese Anordnung weicht von der Wolffschen insofern ab, 
als hier das dominium und die foedera, sowie die dem 
Kriege vorhergehende Erörterung der Art der Beilegung 
der Streitigkeiten der Völker fehlen. Die aus Wolff's 
Anordnung ersichtliche Scheidung des materiellen und for- 
mellen Rechts fehlt hier gfinzlich, überhaupt ist es unmög- 
lich, in dieser Anordnung eine durchdachte Systematik zu 
erblicken. Vattel war somit für die Systematik des posi- 
tiven Völkerrechts ganz ohne Bedeutung. 

Gegenüber Vattel erlangte Johann Jacob Moser Gel- 
tung, während jener für die Praxis, trotz seiner abstracten 
Richtung, sehr brauchbar befunden ward, erkannten in die- 
sem die Systematiker und Praktiker einen rastlosen Vor- 
kämpfer für die Posilivität. Beiden Schriftstellern ist aber, 
trotz ihrer Verschiedenheit, gleiche Bedeutung für die Syste- 
matik beizulegen. 

Von den Darstellungen des positiven Völkerrechts durch 
Johann Jacob Moser liegen unserer Beurtheilung fol- 
gende vor. 

Zunächst ein aus zwei getrennt erschienenen Büchern 
bestehendes Gesammtwerk. Den 1750 von Moser zum Ge- 
brauch seiner Staats- und Canzley - Academie entworfenen 
„Grundsätzen des jetzt üblichen Europäischen Völker-Rechts in 
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Fridenszeiten (Hanau)^ folgten 1752 die zu gleichem 
Zwecke abgefassten „Grundsätze des Eurapfiischen Ydlker- 
rechts in Kriegszeiten (Tübingen)" ^^). Das Friedensrecht 
liegt uns auch in einer zweiten und unveränderten (Nürn- 
berg 1777), indess ohne Vorwissen des Verfassers besorgten 
Auflage vor ^'). Ausserdem konnten wir Einsicht nehmen 
von desselben Verfassers „erste Grundlehren des jetzigen 
Europäischen VölkeiTechts in Fridens- und Kriegszeiten" 
(1778). Einen Unterschied zwischen dem erst genannten 
und diesem Werk deutet der Verf. in der Vorrede an, dass 
er nemlich viele hunderte , in jenem aufgeführte Fälle hier 
weggelassen habe. Beide Werke sollten bestimmten Anstalten 
als Lehrbücher dienen. Das erstere der Staats- und Cancellei- 
Akademie in Hanau, das letztere der Königl. Würtembergi- 
schen Militair-Academie. Letzteres erscheint nun wol nut 
Rücksicht auf den für diesen Gebrauch ausreichenden ge- 
ringeren Umfang nur als ein Auszug des ersteren. Indess 
ist die Anordnung in beiden nicht ganz übereinstünmend. 

In den 1750 in erster und 1777 in zweiter Auflage 
erschienenen „Grundsätzen des jetzt üblichen Europäischen 
Völkerrechts in Friedenszeiten*' wird der völkerrechtliche 
Stoff' in folgender Reihenfolge abgehandelt : 

Vorbereitung. Von dem Europäischen Völkerrecht über- 
haupt« 

Europäisches Völkerrecht in Fridenszeiten. 



02) DasB das zweite Buch eine Ergänzung des ersten und nur beide 
zasammen ein voIlstHndiges, völkerrechtliches Ganzes bilden, spricht Moser 
in den Vorreden zu beiden ans. 

63) Vergl. Moser's erste Grundlehren des jetzigen Europ. Vöiicerr. 
Nflrnberg 1778. S. 14. 
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l. Buch. Von Europa, sofern es eioen einigen Staatskörper 

ausmacht. 

IL Boch. Von der Souverainen Personen und Familien, wie 

auch denen Vice- Roys, u. d. 

III. Buch. Von Gesandtschaftssachen. 

IV. Buch. Von denen Meeren und Landen. 
V. Buch. Von Bedienten und Unterthanen. 

VI. Buch. Von Religionssachen. 

VII. Buch. Von Handlnngssachen. 

VIIL Buch. Von Policey- Sachen. 

IX. Buch. Von Militär- Sachen. 

X. Von noch mehreren Vorfallenheiten zwischen souverainen 

Staaten. 

XI. Von Bündnissen und anderen Tractaten. 

XIL Von denen Streitigkeiten unter souverainen Mächten. 

Hieran schliessen sich ,,die Grundsätze des Europäi- 
schen Völker - Rechts in Kriegszeiten" in folgender An- 
ordnung : 

I. Buch. Von denen bey dem Völker-Recht in Friedenszeiten 

abgehandelten Materien. 

Es werden die in den XII vorgenannten Büchern be- 
handelten Gegenstände in eben so vielen kurzen Capiteln 
(S. 1 — 75) mit Rücksicht auf den Krieg behandelt. 

II. Buch. Von dem Kriege Selbsten. 

In diesem Buche sind alle in den nächsten Büchern 
nicht zur Erörtenmg kommende Gegenstände des Kriegs- 
rechts dargestellt. 

III. Buch. Von alliirten Mächten und Hülffs- Völkern. 

IV. Buch. Von neutralen Mächten, Landen und Orten. 

V. Buch. Von Waffenstillständen. 
VL Buch. Von Friedensschlüssen. 
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Der in Capiteln vertheilte Inhalt der „ersten Grund- 
lehren des jetzigen Europäischen Völkerrechts in Fridens- 
zeiten und Kriegszeiten^ behandelt ausser den vorstehenden 
genannten Gegenständen des Friedensrechts noch : das Cere- 
moniel (4. Cap.), Staatssachen (9. Cap.); Justizsachen (10. 
Cap.), das Seewesen (ll.Cap.), Cameralsachen (12. Cap.), 
Gnadensachen (13. Cap.), Münzsachen (14. Cap.) und geht mit 
einem gleichfalls neuen Capitel (18) : „Von der Selbsthflltf, 
Retorsion, Arresten und Repressalien^ zum Kriegsrecht ttber, 
das in gleicher Anordnung, wie in dem vorhin genannten 
Werk, behandelt wird. Durch diese Zusätze ist indess eine 
sachgemässere Aneinanderreihung nicht herbeigeführt. 

Von den übrigen Moser'schen Schriften wären für unse- 
ren vorliegenden Zweck noch von Wichtigkeit gewesen seine 
„Anfangsgründe der Wissenschaft von der gegenwärtigen 
Staatsverfassung von Europa und dem unter denen europäi- 
schen Potenzien üblichen Völker- oder allgemeinen Staatsrechte^ 
Tübingen 1732, so wie sein „Entwurf einer Einleitung zu 
dem allerneuesten europäischen Völkerrechte in Fridens- und 
Kriegszeiten'' (1736). Beide lagen uns indess nicht vor. Letz- 
terer, welcher indess nur ein blosses Verzeichniss der Ru- 
briken enthalten soll^^), ist jedoch später in den beiden 
oben genannten, ein Werk bildenden Büchern weiter aus- 
geführt worden. Und . wenn femer in allen Lehrbüchern 
Moser's dieselbe Anordnung statthaben. soU^^), namentlich 
also auch in den uns nicht zu Gebote stehenden ,, Anfangs- 
gründen", so wäre auch, abgesehen von den fehlenden 



64) Ompteda a. a. O. I, S. 353. 

65) Ompteda a. a. O. 
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Werkes, eine Beurtheilnng Moser's ermöglicht Ompteda 
mid y. Kaltenborn haben die in den ^ Grundlehren ^ Tor- 
kommende Anordnung als die in allen seinen Werken fast 
gleichförmige und gewöhnliche, ihrer Beurtheilung zu Grunde 
gelegt; dass sie indess nicht unbedeutend vollstAndiger ist, 
als wenigstens die in seinen „Grundsätzen^ vorkommende, 
geht ans der von uns angestellten Vergleichung hervor. 
Wenn also in dieser grosseren Reichhaltigkeit, dem Gegen- 
stände nach, ein Fortschritt erblickt werden konnte^ so 
ist dieser in Bezug aur Mos er 's späteres Werk anzu- 
nehmen. 

Moser ist lediglich darauf bedacht, positives VOl- 
kerredit darzustellen : „ Ich habe bloss die Handlungen ^^ 
und Begebenheiten vorgestellet, wie sie nun einmal seyndt, 
oder sich zugetragen haben, ohne darüber zu philosophiren 
oder zu raisoniren ; weil 

a) meine (wie aller anderer Gelehrten) Meinung und 
Denckensart doch der Sache keinen Ausschlag geben 
kan noch wird, noch irgend ein Staat seine Grund- 
sOtze und Handlungsweise desswegen im geringsten 
Sndem würde, und 

b) weil ich das Europäische Völkerrecht nicht vorstellen 
wollte, wie es seyn konnte, oder auch sollte; son- 
dern wie es würcklich üblich ist ^ ^"0- 



66) Aach in seinen „Grunds, d. V6lkerr. In Frldensz. (Vorrede P. 4)<' 
erklfirt Moser ausdrQcklich, dass das von ihm dargestellte Völkerrecht ledig- 
lich and ganz allein auf wirkliche Handlungen gegründet sei. 

67) J. J. Moser's „erste Grundlehren d. jetzig, £urop. Völkerr.» 
Vorrede P. 2.<< Aehnlich sagte derselbe in seinen „GrundsStzt n des Vöikerr. 
in Fridensz. : „Ich erinnere lilebey nochmals, dass ich kein ralsonnlrtes 
Völker-Recht schreibe, welches sich ein jeder Gelehrter nach seinen Begriffen 
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Sdion Ompteda weadet dagen fllA : „iu& 63 in dnr 
Yölkeirechts-, so wie in jeder anderen Wissensdiaft iei*lMAit 
isey, die Sache wissenschaftlich (welches van einer gewls- 
geberischen Anmassung weit entfernt ist) zu behandeln, 
mithin die vorkommenden Thatsachen auf reine Grundsltt^ 
zurückzufähi*en und nach solchen zu beurtheilen^ ^^). Diese 
Entgegnung giebt di^s richtige Yerhültniss zwischen der Wis*- 
senschaft und dem ihr zur Darstellung gebotenen SixfW^ 
an. Indess war Moser, gegenü|)er den wesentlich anioiM^ 
senden Bestrebungen seiner Vorgänger, das positive VOlker'- 
recht von dem Urtheilsspruch der Wissenschaft abhfiagig zu 
mfichon und das. Philosophische an die Stelle des Positiven 
IEU setzen, die exclusive Positivität keineßweg? z^ v^r«i> 
jgen. Er war zunächst in das Extrem hineingeipithea, eß 
kam ihm nur auf die Wahrheit seines Stoffes, nicht auf die 
Form desselben an. Auch will er in erst^rer Beziehung 
nur das Völkerrecht der Gegenwart, nidit das der Ve]:gan- 
genheit darstellen, wie er denn auch immer ausdrücklich seine 
Bücher als Darstellungen des jetzigen Völkerrechts über- 
schreibt ^^). Indess hat er sich zur Darstellifng keineswegs 
blos des positiven Völkerrechts bedienen wollen, sondern 
hmh andere, nicht unmittelbar in dusselbe hineii^ehöri|nde, 
Sätze zu Grunde gelegt "^^y Genaueres üb^r d^ Art seiner 



lind Leidenscbaften selbsten zu bilden pfleget, wie er will, oder wie er am 
besten zu treffen rermeinet, sondern ein Völker -Recht, wie es unter denen 
Europäischen Souverainen und Nationen üblich ist". 

6S) Ompteda a. a. O. S. 358. 

69) Moser, GrimiJI. d. j. £. V. P. 3. Vergl. auch desselben „Grund- 
sätze des des Volkerr. in Fridensz." Vorrede P. 2, wo .als Ansgangspunct 
der Darstellung ungefähr die Zeit des Westpbäl. Friedens angenommen wird. 

70) Moser, Grundl. d. j. E. V. P. 4. 
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$i;i|{rbei({|^( des Yö&errecht^ giebt er sdifB früher ün'^O- 
W« n^inllch diß v^rkliehen Hai^uge^ , fffxf Wßlcüie Qr fietB 
yp))^e^edit /^rundet, tigli<;h vorkommen, hat er aus diesen 
^QijPie ^4U^ 8«n^V^M' ^hBfe sdhigß mijt B^ispielepi zu beie- 
Ifaj^, weil man in dem Betragen d^r Europäischen SouYe- 
rfufie uq4 Nationen geg^aeinan^^r best&p^g iergleieli«« 
^iif^ifft und sich keine sonderliche Str^tigktiten drsswegen 
efie^et In^b^n. Wo aber die S&fze mit Beispiplf» notb^ 
wendig ^a belegen waren^ hat er diesiß angedeutet. Endlich 
ij^l ^ ia|t Niemandrai ^arüba' streiten : „Ob manche Mate- 
4en oder Sfit?:e in ein e^entlicl^s V(^lkerre<^t gehören 
f)d«r nie|lit, dei^i er hf^e diß ^nlifi ußd Wissenschaften 
n^d^t ohne Npt^ venpi/ehren, sondern hier bßyspimmen fürtra^' 
gf^n ifif9llen : Wie die Europäischen Souyeraine und Nationen 
ui ßüft^ zwiscbep ihnen fiirk9^^n(lnde9 T&Hfi» mh gegeiH 
dnfmder aiiftufiUu'en p^egen^. Andererseits bestreitet MOf 
ser die Existenz des natürlichen Völkerrechts keineswegs, 
^4^rn tadel^ nur dessen eigei^bdiebige GestaUung und 
mssbrä^achUche Verwendung "^^^ upd rftumt ein, dass sowol 
Theoretiker als Praktiker dasselbe auf solche S$tze be- 
pändet hätten, durch deren Befolgung „Ruhe, Sicherheit, 
Zufriedenheit und übrige .Gluckseligkeit des menschlichen 
Geschlechts^ befördert werde. Auch erklärt er ausdrück- 
lich : dass das von ihm darzustellende Europäische Völker- 
redbt gebaut sei auf dem allgemeinen (natürlichen) Völ- 
kerrecht ^ den Verträgen und dem Herkommen '^^. Indess 



71) Moser, Grands, d. V. i. Fr. P. 4 u. 6« 

73} Moser, Grandi. d. j. £. V. { 3-10. 

73) Moser a. a. O. f 30. Dagegen nennt er frfilier tn seinen 
„GrundsStzen des Vdlkerr. in Fridensz. dVorbereitg. { 48)'' als Quellen 
nur die Verträge und das Herlionimen. 
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begründet er sein Völkerrecht ^lediglich und ganz 
allein auf das, was wirklich geschehen ist und zu gesche- 
hen pflegt, es mag nun nach göttlichen, geschriebenen und 
natürlichen, auch menschlichen Rechten recht oder unrecht 
sein, denn er gebe in dieser ganzen Sache nicht sowohl 
einen Rechtslehrer ab, als vielmehr einen Beschreiber dessen, 
wie die Europäischen Souveraine und Nationen miteinander 
umgehen und eben desswegen, weU es unter ihnen so her- 
gebracht ist, es für Recht halten und angeben^ '^^). 

Ist es nun daher wol unbestreitbar, dass Moser rein 
positives Völkerrecht und zwar das einer bestimmten, seiner, 
Zeit, also ein Völkerrecht der Gegenwart, hat darstellen 
wollen, so ist nicht minder gewiss, dass er auch andere, 
nicht völkerrechtliche Sätze den völkerrechtlichen zu Grunde 
hat legen wollen und gelegt hat. Dass aber dabei die An- 
ordnung ihm unwichtig schien, ergiebt sowol sein eigner 
Ausspruch : „Taugen nur die Sachen , so mögen endlich 
die Leges Methodi dabey behörig beobachtet seyn oder 
nicht^ '^^), als die ganze Aneinanderreihung der Gegenstände, 
womit er etwas Anderes, als sie beisammen vorzutragen., 
nicht hat erreichen wollen und können. Sein ganzes Stre- 
ben ist darauf gerichtet, dem Völkerrecht einen rein posi- 
tiven, wie er sich ausdrückt : „auf wirklichen Handlungen'^ 
begründeten Stoff zu erbringen. Eine blosse Ansicht seiner 
Anordnung bestätigt Das vollkommen. Es ist bei ihm nur 
eine Abtheilung, die in Friedens- und Kriegsrecht, vorhan- 
den. Wenn wir indess diese mangelnde Ordnung gerecht 



74) Moger, GritndsUtze d. Völkerr. in Fridens2., Vorr. P. 3. 

75) Moser a. a. O. Vorrede P. 6. 
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beurlheilen wollen, so kann dabei nicht ausser Acbt gelassen 
werden, dass beide Werke, sowol ,,die Grundsätze'^ als „die 
Grundldiren^, lediglich zum Gebrauch der genannten Aca« 
d^en geschrieben wurden, und er selbst in denselben nicht 
sowol als Rechtslehrer, als vielmehr als Beschceiber sich 
erweisen wollte, und endlich, dass Moser selbst darauf 
hinweist, dass die erstere Arbeit, deren Auszug doch nur 
die letztere ist, nur entstanden sei, um den Academisten 
einige SAtze zu geben, „also keine für das Publicum, noch 
Mr Staatsleute, sondern für Anfänger der Wissenschaft und 
dass sie noch vieler Ausbesserung bedürfe ^ '^^). Berück- 
sichtigt man seine grossen Verdienste um das positive Völ- 
kerrecht, so wird man billig übersehen können, dass er in 
systematischer Beziehung keine Leistungen aufzuweisen hat. 
£s ist nicht Jedermanns Sache, zu sammeln und eben so 
wenig Jedermanns Sache, das Gesammelte zu ordnen. Beides 
findet sich selten vereinigt, und wenn Einer nach einer 
Beziehung Vorzügliches leistete, so möge man sich daran 
genügen lassen. Das Ordnen hat der Sammler jedenfalls, 
indem er das Hingehörige zusanunenbrachte, sehr erleichtert, 
und so wird die Völkerrechtswissenschaft Moser immer zu 
Dank verpflichtet bleiben. Auch war es gewiss damals mehr 
an der Zeit, zu sammeln als zu ordnen. Denn jene Arbeit 
war damals kaum begonnen und sie musste der anderen 
vorhergehen. 

Es folgen nun auf Moser einige Behandlungen des 
Völkerrechts, welche entweder das eigenthümliche Wesen 
desselben verkennen, indem sie es, wie Bielefeld, mit der 



76) Mos«r a. 8. 0. Vorrede. 
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Politik vermengen, oder auf die naturfechHiche Darsfeflüng 
Wieder zurfickgehen, wie Sclirodt, oder welche unvollendet 
geblieben sind, wie bd A eben wall, oder solche, welche Völ- 
kerrecht und Staatsrecht verbunden behandeln, wie Neyron. 

V. Bielefeld's völkerrechtliche Leistungen in mtiin 
institutions poKtiques (Haag, 1760) mögen nur als Beweis, 
tiner vollstfindigen Vei-mischung des Völkerrechts und der 
äussern Politik hingestellt werden. Er behandelt im zwei- 
ten Bande mehr eine äussere Politik als ein Völkerrecht. 
Das Meiste bezieht sich auf die Organe und das VerfabK^n 
derselben. Denn das zweite Capitel handelt vom Conseil 
lind den Ministern, das dritte von dem Ministeriom des 
Auswärtigen, das neunte von den Gesandten, das eilfte 
vom (refdlge derselben. Dagegen behandelt Cap. I das poli- 
tisch^ Benebmen der Söuveraine und Cap. XH das der Ge- 
safnitt^n, Cap.VIIf die Verhandhingen Überhaupt utfd Cä^.X 
di^ Insfructionen , Beglaubigungsschreiben und andere zur 
Üttiel-haiidlung nöthige Sthrifti^tucke. Von politiscK^ii ^rttüd- 
fägen treffen wir Cap. IV auf die Macht und das Syst^in 
^er Staaten. Cap. XIV werden sogar die calcuh pöUHques 
abgehandelt. Völkerrechtlich sind, wenigstens dem Gegen- 
stände nacB, Cap. V : Gegenseitige Verpfliclitungen der Sotf- 
teraine, Cap. VI: Bündnisse und Verträge, Cap. VII: VöAi 
lEfi^ge uÄd Frieden. 

Was nun der Verfasser treffend (T. I, § 3) von tffeii 
fi-üheren Bearbeitungen der PoBtik sagt : ^Jl n^y a pas de 
Science dont ah n'äit trouvi quelques Principes epars äwts 
des Livres aixthlt qn^elle ait eie reduite eh Sefehce^^j gtfe 
auch wol in Bezug auf seine stückweise, bald politische, 
bald rechtliche Behandlung v(Akerredbtlicber Gegenstände. 
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Dass ein^ irgendwie geordnete Behandlung des VtflkeiTechts 
fiieM vorliegt, Hiebt einmal eine begrttiidete Reilienfolge, 
gellt flieilweise daraus hervor, dass man nur durch die oben 
geschehene UitifäiteUung der Capitel einigermaassen Zusam* 
meidiang hineinbringt, theilweise aus der Termisehüng von 
Gegenständen der Susseren Polifik und des Völkerreehts. 
Aber auch die das letztere wesenflieh behandebidett Ab^ 
schnitte sind von dem Gesichtspuncte der Politik ausgegan- 
gen und haben erst dann den des Rechts mit berflcksichtigt. 
Üass femer der Yerf. noch den Krieg als Mitfelpunct Ae& 
Volkerrechts anerkennt, ergiebt unter Anderem die Aeusse- 
ruilg : „dass tflle Vertrage durch Kriege geursacht werden" ''"^; 
und dass materiell wesentlich Politik abgehandelt wird, 
weist die Behandlung des Krieges nach, wo in Rücksicht 
auf die rechtlichen' Veranlassungsgrtlnde auf Grotius, 
Ptifendorf und Montesquieu verwiesen und sofort zur 
IttterSüChuiifg der Zweckmässigkeit übergegangen wird''^). 
Nur der Vollständigkeit halber ist !§chrodt's Systema 
iuris gentium (1768 u. 1780) nicht zu übergehen. Naeh 
Voraussendung von Prohgomena : De iure gentium in genere 
werden drei Partes unterschieden. Pars l behandelt das 
ius gentium in genei^e^ Pars II das ius gentium hgpo- 
thelicum seu acquisitum y Pa7*s III ^ sect, I das ius belli 
gentium und sect. II das ius pacis gentium eiusque con- 
iftclaHü, Innerhalb des ersten Theils erfolgt dann die natur- 
rechtifdie übliche Unterscheidung der absoluten Rechte und 
^fflclten der Völker gegen sich und andere, bei welchen 



77]) Bielefeld, InsHt. pölU. II, S. 113. 
78} Bielefeld >. a. 0. S. 124 C 
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letzteren vollkommene und unvollkommene unterschieden 
werden. Im -zweiten Theil werden zunächst das Eigenthom, 
die ursprüngliche Erwerbung, die Rechte und Wirkungen 
des Eigenthums erörtert und sodann die pactiones, foedera 
und pacta accessoria oder der auf beide bezügliche modus 
firmandi. Die erste Sect. des dritten Theiles behandelt 
das Kriegsrecht und zwar das Recht und die Ursachen des- 
selben, das Recht des Friedens gegen den Feind, das Recht 
des Sieges und PostÜminium, die kriegerischen Pacta, 
die neutralen und Hülfsvölker. Die zweite Sect. endlich ist 
gewidmet dem Frieden und den Sponsionen, der Amnestie, 
der Mediation und Garantie des Friedens und dem Gesandten- 
recht. Wesentlich Neues ist in dieser Anordnung nicht zu 
finden. Der Stoff ist im Einzelnen übersichtlich, im Ganzen 
wie bei Wolff geordnet, der Inhalt ist naturrechtlich. 

Von Gottfr. Achenwall's iuris genlium Europaea- 
tum practici primae lineae (1775) ist nur nach seinem 
Tode ein Fragment herausgegeben worden. Dieses behandelt 
nur einen Theil des Friedensrechts in folgenden Titeln : 

Tit. I. Observantia gentium circa coDservationem et llbertatem 
reipublicae. 

Tit. H. Observantia gentium circa dignitalem reipublicae. 

Tit. III. Observantia gentium circa territorium reipublicae. 

Tit. IV. Observantia gentium circa maria. 

Diesen Titeln gehen Prolegomena vorher und eine 
Sect. I : ius gentium, practicum generatim , während die 
genannten Titel die Sect. II unter der Ueberschrift Ius Pacis 
bilden. Praktisches, also positives Völkerrecht, wollte der 
Verf. darstellen, aber fireilich nur solches, welches auf ron- 
suetudines communes plurimis Gentibus receptae ($ 10) 
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ruht. Auch er theilt die Ai^icht J. J. Moser 's, dass das- 
selbe Ton dem WestpbAI. Frieden datire. Im Gegensalz zu 
Moser rftnmt er indess der Philosophie einen Einfluss auf 
das Völkerrecht ein : ad meüorem communium consuetu^ 
iinum inleüigenttam^ canß7*malwnem atque iliustralionem 
(§ 24). Die Eintheiluttg in Friedens- und Kriegsrecht scheint 
Achenwall wol begründet: j^soUicite distinguendus est 
Status gentium^ quo hello concertant, ab üto, quo degutU 
hello inter ipsas non existente, Longe alia est officio- 
rum, iuriunij obUgatianufn consuetudinariarum ratio, quae 
in statu pacis, quam quae in statu helli obtinent. Tem- 
pore helU plures consuetudines ^ quae pacis tempore ob- 
servantur, cessant, quibustlam tarnen perdurantibtis : et 
inversa vice dantur consuetudines aliacj quibus non nisi 
exarto hello est locus^^. 

Zu bedauttn ist, dass von Achenwali's Völkerrecht 
nur ein Bruchstück veröffentlicht worden ist. Bei seiner 
sonstigen bewAfarten schriftstellerischen Tücht%keit wfire von 
ihm wol auch auf diesem Gebiete Tüchtiges zu erwarten 
gewesen. Dieses Bruchstück kann aber zur Beurtheilung 
der Anordnung des erwarteten Ganzen, da auch in diesem 
dieselbe nicht besprochen ist, nicht dienen. Wol aber gebt 
aus dem Gegebenen hervor, dass Achenwall das Verbfilt- 
niss der Philosophie zum positiven Völkerrecht schon damals 
richtig auffasste, wogegen er in Bezug auf die Hauptein- 
theilung des Völkerrechts der überkommenen in ius pacis 
ae belli treu blieb, diese freilich in oben ang^ebener Weise 
motiyirend. Der von ihm berührte Gegensatz der Gebrauche 
in Friedens- und Kriegszeiten rechtfertigt indess noch nidit 
die Abtheilung des Ganzen im Friedens- und Kriegsrecht, 
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denn auch das Gesandtenrecht, wenn gleich auf ganz anderen 
consuelndines als denen des Krieges rahend, bildet denn- 
nocb, weil es, wie das Kriegsrecht, formelles Reeht ist, nif 
diesem ein Ganzes: den Yölkerprocess. 

^as Maillardiere (prSeis du droit des ffens, de la 
guerrej de la paix et des ambassadeSj Paris 1775J fär 
die Systematik des Völkerrechts geleistet }iät, ist lediglich 
aus dem Urtheil J. J. Moser's '^^) zu entnehmeh, wonlich 
das Buch theoretisch und praktisch, aber sehr kurz sei und 
die wenigsten zu dem Umfange des Völkeri^chts gefifirigen 
Materien enttialte. 

Dass in Mably's droit pubHe de tEurepe (1776) 
nichts Völkerrechtliches zu finden sei, ist schon aus der 
Vorrede zu ersehen, in welcher unter Anderem die Abachl 
sich kund giebt : die Politik Europa's roifr We^phllK^chen 
Frieden an darzustellen. Auch behandelt ^ in der Hat im 
ersten Bande nur historisch wichtige Friedensschlüsse und 
im zweiten und dritten Bande, ausser solchen, noch aüdere 
VertrSge. Die Beurlheilung v. Kaltenborn's (Krit. d.Völ^ 
kerr. S. 96): „Das Ganze ist mehr eine schätzbare Samm- 
lung der wichtigsten staatsrechtlichen und völkerrechfiichen 
Beispiele, Urkunden als eine systematische Bearbeitung dcis 
Völkerrechts ^S ist wol durch den Ausspruch zu ersitzen: 
„dAss das Ganze nur eine Samndung solcher erkun- 
den ist « 8ö). 



79) J. J. Moser*« „«rit^ 6randlehren des V6lker-Rirchtl iA FrtdeM* 
und KriegSKeiten** S. 6 ff. Mehr ist weder bei Om pteda (I, S. 350), noch 
bei itfir üss, „Europ. GesandUchäfUr/' I, 954", noch 6d v. KtHinhörii^ 
„Kflr. d. ¥dll(«rr.<< S. 80, za finden. 

80] Indefs.hat v. Kaltenborn eine andere Auflage, die von 1747, 
welcde Vielleicht aach änderet llihalttif ist, biinmxt. 
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Jos. Neyron handelt unter dem „Völkerrecht" (droU 
des gens Eurapeen canventionel et routumierj ou Irien 
precis histarique politique et iuridique des droits et oblU 
gatitms que les Etats de l'Europe se iörit dcqtns et 
imposes par des Conventions et des usages regus qne 
Vinteret tantmun a rendu neeessäireSj 1783J rein staats- 
rechtliche Materien ab, wie z. B. das ganze dritte Capitel: 
j^Des pHneipaux Etats de VEurope'^ solchen Inhalts ist. 
In demselben whrd nicht nur zuAächst ifber den verschiede- 
nen Rang deV Staaten, sondern auch haiipts&chlich Aber die 
Terfassungsformen gehandelt. Vom Kriegsrechte ist in dem 
freffich iinveiUendet gebliebenen Werke gar nicht di6 Rede. 
Eine Mosse Vergleichung der üeberschrifteit der Capitel er- 
glüht eine ganz irfflkflrlichtt Anordnung. 

Auch iii Güftther's Europäischem YÖfterrecht in Frie- 
A^iidten * ' ^viM namentlicli an Detadls , Lif^atumacb- 
üirHsen und Mstoriscbed Bteispiel^n so reicbhaltigin Werke, 
venifissen Wir jegliche systematische Anwdnuäg. Denn 
IrMdK^ Systematik findet sich wol äusgedrfickt in semen 
♦ier Büchern ? : 

Erstes Bach* Bestimmung eines freien (souverainen) Volks, der 
souverainen Staaten in Europa und ihrer allgemeinen 
Verhältnisse gegen einander. 

Zweites Biiiib. Von dem Eigenthum de^ Nazionen, ihrem Gebiete 
und dessen Erwerbe überhaupt, besonders von dem 
Territorium der Völker in Europa. 

Drittes Buch. Von den Landesbewohnern und deren verschiede^ 
nen Bestimmnngen und Verhältnissen nach den Grund- 
sätzen des Völkerrechts. 



81 ) 9 Bände. Altenburg 1787 - 03. 
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Viertes Buch. Von der Landesregierung und den verscbiedenea 
Bestiminungcn der Oberherrschaft in einem Staate im 
Verhältniss gegen andere Nazionen. 

Es wäre vergebliche Mübe^ in diese beliebig gewählte 
Ordnung einen systematischen Fortgang hineininterpretiren 
zu wollen und nur die sonstige Wichtigkeit dieses völker- 
rechtlichen Schriftstellers nöthigte uns, ihn nicht zu über- 
gehen. Der Gerechtigkeit scheint es aber gemäss anzu- 
führen , dass Günther mit diesem Werke weiter nichts 
beabsichtigte, als ein Völkerrecht in Friedenszeiten und zwar 
zunächst (Thl I) nur die Darstellung der allgemeinen Ver- 
hältnisse der Völker gegeneinander und der dahin gehöri- 
gen Grundsätze und sodann (Thl II) die der einzelnen 
Gegenstände des Völkerrechts in Friedenszeiten. Von der 
Aufnahme dieser beiden ersten Theile sollte eine ähnliche 
JBearbeitung des Völkerrechts in Kriegszeiten, des Gesandt* 
schaflsrechts , der Materie von den Verträgen des Völker- 
rechts- Ceremoniels, der Völkerrechtspraxis und was dahin 
gehört, abhängig gemacht werden ^^). Demnach liegt ein 
ausgeführtes, vollständiges Werk über das Völkerrecht nicht 
vor, statt dessen aber das Bekenntniss, dass das Gegebene 
nichts Vollständiges sei, wodurch niv die Prüfung der höch- 
stens über einige Theile des Völkerrechts sich erstreckenden 
Systematik, da ja auch das Friedensrecht eines wichtigen 
Bestandlheiles, „des Vertragsrechtes^, entbehrt, uns möglich 
gewesen wäre ^^). 

Während Günther sein Völkerrecht nur „mit Anwen- 
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dung auf die deutschen Reicbsstände " schrieb, trat Roe- 
mer mit einem „Völkerrecht der Deutschen" (1789) her- 
vor, lieber die BegrilTsvidrigkeit eines Völkerrechts eines 
einzelnen Volkes habe ich mich bei anderer Gelegen- 
heit 8^) ausgelassen und nehme daher nur auf die Syste- 
matik Rücksicht. Der Grundgedanke des Buchs, „ein Völ- 
kerrecht der Deutschen" zu schreiben, prägt sich auch in 
der Anordnung des Stoffes aus. Der erste Abschnitt han- 
delt zwar von dem Völkerrecht überhaupt, aber auch „ins- 
besondere von dem positiven Völkerrechte des teutschen 
Reichs". $ 5 wird daselbst die nicht zu bezweifelde That- 
sache hervorgehoben : „Teutsches Völkerrecht und teutsches 
Staatsrecht hat man nur immer mit einander vermischt ; so 
naehtheilig dieses für beide Wissenschaften ist. Sie sind 
aber nicht nur in Absicht ihres Objekts, sondern auch selbst 
in Absicht des Subjekts himmelweit von einander unterschie- 
den. Jenes nimmt blos auf die rechtHchen Verhältnisse des 
teutschen Reichs gegen auswärtige Staaten und Völker Rück- 
sicht; in dem letztern aber lernen wir die Rechte und 
Verbindlichkeiten der unmittelbaren Glieder dieses Reichs 
unter sich selbst keimen. Dort untersuchen wir die Gerech- 
tigkeit und Ungerechtigkeit der Völkerhandlungen ; hier «prO- 
fen wir die rechtlichen Grundsätze bey den öffentlichen 
Handlungen des Kaisers und der Reichsstände in Bezug 
auf die innere Reichsverfassung". Es ist gewiss sehr er- 
firettlich, schon am Ende des vorigen Jahrhunderts eine 
solche Unterscheidung des Staats- und Völkerrechts zu finden. 



84) Vergl. meine Sdirifi: „de natura principiarutn iuris inter gen* 
U$ panävi*' S. Ö3. 



Mcbt mj^der erfreut die in dem fol|;eBden Aus3priK;|[L 
kund gegebene Unterscheidung von Völkerrecht und Pplitii^ : 
„Uebrigens gehört in d^s tcutsche Völkerrecht nicbf mehr 
unfl nicht weniger, a^s fjechselseiüge yoUkommßne jQ^c^cbfe 
und Verbindlichkeiten der tiautschen Pfatioo gegen ^le an- 
deren Völker. Alle unvollkommenen Rechte und P^idrfen 
sind entweder Gegenstände der Moral oder der Politik^. 

Der zweite Abschnitt des Roemer'schen Werkes isj| 
gewidoiet den „Quellen des positiyeii teutsc||i|Kn V0l]f«r- 
rechts^; der 4^^^^^ ^^^ ^^Ifülfsmitteln und insbesoindere der 
Literatur de^ teutschen Völk^errechts^. I^odann beginnt jsnst 
der Haupt^eil des Werkes, „das Völkerrecht der Teut^cben^» 
lyelchefi folgende Alitheilpgen z&l^lt: 

Erste Abtheilnog. Von den Völkerverhälloissen des teot&chen 
Reichs und seiner unmiuelbaren Gliedier gege^ auswär- 
tige Staaten, und unter sieb selbst, in Absiebt auf die 
Souverainetät. 

Zweite Abtheilung. Von den verschiedenen Verbindungen des 
teqtschen Reichs mit aiiswMrUgen Staaten und unter 
sich Sjelbst. 

Dritte Abtheilung. Von dem Range des teutschen Reichs, des 
Kaisers, des römischen Königs und der teutschen Lan- 
desherren. 

Vierte Abiheilung. Von den Titeln, welche dem Kaiser, dem 
römischen König und den teutschen Landesherren nach 
dem Völkerrecht zukommen. 

Fünfte Abtheilung. Von dem Recht der Völkerverträge im teut- 
schen Reiche. 

Sechst^ Abtheilung. Von d^m besondern teatschen GesandUcbafts* 
rechte. 

Siebente Abtheilung. Von dem Rechte des Krieges nach dem 

Völkerrecht der Teutschen. 
Achte Abtheilung. Von den Rechten und Verbindlichkeilen des 

teutschen Reichs und seiner unmittelbaren Glieder bey 
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Attsttbong der iooerbalb des Staats wirkenden M^esUUr 
und Landeshoheitsrechte. 

Neunte Abtheilung. Von den im teutschen Völkerrecht vorkom- 
menden Völkerdienstbarkeiten. 

Zehnte Abibeilung. Von den Grenzen des teutschen Reichs and 
4er teutschen Reichslande. 

Eilfte AbtheUung. Von den Ansprüchen des teutschen Reichs für 
auswärtige Lande. 

Da9s die vorstehenden G^epstSnde der völkerrechtlichen 
Stellung des deutschen Reichs entnommen sind, ist ivol kaum 
zu bezweifeln, aber die systematische Anordnung fehlt. Zu- 
nfichst hätte der Inhalt der zweiten Abtheiliing mit dem der 
ersten verbunden werden können, denn auswärtige Verhält- 
nisse und Verbindungen sind doch wol synonym, und ebenso 
.4ie dfitte und vierte Abtheilung, wenn überhaupt die da- 
ßfHihst b^hoidelte Lehre vom Range und den Titeln zu einem 
s. g. deutschen Völkerrecht und nicht vielmehr zur äusseren 
Smatsprajus gehört. Ueberhaupt ist es ein bis in die heutige 
^t hinein fortgesetzter Fehler, diese und andere, auf rein 
Pf rsönliche, nicht völkerrechtliche Verhi\ltnj$se der Monarchen 
sich beziehenden Fragen im Völkerrecht zu behandeln. Noch 
weniger gehört aber die achte Abtheilong, wenigstens der 
Ueberschnft vach, ip ein Völkerrecht, obgleich der Inhalt 
^ in dieses gehörenden Rücksichtsnahmen richtig behandelt. 
Jedenfalls nuss man, trotz des eben ßemerkten, eingestehen, 
4^jB Aoemc^r mehr als einer seiner Vorgänger Staats- und 
yäll^erfecht zu scheiden gewusst hat, welche Nothwendigkeit 
Mx Unterscheidung er fast bei jeder seiner ttauptlehren 
^ssprfch. 

Eilte ganz eigenthümliche AufTassung hat dagegen 
Hoemer vom Gesan4tscbaftsrecht. Einmal nemlich ordnet er 
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dasselbe unter das Recht, Völkenerträge abzuschliessen und 
conflindirt so formelles Recht, zu welchem die Gesandten als 
Organe gehören, mit dem materiellen Rechte der Volker- 
vertrage, und dann erkifirt er es für den wichtigsten und 
weitlfiufligsten Theil des Yölkenechts (yergl. VI. Abtheil. 
S 1). Dahin konnte er nur durch Ueberschfitxung der Stel- 
lung der Gesandten, die doch lediglich bevollmächtigte 
Organe fOr den Verkehr der Völker sind, gelangen. 

§ 3. 

Beurtbeilnng der ersten Perlode der Anordnung des 
positlv-vOlkerreehtllchen Stoffes. 

Bei der Beurtheilung der Anordnung des Völkerrecht** 
liehen Stoffes kommt selbstverständlich Zweierlei in Betracht : 
der StoiT selbst und dessen Ordnung. Die Erkenntniss jenes 
ist zur Durchführung dieser vorgängig und uneriässlich. 
Zur Erlangung dieser Erkenntniss führt die Erforschung des 
den Stoff belebenden Grundgedankens, des Princips. Ist 
dasselbe ermittelt, dann erfüllt und organisirt es die ein- 
zelnen Theile des Ganzen und gestaltet dieses selbst zu 
einem harmonisch gegliederten, architektonisch vollendeten 
System. Denn das Gesetz der Ordnung ist erst die Frucht 
der Erkenntniss des Princips. * 

Bleibt aber diese Erkenntniss zurück, so ist die Ord- 
nung eine zufällige, rein willkührliche. Die Eigenthttmlich- 
keit der Ordnung ist bedingt durch die Eigenthümlichkeit 
des Stoffes. Der vorliegende ist ein rechtlicher. Das 
volkerrecht hat daher auch die Aufgabe : in den äusseren 
Beziehungen der Staaten ein rechtliches Princip zur Gel*- 
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tong zu bringen. Zweck und Ziel des Völkerrechts ist die 
Verwirklichung einer Weltrechtsordnung ®*). Die Eigen- 
thfindichkeit des Völkerrechtsstoffes besteht somit aus zwei 
wesentlichen Bestandtheilen : „dem Recht ^ und „der Inter- 
nationalität^ oder „der Völker- oderWeltordnung^. In dem 
von uns hervorgehobenen „internationalen Rechtsprincip^ ist 
Beides ausgedrückt^^. 

Das Recht brachte nicht erst das Völkerrecht zur Gel* 
tnng^ es bestand bereits in der Anwendung auf andere Ver- 
hältnisse. Das Civilrecht erfasste die gegenseitigen Bezie- 
hungen der einzelnen cives, das Staatsrecht ordnete das 
Wesen des Staates innerhalb dessen Territorium und die 
Beziehungen des Einzelnen zum Staat. Es konnte aber der 
Staat auch nach Aussen in Beziehungen treten. Das Gesetz 
fSr diese giebt er sich selbst. Sein Wille konnte entweder 
sein, 1) dieser Beziehungen sich' ganz zu enthalten, in der 
Isolirtheit zu verharren oder 2) mit Berücksichtigung seines 
eigenen Vortheils oder 3) mit gleichzeitiger Anerkennung und 
Achtung der Rechte anderer Staaten sein äusseres Verhalten 
zu regeln. Souverain ist der Staat in allen drei Fällen und 
zwar nicht blos im Innern, sondern auch nach Aussen. 
Auch ist die Souverainetät in den beiden ersten FäUen insoweit 
eine gleiche, als sie sich ganz unbeschränkt durch irgend 
welche Verpflichtungen weiss. Dagegen hat im dritten Falle der 
souveraine Staatswille sich selbst gebunden zur Begründung, 
Aufrechterhaltung und Beobachtung eines Rechts, welches 



85) Vergl. v. Mohl, Geicb. d. StaaUW. a. a. 0. S. 45i, und meine 
Schrift Ober das Aaylrecht (1853) S. 156. 

86) Vergl. meine Schrift „rfe natura princifnarufn iuris inier genltt 
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nicht nur Forderungen giebt, sondern auch Pfliditen auf- 
erlegt ^"0 — des Völkerrechts. Im zweiten Falle berück- 
sichtigt der Staat nur seinen Vortheil und nicht das Recht, 
und handelt politisch^ aber nicht immer rechtmässig; 
Beide Theorien, sowohl die Theorie der Politik als des 
Rechts sind in den auswärtigen Beziehungen der Staaten 
zur Anwendung gelangt , aber weil sie eben prindpiell 
verschieden sind, indem bei der einen nur das Wohl 
des Einzelnen, bei der anderen aber zugleich das Wohl 
Aller mitberücksichtigt wird, können sie weder im Leben 
gleichzeitig zur Anwendung kommen, noch in der Wis- 
senschaft. Die äussere Politik und das auswärtige Recht 
sind daher im Leben und in der Dieses darstellenden 
Wissenschaft getrennte Ganze. Auch das Völkerrecht hat da« 
her nur Recht und nicht Politik darzustellen, und Das 
entspricht seiner, als ersten hervorgehobenen Eigenthüm- 
lichkeit. Der zweiten gemäss ist aber, dass es ein Recht 
der Völker oder Staaten, und nicht der einzelnen Staats- 
bürger oder des einzelnen Staates ist. Daher unterscheidet 
es sich wesentlich vom Civil- und Staatsrecht. Denn in 
dem Civilrccht ist der einzelne Bürger, sind nicht die Völker 
oder die Staaten Subject des Rechts, und in dem StaatSr 
recht ist es der einzelne Staat oder das einzelne Volk, nicht 
aber die Völker oder Staaten. Indess besteht nidit blos 
diese Verschiedenheit der Subjecte. Es besteht auch eine 
weitere Verschiedenheit der Objecte und Acte. Diese ist 
jedoch nicht eine sofort erkennbare, unverkennbar äusser- 



87) Vergl. v. Molil d. a. O. S. 38'i und meine Schrift ,yde natura 
princip,'' S. 39. 
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liehe, sie wird weseotlich bestimmt durch den die Objecte 
beherrschenden und die Acte «nanirenden Willen. Object 
des Tölkerrechtlichen Verkehrs kann zunächst staatliches 
Eigentfamn sein, aber dieses hat schon seine innerlich-staats- 
rechtliche Bestimmung und Stellung, und ist daher an und 
für sich nicht eigenthümlich völkerrechtlich. Zum Object 
Tölkerrechtlicher Verhandlung kann ferner das Privateigen- 
thum des Einzelnen werden^ aber dieses hat schon seine 
privatrechtliche Bestimmung und Stellung. Nur der Wille 
der Völker oder Staaten kann beide, das Staats- und Privat- 
agenthum, zu Objecten des Völkerrechts erheben, aber darf 
dabei nur in Gemässheit des Völkerrechts sich äussern. 
Endlich hat das Völkerrecht wenig eigenthümliche Acte, 
denn auch die Ilaupterscheinungsform derselben : die Ver- 
trüge können an und für sich ebensowol innerhalb des 
Civifarechts zwischen den einzelnen Angehörigen eines und 
desselben und mehrerer Staaten, als innerhalb des Staats- 
r^dits von dem Staate mit seinen oder anderen Staatsange- 
hörigen abgeschlossen werden. Aber der Wille ist es^ der 
auch hier den Unterschied charakterisirt , und sich in 
eigenthümlicher, dem Völkerrecht gemfisser Weise ausspricht 

und bindet. 

*. 

Die Conslruction des völkerrechtlichen Rechtsverhält- 
nisses ist daher eine dem Civilrecht verwandte. Wie bei 
diesem, sind auch bei jenem drei Bestandtheile zu unter- 
scheiden : die Subjecte , Objecte und die beide in Be- 
ziehung setzenden Acte. Ohne diese drei Bestandtheile 
ist daher weder eine einzelne völkerrechtliche Willens- 
äusserung, noch ein durch sie zu begründendes Rechts« 
verhftltniss, noch der Inbegriff dieser und der auf sie 

5« 
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anzuwendenden Bestimmungen — das Yölkerrecbt denkbar. 
Die Erhebung dieser drei Bestandtbeile zu drei Haupttheilen 
des Völkerrechts erbringt daher die naturlichste Ordnung. Als 
eine privatrechtliche Nachbildung kann sie nicht erscheinen, 
denn das Privatrecht systematisirt sich in Personen-, Sachen-, 
Obligationen- und Erbrecht. Und selbst, falls diese Ordnung 
für das Privatrecht einst, unter Emancipation von der mehr 
stofflichen als begrifflichen überlieferten römischen Yerthei- 
lung, beliebt würde, möchte auch dann noch die Verschie- 
denheit der Subjecte, der durch die Träger des völkerrecht- 
lichen Willens, und diesen selbst, geänderten Objecte und Acte 
vor Conftandirung beider Gebiete und der sie beherrschenden 
Rechtsordnung bewahren. Die gewählte Ordnung ist lediglich 
die sich aus dem völkerrechtlichen Verhältniss von selbst 
ergebende. Durch sie wird indess nur ein Hauptlheil des 
Völken-echts : das materielle Recht, gegliedert. Für den 
anderen Haupttheil : das formelle Recht, tragen wir 
kein Bedenken, die Zweitheilung anderen formellen Rechts, 
des Civil- und Criminalprocesses, zu recipiren. 

Das materielle Recht ist das zu verwirklichende Recht, 
das formelle erbringt die Verwirklichung. Diese geht aber 
nicht minder naturgemäss durch Ihätige Personen und ihre, 
der Verwirklichung entsprechende, Handlungen vor sich. 
Die ersteren erscheinen daher als Organe, Vermittler der 
Rechtsvollziehung, während der Inbegriff der dazu erforder- 
lichen Handlungen das Verfahren bildet. In dem Völker- 
recht können diese Organe zunächst nur die zu höchster 
Macht und Repräsentation des Staates berechtigten Subjecte 
sein, und alle sonst noch als Organe in den auswärtigen 
Beziehungen der Staaten thätigen Persönlichkeiten handeln 



65 



nur im Namen und Auftrag Jener. Die Gesandten für das 
gtttlicbe und die Kriegsoberbefehlshaber für das gewalt- 
same Verfahren sfnd nur die bevollmächtigten Organe, 
stehen also erst in zweiter Reihe. Das Verfahren wiederum 
theilt sich principiell in das gütliche und gewaltsame, und 
nidit nach den blossen Zuständen des Friedens und Krieges, 
denn Retorsion und Repressalien sind gewaltsame Mittel und 
werden doch im Frieden vor Ausbruch des Krieges geübt, 
sollen sogar oft den Eintritt des Krieges verhüten. Erscheint 
daher der Stoff des Völkerrechts als ein eigenthümlicher, 
vom Civil- und Staatsrecht einerseits und der Politik an- 
dererseits zu scheidender, so ist seine Ordnung auch eine 
eigenthümliche und nur rein ftusserlich mit dem Civilrecht 
correspondirende. Eben in dieser Aehnlichkeit offenbart 
sich aber das Völkerrecht als der Rechtsstoff, der er ist, 
wflhrend er andererseits in der Modification dieser Ordnung 
als der eigenthümlich völkerrechtliche hervortritt. . Bei der 
zunAchst vorzunehmenden obersten oder allgemeinsten Ver- 
theilung des Stoffes kehren die alten bekannten Eintheilun- 
gen des materiellen und formellen Rechts, bei der weiter 
gehenden inneren Eintheilung des ersteren die alten be- 
kannten Besfandthelle des Rechtsverhältnisses, die Subjecte, 
Objecte und Acte wieder, und bei der inneren Eintheilung 
des formellen treten uns die Organe und das Verfahren ent- 
gegen. Aber das materielle Völkerrecht ist im Ganzen und 
Grossen mit Rücksicht auf dessen Zweck verschieden, im 
formellen Völkerrecht oder Völkerprocess gilt es die Ver- 
wirklichung dieses Zwecks, und auch diese Aufgabe erbringt 
wesentliche Unterschiede. Diese Verschiedenheit hat auch 
Statt bei der inneren Construction beider Hauptgebiete, wie 
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schon dargethan wurde, und ist daher ein Nachtheil für den 
Stoff aus der nicht gewählten, sondern naturgemässen Ord- 
nung nicht zu befurchten. 

Wir haben in Vorstehendem eine, theilweise neue Sy- 
stematik des Völkerrechts in den Hauptzugen angedeutet, 
sie wird bei Pioifung der Forschxingen weitere Ausführung 
finden. Das Angedeutete sollte uns nur zur Beurtheiiung 
der Leistung Anderer dienen und zu dieser wenden wir 
uns jetzt. 

Weder die von uns beregte Natur des Stoffes, noch 
die Anordnung desselben finden wir bei irgend einem Schrift- 
steller dieser Periode ausreichend beachtet. 

Zwar hatte Grotius die richtige Ansicht ausgespro- 
chen : dass das Völkerrecht von dem Civilrecht und der 
Politik getrennt werden müsse, aber diesem Vorhaben keine 
Ausführung geliehen. Andererseits hob zuerst. Roemer 
nicht nur gleichfalls den Unterschied zwischen Recht und 
Politik, sondern auch den zwischen Völker- und Staatsrecht 
hervor, „welche sowol in Absicht ihres Objects als Subjects 
himmelweit unterschieden seien ^ und behauptet denselben 
fast immer fort und überall bei jeder Lehre, aber die 
demgemäss zu erwartende Unterscheidung fehlt. Den Un- 
terschied zwischen materiellem und formellem Recht sprach 
zwar Wolff nicht ausdrücklich aus, aber seine Einthei- 
lung gab das Bewusstsein desselben kund. Die anpas- 
sende innere Anordnung der beiden Hauptrechtstheile finden 
wir aber bei keinem der Schriftsteller dieser Periode voll- 
zogen. Nur Roemer hatte in Bezug auf das materielle 
Völkerrecht eine dunkle Ahnung von Subjecten und Objecten 
im Völkerrecht, aber berührte sie nur vorübergehend, ohne 
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eine Anwendung davon zu machen. Dass die innere Ordnung 
des formdien Rechts auch die Hineinziehung der Gesandten 
fordere, davon hatte Wolff, welcher sie dem übrigen Pro- 
cessualistischen anfügte, wol eine Ahnung, aber von der 
richtigen Stellung derselben, da er sie an das Ende des 
Processualistischen versetzt, kaum einen Begriff. Ebenso fehlt 
fast überall eine richtige Würdigung der Bedeutung der 
Gesandten, die fast immer als hervorragende Erscheinung 
im Völkerrecht behandelt sind und dennoch in der Reihe 
der Organe nur die zweite Stelle einnehmen. Namentlich 
überschätzt Roemer die Wichtigkeit der Gesandten. 

Wurde demnach erweislich die natürliche und eigen- 
thümliche Sonderung und Anordnung des völkerrechtlichen 
Stoffes bei keinem Schriftsteller des betrachteten Zeitraums 
vollzogen und hatten nur einige, wie Grotius, Wolff und 
Roemer, ein jeder nur in Bezug auf einige Rücksichten 
richtige Vorstellungen, ohne selbst diese durchgehend zu 
verwirklichen, so kann zwar dieses Stadium der ersten Vor- 
bereitung zur Anbahnung einer Systematik, mit Rücksicht 
darauf, dass es die ersten Versuche völkerrechtlicher Be- 
arbeitung begreift, nicht gar zu streng verurtheilt werden, 
ist aber jedenfaUs als das der willkührlichen Anordnung 
zu bezeichnen gewesen. 

Erkannten die Autoren dieser Periode nicht die eigen- 
thümliche Natur des völkerrechtlichen Stoffes, so konnte 
sich ihnen auch die aus derselben hervorgehende Ordnung 
nicht ergeben. Aber in ersterer Beziehung mangelte ihnen 
selbst anfänglich die allgemeinste richtige Auffassung des 
positiven Stoffes. Erst Moser sollte die reine Positivitfit 
desselben zur Geltung bringen, Günther sie in vollendeterer 
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Weise darstellen und Achenwall blieb es vorbehalten, das 
richtige Verhfiltniss der Philosophie zum positiven Stoff zu 
begreifen. Diese Anffiuge verdankt also die Wissenschaft 
schon der ersten Periode. Bis zum Auftreten dieser Mfinner 
aber war das dargestellte s. g. positive Völkerrecht mehr 
ein Wünschen und Hoffen als das Abbild der Wirklichkeit, 
mehr ein Belegen abstracter Sätze durch geschichtliche Facta 
als ein Entwickeln jener aus diesen. Statt der völkerrecht- 
lich eigenthümlichen Ordnung des Stoffes, beruhend auf der 
Erkenntniss principiellen Wesens, bildeten die einen, wie 
Zouchy, Wolff und Griebner entweder die privatrecht- 
liche Systematik nach, entlehnend, wo sie nicht zu schaffen 
vermochten, oder schlössen die anderen sich an die rein 
äusseren, unverkennbar sichtbaren Zustande des Friedens 
und Krieges an, wie Zouchy, Moser, Achenwall und 
Günther. 

Die Leistungen der übrigen, hier nicht genannten, Au- 
toren dieses Zeitraums sind an ihrem Orte ausreichend ge- 
würdigt worden und haben sich dort als solche ergeben, 
welche für die Systematik des Völkerrechts weder in Hin- 
sicht auf die Natur, noch auf die Ordnung des Stoffes von 
Bedeutung werden konnten, wesshalb sie auch bei der vor- 
stehenden allgemeinen Charakteristik zu übergehen waren. 
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Drittes Capitel. 

Ber Ucbergais \«n der wUlkflhrUeheii zur bewossten 
AMriiug des positiv -vftlkerrecbtUckei Stoffes. 

Von G. F. V. Martens bis auf die neueste Zeit. 

§4. 

Der erste Versuch zur Durchführung einer dem Völkerrecht 

eigenthümlichen Anordnung. 

G, F. r. Martern. 

vreorg Friedrich v. Martens ist der erste völker- 
recbtliehe Schriftsteller, welcher der Nothwendigkeit einer 
Systematik sich nicht blos bewusst wird, denn ausgespro- 
chen wurde das Bedürfniss eines ardo certus schon von 
Hugo Grotius, sondern auch dieselbe durchzuführen 
versucht. Er bezeichnet als die natürlichste Ordnung, 
„dass zuvörderst das Subject der Wissenschaft er- 
örtert und untersucht werde, wiefern Europa als ein Gan- 
zes betrachtet werden könne, und wie die Staaten dieses 
Welttbeiis in Ansehung ihrer politischen Wichtigkeit, in An- 
sehung ihrer Regie^ungsform , ihrer Religion verschieden 
sind, dann zu dem Object oder den Verbindlichkeiten über- 
gegangen und erkUrt werde, wie 

1 ) diese Rechte entstehen durch Occupation, durch Ver- 
träge, durch Herkommen und Analogie und ob durch 
Yeijfihrung ? 

2) worin diese Rechte bestehen, und 

3) wie sie verloren gehen; 
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„dass in Ansehung des zweyten Hauptpuncts der Angele- 
genheiten der Völker, sowol die inneren als auswärtigen, 
und die Privatangelegenheiten der Regenten und ihrer Fa- 
milie; von der Art unterschieden werden, wie freye Völker 
ihre Rechte geltend machen, bald auf gütlichen Wegen 
schriftlicher oder gesandschafllicher Verhandlungen, bald 
durch thätliche Mittel durch Retorsion, Repressalien und 
Krieg, da denn in Ansehung des letzteren Puncts die Rechte 
der hauptkriegführenden Mächte , ihrer Allürten und der 
neutralen Völker zu unterscheiden sind, bis der Krieg selbst 
durch Schliessung des Friedens beendigt wird" ®^. 

V. M arten s systematisirt demnach sein Werk in fol- 
gender Weise : 

Erstes Buch« Von den Europäischen Staaten überhaupt. 

Zweites Buch. Arten der Erwerbung positiver Rechte unter den 

Volker. 

Drittes Buch. Rechte und Verbindlichkeiten der Völker unter ein- 
ander in Rücksicht auf die innere Staatsverfassung des 
Landes. 

Viertes Buch* Rechte und Verbindlichkeiten der Volker in Rück- 
sicht auf ihre auswärtige Angelegenheiten. 

Fünftes Buch. Persönliche und Familienrechte der Souveraine. 

Sechstes Buch. Von der Art wie die Angplegenheilen der Völker 
schriftlich verhandelt werden. 

Siebentes Buch. Gesandtschaftsrecht. 

Achtes Buch. Vertheidigung und Verfolgung der Rechte der Völ- 
ker durch thätliche Mittel. 

Neuntes Buch. Untergang erworbener Rechte der Völker gegen 
einander. 



88) G. F. V. Martens, Einleitung in das Earop. Völkerreclit (1796), 
Vorrede. 
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Es gelingt zwar, in diese Anordnung eine Systematik 
hineinzuinterpretiren, indess muss zu dem Zweck die Reihen- 
folge des Dargestellten, so wie theilweise die Bezeichnung 
desselben verändert und Getrenntes verbunden werden. 

Es hatte zunächst der gesammte völkerrechtliche Stoff 
in zwei Hauptabschnitte : materielles (L, IL, III., IV., V. 
u. IX. Buch) und formelles Völkerrecht (VI., vn. u. VIII. 
Buch) vertheilt werden müssen. Ferner wären innerhalb 
des materiellen Völkerrechts zu unterscheiden gewesen : die 
Subjecte (I. u. V. Buch), die Objecte (II. u. IX. Buch) und 
die Acte (III. u. IV. Buch). Innerhalb des formellen Völker- 
rechts hätten die Organe (VII. Buch) dem Verfahren (VI. u. 
VIII. Buch) vorangehen müssen. 

Martens war sich zunächst unklar über den Unter- 
schied des materiellen und formellen Völkerrecht, indem er 
weder diese beiden Hauptabtheilungen hervorhob, noch die 
Gegenstände desselben durchweg zusammenfügte, wie na- 
mentlich das am unrechten Ort befindliche neunte Buch uns 
erweist. Dass er aber denselben jedenfalls erwogen, weist 
nicht blos der in der Vorrede dargelegte üebergang von 
den friedlichen zu gewaltsamen Wegen der Geltendmachung 
der Rechte der Völker, wo nicht blos die verschiedenen 
Arten des Verfahrens, sondern auch die Organe desselben, 
die Gesandten, zusammengebracht sind, nach, sondern auch, 
dass er, bis auf die eben gerügte unrichtige Stellung, in 
ununterbrochener Reihenfolge das materielle und hierauf 
das formelle Völkerrecht behandelte. Er emancipirte sich 
hierdurch von der überkommenen, blos auf den Unterschied 
zweier äusserer Zustände : des Friedens und Krieges , be- 
gründeten Eintheilung. Verfehlt ist aber die innere Ein- 



72 



theiluDg der beiden Hauptabschnitte. Denn innerhalb des 
materiellen Völkerrechts sind zunächst die Subjecte nicht 
voUstfindig, Mos die Staaten, namhaft gemacht und die 
Rechte derselben, anstatt mit ihnen verbunden, erst am 
Schlüsse des ganzen materiellen Völkerrechts behandelt. 
Von den Objecten des Völkerrechts hatte er aber eine ganz 
unjuristische Vorstellung, indem er als solche die Rechte 
und Verbindlichkeiten, nicht aber den Gegenstand derselben 
bezeichnet, und von der Erkenntniss, dass die Subjecte zu 
den Objecten in Beziehung zu setzen seien durch Acte und 
Ereignisse, sind, — wol auch mit veranlasst durch die 
ganze schiefe Ansicht von den Objecten, — keine Anzei- 
chen vorhanden. 

V. Kaltenborn giebt nun zwar vor, seine Systematik 
an die Märten s'sche angeknüpft zu haben, aber indem er 
dessen fehlerhafte Auffassung der Objecte rügt und den 
Mangel der die Beziehung vermittelnden Acte hervorhebt 
und ersetzt, hat er, unseres Erachtens, nach Verbesserung 
des zu Verbessernden, wesentlich selbst und zwar zuerst 
eine richtigere Systematik geliefert, welcher wir aber, wie 
wir später ausfuhren werden, insofern nicht beipflichten 
können, als in ihr dem Unterschiede des materiellen und 
formellen Völkerrechts nicht durchweg Rechnung getragen 
worden ist. 

Was nun aber das der Martens'schen Systematik sonst 
durch V. Kaltenborn gezollte Lob betrifft, so stimmen wir 
demselben darin bei, dass v. Martens die fremdartigen 
Kategorien, besonders civilrechtliche , wie naturrechtliche, 
vermieden hat. Hierin erblicken wir schon ein hinreichen- 
des, wenn auch zunächst nur negatives, in Vermeidung von 
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Fehlern bestehendes Verdienst. Dagegen können wir die an 
die Stelle getretene positive, neue Systematik, mit Rücksicht 
auf die UnvoUständigkeit in den Subjecten, die falsche Auf- 
fassung der Ohjecte und den Mangel des fehlenden Binde- 
gliedes fdr Beide, nur unvollkommenes Bruchstück nennen. 
Als erster Versuch verdient aber die Systematisirung Martens' 
jedenfalls schon Anerkennung und mildere Beurtheilung. 

Wäre jedoch v. Martens' Systematik wirklich so klar 
und übersichtlich gewesen, wie v. Kaltenborn meint®®), 
so hatte es wol nur im Falle der Nichtkenntniss dieses 
Systems den späteren Autoren nicht verargt werden können, 
dass sie derselben sich nicht anschlössen, sondern selbst 
in die durch v. Martens vermiedenen Fehler aufs Neue 
verfielen ^). 

§ 5. 

Die Betheiligang der Phiiosophie an der Anordnung des Volker- 
rechts nach Wol ff bis auf die heulige Zeit. 

Neiielbladt^ Achenwall^ Puefler^ Meier ^ Höpfner^ Hxifeland^ 

Schmalz^ Kanf^ J. G. Fichte^ Hegel ^ Gros^ Pölifz^ Zachariäj 

Bitzer^ Kahle ^ Her bar f^ Ahrens^ Wamkönig^ J. H. Fichte^ 

Audisio. 

Wenn die nach v. Martens beginnenden Darstellungen 
des positiven Völkerrechts mehr oder weniger unter dem 
Einfluss der Philosophie abgefasst wurden, so scheint es am 
Orte zu sein, in Kurzem zu skizziren, in wie weit nach 



89) V. Kaltenborn a. a. O. S. 289 ff. 

90) V. Martens erfreut sich auch im Aoslslide grosser Anerkenn ong. 
Vergl. z. B. Oke Manning, i,Comment, ort (he law of natians^* (1839) 
S. 39 ff. 



74 



Wolff bis auf den heutigen Tag die Philosophie auf die 
Anordnung des positiv-völkerrechtlichen Stoffes von Einfluss 
ward. Auch hierbei werden wir uns wesentlich an die An- 
ordnung halten und Anderes nur insoweit beifügen, als es 
zur Erklärung dieser dienen kann. Von einer Berücksichr 
tigung der ganzen einschlägigen Literatur haben wir Um- 
gang nehmen müssen und vei'weisen desshalb auf eine später 
von uns herauszugebende Abhandlung, in welcher wir den 
Einfluss der Philosophie auf das Völkerrecht ausschliesslich 
zu bebandeln gedenken. 

Wenn auch die Benennung naturrechtlicher Werke, 
^Jus naturae et gentium' ^j allmälig abkam, so fand doch 
in den naturrechtlichen Werken das Völkerrecht fast immer 
seine Stelle und zwar öfter als früher, wo dieser Titel 
fälschlich zur steten Annahme auch völkerrechtlichen Inhalts 
verleitete (vergl. S. 28). Als dagegen das Naturrecht im- 
mer mehr der „Rechtsphilosophie^ weichen musste, findet 
in den Werken dieser schon öfter eine Nichtberücksichtigung, 
oder wenigstens sehr oberflächliche Berücksichtigung des* 
Völkerrechts statt. Wogegen auch in einem Werke neuerer 
Zeit, welches, wol aus Pietät, den alten Titel ius naturae 
et gentium wieder aufgenommen hat, das Völkerrecht in 
fast beispielloser Kürze abgehandelt ist ^ 0* 

Am häufigsten wird das Naturrecht in dem letzten 
Viertel des vorigen Jahrhunderts bearbeitet. Es ist als wollte 
es, in Vorahnung der siegreich durchbrechenden historischen 



91 ) Wir haben hier im Auge die weiter unten zu erwähnenden iuris 
Naturae et gentium privati et publici fundamenta , von Gidielmo Awlisio. 
Neapoti apud losephum Dura 1853. (Wir geben den Verlagsort und Ver- 
leger hier absichtlich an, da dieses Buch wenig bekannt zu sein scheint.) 
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Ricbtottg , gegen den Andrang der Positivitfit sich sicher 
stellen und eine feste Scbutzmaoer , durch seinen inuner 
geschlosseneren Inhalt, zur Selhstvertheidigung aufrühren. 

Dan. Nettelbladt (Systema elementare universae 
iuris prudentiae naturalis , Hai. 1748^^^) handelt in der 
^yluris Gentium Prudentia'^ (Pars I) zunächst von den Völ- 
kern überhaupt, auf die Definition folgt die Erörterung 
der Staatsbürger und Fremden, der Pflichten und Gesetze 
der Völker. Er giebt somit gewissermaassen einen allge- 
memen Theil. Der besondere, den gegenseitigen Pflichten 
der Völker gewidmete Theil (P. II) unterscheidet absolute 
und hypothetische. Die absoluten werden bezogen auf die 
unio civilis^ auf das territo^num^ auf die res eo7*po7'ales 
in mundo obviaSj auf die Rechte der potestas civilis und 
auf die Ehre. Als hypothetische werden abgehandelt die 
auf iura in re und iura ad rem^ und auf die Gesandten 
bezügUchen Pflichten der Völker. Wenn diese Anordnung 
auch Nettelbladt eigenthümlich ist, so ist sie doch keine 
aus der Eigenthümlichkeit des Völkerrechts hervorgegangene 
und keine die Materien desselben erschöpfende. 

Auch Achenwall und Job. Steph. Puetter behalten 
in den von ihnen gemeinschaftlich herausgegebenen elementa 
iuris nalurae (1750) die Eintheilimgen in absolutes und 
hypothetisches Völkerrecht bei. Auf das ius gentium uni- 
versale in genere folgt das absolutum^ sodann das Ai/po- 
tketicum und diesem schliesst sich das Kriegsrecht der 



92) Der Zeit nach gehört eigentlich Nettelhladt, da er vor Wolf f 
schrieb, in die vorige Periode hinein, seine Abibeilang In absolnte und 
hypothetische Rechte ist aber von den späteren Naturrecblsscbriristellern 
nachgeahmt worden und daher haben wir ihn hier an die Spitze derselben 
gestellt. 
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Völker an. Auch diese Anordnung scheint einer weiteren 
Erörterung nicht zu bedürfen. 

Georg Friedrich Meier's „Recht der Natur« (1767) 
behandelt vom Völkerrecht nur das Kriegsrecht und zwar 
im gesammten Naturrecht. Von einer Systematik ist über- 
haupt bei Meier nicht die Rede, das ganze Naturrecbt 
wird bei ihm aus dem Gesichtspuncte der Beleidigungen 
aufgefasst und daher findet auch gelegentlich der Krieg, als 
Mittel der Genugthuung, seine Stelle. 

Höpfner's „Naturrecht des einzelnen Menschen der 
Gesellschaften und Völker"" (Giesseu 1780) ^^) behandelt 
in Cebereinstimmung mit der Ueberschrift I. das Natur- 
recht der einzelnen Menschen, IL das Völkerrecht. Er be- 
ginnt mit dem absoluten Recht der Völker, woselbst die 
ursprünglichen Rechte des einzelnen Menschen auf die Völker 
angewandt werden, erörtert sodann die hypothetischen: das 
Recht des Eigenthums und der Abschliessung von Verträgen, 
und vermittelt den Cebergang zu den Gesandten mit den 
Worten : „ die Völkervertrfige werden oft durch Gesandte 
geschlossen^. Hierauf gelangt er in einer vollständig richtigen 
Steigerung von den die Streitigkeiten der Völker beendigen- 
den friedlichen Mitteln zu den Repressalien, zur Retorsion, 
zum Kriege. Wir können diese Anordnung nur sehr loben. 
OflTenbar sind hier zunächst nacheinander die Gegenstände 
des materiellen Völkerrechts und sodann die des formellen, 
von den Gesandten an, abgehandelt worden. 

In dem absoluten Recht ist das Recht wenigstens — 



93) 1780 ergchien die erste Auflage, uns lag die 6(e von 1801 vor, 
welche indess schon 1795 ebenso erschienen und 1801 nur unverUndert ab- 
gedruckt sein muss, da die Vorrede von 1795 datirt. 
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eines Subjects des VölkeiTechts — der Völker dargestellt. 
Unter den hypothetischen finden wir zunächst zur Repräsenta- 
tion der Objecte das Recht des Eigenthums und sodann einen 
hervorragenden Act (die Verträge). Mit gleichem Rechte 
können wir indess, wie bei Wolff ^^), Nachbildung privat- 
rechtlicher Systematik präsumiren. Denn auch hier wiirden 
Personen-, Sachen- und Obligationenrecht hervortreten. In 
dem formellen Rechte sind richtiger als bei Wolff an die 
Spitze gestellt die Gesandten, und es folgt dann in einem 
richtigen Nacheinander das gütliche und gewaltsame Ver- 
fahren. Zwar spricht sich Höpfner nirgends über die 
Nothwendigkeit der Trennung des Völkerrechts und Völker- 
processes aus, und unentschieden bleibt auch, oberWolff's 
Anordnung nachgeahmt oder nicht, aber jedenfalls hat er 
sie vollzogen und vollständiger als Wolff 

Der Höpfner'schen Anordnung verwandt ist die Job. 
Aug. Hein r. Dir ich's (initia philosophiae iusti seu iuins na- 
iurae socialis et gentium 1781). Auch er theilt zunächst das 
XUS gentium universale in das absohdum und hypotheticum. 
Bei dem ersteren wird die Bedeutung der gens eingehend 
dargelegt, sodann die Gleichheit, Unabhängigkeit und Exi- 
stenz. Als hypothetische Rechte werden, wie bei Höpfner, 
erörtert das Eigenthum und Territorialrecht (Tit. I), das 
Recht der Verträge und Bündnisse (Tit. II), das Gesandt- 
schaftsrecht (Tit. ni). das Kriegsrecht (Tit. IV). Ob diese 
Anordnung der Höpfner'schen nachgebildet ist, bleibt 
fraglich. Die Anordnung der Einzelheiten innerhalb der Ab- 
schnitte ist jedenfalls vorzüglicher und vollständiger. 



04) Vergl. S. 38. 
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Auch Gottlieb Hufeland wies in seinen ^I^hrsätzen 
des Naturrechts und der damit verbundenen Wissenschaften^ 
(1790) ^^) dem von ihm als „aUgemeiq^ cb^ri^l^terisirteiL 
Völkerrecht eine Stelle an. Bei ihm ist, wie beiNettelbUdt, 
eine als allgemeiner Theil zu charakterisirende Einleitwtg: 
„Vorbereitung" (I. Abschn.) und „Grundleguiig des allgemei- 
nen Völkerrechts^ (IL Abschn.) vorausgesandt. Erst der dritte 
Abschnitt geht auf einen Hauptbestandtheil d^s materiellen Völ- 
kerrechts : die ursprüngUchen Rechte eines Volkes, der vierte 
auf die erworbenen ein. Als letztere werden, wie bei Hopf n er 
und Ulrich, als hypothetische das Eigenfhum uad die Ver- 
träge behandelt. Bei Hufeland wird mit den fast wie bei 
Höpfner lautenden Worten: „ Viele Völkervertrfige werden 
durch Gesandte geschlossen", zum Gesandtschaftsrecht über- 
gegangen ; indess lässt Hufeland wieder dann weitere Erör- 
terungen des Gesandtschaftsrechts folgen, sa dass der Zusam- 
menhang unterbrochen Avird. Der fünfte Abschnitt erör- 
tert die „Art zu verletzen" und der sechste die „Art 
zu schätzen". Als Verletzungen der Rechte eines Volkei^ 
werden aufgeführt : 1) wenn man demselben nimmt^ was es 
besitzt oder erwartet ; 2) wenn man es am Erwerbe hindert; 
während Unwahrheiten und Verleiundung, insofern sie Mittel 
einer Verletzung sind, in Betracht kommen sollen. Als Sch^tz 
wird lediglich der Krieg behandelt. Der fünfte und sechste 
Abschnitt erscheinen als ein Analogon der GUederung des 
Criminalrecbts in Verbrechen und Strafen. Eigentbümliph 
ist diese Classiflcirung, aber systematisch gerechtfertigt er* 
scheint sie ebensowenig, als in den aufgezählten, Fäl^n die 



95) Die erste Auflage erschien 1700, die zweite, von uos beoutzte, 1705. 
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AxpGfi der Yerlelzaag und d^s Sejiutzes ersch^^ sind. Na- 
mentlich fehlt bei letzteren jedes gütliche Au^kunftsmittel 
und Ton gewaltsamen^ die auch in der weiteren Ausfiihrang 
Hufeland's gAnzdUich übergangenen Retorsion und Repres« 
salien. Vor der Höpfner'schen Anordnvng vermögen wir der 
Hu fei an ^' sehen nicht den Vorzug zu geben, wenn gleich 
auch bei Hufeland das formelle Völkerrecht, von den Ge- 
sandten an, im Zusammenbange erörtert wird, und diesem 
das laaterielle vorausgeht, dessen Anordnung, nur unter 
verändertem Namen der oberen Eintheilung, dieselbe wie bei 
Höpfner ist»^. 

Noch vor dem Erscheinen der Kant' sehen Rechts- 
philosophie suchte Schmalz dessen Principien der Moralitfit 
auf das Naturrecbt ^'^) anzuwenden. Mit diesem ersten Ver- 
suche sollte der einer strengen Methode verbunden wer- 
den ^^. Das Naturrecbt wird daher eingetheilt in abso- 
lutes, hypothetisches und Gesellscbaftsrecht. Diese drei 
zusammen bilden das Naturrecbt, die Wissenschaft von den 
Urrechten und Urpflichten, wogegen das angewandte Natur- 
recht die Lehre von den Modiflcationen der Rechte darstellen 
soU| welche in den einzelnen, wirklich gegebenen Verhfilt- 



99) Wir verweisen in Bezug auf die fil»rigeii natorrechtliclien Dar- 
stellongen des Völkerrechts auf die Aufz8lilnng derseiben bei v. Kalten bor n 
a. a. O. S. 8S. Wenn wir Sclirodt*s systema schon frOher (S. 51) behan- 
delten, so geschah es wegen der mit Wolff verwandten Anordnung des 
Stolfes. Wenn nun aber auch Meier im Sinne undGeiste Wolff 's sdirieb 
(f. Kalten hörn a. a. O.), so hat er denselben in Bezug auf die Anord- 
nung, wie wir oben ersehen haben, keineswegs nachgeahmt, und da es auf 
diese uns hier vorzugsweise ankömmt, so hat er denn auch hier miterwäbnt 
werden können. 

07) Theodor Schmaix, das Recht der Natur, Iste Aufl. 1701, Ste 
Anfl. 1795, letztere benatalen wir. 

08) Siehe die Vorerinnernngen zur ersten Auflage. 

8* 
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Hissen staltfinden. Als die wichtigsten derselben werden 
besonders behandelt das natürliche Staats-, Familien- und 
Kirchenrecht. Das Gesellschaftsrecht theilt Schmalz in das 
innere und äussere, und weil das natürliche Völkerrecht gar 
nichts enthalte als das äussere Gesellschaftsrecht überhaupt, 
so betrachtet er es nicht als eine eigene naturrechtliche Wis- 
senschaft ^^). Schmalz hatte damit eine entschieden falsche 
Vorstellung ausgesprochen, denn es ist in seinem äusseren 
Gesellschaftsrecht, das hauptsächlich von dem Unterwer- 
fungsvertrage handelt , dem Völkerrecht Analoges in keiner 
Weise zu finden *^^). 

Gänzlich umgearbeitet erschien das vorstehend erwähnte 
Werk Schmalz's als „Wissenschaft des natürliche^ Rechts" 
(1831) 'ö ^). Die Eintheilung des reinen Naturrechts in absolutes 
und h>'pothetisches ist beibehalten. Das erste soll in seiner 
Analyse des Begrifl's der äusseren Freiheit die unmittelbar 
in demselben gegebenen Rechte darlegen; das zweite die 
Möglichkeit der Erwerbung von Rechten auf Gegenstände 
ausser uns, und dadurch die Möglichkeit geschichtlich ge- 
gebener Verhältnisse entwickeln. Auch hier wird das natür- 
liehe Völkerrecht mit dem äusseren Gesellschaftsrecht iden- 
tiflcirt. „Dennis sagt Schmalz, „was man sonst dahin 
(seil, in das natürliche Völkerrecht) rechnet, wie Behandlung 
der Gesandten, ist nicht natürliches, sondern durch (wenn auch 
natürliche) Nothwendigkeit eingeführtes positives RecW ^^2)^ 
Es werden jedoch hier in der That auch auf das Völker- 



99) Schmalz a. a. 0. I, S. 24 ff. 

100) Schmal« a. a. O. I, § 137-146. 

101) Schmalz, d. WUsensch. d. natürl. Rechts, § 23i— 241. 

102) Schmalz a. a. O. S. 90. 
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recht anwendbare Grundrechte abgehandelt : das Recht auf 
Existenz, das Recht auf seine Operationen, den Gebrauch 
von Sachen, £igenthumseryrerb , der Vertheidigung und Er- 
satzforderung bei einer Verletzung und die entsprechende 
Verbindlichkeit zum Schadenersatz, und auf Abschliessung von 
Vertragen. Man findet hierin in der That die wesentlichen 
völkerrechtlichen Bestandtheile, das Recht derSubjecte (Recht 
auf Existenz und Operationen), das Recht der Objecte (das 
Recht auf den Gebrauch von Sachen und den Eigenthums- 
erwerb), das Recht der Acte (Recht auf Abschliessung von 
Vertragen) und das Verfahren (das Recht der Vertheidigung 
und Ersatzerwerbung). — Was endlich Schmalz in seiner 
„Encyclopadie des gemeinen Rechts^ über das Völkerrecht 
selbst ausgeführt hat, gehört, da es das positive betriflt, in den 
nächsten Abschnitt hinein, wo auch Schmalz's „Europaisches 
Völkerrecht in acht Büchern^ zu charakterisiren sein wird. 
Sollten wir nun Schmalz einen Vorwurf daraus ma- 
chen, dass er das natürliche Völkerrecht nicht besonders 
bebandelte, sondern auf das Analogon des natürlichen äus- 
seren Gesellschaftsrechts hinwies. Wir halten uns von un- 
serem Standpuncte aus kaum dazu berechtigt, indem wir 
den aus den meisten naturrechtlichen Werken hervortreten- 
den Einfluss der Philosophie als einen nützlichen nicht anzu- 
sehen vermögen. Es ist vielmehr Schmalz nachzurühmen, dass 
er durch seine Verzichtleistung auf Behandlung des s. g. natür- 
lichen Völkerrechts, die mangelnde Nothwendigkeit anerkannte, 
und hiermit das Aufhören dieser Art des Einflusses der Phi- 
losophie vorbereitete oder prophetisch ankündigte ^^^). 



103) Besonders gegen Schmalz trat Karl Heinr. Heydenreich 
(System des Naiurrecbts, 1794) auf, in dem uns Torliegenden ersten Thefle ist 
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Wir wenden uns nunmehr zu den grossen WeKwdsen, 
Kant, Fichte und Hegel. 

Kant's und Fiehte's Ansichten über das Völkerrecht 
traten fast gleichzeitig an die Oeffentlidikeit. Kant legte 
sie in seinen „ metaphysisdien Anftmgsgründen der Rechts- 
lehre*' (1797) *^*) nieder und Fichte im zweiten Anhange 
seiner ^Grundlage des Naturrechts nach Principien der Wis^ 
senschaftslehre oder angewandtes Naturrecht^ (1797) unter 
dem Specialtitel : „ Grundriss des Völker- und Weltbflrger- 
rechts*'. 

Kant rubricirt das Völkerrecht unter das öffmdiche 
Recht. Er tadelt zuvörderst den Namen Völkerrecht und 
will statt dessen Staatenrecfat (iM publicum civüatum) 
setzen. Dieses Redit sei dasjenige, wo ein Staat gegen 
einen anderen, im Zustande der natürlichen Freiheit, folg- 
lich auch drai des beständigen Krieges, betrachtet, theihi 
zum Kriege, theils das im Kriege, theils das, tiinander zu 
nöthigen, aus diesem Kriegszustände herauszugehen, nSfliin 
eine den beharrlichen Frieden griindende VerTassuhg, d. i. 
das Recht nadi dem Kriege zur Aufgabe macht, und fVihre 
nur das Unterscheidende von dem des Naturzustandes dn- 
zdner Menschen oder Familien (im Verhaitniss gegen ein- 
ander) von dem der Völker bei sich, dass im Völkerrecht 



das Völkerrecht nicbt behandelt, Dass er dasselbe auch xum Naturrechl 
rechnet, ist aber schon aus dem ersten Theil ersichtlich. Er unterscheidet 
ein Naturrecht im engeren (das absolote, hypothetische und GeseilschaAsrrchl) 
und Im weiteren Sinne ( es treten hinzu : das allgemeine Staats- und Vdlher* 
recht). 

104) Sie erschienen eigentlich schon gleich nach der Michaelismesse 
1796. Vergl. Immanuel Kant's Metaphysik der Sitten nhd PSdagogik, 
lierausgeg. Ton Friedr. Wilfa. Schubert, 1838. Vorrede 8. VM. 



J 



83 



tA(M MM an teiliCltiüss eines Staates gegen den andieren 
M GMüteUy sondern auch einzelner Personen des Einen 
gegen einzelne des Anderen, ingleichen gegen den ganzen 
andereb Staat selbst in Betrachtung komme ; welcher Unter- 
sdiitid aber vom Redit Einzelner im blossen Naturzustande 
nur solcher Bestimmungen bedürfe, die sich aus dem Be- 
griffe des letztereh leicht folgern lassen ^^^). Sodann giebt 
Kant m eigenthümlicher Weise die Elemente des Völker- 
rechts an, welche keinenfalls mit den sonst das natürliche 
V6tkerrecht beginnenden Urrechten oder absoluten Rechten 
zu identiSciren sind. Alles bezieht sich darin auf den 
Krieg. Die Staaten beenden sich Ton Natur im Zustande 
des Krieges, fein Y&lkerbund, nach der Idee eines urspHng- 
licheh gesellschaftlichen Vertrages '<>^, müsse gegen Äus- 
sere AngriffiB schützen und den Verfall der Unionsglieder 
in den Zustand des wirklichen Krieges abwehren ^^'^. Hier- 
auf irerden die Verpflichtung der Unterthanen zur Betheiligung 
hn dem Kriege '^s) (eine rein staatsrechtliche Frage), das 
Rfecbl des Staates zum Kriege ^^% das Recht im Kriege > ^^) 
tmd das Recht nadi dem Kriege ' i ^ erörtert. Das Redht 
des Friedens ist bei Kant audi nur ein Recht durch den 



105) Kant a. a. O. $. &3. 

106) Hier wird es klar, wie Schmalz, bei Durchfübruag der Prin- 
cipl^Ü Rant*s, natürliches ?(Sllcerrecbt und Süsseres Gesellschafrsrecht für 
•Bälo|( halten und in seiiiain „Recfat der flator'< des Unterwerfongsvertrag 
des letzteren als ein Analogon des natürlichen Völlcerrechts ansehen konnte. 

107) Kant a. a. O. § 54. 

108) Kant a. a. 0. S S^. 

109) Kant a. a. 0. § 56. 

110) Kant a. a. O. S ^7. 
Hl) Kant a. a. 0. 5 58. 
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Krieg und in Bezug auf diesen, denn als Gegenstflnde 
jenes werden bebandelt : die Neutralität, die Garantie und 
Bundesgenossenscbaft ^ ^^). Sodann wird wiederum das Kriegs- 
recbt aufgenommen und das Recbt eines Staates gegen einen 
ungerechten Feind abgehandelt ^ i^). Schliesslich wii'd dann 
das gesanmite Völkerrecht als das Gesetz zur Erhaltung des 
Friedens charakterisirt , und das vor dem Heraustritt aus 
dem Naturzustande (dem Kriege) und durch den Krieg er- 
langte Recht als provisorisch bezeichnet, das erst durch die 
Gründung eines allgemeinen Staatenvereins sich in ein perem- 
tori3ches wandle. Diesem Völkerrecht schliesst dann Kant 
das Weltbürgerrecht an. Die VemunfUdee einer friedlichen, 
wenn gleich noch nicht freundschaftlichen, durchgängigen 
Gemeinschaft aller Völker auf Erden, die untereinander in 
wirksame Verhältnisse kommen können, sei ein rechtliches 
Princip. Das Recht des Verkehrs der Völker untereinander, 
so fern es auf die mögliche Vereinigung aller Völker in 
Absicht auf gemachte allgemeine Gesetze ihres möglichen 
Verkehrs geht, könne das weltbürgerliche (ius cosmopolUu 
cum) genannt werden 'i^). Dieses Weltbürgerrecht bildet 
bei Kant einen eigenen Abschnitt des öffentlichen Rechts. 
Endlich wird der Friedenszustand in einer Schlussbetrach* 
tung als der allein gesetzlich gesicherte bezeichnet ^ '^). 

Auf den ersten Anschein könnte die Kant'sche und 
Grotianische Darstellung des Völkerrechts als eine analoge 
erscheinen, da auch Kant, gleich Grotius, vorzugsweise 



112) Kant a. a. O. § 59. 

113) Kant a. a. O. § 60. 

114) Kant a. a. 0. § 62. 

115) Kant a. a. O. S. 209. 
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Rücksicht auf den Krieg nimmt und Alles um dieses Zu- 
standes ivillen entwickelt ^ i^. Indess sind wesentliche Un- 
terschiede vorhanden. Grotius behandelt in möglichster 
VoUstfindigkeit fast alle Gegenstände des Friedensrechts 
mit Rücksicht auf den Krieg, Kant aber fast nur Gegen- 
stände des Krieges. Der Friede selbst kömmt zwar bei 
Beiden als Ausgangspunct des Krieges in Betracht, bei 
Kant aber fast nur als solcher^ sonst ist überhaupt der- 
selbe nur bei der Erörterung friedlicher Erledigung der 
Streitigkeiten durch Congresse und als Weltbürgerrecht be- 
handelt. Dieses Weltbürgerrecht ist aber, seinem Inhalt 
nach, nichts weiter als eine kurze Paraphrasiruag eines 
volkerrechtlichen ür- oder Grundrechtes — des Rechtes auf 
den Verkehr. Femer will Grotius dem Kriege ein Gesetz 
geben, während Kant den Krieg, obgleich er fast aus- 
schliesslich sich ihm zuwendet, und das Recht zum, im 
und nach dem Kriege feststellt, für einen gesetzlosen 
Zustand hält. 

Wenn nun aber Kant von dem materiellen Völker- 
recht nur ein Recht der Subjecte, das im Weltbürgerrecht 
dargestellte Urrecht auf den Völkerverkehr, und von dem 
formellen die zur friedlichen Erörterung der Streitigkeiten 
dienenden Congresse, ausführlicher aber nur den Krieg er- 
örterte, so konnte er mit dieser, schon dem Umfange nach 

> 

mangelhaften, Behandlung auf die Systematik des Völker- 
rechts keinen Einfluss gewinnen. 



116) SchoD Herbart (»fimmtl. Werke, 1851, Bd. VIII, 8. 307) be- 
merkt: „Uebrlgeos siebt man scbon, da» der Grundgedaoke bei Kant und 
beiGrotia« der nSmliche ist; einerlei Abscheu vor Krieg und Streit beseelt 
beide ''. 
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Johann Gottlieb Fichte handelt, gleich Kant ttlid 
Hegel, das Völkerrecht ohne äusserlich sichtbare Anor^ 
nung ab. Es ist daher die innere Anordnung zur Erkennt* 
niss der etwa gewollten Süsseren zu entwickeln. Fichte 
beginnt mit dem Nachweise der Nothwendigkeit verschie- 
dencr Staaten ^''^) und des Verhältnisses zwischen ihnen. 
Dieses wird auf das ihrer Bürger begründet, deren Vertrags- 
massig zu verbürgende Sicherheit es bezweckt. Auch die 
Unabhängigkeit der Staaten, die Pflicht zur gegenseitigen 
Anerkennung ^ *^) , ihr gegenseitiges Aufsichtsrecht werden 
aus dem Vertrage, das Recht zur Absendung von Gesandt 
ten 1 '^) aus dem Aufsichtsrecht , das Recht zum Kriege 
aber aus der Verletzung des Vertrages abgeleitet **^). Gegeii^ 
stand des Weltbürgerrechts ist das Recht des zu keinem der 
vertragsmassig verbundenen Staaten gehörenden Bürgers >^^. 

Fidite setzt somit als Ausgangs^unct des Völkerrechts 
nicht die Gesammtheit der Staatsbürger, das politische Volk 
oder den Staat, sondern den einzelnen Staatsbürger selbst, 
und wejss das Verhältniss dieser Einzelnen des einen 
Staates zu Einzelnen des anderen als Ursache des Völker* 
rechts. Dass hiermit die Natur der Subjecte des Völker- 
rechts gfinzlich verkannt sei, ergiebt schon unsere oben 
($3) gegebene Ausfuhrung. Von den Objecten handelt 
Fichte gar nicht, und von den Acten berührt er nur den 
Vertrag. Auf die Urrechte kömmt er, obgleich er philoso- 



117) Fichte a. a. O. ( 1 u. % 

118) Flehte a. a. O. g 4--6. 

119) Fichte a. a. O. § 10. 
1^) Fichte a. a. O. § 19. 
121) Fichte a. a. O. § 21. 
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phirt, nur im Weltburgerrccht, aber zur Terwirklichting 
desselben muss auch hier der Vertrag dienen ^^^. Dass 
Fidite's und Kant's Weltbürgerreeht verschiedene seien, 
leuchtet ein, denn bei jenem wird es auf ein Recht der 
VWker als solcher, bei diesem auf ein Recht des Einzelnen 
bezogen. Uebereinstimmend wird von Beiden, mit Begehung 
gleichen Widerspruchs, der Friede als der allein gesetzliche 
Zustand *^^) gewusst, während sie doch beide dem Kriege ein 
Recht vorschreiben. Wenn gleich Fichte im Ganzen voll- 
ständiger als Kant das Völkerrecht behandelt, so ist auch 
bei ihm eine Besprechung sämmtlicher Haupfmaterien nicht 
vorhanden, und die schiefe Begründung des Völkerrechts 
auf das Recht der Einzelnen nimmt ihm sofort alle Bedeu- 
tung fiir eine naturgemässe, dem Völkerrecht eigenthümüche 
Systematik. 

Hatten somit die beiden, eben besprochenen, grossen 
Philosophen die richtige Würdigung der Natur des Völker- 
rediflichen Stoffes und die aus dieser sidi entwickelnde 
Anordnung nicht angebahnt, so konnten die Erwartungen 
auf den dritten der philosophischen Koryphäen, auf Hegel, 
gerichtet sein. 

Georg Wilhelm Friedrich Hegel wollte in seinen 
„Crrundünien der PMIosophie des Rechts oder Naturrecht 
und Staatswissenscbaft im Grundriss^ i^^) die Idee des 
Rechts, den Begriff des Rechts und dessen Verwirklichung 



123) Fichte a. a. O. § 24. 

123) Fichte a. a. O. § 20. 

124) Diese erschienen zuerst in Kürze in der „lüncylclopädie der phi- 
losophischen Wissenschaften*' (1817), wurden weiter ausgeführt 1820 und 
1840. Diese letztere Auflage benutzten wir. 
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behandeln ^^^). Dem gemäss begründete er denn auch das 
wirkliche Völkerrecht oder das ;, äussere Staatsrecht" auf 
unterschiedenem souverainem Willen. Das Yerhält- 
niss Ton Staaten fasste er als das von Selbstständigkeiten 
auf, die zwischen sich stipuliren, aber zugleich über diesen 
Stipulationen stehen ^^^), und die Forderung der Anerken- 
nung durch einen anderen Staat, als eine absolute Berech- 
tigung *^'0- Die mannigfaltigen wirklichen Verhältnisse der 
Staaten erscheinen ihm als der Ausdruck ihrer selbstständi- 
gen Willkühr, welche formell in Verträgen sich darstelle ^^^, 
bei mangelnder Uebereinkunft des Willens der Staaten soll der 
Krieg entscheidend eintreten ^^^). Als der Inhalt des beson- 
deren Willens der Staaten wird das Wohl eines besonderen 
Staates, und dieses selbst als das höchste Gesetz für das 
gegenseitige Verhalten der Staaten erkannt ^^^). Deren an- 
dauernde gegenseitige Anerkennung, auch während des 
Krieges, bestimme diesen Zustand der Rechtlosigkeit als ein 
Vorübergehensollendes. Sonst beruhe das gegenseitige Ver- 
halten im Kriege, und was im Frieden ein Staat den Ange- 
hörigen eines Anderen an Rechten für den Privatverkehr 
einräume, vornemlich auf den Sitten der Nationen, als 
der inneren unter allen Verhältnissen sich erhaltenden Allge- 
meinheit des Betragens ^^^). Mit der Uebertragung des 



125 
126 
127 
128 
129 
130 
131 



Hegel a. a. O. S. 21. 
Hegel a. a. 0. § 330. 
Hegel a. a. O. § 331. 
Hegel a. a. O. § 332. 
Hegel a. a. O. § 334. 
Hegel a. a. 0. § 336 u. 337. 
Hegel a. a. 0. § 338 u. 339. 
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Weltgerichts an die Weltgeschichte ^5*) wird die Betrach- 
tung des Völkerrechts geschlossen. 

Dem Umfange nach ist hier augenscheinlich weniger 
als hei Fichte und Kant gegeben, dem Inhalte nach aber 
mehr. Es kam vor Allem darauf an, — und das war die 
grösste, auch auf die Anordnung wesentlich rückwirkende, 
That, die geschehen konnte, — einen richtigen Ausgangs- 
punct für das Yölkerrecht zu gewinnen. Diesen hat denn 
Hegel in dem souverainen Willen zwar finden können, aber 
dieser besondere Factor, der nur das Besondere will und 
dessen Prindp auch nur sein besonderes Wohl sein soll, 
ist kein specifisch völkerrechtlicher. Er herrscht auch in 
dem Inneren des Staates und herrscht im Aeusseren nach 
dem Gebote der Politik. Zum rechtlichen erhebt er sich 
erst durch Unterordnung unter das Rechtsprincip und zum 
völkerrechtlichen durch die Anerkennung der auch sein 
Wohl wesentlich befördernden Weltrechtsordnung. Somit 
war denn von Hegel die Eigen thümlichkeit des völkerrecht- 
lichen Ausgangspuncts nur in dem zur Thätigkeit berufenen 
Factor, aber nicht zugleich mit Beziehung auf das von ihm 
selbst im Interesse Aller gewollte Gesetz — das Völker- 
recht erkannt worden. Dieses besondere Wohl sollte durch 
die besondere Sitte der Nationen ergänzt werden, aber sie 
kann nicht als Erscheinungsform des völkerrechtlichen Be- 
wusstseins gelten, denn die Quelle des Völkerrechts ist nicht 
das nationale, sondern das internationale Bewusstsein 
und Erscheinungsform dieses nicht die nationale, sondern 
internationale Sitte. Uebereinstimmend mit Fichte und 



132) Hegel a. a. 0. § 310. 
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Kant ist ferne/ der Krieg als rechtloser Zustand gewiisst> 
aber gerade die von Hegel selbst hervorgehobene, verüber- 
gehende Dauer desselben fordert unwillkührlich ein Recht 
auch im Kriege. Verdienstlich ist aber, gegenüber Fichte, 
die Zurückführung des Völkerrechts auf den Willen der 
Staaten und deren Verträge, nicht auf den der einzelnen 
Bürger und die lediglich zu ihren Gunsten geschlossenen 
Verträge. Dass nun aber, abgesehen von den in Bezug auf 
nur Weniges angedeuteten Gedanken Hegers, derselbe, 
bei mangelhafter Auffassung der völkerrechtlichen Eigen- 
thümlichkeit , mit seiner verfehlten inneren Ordnung auf 
keine richtige äussere hinweisen konnte, bedarf kaum we^ 
terer Ausfuhrung. Fassen wir aber die allen drei Philoso- 
phen übereinstimmend zuzusprechende Bedeutung zusapune«, 
so war sie wesentlich eine die äussere Anordni^ng vollstän- 
dig übergehende. War ferner die principielle Auffassung 
eine dem Wesen des positiven Völkerrechts nicht gemässe^ 
so kann ihnen weder in Bezug auf den völkerrechtlichen 
Stoff, noch auf dessen Anordnung ein wesentliches Verdienst 
beigemessen werden. 

Trotz der mangelhaft aufgefassten und nur angedeu- 
teten Grundzüge des Völkerrechts durch die eben genannten 
drei Philosophen wurde dennoch von ihrem Standpuncte aus 
weiter philosophirt. Am zahh-eichsfen sind die philosophi- 
schen Bearbeitungen des Völkerrechts auf Kant 'scher Grund- 
lage. Wir heben hier nur Gros, Pölitz und Zacbariä 
hervor. Auf Ficht e'scher Grundlage soll Pinheiro Fer- 



133) Siehe eine Aufzühlung der abrigen Bearbeitungen bei v. Ral 
tenborn a. a. O. S. 137. 
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Feim da^ philosophische Völkerrecht bearbeitet haben '^^). 
Von Hegelianern standen uns nur Bitzer und Kable zu 
Ciebat. Wir beginnen mit den Kantianern. 

Kar) Heiaridi Gros behandelt in seinem Lehrbuch 
dknr phitosophischen Rechtswissenschaft oder des Naturrechts 
(1802)13^) im dritten Haupttheil das natärUche Völker- 
recht ^^^y, welches sowol auf das Verhftllniss des Staates 
zum Staate als zum einzelnen AuswSrtigen bezogen und als 
auf das Verhältniss eines Staates angewandtes natürliches 
Privatrecht aufgefasst wird. Im ersten Hauptstuek weiv 
AeBk 4ie Rechte eines Volkes, im zweiten die Art, die 
Rechte eines Volkes zu schützen, behandelt In tlem ersten 
Hauptstuek wird die vor Kant übliche Unterscheidung des 
9b9olaten oder unbedingten und des hypotbetisehen oder 
bedingten Völkerrechts wieder aufgenommen. Als absolutes 
Recht wird das einem Volk veimöge seiner Vereinigung an 
sich^ als hypothetisches das demselben unter Voraussetz(ing 
gewisser Handlungen zustehende Recht erörtert. Das letz- 
lere begreift das Völkereigenthum und die Völkervertrage. 
Qer Lehre von den Verträgen wird die der Gesandten 
eingefügt, da diese jene als bevollmächtigte Organe ab* 
schliesseo. In dem zweiten Hauptstück geht dem Schutz 
der Rechte die Verletzung voraus. 

Die Natur des Völkerrechtsstoffes wird in zwiefacher 
Beziehung von Gros verkannt. Sowol die Umbildung des 
Privaitrechts in di^ Völkerrecht, als die Hineinziehung der 



134) VergL v. Kaltenborn a. a. O. S. 148. 

135) TttbiDgen 1815, 3. Aufl. 

136 j Der erste Haupttheil ist dem natürlichen Privatrecht, der zweite 
dem Staatsrecht gewidmet. 
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Einzelnen in dieses als Subjecte sind verfehlt. In ersterer 
Beziehung erkannte Gros nicht die wesentliche, oben an- 
gedeutete (vergl. § 3) Verschiedenheit zwischen Privat- und 
Völkerrecht, und in letzterer misskannte er die Stellung der 
Einzelnen im Völkerrecht, welche nur durch Vertretung Sei- 
tens ihres Staates Gegenstand völkerrechtlicher Behandlung 
werden können, indem nur gleichgestellte Persönlich- 
keiten, als zur Beziehung und Verhandlung gleichberech- 
tigte erscheinen. Die Anordnung des Stoffes ist im 
Wesentlichen die vor Kant übliche. Recipirt sind die 
Eintheilungen in absolutes und hypothetisches Völkerrecht, 
und die Rubricirung der ürrechte unter das erstere, des 
Eigenthums- und Vertragsrechts unter das letztere, so 
wie die Abhandlung des Gesandtschaftsrechts bei den Ver- 
trägen ^37) Theilweise neu erscheint die Scheidung in 
die Rechte und die Art, sie zu schlitzen, und die Er- 
hebung dieser Kategorien zu Hauptabtheilungen des Völker- 
rechts. Schon Hufeland behandelte in besonderen Haupt- 
abschnitten, „die Art zu verletzen" und „die Art zu schüt- 
zen". Gros hat die letztere Art zu einer Hauptabthei- 
lung erhoben und den Stoff hierdurch im Grossen und 
Ganzen zur besseren Uebersicht, begriffsmässig in das zu 
verwirklichende Recht und die Art der Verwirklichung schei- 
den wollen. Er hatte hiermit die Nothwendigkeit des jenem 
entsprechenden „materiellen" und des dieser entsprechen- 
den „formellen" Rechts richtig erkannt. Indess ist der 
Inhalt dieser geschiedenen Theile der Durchführung des 
vorausgesetzten Vorhabens nicht entsprechend. Zunfichst 



137) Vergl. oben Höpfner und Hafeland. 
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fällt bei Gros das Gesandtschaftsrecht in das materielle und 
nicht in das formelle Recht, und dann sind bei der Art zu 
schützen alle gütlichen Mittel Übergängen und nur die ge- 
waltsamen; die Retorsion, Repressalien und der Krieg, in 
richtiger Aufeinanderfolge abgehandelt. Anzuerkennen bleibt 
dessenunerachtet die von Gros beliebte Scheidung, indem 
sie, trotz ilirer unvollständigen Durchführung, doch den 
Unterschied materiellen und formellen Rechts hervorragen- 

« 

der als bei Hüfeland indicirt. 

K. H. L. Pölitz hat in seiner umfassenden Darstellung 
der „ Staatswissenschaflen im Lichte unserer Zeit" ^3®) das 
Völkerrecht sowol philosophisch aufgefasst, als positiv dar- 
gestellt. Er behandelt das hier zunächst nur zu berück- 
sichtigende Natur- und Völkerrecht ^^^) gemeinschaftlich und 
identiflcirt sie mit der philosophischen Rechtslehre im enge- 
ren Sinne des Worts. In dem Naturrecht schildert er den 
einzelnen Menschen nach dem Umfange der gesammten, 
in i^einer Natur ursprünglich begründeten und aus dem Ideal 
des Rechts hervorgehenden Rechte und Verhältnisse. Im 
philosopischen Völkerrecht dagegen entwickelt er die 
Bedingungen, unter welchen theils in der Mitte des ein- 
zelnen Volks, theils in der Verbindung und Wechselwir- 
kung mehrerer und aller nebeneinander bestehender 
Rechtsgesellschaften oder Völker, die Herrschaft des 
Rechts auf dem ganzen Erdboden verwirklicht werden soll. 
Dem philosophischen Staatenrechl, wenn gleich das Natur- 
und Völkerrecht dessen wissenschaftliche Unterlage bilden 



^ ,^ 



138} Erste Auflage 18^3, zweite 1827. Wir citiren nach der sweiten 
139) VergL P5lit£ a. a. O. Till. I, S. 38-145. 

7 
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sollen ^^^), weist Pölitz eine selbststSndige Stellang an. 
Indess soll das philosophische Völkerrecht für das praktische 
(positive) in wissenschaftlicher Hinsicht den höchsten Maass- 
stab enthalten ^*"). 

Pölitz setzt in seinem philosophischen Völkerrecht als 
Zweck des Nebeneinanderbestehens der Völker die Verwirk- 
lichung der. Herrschaft des Rechts auf dem gesammten Erd- 
boden 1^^) und erkennt als. Urrecht die Selbstständigkeit and 
Integrität ^^^, deren Erhaltung höchste und letzte Aufgabe 
des einzelnen Volkes sei i^^). Demnächst unterscheidet er 
zwar, wie sein Vorgänger, ursprüngliche und erworbene 
Rechte, rechnet aber schon zu den erstercn das Recht des 
Eigenthums, der Verträge und der Gesandten. Denn sein 
Kriterium ist die Begründung auf einem stillschweigenden 
oder ausdrücklichen Vertrage. Die auf letzterem ruhenden 
erworbenen Rechte weist er als geschichtlich begründete 
aus dem philosophischen Völkerrecht in das praktische 
(positive) hinüber **s). 

Das Weltbürgerrecht nimmt Pölitz als Steigerung des 
philosophischen Völkerrechts in dieses auf. Es soll dasselbe 
indess nicht blos die rechtliche Vollendung des äusseren, 
sondern auch des inneren Lebens, nicht blos den einzelnen 
Staatsbürger als solchen, sondern auch seine Beziehungen 
zu der ganzen Menschheit begreifen '*^). 



NO) Pölitz a. a. 0. I, S. 57. 

141) Pol Uz a. a. O. I, S. lü. 

142) Pölitz a. a. 0. I, S. 123 ff. 

143) Pölitz a. a. 0. I, 8. 125 ff. 

144) Pölitz a. a. 0. I, S. 126. 

145) Pölitz a. a. O. I, S. 129 ff. 

146) Pölitz a. a. O. I, S. 14 3ff. 
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Als Aufgabe des Staatenrechts betrachtet Pdlitz, die 
im Völkerrecht anerkannten Grundbedingungen des recht* 
liehen Nebeaeinanderbestehens der einzelnen Völker^ unter 
der Anwendung des rechtlich gestalteten Zwanges, zu ver- 
ivirklichen, erbalten und behaupten ^^'^. Den Inhalt des 
Staatenrechts bilden Folgerungen aus dem Urrecht ^^^), die 
Vertrüge 1^^) und der Staatenbund, als nähere Staatenver- 
biodung i^^). In Bezug auf den Zwang geht aber eine 
Erwähnung gütlicher (schiedsrichterlicher) Vermittelung der 
Darstellung der Abstuflingen desselben : der Retorsion Re- 
pressaiiea und des Krieges voraus ^^^). 

Pölitz bat in mehrfacher Beziehung einen neuen 
Weg eingeschlagen. Das philosophische Völker- und Staa- 
tenrecht sollen getrennte, nebeneinander bestehende, selbst- 
ständige Ganze bilden, die erworbenen Rechte weist er aus 
dem philosophischen Völkerrecht aus, tiachdem er freilich 
vorher drei derselben : das Eigenthums-, Vertrags - und Ge- 
sandtenrecht den ursprünglichen llechten und das Krieg»- 
dem Staatenrecht zugezählt, und somit unter anderem Titel 
den Inhalt des philosophischen Völkerrechts erschöpft hat. 
Das Weltbürgerrecht erscheint femer nicht, wie bei Kant 
und Fichte, mit eipem bestimmten Inhalte, indem es bei 
jenem das Urrecht des Verkehrs der Staaten, bei diesem 
ie Stellung des NichtStaatsbürgers, also eine kosmopoli- 
tische Fk-age erörtert, sondern als Veredelung des gesammten 



147) Pölltz ». a. 0. I, S. 316 ff. 

148) Pölitz a. a. O. I, S. 319 ff. 

149) Pölitz a. a. O. I, S. 321 ff. 

150) Pölitz a. a. O. I, S. 323 ff. 

151) Pölitz 8. a. O. I, S. 325 ff. 
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Völkerrechts, Verwirklichung der ausgehreiteten Herrschaft des 
Rechts auf Erden. Auch fasst Pölitz's Weltbürg^rrecht einer- 
seits das der genannten Philosophen zusammen und überschrei- 
tet es andererseits. Denn bei Kant ist ein Recht der Völker, bei 
Fichte ein Recht des Einzelnen, bei Pölitz aber das Recht 
Beider und zwar nicht blos, wie bei jenen, in äusserer, 
sondern auch in innerer Beziehung erfasst. Soll dieses an 
das Ende des philosophischen Völkerrechts gerückte Welt- 
bürgerrecht nun nichts Anderes darstellen, als der von 
Pölitz am Anfange gesetzte Zweck des Völkerrechts, wel- 
cher auf eine Weltrechtsordnung hinauskömmt, so mag das- 
selbe bestehen. Sonst erscheint aber diese Kosmopoliüe, in 
welcher die Denker noch dazu in Bezug auf Inhalt und 
Umfang so uneinig sind, als eine nutzlose Träumerei. Die 
Zweckbestimmung des Völkerrechts hat Pölitz richtig erfasst, 
und wir erblicken auch keinen Widerspruch dagegen in der 
dem einzelnen Volke zugewiesenen rechtlichen Selbsterhal- 
tung, denn nur bei diese!* kann die Integritfit aller Völker 
bestehen. Die Weltrechtsordnung selbst kann nur von un- 
verletzlichen , gleichberechtigten Subjecten dargestellt und 
verwirklicht werden. Stimmen wir daher auch den Grund- 
ansichten Pölitz's bei, so erscheint , uns doch die An- 
ordnung des wohlbegrifTenen Stoffes in einen unberech- 
tigten Dualismus verfallen zu sein. Wir erblicken in ihr 
die Wiederkehr des schon von den letzten Naturrechtslehrem 
überwundenen Friedens- und Kriegsrechts. Denn in dem 
philosophischen Völkerrecht erörtert Pölitz die sonstigen 
Gegenstande des Friedensrechts, in dem philosophischen 
Staatenrecht wesentlich den Krieg und die ihm vorher- 
gehenden gewaltsamen Mittel. Die in einigen Folgerungen 
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enthaltene s. g. Anwendung des Völkerrechts auf das Staa- 
tenrecht ist meist eine massige Wiederholung jenes und der 
zur Vervollständigung hineingenommene Staatenbund hätte 
seine Stelle ganz wol hei den Verträgen, im philosophischen 
Völkerrecht einnehmen können. War nun aber schon die 
Trennung des Friedens- und Kriegsrechts keine wünschens- 
werthe, so blieben doch wenigstens beide innerhalb des 
Völkerrechts vereint, während Pölitz eine Spaltung in zwei 
unterschiedene Gebiete veranstaltete, welche sich princi- 
piell in keiner Weise rechtfertigen lässt. Oder sollte etwa 
die Motivirang dieser Trennung : „Von Retorsionen, Repres- 
salien, Krieg und Frieden kann nicht im philosophischen 
Völkerrechte, das auf einem Ideale beruht, gehandelt wer- 
den, sondern im Staatenrechte, welches, gestutzt auf die 
dem Staatsrechte eigenthümliche Lehre vom rechtlich gestal- 
teten Zwange, die Anwendung des rechtlichen Zwanges 
zwischen Staaten und Staaten, nach den verschiedenen For- 
men der Retorsionen, Repressalien und des Krieges in sich 
aufhimmt^, — beweisend sein? Wir glauben kaum, denn 
das philosophische Völkerrecht beruht nicht mehr auf einem 
Ideal, als das philosophische Staatenrecht und jenes wie 
dieses, so weit sie überhaupt berechtigt sind, können gegen 
den Zwang oder die Art seiner Verwirklichung philosophl- 
ren. Ebensowenig, wie mit dieser Abtheilung, scheint uns 
mit der Begriffsumwandlung der erworbenen Rechte gewon- 
nen, da doch der Sache nach dadurch nichts anders gewor- 
den ist, indem., wie wir schon oben erwiesen, die früher 
als erworbene und jetzt als ursprüngliche bezeichneten 
Rechte im philosophischen Völkerrecht dennoch ihre Stelle 
gefunden haben. 
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Während Pölitz eine Anordnung im Grossen und Gan* 
zen versuchte, führte Zacharifi nicht nur diese weiter aus, 
sondern wandte auch der Einzelheit sich zu i^^. 

Karl Salomo Zachariä behandelt in seinen ,,vientig 
Büchern vom Staate^ *^3) auch das Völkerrecht. Des Völker- 
rechtes erstes Buch stellt dar das Naturrecht in seiner Anwen- 
dung auf das Verhältniss unter Völkern und dessen zweites 
das Völkerstaatsrecbt, welches vom Welbürger- und Staaten- 
recht, die gleichfalls als selbststandige Theile auftreten, unter- 
schieden wird. Das erste Buch hat einen theoretischen und 
praktischen Theil. Der theoretische zerfällt in zwei Abschnitte. 
Der erste handelt von den ursprünglichen Gütern eines Vol- 
kes, der zweite von Rechten der Völker an äusseren Gegen- 
ständen. Bei diesen werden unterschieden Rechte der Völker 
an Sachen (oder das Sachenrecht in seiner Anwendung auf 
das Völkerrecht), das Rechtsverhältniss zwischen den Colo- 
nien und dem Mutterlande, die Rechte, welche ein Volk 
gegen das andere durch Verträge erwerben kann, und das 
Vermögen eines Volkes. Diesen vier Unterscheidungen ent- 
sprechen vier Abtheilungen. Der zweite oder praktische 
Theil zerfällt in zwei Abschnitte : das Recht des Friedens 
und das des Krieges. Das Völkerstaatsrecht wird in zwei 
Abtheilungen behandelt, deren erste die Völkerstaaten 



152) Es wird ^ol gerechtfertij^t erscheinen, dass wir Pölitz vor 
Zachariü behandelten, denn wenn gleich der Letztere schon 1820 sein Werk 
begann, so endete er es doch erst 1832, während £rsterer in den Jahren 
1823 und 1824 vollständig seine „Staatswissenschaften«' herausgab. Ausser- 
dem ist aber die uns vorliegende zweite Zacbariä'sche Auflage (1839—43) 
bei Weitem wissenschaftlicher vorgeschritten als selbst die zweite von 
Pöliti (1896). 

153) „40 Bttcber vom SUate", Bd. V, 27 --30. Bach« 
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überhaupt, die zweite den Europäischen Yölkerstaat berück- 
sichtigt. Das Weltbürger- und Staatenrecht sind nur in 
Hauptstücke yertheilt. 

Unter dem Völkerrecht als Naturrecht begreift Zacha- 
riä die Rechtsgrundsätze, welche das Yerhfiltniss unter 
Völkern im Stande der Nalur, d. i. unter der Voraussetzung 
bestimmen, dass die Völker in Beziehung auf Recht und 
Unrecht ihre eigenen Herren, also in ihrem Urtheile von 
einander gegenseitig unabhängig sind. An sich eine Rechts- 
idee sei der Stand der Natur im Völkerrecht ein Wirklich- 
keit ^^^). Völkerrecht als Naturrecht und philosophisches 
Völkerrecht sind bei ihm nicht identisch, denn dieses ist 
das allgemeine Völkerrecht im Gegensatz zum positiven oder 
urkundlichen, welches auf Verträgen oder in einem Völker- 
staate auf Gesetzen beruht '^^). Das Völkerstaatsrecht wird, 
unter ausdrücklicher Hinweisung auf Wulffs civitas tna- 
xima und Kant 's Völkerstaat, bezogen auf Völker, welche 
in einen Staatsverein miteinander treten, und auf Staaten, 
welche aus Völkern bestehen ^^^). Das Weltbürgerrecht 
wird als ein der Idee der Menschheit — der Idee der Ein- 
heit der menschlichen Gesellschaft — entsprechendes Recht 
aufgefasst. Als Grundsatz dieses Rechtes wird hingestellt : 
dass trotz der in rechtlicher Hinsicht bestehenden Spaltung 
der Menschheit in Völker und trotz des einem jeden Volke 
eigenthümlichen besonderen Rechts , dennoch jene Spaltung 
nicht die Gemeinschaft (oder den Verkehr) unter den Men- 



154) Zachariä a. a. O. S. 15. 

155) Zacharifi a. a. O. S. 11 ff. 

156) ZacharU a, a. O. S. 15 ff. 
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sehen aufheben, diese Verschiedenheit der positiven Rechte 
nicht die Theilnahme aller Menschen an dem besonderen 
Redete eines jeden einzelnen Volkes ausschliessen solle. 
Dieser Gnmdsatz enthalte sowol : dass der Verkehr zwischen 
dem In- und Auslande frei ^^'^), als auch: dass das Recht 
für In- und Ausländer dasselbe sei, Indess erleiden beide 
Sätze ihre Einschränkungen '^®). Auch, sei das Weltbürger- 
recht nicht Völkerrecht und eine Verletzung jenes nicht eine 
Verletzung dieses. Nur durch Retorsion könne eine Regie- 
rung die andere zur Bekräftigung oder Vollziehung der 
Vorschriften des Weltbürgerrechts anhalten. Vom Stand- 
puncte des Staatsrechts bedürfe aber auch diese für jede 
in Kraft derselben ergriffene Massregel eines besonderen 
Rechtfertigungsgrundes ^•^^). 

Weltbürger- und Staatenrecht werden unterschieden. 
Jenem liege die Idee eines Weltstaates, eines die gesammte 
Menschheit umfassenden Staates zum Grunde, das Staaten- 
recht habe die Idee eines Völkerstaates zu seiner Grundlage. 
Der Grundsatz des Staatenrechts laute : „Wenn auch in der 
Erfahrung mehrere von einander unabhängige Staaten neben- 
einander existiren, so soll doch eine jede einzelne Regie- 
rung ihre Hoheitsrechte so ausüben, wie sie dieselben, wenn 
alle Staaten der Erde einen einzigen Völkerstaat bildeten, 
in Beziehung auf die Hoheitsrechte der übrigen Staaten aus- 
zuüben verpflichtet sein würde, damit das Verbältniss unter 



1 57 ) Z a ch a r i ä hat hiermit das K a n t * sehe Weltbürgerrecht adoptirt , 
es aber darch den nUchsten Satz, allenfalls in Fichte'scher, jedoch nicht 
in Pölitz*scher Weise, weiter aasgefOlirt. Auch hier hat das „Weltbürger- 
recht*' wieder eine andere Gestalt angenommen. 

158} ZachaiiU a. a. O. S. 336 ff. 

159) Zachariä a. a. 0. S. 248 ff. 
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mehreren Staaten der Idee eines alle Staaten der Erde um- 
fassenden Staates wenigstens annäberangsweise entspreche ^^ 
Beide, das Weltbürger- und das Staatenrecbt seien Tbeile 
des Staatsrechts, d. i. beide Rechte handeln nur von Schran- 
ken , welche eine Regierung sich selbst zu setzen habe. 
Nur die Verfassung eines jeden einzelnen Staates könne die 
Heilighaltung dieser Rechte verbürgen. Sowol das eine als 
das andere Recht sei eine besondere, von dem Völkerrecht 
verschiedene Wissenschaft. Das Staatenrecht enthalte drei 
Sätze : 1 ) Ein jeder Staat hat durch die Ausübung seiner 
Hoheitsrechte nicht die Hoheitsrechte zu beeinträchtigen, 
welche einem anderen Staat über dasselbe Individuum oder 
über denselben Gegenstand zustehen oder zugestanden ha- 
ben können, oder — wenn ein und dasselbe Individuum 
mehreren Staaten zugleich unterthänig ist oder nacheinander 
unterthänig war, so ist die eine Unterthänigkeit mit der an- 
deren, so wie es die BeschalTenheit der verschiedenen Arten 
der Unterthänigkeit oder beziehungsweise die unter ihnen 
eingetretene Reihenfolge fordert, in Uebereinstimmung zu 
setzen. 2) Die Regierungen sind einander nöthigenfalls zur 
Hülfe Rechtens verpflichtet, d. h. eine Regierung hat ihre 
Unterthanen nöthigenfalls zur Erfüllung der Verbindlichkeiten 
anzuhalten, welche denselben, weil und in wie fem sie 
zugleich Unterthanen einer anderen Regierung sind, oblie- 
gen, 3) Was eine Regierung beurkundet hat, ist auch für 
alle andere Regierungen und in allen anderen Staaten Ge- 
wissheit. Das Zeugniss, welches von einer Staatsbehörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Competenz und in der gesetz- 



160) ZacbariS a. a. O. S. 258 ff. 



102 



liehen Form abgelegt wird, verdient dem Staatsrecht nach 
vollen Glauben *ö®). 

Auch die äussere Politik scheidet Zacharifi vom 
Völkerrecht ab. Erstere soll dem letzteren dienstbar sein. 
Sie soll die Aufgaben lösen, welche das Recht zwar aufstellt, 
aber nicht zu lösen vermag, so wie die Art und Weise an 
die Hand geben, wie das, was das Recht gebietet, nach 
Zeit und Umst&nden am Besten in Vollziehung gesetzt wer- 
den könne. Eine jede Regierung soll ein ihr eigenthfim- 
liebes System in der auswärtigen Politik haben, welches 
auf die gesammten Interessen des Staates, so wie sich diese 
nach Zeit und Umstanden gestalten, zu gründen ist. Dieses 
System müsse aber entweder mit dem Völkerrecht in üeber- 
einstimmung stehen oder mit Achtung für dieses Recht in 
Vollziehung gesetzt werden. In dem System seien die ver- 
gleichungsweise ständigen und die auf vorübergehende Zeit- 
umstände berechneten (oder die transitorischen) Maximen zu 
unterscheiden, von welchen lediglich die ersleren, insofern 
sie sich auf den Frieden beziehen, in ein System gebracht 
werden könnten *^'). 

Die Diplomatie fasst Zachariä weder als besondere 
Wissenschaft auf, noch widmet er derselben unter dieser 
Ueberschrift eine eigene Stelle und gesonderte Behandlung 
in seinem Werk. Es wird nur erwähnt, dass man unter 
derselben verstehe die Kunst, das auswärtige Interesse eines 
Volkes im Verkehre mit anderen Völkern durch friedliche 
Mittel zu wahren und zu fördern, bald den Inbegriff der 
Kenntnisse, deren der Diplomat bedarf, um seinem Be- 



161} Zacbariä a. a. O. S. 17 ff. und S. 88. 
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rufe gehörig yorzustehen. Erstere könne nicht eriernt wer- 
den, nur letzterer sei ein Gegenstand des Lernens und 
Wissens *ö^). 

Nicht ohne Absicht haben wir die Zacharifi eigen- 
thümlichen Unterscheidungen des auf das Verhdltniss .unter 
den Völkern angewandten Natur-, Völkerstaats-, Weltbürger- 
und Staatenrechts ausführlicher dargelegt, denn die zur 
Erkenntniss des Inhalts jedes einzelnen Wissenschaftsganzen 
zweckdienliche Nebeneinanderstellung scheinbar denselben Ge- 
genstand behandelnder Wissenschaftsganzen ist weder vor, 
noch nach Zacharia in gleichem Umfange ausgeführt wor- 
den. In dem erstgenannten Recht finden wir Das wieder, 
was bisher einfach als das positive Völkerrecht bezeichnet 
oder wenigstens grösstentheils in dasselbe hineingenommen 
wurde. Zacharifi unterscheidet dieses angewandte Natur- 
recht von dem philosophischen Völkerrecht, — hat aber 
nicht die Prfitension, das erstere für das positive Völker- 
recht auszugeben, wenn gleich er den Stand der Natur im 
Völkerrecht als eine Wirklichkeit betrachtet, — fast alle 
seine Vorgänger und Nachfolger, bis auf den strengen Posi- 
tivisten Moser, stellten wesentlich gleichen Inhalt als posi- 
tives Völkerrecht dar. Die von jenen geschehene Hinzu- 
fügung einiger weniger historischer Beispiele und Vertrags- 
bestimmungen konnte kaum den sonst abstracten Inhalt zu 
einem positiven erheben ^^^. Das Völkerstaatsrecht Zacha- 
rifi's ist nur ein zur Erklfirung geschichtlicher Erscheinun- 



162) Zacbaria a. a. O. S. 31. 

163) Das von Zachariä als positives bezelcbnete, auf Verirägea 
mid Gesetzen ruhende Recht stellt er nicht dar. 
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gen und im Anschluss an allerlei Projecte gebildetes, jeden- 
falls aber kein Völkerrecht im modernen Sinn, als das durch 
unabhängige Staaten sich selbst für ihre gegenseitigen Ver- 
hältnisse gesetzte Recht. In dem Weltbürgerrecht wird die Idee 
des internationalen Zusanmienbestehens und der Theilnahme 
eines jeden einzelnen Volksgliedes an dem Rechte des fi-em- 
den Volkes, indess Beides mit gehörigen Beschränkungen, 
ausgeführt. Das Staatenrecht endlich enthält die Anerkennt- 
niss des Hoheitsrechtes des Staates in Bezug auf dessen 
Unterthanen gegenüber anderen Staaten, die Nothwendigkeit 
eitler gegenseitigen Rechtshülfe der Staaten und der Gültig- 
keit der Regierungsurkunden des einen Staates in dem Ge- 
biete anderer. Diese drei Sätze scheinen nun unbedingt 
dem Völkerrecht und zwar den Rechten der Völker als sol- 
cher zugezählt werden zu müssen. Dem materiellen gehören 
sie an, so weit sie als völkerrechtliche Gebote erscheinen, 
und dem formellen, insoweit sie die Modalitäten der 
Ausführung derselben betreffen. — Ob nun aber die 
Hinstellung des Völkerstaatsrechts, Weltbürgerrechts und 
Staatenrechts neben dem Völkerrecht eine begründete und 
nothwendige sei, scheint uns nicht zweifelhaft. Das Welt- 
bürgerrecht und Staatenrecht enthalten ofl'enbar in das 
Völkerrecht hingehörige und gegenwärtig auch bereits über- 
gegangene Ideen, welche, insofern sie noch nicht ausgeführt 
sind, in das philosophische Völkerrecht verwiesen werden 
können, das Areilich Zachariä in der früher üblichen 
Weise nicht behandelt. Auch das Völkerstaatsrecht ge- 
hört in dieses Bereich, insoweit es aber geschichtlich be- 
gründet ist, ist es bereits in das System des positiven 
Völkerrechts recipirt. Verdienstlicher ist, dass Zachariä 
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die Politik aus dem Völkerrecht klar ausgeschieden und der 
Diplomatie keine Selbststfindigkeit als Wissenschaft vindi- 
cirt hat. 

Aber nicht blos die allgemeine Anordnung, auch die 
des Einzelnen ist Zachariä eigentbümlich. Dieser wenden 
wir uns jetzt zu. 

Die Anordnung des auf die Verhältnisse der Völker 
angewandten Naturrecbts beginnt zunächst mit der neuen 
Unterscheidung eines theoretischen und praktischen Theiles. 
Der erste Abschnitt des theoretischen Theils behandelt als 
ursprtingliche Güter eines Volkes, die s. g. Ur- oder auch Grand- 
rechte der Völker. Der zweite coordinirt dem Rechte der 
Völker an Sachen die Rechtsverhfiltnisse zwischen Colonien 
und dem Mutterlande, deren Erörterung indess nicht Auf- 
gabe des Völkerrechts ist. Nur zwei Falle der Macht- 
stellung einer Colonie sind denkbar. Entweder es begründen 
die von einem Lande Auswandernden einen selbstständigen 
Staat für sich, aus fireiem Willen und ohne Auftrag ihres 
Staates^ dann ist kein Abhängigkeitsverhältniss zwischen dem 
Mutter- und Tochterlande begründet, und es nimmt der neue 
Staat keine andere völkerrechtliche Stellung zu jenem als 
zu allen t^brigen Staaten ein, wesshalb denn auch diese 
Stellung aus jenem speciellen Gesichtspuncte nicht erörtert 
zu werden braucht. Oder es geschieht im Auftrage des 
Staates, und mit der Absicht, Eigenthum am Coloniallande 
zu erwerben , dann ist jener eben so Eigenthümer der Co- 
lonie als in Bezug auf sein ganzes übriges Staatsgebiet, 
und es ist auch dieses Verhältniss zur Colonie kein völker- 
rechtliches, sondern ein einfach staatsrechtliches. — Das 
erste Hauptstück der ersten Abtheilung des zweiten Ab- 
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Schnitts handelt von dem einem Volke an seinem Lande zu- 
stehenden Eigenthom, welches zugleich die im Lande befind« 
liehen beweglichen Sachen begreift ^ö*), das zweite von 
der Servitutenlehre. Landesdienstbarkeiten werden als ding- 
liche Rechte an einer fremden Sache in das Sachenrecht 
verwiesen ^ die dagegen nicht auf einem dinglichen Recht 
beruhenden Staatsdienstbafikeiten den Yertragsverbindlichkei- 
ten zugerechnet '^). Als Consequenz dieser offenbar unbe- 
gründeten Rubrlcirung musste sich die Verweisung aller 
auf Verträgen beruhender völkerrechtlicher Beziehungen in 
das Vertragsrecht ergeben. £s kann indess nicht die for- 
melle Begründung, sondern nur das materielle Wesen maass- 
gebend sein. 

In dem dritten Hauptstück wird das Pfandrecht auf 
das Verhfiltniss unter Völkern angewandt. Diese Anwen- 
dung besteht lediglich in der Erörterung des Wesens eines 
völkerrechtlichen Pfandrechts. Dieses finde nemlich Statt, 
wenn ein Volk, um einer Beeinträchtigung seiner Rechte 
vorzubeugen, oder um für ein ihm widerfahrenes Unrecht 
Genugthuung zu erhalten, das Land eines anderen Volkes 
in Beschlag nimmt, oder in einem eroberten Lande, nach 
wiederhergestelltem Frieden, einstweilen eine Besatzung zu- 
rücklasse ; welche Haassregeln indess nur Sicherheitsmaass- 
regeln und kraft eigenen Rechts des Volkes zu ergreifen seien. 
Auch der etwa wegen dieser Maassregel abgeschlossene Ver- 
trag, sei nicht als Pfand vertrag , sondern kraft des Rechts, 
welches durch ihn anerkannt wird, verpflichtend i^^). Durch 



164) Zacharitt a. a. O. S. 32. 
165} Zacharia o. a. O. S. 48 ff. 
166) Zacharift a. a. O. S. 51 ff. 
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den blos in diesen Andeutungen enthaltenen Yersuch der 
Anwendung des Pfandrechts auf das Völkerverhältniss , hat 
Z a ch a r i a e offenbar die Unmöglichkeit der Uebertragung dieses 
Instituts auf das Völkerrecht erweisen wollen.- Die dritte 
Abtheilung des ersten Abschnittes handelt von den durch 
ein Volk gegen das andere durch Yertrfige zu erwerbenden 
Rechten. Es werden unterschieden civiirechttiche Verträge, 
welche das Sondereigenthum der Regierung oder das Staats- 
gut, staatsrechtliche, welche die Hoheitsrechte, und völker- 
rechtliche, welche das Verhfiltniss des Volkes zu anderen 
Völkern zu ihrem Gegenstande haben '^'^). Diese Dreithei- 
lung scheint uns auf einer unklaren Anschauung begründet 
zu sein. Die Frage darnach, welchem Rechtsgebiete ein 
Vertrag anheimfällt, wird doch wesentlich nicht blos nach 
dem Gegenstande, sondein hauptsächlich nach der Person 
der Contrahenten zu beurtheilen und dann eiafach dahin zu 
entscheiden sein : dass überall, wo Völker und Staaten und 
Staatsoberhäupter als solche coatrahiren, auch das Völker- 
oder Staatenrecht, — letzteres freilich nicht in dem von 
Zachariä gewollten , sondern im dem Völkerrecht iden. 
tischen Sinne, — zu entscheiden habe. Hiemach kann es 
auch unter den Völkern, weil sie anders als solche doch 
nicht contrahiren können, nur völkerrechtlidie Verträge 
geben, und ist daher die obige Eintheilung eine wesentlich 
einseitige und falsche. Die vierte Abtbeilung enthält einen 
augenscheinlich unter dem Sachenrecht (I. Abth.) zu behan- 
deln gewesenen Gegenstand : „das Vermögen eines Volkes^, 
welches als die rechtliche Gesammtheit aller erworbenen 



W) ZacharU a. a. 0. S. 51 ff. 
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oder zu erwerbenden Güter dargestellt wird ^^^). Nach 
dieser Definition hätte der Verf. auch die ursprünglichen 
Güter dahin rechnen müssen^ wofür er sich indess nur 
theilweise erklärt: „zu dem Vermögen eines Volkes gehören 
seine ursprünglichen Güter zwar nicht an sich^ wol aber 
insofern, als sie, verletzt, ein Recht auf Schadensersatz zur 
Folge haben" ««9). 

Der zweite oder s. g. praktische Theil deis auf die 
Verhältnisse der Völker angewandten Naturrechts zerfällt 
in Gemässheit der alten herkömmlichen Eintheilung in das 
Recht des Friedens und Krieges. Da aber vorher die 
sonst unter dieser Rubrik behandelten Gegenstände, wenig- 
stens zum Theil, erledigt wurden, so werden hier zunächst 
nur drei auf das Beharren im Frieden, dessen Vermittelung 
und Erhaltung bezügliche Sätze aufgestellt und sodann die 
Beziehungen der Staatsverfassung und Verwaltung zur Macht 
eines Volkes, die Bündnisse als Vorbereitungen auf den 
Krieg, das Ministerium des Auswärtigen und die Gesandten 
erörtert i*^«). 

In dem zweiten , dem Rechte des Krieges gewidmeten 
Abschnitt wird zunächst der Krieg — die Verhandlung eines 
Rechtsstreites unter Völkern mittelst wechselseitiger Anwen- 
dung physischer Gewalt — nicht als die einzige Art der 
Selbsthülfe eines Volkes gegen das andere bezeichnet Nicht 
der äussere Zustand ist es also, um dessen willen Zachariä 
die Eintheilung in Friedens- und Kriegsrecht beibehalten hat, 



168) Zachariä a. a. O. S. 71 ff. 

169) ZacharlS a. a. O. 

170) Zachariä a. a. 0. S. 80 ff. 
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dam er weiss ja den Krieg wesentlich als ein proces- 
sualistisches Rechtsmittel nehen allen übrigen. Auch weist 
der geringe Umfang des Friedensrechts darauf hin, 
dass Zachari'ä die Äussere überkommene Eintheilung in 
Friedens- und Kriegsrecht ganz mechanisch befolgt hat. 
Im Einzelnen wird nun das Recht des Krieges wesentlich 
als ein Recht zum, und im Kriege behandelt, in glei- 
cher Eintheilung wie bei Kant 1*^0. Nur das Recht 
nach dem Kriege wird nicht im Zusammenhange bei Za- 
charifi, wie bei Kant behandelt. Kant erwAhnt hier den 
Friedensschlüsse die Kriegskosten, die Auswechselung der 
Gefangenen, den Zustand des eroberten Landes, die Amne- 
stie >''^; Zacharifi behandelt in einem besonderen Haup^ 
stuck, dem dritten (das erste ist dem Recht zum und das 
zweite dem im Kriege gewidmet), die Wiederherstellung des 
Friedens, in ausschliesslicher Erörterung des Abschlusses 
desselben. Dagegen werden zwischen dem zweiten und 
dritten Hauptstück in drei AnhSngen behandelt : 

1) die RechtsgrundsAtze , nach welchen der Fall einer 
Eroberung zu beurtheilen ist; 

2) das Kriegsrecht in Seekriegen, und 

3) das Recht der Neutralitfit. 

Die Gründe fnr die Sonderstellung des ersten Anhanges 
sind, dass die dort behandelte Frage sowol eine Staats- als 
TOlkerrcchtiiche Frage ist, und desshalb auch nach beiden 
Beziehungen abzuhandeln ist ''^^) ; für die des zweiten An- 



171) Vergi. Kant*8 Metaphysik der Sitten, 1838, §i 56» 57, ood 
Zacbariä a. a. O. 8. 101 -- 118. 

173) Kant a. a. O. § 58. 

173) Zacbariä a. a. 0. S. 118 f. 
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baoges, dass die Gmidsatze des (plüIOM^biBdiei) i'^^) Kitopr 
rechts im AUgemeiMii zwar fujr See- und Lamdkriege geltem 
die des in Seekriegen geltenden ^'^^) EnröpSisebim Yöike^ 
rechts aber für Seekriege, im GegensatK zn den Landkitep 
gen, den besonderen Grundsatz anerkennen: dass alles 
Feindesgut, sowol Staats- als Privateigenthum, dem Beut«- 
recht verfalle i"^^). Die Behandlung des Rechts der Neih 
tralitfit in einem Anhange wird dadurch motivirt, dass 
allgemeine Rechtsgrundsfttze zur Entscheidung der Collisions- 
ffille zwischen Kriegführenden und Neutralen niidil auflge- 
sjMTOchen werden können, sondern dieses Verhätniss durch 
positives Recht und zwar mittelst eines Yergleiehs zwi- 
schen Kriegführenden und Neutralen zu Stande komvM 
müsse. Auch hier begiebt sich Zacharifi, nameallidi bei 
der ausfuhrlidien Würdigung des Systems der bewaiRieten 
Neutralitfit, auf historischen , positiven Boden. 

Wir erkennen in der eben dargelegten Ordnung eine 

« 

wesentlich nach Systematisirung trachtende und eben dess^ 
halb für ähnliche Versuche erhebliche. Zadiarift erkannte 
zunächst richtig den wesentlichen Unterschied zwischen einem 
geltenden und gelten sollenden Recht Eben desdhidb er- 
läuterte er auch das erstere nicht in Verbindung mit dem 
letzteren, und wo eine Berücksichtigung des letztaes ihm 



174} Hier wird das aof das Verh&ltnUs der Völker angewandte Natnr« 
recht „philosophisches 'S Im Gegensatz su der von Zachariä selbst (vergl. 
8, II u. 15) hervorgehobenen UnterscIieldQng, genannt. 

173) Während bisher immer nur von dem auf die Verliftitnisse der 
Vöilcer angewandten Naturrecht die Rede war, wird hier auch das geltende 
EaropSische Völkerrecht, also wol, wie aus dem durch Zacharlil geführten 
geschichtlichen Nachweise hervorgeht, unzweifelhaft das positive berUck- 
•ichtigt. 

176) Zacharifi a. a. 0. S. 131. 
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üfifi^weiilg schieD, erörterte er es entweder im Zusammen- 
Ii9Dge, getrennt von dem V^ULerrecbtssystem , in der Form 
l^dttchtUdier Entwickelung ^'^'0» oder verwies Einzelheiten 
desselben in Anbftnge. Ein Syst^n des positiven Yölker- 
Tftchts finden wir bei ibm nicht, dagegen ein auf die Ver*- 
Mltnis^e der Völker angewandtes Naturrecht. Die Erkennt- 
fHips, dass es zur Herstellung eines positiven Systems an 
binreidiendem bistQriscfaem Material fehle, mag ihn vielldcbt 
rpn iwem solchen Versuche zurückgehalten haben. 

Was bat aber Zachariä mü seinem auf die Verhalt- 
niasie der ViUker angewandten Naturrecht der Wissenschaft 
laütz^ können ? Dieses sein Naton-echt setzt nicht nur ein 
v^lljj^omne^ ßODvemiines, unabhängiges Verhältniss der Völker 
vorans, soi^dern erfasst auch diesen Stand der Natur im 
Völlierrecbt als eine Wirklichkeit. Dieses Verhältniss hat 
nun aber in der Tbat nicht blos im Völkerrecht eine Wurk- 
Ui^eit, sondern bleibt so ein rein staatarechtticfaes , denn 
die Unabhängigkeit hat auch jedes nicht zu einem Völker- 
rechflicben Verbände und nicht das Völkerrecht anerkennende 
Volk. Die völkerrechtliche Stellung eines VoUces ist ausser- 
dem dur^ seine Beziehung zur Weltrechtsordnung bedingt. 
— Mit der nicht motivirten Unterscheidung eif^^ß theoretischen 
und praktischen Theiles konnte Zachariä jZrWeierlei beabsich- 
üg&a. Entweder erschien es ihm erforderlich, dem Völker- 
recht einen allgemeinen Theil, wie in den Systemen des 
Civil- und Criminalrechts , vorayszusenden , oder es sollten 
die blosse Theorie des Völkerrechts oder nur Wissenschafls- 
sätze von der Praxis oder gültigen Lebenssätzen getrennt 



177) Der EuropftUcbe Völkerstaati S. 173 ff. 
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werden. Für Ersteres spricht die Ausführung nicht, denn 
die als ursprüngliche Güter bezeichneten Urrechte sind we- 
sentlich schon Hauptbestandtheil des Systems, indem sie sich 
auf das Recht der Subjecte, wenigstens das der Staaten 
oder Völker, beziehen ; die übrigen Hauptstücke des theo- 
retischen Theils fallen aber, mit Ausnahme des Vertrags- 
rechts, in das Gebiet der Objecte, und die Verträge selbst 
bilden den dritten Haupttheil des völkerrechtlichen Systems. 
Gehen wir aber auf die andere Interpretationsweise ein, so 
ist zunächst im theoretischen Theil, da nachgewiesener* 
maassen dort alle drei Haupttheile eines völkerrechtlichen 
Systems behandelt werden, auch gelten sollendes Völker- 
recht dargelegt. Ein Blick auf den praktischen Theil er- 
giebt aber in Bezug auf den dem Friedensrecht gewidmeten 
Abschnitt, bis auf die der wirklichen Lebenserscheinung 
der Gesandten gewidmeten Betrachtungen, nur ganz allge- 
meine Sätze. Eben so kommen in den drei Hauptstücken 
des Krieges nur solche allgemeine Sätze vor, und ist gel- 
tendes Recht nur in den dazwischen geschobenen Anhängen 
anzutreffen. Wir vermögen daher den Zweck der Unter- 
scheidung eines theoretischen und praktischen Theils bei 
Zachariä nicht anders aufzufassen, als dass darin eine 
Andeutung des materiellen und formellen Völkerrechts ent- 
halten sei. Denn so scheiden sich nach der stattgehabten 
Behandlung die beiden Theile nach ihren Gegenständen prin* 
cipiell. Im theoretischen Theil wird offenbar nur mate- 
rielles Völkerrecht erörtert, und im praktischen, bis auf 
die allgemeinen Friedenssätze nur formelles : die Gesand- 
ten und die processualistischen, internationalen Rechtsmittel. 
— Was aber die Anordnung der Einzelheiten des Völker- 
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redits betrifft, so hat Zachariä mit verschiedenen pri« 
fatrecAtlichen Institutionen, sogar dem Pfandrecht, am völker- 
rechtlichen Stoffe experimentirt und durch das Missglücken 
dieser und anderer Versuche ähnliche hoffentlich vereitelt. 

In weit geringerem Umfange berücksichtigten das Völ- 
kerrecht die uns vorliegenden philosophischen Bearbeitungen 

der Hegelianer : Bitzer und Kahle. 

» 

Friedrich Bitzer wollte auf positiver Grundlage philo- 
sophiren. Sein „System des natürlichen Rechtes^ (1845) 
soUte „ans speculativer Entwickelung, Erforschung des posi- 
tiven Rechts und seiner Geschichte, und praktischer An- 
schauung^ hervorgehen ^'^^. Wir treffen bei ihm im AUge- 
memen zwei dem materiellen und formellen Recht entspre- 
chende Hauptkategorien : 1) die Gründung des Rechts, 2) 
die Verwirklichung des Rechts ; indess ist auf das Völker« 
recht davon keine Anwendung gemacht worden. Dieses 
wird bei ihm überhaupt nur in folgenden Andeutungen 
berührt i''»). 

Aus der allgemeinen Beziehung der Menschen zu ihrer 
Gattung, dem Menschengeschlecht, und zu dem Erdboden, 
als ihrem allgemeinen Aufenthaltsort, entständen gemeinsame 
VerhSltnisse , ebenso der Menschen wie der Völker, welche, 
als rechtliche, sich als Rechtsverhaltnisse der Staatsbürger 
und der Staaten darstellen. Da aber diese rechtlichen Ver- 
hAltnisse nur in Beziehung auf die besonderen Staaten und 
durch sie wirklich seien, so erscheinen auch jene Beziehun- 
gen als rechtlich wirklich nur in dem einzelnen Staate 



178) Bitzer a. a. 0. Vorrede S. IV. 

179) Vergl. Bllser a. a. O. S« 395 ff. VIU. die Staaten. 
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und durch ihn, sein Rechtsbewusstsein bestimmt. Weif 
jene Gemeinschaft aber zugleich in die Wirklichkeit unter- 
schiedener Staaten eingreife, stelle sich deren Gemeinsam- 
keit darin dar, dass die besonderen Staaten mit gemeinsa- 
mem Willen zur Feststellung jener gemeinschaftlichen Bezie- 
hungen in Staatsverträgen sich vereinigen. 

Der beschränkte Ausgangspunct Hegel's ist offenbar 
hier verlassen. Nicht der besondere Wille allein, sondern 
auch der allgemeine wird als thätig in den Beziehungen der 
Staaten gewusst. Ist nun hierin der Verf. seinem Vorsatze, die 
HegeTsche Rechtsphilosophie Aber ihre Beschränkung hinaus- 
zuführen *®^), nachgekommen, so scheint er uns durch seine 
sonstige Wesentliche Behandlung des Verhältnisses der Staats- 
bürger uhd durch die Art der Behandlung zu J. G. Fichte 
zurückzukehren. Denn seine Begründung der rechtlicheh 
Beziehungen der l^taaten durch Vermittelung der Staatäbflt^ 
ger und die Grenzgemeinschäft der Staaten erinnert unwiH- 
kührlich an Fichte *®*). Aus diesen Beziehungeh wird 
auch die Pflicht der Staaten, durch ständige Gesandtschaf- 
ten in Verkehr zti treten, abgeleitet, während der Krieg, 
als Negation eines Staates durch den anderen, schon in dei* 
gemeinsamen Beziehung der Staaten zu dem Erdboden 
seine Begründung finden soll. Als Aufgabe der Staaten 
wird erkannt, die aDgemeine Wiridicbkeit Aes Rechts 
vermöge der Politik darzustellen. HauplsächHch sollen Ver- 
träge zur Bestimmung, der aus der Bezi^ung zur Mensch- 
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180) Vergl. Bit ser's Vorrede. 

181) Vergl. unsere oben, gegebene Darsteliang Fichte'g and Fichte 
. a. 0. $ 4 u. 8, woselbst namentlich die Garantie der Eige'nthams- 
ler Bürger nur auf die benachdaVten S(iaaten eingekhrädct wird. 
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ktH Mtq^genden YerUUtnisse der Staaten abgeschlossen 
mtdan« 

BWS Bilxer in den eben angedeuteten Beziehungen 
des TS&errechts eine richtigere Auffassung aogebahnt habe, 
irird theilweise behauptet , theiiweise in Abrede genommen 
werden können. Insoweit er der Hegel'sdien Willenstheoriei 
■dt RficksiiAt auf die Weltrechtsordnung, den Charakter 
des Besonderen abstreifte und sie zum Allgemdnen erhob, ist 
rin Fortschritt allerdings wahrzunehmen. Sein Zurückgehen 
anf den mangelhaften Fichte 'sehen Ausgaagspunet ffthrt ihn 
aber zur Besonderheit in anderer Erscheinungsform, den 
SteatsWIrgem zuritdL, indem er aus dem YerbUtniss dieser 
Besonderhritett das Allgemeine, den Staat ableitet, anstatt 
jene durch diesen in der Welfrechtsordnung dargestellt zu 
wissen. Von den von dem Verf. gewollten positiven Grund- 
lagen sdaer Betraditungen ist, wenigstens in Bezug auf 
das Vfiikerreeht, nichts za bemerken gewesen. 

Audi Kahle (die speculative Staatslehre oder Philo« 
Sophie des Rechts, 1846) behandelt zunächst das VerhfiK- 
niss der Staaten zum Einzahlen ^^^) und dann das der Staaten 
zueinander i^^. Die UnmöglicMLeit der Isolirung der Staa- 
ten wird durch ihren allseitigen Zusammenhang begründet. 
Der Erörterung der VerfoindUchkeit der Staatsvertrige folgt 
^ des Krieges. Als Ifiltel zur Vermeidung desselben wird 
iet Staatenbund empfohlen i^^). Die Staaten sollen in 



182) Kahle a. a. 0. A) Vom Verbältnisi einet Sonder-Staats sa 
imi elnetatn Ptonontn, 8. 437 ff. 

183} Kabia a. a. O. B) Daa VarbälmUf der einseloea Slaaleo «a 
einander, 8. 439 t. 

184) KahU a. a. O. „Der «tkateabaiid'S 8. 4« ff. 
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demselben zu einem, ihre Streitigkeiten entsdieidenden , 
Gemeinwesen sich vereinigen, welches sich zu den ehttdnen 
Staaten so, wie der einzelne Staat zu den Einzetnen zu ver- 
halten habe. Nur so löse sich die Differenz der parttctt» 
lairen Interessen auf in eine allgemeine Harmonie, und es 
könne die Staatensonderung blos durch besondere Umstinde 
entschuldigt werden. Mit der Ausgleichung der über Alles 
entgegengesetzten Meinungen trete aber die Welt in die 
klare Erkenntniss, hiermit höre die Berechtigung zu tiner 
relativen Staatensonderung auf und entstünde die Ver- 
pflichtung der Unterordnung Aller unter den einen Staat, 
welcher sich alsdann als das sichtbare Reich Gottes auf 
Erden an die Spitze der Weltbewegung stdlen werde. 

Auch Kahle ist in den schon öfter gerügten Fehler 
gefallen, die Verhältnisse Einzelner, als solcher, zu Staaten 
als selbstständige zu betrachten, während sie dodi nur als 
durch andere Staaten Vermittelte im Völkerrecht zur Be- 
rttcksichtigung gelangen können. Richtig erfasst er den 
Staatenzweck in der Verwirklichung der Rechtsordnung, aber 
er missachtet dabei die völkerrechtliche Selbstständigkeit, 
indem er alle Staaten in eine cimtas maxima auflösen will, 
einen Universalstaat, welcher den Grundbeduigungen völker- 
rechtlicher Staatlichkeit: der Selbstständigkeit und Gldch- 
berechtigung widerspricht. Gegentiber Bitzer hat Kahle 
die Allgemeinheit der staatlichen Verbindung richtiger erfasst, 
indem er aber zu dem Staatenstaat zurückkehrt, geräth er 
in anderer Weise, als jener, wieder in eine Besonderheit 
hinein. Denn während Bitzer von einer Besonderheit, den 
Staatsbürgern, ausging, geht Kahle in eine solche, aber 
qualitativ verschiedene, den Universalstaat hinaus. 
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UiuMüiigig TOB den drei eben beqtrochenen philoso- 
j^isdieii Rkhtangeii erwerlieii sich Asliaiig Johann Frie- 
drieh Herbart und Karl Christian Friedrich Krause. 
Ersterer gab in seinen Schriften zur praktischen Philosophie 
audb einige Andeutungen über das Völkerrecht imd von 
Ottern AnhAnger letzterer Richtung: Ahrens, sind kürzlich 
einige Grundansiditen auch über das Völkerredit in seiner 
juristischen Encyclopfidie veröffentlicht worden. Eklektisch 
haben über dasselbe Warnkönig und Imanuel Her- 
mann Fichte philosophirt. Weder selbststfindig , noch 
eklektisch, sondern rein willkiUirlich erscheint Audisio. 
Dag^en hat der bekannte Rechtsphilosoph Friedrich Ju- 
lius Stahl, wenn gleich Lehrer des öffentlichen Rechts 
und praktischer Politiker, das Völkerrecht in seiner Rechts- 
und Staatslehre unberücksichtigt gelassen. Seine Philoso- 
phie des Rechts ist hierdurch in internationaler Reziehung 
unbewAhrt und gegenständlich unvollständig geblieben. 

Wenn die vorstehend charakterisirten Hegelianer in ihrer 
Rechtsphilosophie, als besonderen Zweig das Staatenrecht 
(Völkerrecht) berücksichtigten, so haben Herbart und, so 
viel uns bekannt, sein Anhang dem Völkerrecht als Ganzem 
eine eingehende Rehandlung nirgends gewidmet i^^). Nur 
Andeutungen finden wir bei Herbart in seiner „analyti- 
schen Bdeuditung des Naturrechts und der Moral ^ i^^). 

Eine vollstftndige Begriffsbestimmung des Völkerrechts 
haben wir bei Herbart nicht angetroffen, wol aber die 
Behauptung : dass in demselben die Verhilltnisse der Einzel- 



185) Vergl. auch v. Kaltenborn a. a. O. S. 159. 

186) Herbart a. a. O. S. 315 ff. 
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tm, soft» sie noeh iicbt der Staatsgewdt imtergedrdiiet 
sind, uriederkehren, aber mit seiir Tennelirtem Gewicht >^''). 
Er w^ss tbrner Krieg und FriedeBsschlHss ab Gegeastaad 
des Natorredits '^^. IMeses Naturrecht, wenn es sagend 
auf Unabhängigkeit vom positiven Recht Anqinich mache» 
könne aber nnr durch Grttade wirken, änf diese hdre aber 
nur der moralische Mensdi, daher dürfe es sich ton der 
Moral nicht dergestalt absondern, als ob es ohne sie Eiih 
gang flnden* könnte ^^^). Nenne man die Wissenschaft von 
den Bedingungen des Sittlichen Moral, so ruhe die Gültig- 
keit des Natnrrechts auf der Moral und dflrfe von dieser 
nicht getrennt werden ^^% Recfatsgesets sei gleich dem 
Sittengesetz in seiner Anwendung auf das Aevssere ^^ >). 
Die praktische Philosophie habe auf die praktisdie Seite 
des Christenthums Rücksicht zu nehmen. Hier n^e das 
Gebot der Liebe hervor. Der Hass gegen den Feind sott 
abgelegt, die Liebe zum Einzelnen soll zum allgemeinen 
Wohlwollen etbdht und hiermit eine solche Gemeinschaft 
gestiftet werden, dass sie dem Auge des Allgütigen gefUlea 
könne ^^'). Billigkeit und WohlwoDen werden an Stdle 
des Rechts als Prindpien für VOlkerrcrhtsconcesmonen ge- 
fordert 1^^)« Auch die Vertrage der Völker sollen zur Ge- 
wahrung grösserer äusserer Freiheit nach der Idee der Vofl- 
kommenheit, zur Einlmtung freundlicheren Unlgmiges gemäss 
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Sern Wohlwollen nnd Ul steigender Ntltzlickk«t< der Y»- 
kelirseröjniung nach Anleitung der KDigkeit geschlossen 
werden '•*). 

Nach diesen zerstreut aufgefundenen Andeutungen die 
Anschauung Herbart's über das Völkerrecht zu canstrü^ 
ren, scheint tins gewagt, und wir halten mit Rücksieht dar- 
auf, dass er nur Grundzfige eines Ganzen geben wollte, 
dessen Theile für Jeden bereit liegen sollen, der sich einer 
s^eciellen Ausarbeitung unterziehen will '^^), uns um so 
weniger dazu berechtigt. Es bleibt aus den zusammenge- 
stellten Aeusserungen zunächst unbestimmt, ob Herbart 
etwa wegen der besonderen Hervorhebung der Yerhfiltnisse 
der Einzelnen, auch diese, wie Fichte, als Ausgangspunct 
fdr das gesammte Völkerrecht weiss. Bedeutsam erscheinen 
aber auch für das Völkerrecht die geforderte Verbindung 
Aei Ifaturrechts und der Moral und die angegebenen Princi- 
pi«n der Billigkeit, des Wohlwollens und der Vollkommenheit. 

H. Ahrens unterscheidet in seiner Juristischen Ency- 
dopSdie oder organischen Darstdlung der Rechts- und 
Staatswissenschaft auf Grundlage einer ethisdien Rechtsphi- 
losophie" (1857) >»«) das öffentliche Völkerrecht, den 
Inbegriff der Normen für den von jedem Volk in sanen 
Gesammtverhältnissen zu erstrebenden Gesammtzweck, und 
das Privat-Völkerredit, den Inbegriff der Normen fBr 
die von den Einzelnen verschiedener Staaten in ihren Bezie- 
hungen unter einander zu verfolgenden Sonderzweck. Das 
öffentliche Völkerrecht soll aus einem dreiflichen Gesichts- 



191) Her hart a. a. 0. S. 382. 

195) Herbart a. a. O. S. 345. 

196) Alirens a. ä. 0. S. 783 f. 
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pmcte betrachtet werden, dem philosophischen, erfah« 
rungsmfissigen (und zwar geschichtlichen, statistischen 
und positiv -rechtlichen) und dem politischen. ,,Das philo- 
sophische Völkerrecht entwickelt durch die yernfinflig e grond- 
sfitzUche Erfassung der unter den Vdlkem, als Gliedern 
der Menschheit an sich, objectiv, bestehenden organische 
ethisch» Wechselverhältnisse, die dadurch gleichfalls ob* 
jectiv begründeten rechtlichen Beziehungen und Normen 
des gegenseitig bedingten Mit- und Füreinanderseins. ^ Aus« 
serdem wird noch eine von der äusseren Politik zuschei* 
dende Politik des Völkerrechts hingestellt als die gege- 
bene VerhIUtnisse mijt den BedürfWssen der Weiterbildung 
und des Fortschritts vermittehide Wissenschaft und Praxis. 
Sie schliesse sich angemessen an das philosophische oder 
aucJi an das positive Völkerrecht an, müsse aber immer so* 
wol von den allgemeinen Grundsätzen, als von dem zur Zeit 
bestehenden Recht unterschieden werden. Die Grundlage 
des Völkerredits liege in den gesammten ethischen, für 
den Willen bestimmenden Verhältnissen der Völker, als eines 
durch Gott in der Natur und der Menschheit verbundenen 
Ganzen, in welchem alle Glieder im AÜt- und Füreinander- 
san sich gegenseitig bedingen, ein jedes in einer staatlichen 
Ordnung erscheinende Volk als eine moralische Person seine 
Selbstständigkeit habe und bewahren soll, aber zugleich 
in Gemeinschaft mit allen anderen theils eine Kräftigung 
seines eigenen Daseins erhalten, theils zur Förderung der 
Zwecke der anderen mitwirken, aUe gemeinsam den Mensch- 
heitszweck vollführen sollen. NatürUche, religiöse, geistige, 
sittliche, wirthschaftUche Verhältnisse seien ümere bestim- 
mende Kräfte der völkerrechtlichen. Das oberste Princip 
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des Völkerrechts sei das des Rechts, welches in der 
TerwirklichuDg des Rechtszustandes auch die Bedingangea 
der Culturentwickelnng der Völker gebe. Dieses Recht sei 
dem Princip nach das Ganze der Normen , welche die aas 
den ethischen Verhältnissen entspringenden Bedingungen der 
organischen Gemeinschaft, d. h. also der selbststllndigen 
Coexistenz, so wie der gegenseitigen Förderung und der 
gemeinsamen Erfüllung des Menschheitszweckes regeln. Die 
Süssere, auch im Recht zu beachtende, Wirkung des ge- 
sammten ethischen Organismus der Völker sei das organisch- 
dynamische Gleichgewicht. Wenn gleich die äusseren 
.VeiliSltnisse möglichst mit dem Princip des Rechts in Ein- 
klang gebracht werden sollen , so könne doch kein Staat 
ganz von dem äusseren organischen Gleichgewicht absehen, 
das daher stets eine leitende Maxime in der Politik blei- 
ben werde. Die gesellschaftliche Fonn des Rechtszustandes 
unter den Völkern sei ein immer mehr sich ausbildes Fö- 
derativsystem. — Besondere Rücksicht nimmt Ahrens auch 
auf die Anordnung, des Völkerrechts. Er verlangt die Ein- 
theilung in ein aUgemeines Völkerrecht und ein besonderes. 
Das. allgemeine soll enthalten die obersten Grundsätze, das 
Völker-, Personen-, Sachen-, Obligationen - Recht und das 
Recht der Rechtsverfolgung, bei welcher letzteren in rich- 
tiger Aufeinanderfolge die gütlichen und gewaltsamen Maass- 
regeln (Repressalien, Retorsion und Krieg) erwähnt werden. 
Als besonderes Völkerrecht soll dann erscheinen das Völker-, 
Religions-, Wissenschaft- und Kunst-, Handels- und Ge- 
werberecht. 

Es ist nicht zu verkennen, dass Ahrens beflissen ist, 
die unter dem Völkerrecht bestehenden verschiedenen Bezie^ 
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Rechte und Verpfliditaiigeii ' for die Regieruii^ii , sondern 
aoch für die Staatsangehörigen derselben. Das wirk- 
liche Völkerrecht sei der Inbegriff der gemeinsamen 
Ueberzeugung der V(Hker von dem, was sie rflcksichflich 
ihrer gegenseitigen Verhältnisse fflr Recht halten. Enit durch 
diese Ueberzeugung der Völker über ihre juristische Per- 
sönlichkeif erlange das Völkerrecht den Charakter dnes 
positiven Rechts, durch welchen es als soldies verpflidite. 
Blosse Theorien, d. h. Ansichten einzelner Philosophen über 
Völkerverhfiltnisse , seien nicht wirkliches Recht. Die ge- 
meinsame Ueberzeugung spreche sich aber aus 1) durch 
stillschweigende Befolgung derselben Grundsfltze, 2) Awdst 
ausdrückliche Anerkennung. Ausserdem gebe es wegen ihrer 
inneren Wahrheit geltende, wissenschaftlich zur Evidenz er- 
hobene Grundsfitze, welche', weil sie aus Aem Wesen der 
vfäkerrechtlichen Verhältnisse sich ergeben und bei allen 
Völkern sich wiederfinden und desshalb einen Charakter der 
Allgemeinheit haben, das allgemeine oder natürlidie 
Völkerrecht bilden. Indess seien diese Grundsttze nicht von 
selbst für Völker verpflichtend, sondern bedürfen der Anerkenr 
nung dieser, um wirklich geltendes Recht zu sein. Die 
Garantie des Völkerrechts ruhe in einem in seinen Wirkuih 
gen richtig berechneten Staatensystem, oder in einem Staaten- 
staat und in sonstigen politischen ConsteUationen , wenn 
gleich beim Mangel kraftiger Garantien die vMkerrecbtIichen 
Grundsätze nicht ihren Charakter als Rechtsprincipien ein- 
büssen sollen. Nur das durch eine Einheit, einen Willen, 
eine Regierung reprfisentirte Volk könne anerkannt wer- 
den. Die Rechte der Völkerindividuen müssen sich beziehen 
auf ihre Person, ihr Vermögen und ihre Handlungen« 
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fitt Gnmds<is6 des Völkerredits kfinBen uiiter diese drei 
Gesicbtsponcte gebracht werden. Unter der Kategorie der 
Handlangen werden sowol die Gesandten und Verträge als 
Varmittler des friedlichen Verhältnisses, als auch die Zwangs- 
mittel zur gewaltsamen Aufrechterhaltung desselben erörtert. 
Durch eine Reihe fortgesetzter Völkerverträge und Bündnisse 
habe sich das europäische Staaten$y$tem gebildet, in wel- 
chem die Rechte aller anerkannten Staaten genau be- 
stimmt und durch das politische Gleichgewicht gesichert 
sden. Zwangsmittel seien Retorsion, Repressalien und 
Krieg. 

Verdienstlich erscheinen"' an der vorstehenden Behand- 
lung die ausdrückliche Hervorhebung der juristischen Natur 
des Völkerrechtsverhältnisses , die richtige Würdigung der 
Positivität des geltenden Völkerrechts und die Construction 
der Systematik nach den drei Haupttheilen der Person, des 
Vermögens und der Handlungen, die wir mit den allgemei- 
ne Begriffen der Subjecte, Objecte und Acte bezeichnet 
haben. Dagegen wird dem Völkerrecht seine juristische 
Natur und Selbstständigkeit wieder genommen durch die 
politischen Mittel der Garantien und fehlt die Unterschei- 
dung Aea materiellen und formellen Rechts. Hätte der Verf. 
bei der ihn auszeichnenden richtigen Auffassung des völker- 
rechtlichen Verhältnisses als ein juristisches, das Völker- 
recht auch juristisch sicher gestellt, und in juristischer 
Consequenz auch die Systematik vollendet, so hätte er in 
beiden Beziehungen Vollendetes geleistet. Statt dessen ur- 
saehte namentlich das Unterlassen letzterer Consequenz fol- 
gende Mängel. Ein Bestandtheil des formellen Rechts: 
die als Organe desselben wirkenden Gesandten wurden 

9 
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den Handlungen angefiigt, iveil diese von jenen ToHEogen 
werden ^^^), — und ein anderer: die Zwangsmittel den- 
selben eingefügt, und hierdurch die durch die sonirtige 
Construction ermöglichte richtige Scheidung materiellen und 
formellen Rechtes aufgehoben. Die Nichtanwendung der ge- 
botenen Unterscheidung ursachte auch ein partielles Zorflck- 
gehen in die Kategorien des Friedens- und Kriegsrechtes. 
Der Verf. argumentirt : ^Die Handlungen der Völker gegen 
einander sind verschieden , je nachdem sie auf dem Fusse 
der Freundschaft und des Friedens, oder im Zustande der 
Feindschaft oder gar des Krieges stehen.^ Anzuerkennen 
bleibt aber jedenfalls nicht blos das schon oben als verdienst- 
lich Bezeichnete, sondern besonders auch die s^nge Rflek- 
slchtsnahme auf die Anordnung des völkerreditlichen Stoffes, 
welche von den meisten Philosophen gfinzlich ausser Acht 
gelassen worden ist. 

Imanuel Hermann Fichte i^^) bezeichnet das Völ- 
kerrecht als Organismus der Staatengesellschaft. Denn jenes 
Wort oder das „äussere Staatsrecht^ (Hegel) sei eine zu 
enge Benennung, indem das blosse Rechts- und Vertrags- 
verhältniss zwischen den Staaten keineswegs das hödiste 
Ziel und der eigentliche Abschluss ihrer Wirksamkeit unter 
einander sein, sondern die Rechtsidee die sichernde Grund- 
lage (das ,, Mittel^) bleiben soll, innerhalb deren die er- 
gänzende „Gemeinschaft^ zwischen den Staaten und Völkern 
sich erzeugen könne. Drei Stufen werden in der Eatwidie- 
luDg des Völkerrechts unterschieden. Auf der ersten Stufe 
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sei der abstracte, selbstsüchtige Individualismus nur noch 
sf oradisch durchzogen von den instinctiv wirkenden Regun- 
gltn d^s Rechtsgefu|)Is und des Wohlwollens; die zweite 
Stufe habe pich zum Bewusstsein der Rechtsidee erhoben, 
Ifelches zur wechselseitigen Rechtsanerkennung der Staaten 
unter einander führe und das eigentliche Völker- oder inter- 
Dationale Staatsrecht erzeuge. Die dritte Stufe sei die des 
Weltstaatenbundes, zu welchem das natürlich -sittliche Ge- 
fühl der Völker im Bewusstsein gemeinsamer, menschlicher 
Zwedie hindränge, um die gleichen Grundsfitze ergänzen- 
den WahlwQllens gegen Alle auszuüben. Die erste 
Stufe, auf welcher es nur bis zur Ausbildung des Kriegs - 
und Friedensrechts komme, sei im Wesentlichen das Völ- 
kerrecht der Vergangenheit, bis zur zweiten habe sich 
wesentlich das weltgeschichtliche Bewusstsein Aller im Völ-/ 
kerverkehr entwickelt, — also erscheint sie als das Völ- 
kerrecht der Gegenwart, — die dritte sei die Region der 
Zukunft, indes3 Hessen sich einzelne Anfänge in dem gegen- 
wärtigen Völkerverkehr schon nachweisen ^^^). In üeber- 
einstimmung nüt der Charakterisirung der drei Entwicke- 
lungsstufen behandelt Fichte das Völkerrecht als das Recht 
des Krieges und Friedens *^^, das Vertragsrecht der Staa- 
ten »®2) und den Weltstaatenbund «<>»). Der Krieg wird 
als Rechtsstreit zwischen unabhängigen Völkern, der Friede 
als der regelmässige Zustand gewusst. Die gegenseitige 
Anerkennung der Staaten als selbstständiger und gleich- 

!2aO) Fichte a. a. O. § 158. 

1M)I) Fichte a. a. 0. § 159. 

902) Fichte a. a. O. § 160. 

203) Fichte a. a. O. S IGI. 
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berechtigter juristischer Personen schliesse die Aner- 
kennung der gegenseitigen Unabhängigkeit und Souverainetät 
nach Aussen in sich. Aus dieser folge das Recht des 
Abschlusses gegenseitiger Verträge und das Recht, seine 
Bürger auch in fremden Staaten als die seinigen anerkannt 
zu sehen und den Schutz des eigenen Staates auf sie über- 
tragen zu lassen. Da alle diese Rechte nur durch Gegen- 
seitigkeit envorben und bewahrt werden könnten, das durch 
Gegenseitigkeit Festzusetzende aber auch vertragsmässig 
Zubestimmendes sei, so könnten alle Verhältnisse zwischen 
den Staaten durch Verträge dauernd und für immer be- 
stimmt werden. Die Verletzung der Verträge habe einen 
Rechtsstreit zur Folge, der in dem Zustande der Nothwehr 
durch Selbsthülfe durchgeführt werde, deren niederer Grad 
die Repressalien und äusserster der Krieg sei. Der Krieg 
sei aber als rechtmässiges Mittel dem Staate auch Pflicht 
zur Bewahrung der von seiner Existenz als selbstständiger 
Macht unzertrennlichen Güter seines Rechtes und seiner Ehre. 
Den Friedenszustand bahnen die Ideen der Vollkommenheil 
und des Wohlwollens an. Erstere habe die Kriege durch 
friedliche Verhandlungen ersetzt, letzteres wirke nicht von 
Staat zu Staat, sondern von Individuum. zu Individuum über 
alle Staats- und Völkergrenzen hinaus, denn zwischen unab- 
hängigen Staaten gebe es nur Rechtspflichten zu beobachten. 
Dagegen erzeuge sich durch Handel, Wanderungen, Aus- 
tausch geistiger und realer Güter unwillkührlich ein Völker- 
verkehr, welcher der einstigen geistigen Gemeinschaft vor- 
arbeite. Bei dem Weltstaatenbunde sei das Wohl aller 
Staaten maassgebend, dann sei das Vertrags verhältniss aus 
dem Stadium des Vortheils in das des Wohlwollens getreten. 
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Zweierlei Arten aUgcHneiaer YerbiBdangen seien unter den 
Staaten denkbar. Entweder solche, welche zum Schutz der 
eigenen Interessen abgeschlossen werden (Bundesstaat , Staa- 
tenbund) oder zur Durchfuhrang allgemein menschlicher 
Zwecke. In der zweiten Richtung habe sich früher und 
entschiedener ein gemeinsames Bewusstsein unter den Vöi- 

* 

kern erzeugt, das zum Ausdruck gelangt sei in gewissen 
¥ölkerrechtlichen Gebrftuchen und weltstaatlichen Vertrfigen. 
Dieses Princip habe sich zum Weltbürgerthum abgeschlossen. 
Fichte geht entschieden von der Rechtsidee aus, giebt 
eitte historische Entwickelung derselben und betrachtet in 
Gemässheit der Entwickelungsstufen derselben das Völker- 
recht. Wir müssen 4iese Art des Philosophirens über das 
Völkerrecht als die fruchtbringendste bezeichnen. Erst nach 
Entwickelung der Rechtsidec war überhaupt ein philosophi- 
sches Beurtbeilen möglich. Und die von Fichte gegebenen 
Entwickelungsstufen sind keine erdachten, sie sind geschicht- 
lich begründet. Fichte ist überhaupt nicht leeren Träume- 
reien hingegeben. Seine philosophische Betrachtung unter- 
scheidet sich durch die stete Rücksichtsnahme auf die ge- 
schichtliche Entwickelung und den wirklichen Bestand sehr 
vortheilhaft von allen übrigen und ist ihm in dieser Bezie- 
hung etwa nur Ahrens gleichzustellen, welcher indess, 
wenigstens im Völkerrecht, nur die allgemeinsten Lebens- 
kreise in Betracht zieht, während Fichte auch den Einzel- 
heiten sich zuwendet. Wir können nicht umhin, hier noch 
eine , F i ch t e ' s Standpunct vortheilhaf t charakterisirende 
Stelle hervorzuheben : „Nichts gezieme übrigens der Ethik 
weniger, als mit unfnichtbaren Wünschen und phantastischen 
Vellejitftten sich zu befassen. Sie habe nur insofern das 
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Recht mit Prophezeiungen hervonatreten , als sie in tler 
Wirklichkeit schon die Ankniipflingspunct^ nacbraweisen 
vermöge, die auf richtigem Pfade in jene von ihr behaup- 
tete Zukunft hinüberführen müssten.^ Wir vefmissen bei 
Fichte die Rücksichtsnahme auf die Anordnung des TSIker- 
rechts. Warnkönig und Fichte ergänzen sich. Jener 
bringt seine Leistungen ffir die Anordnung, dieser seine 
Entwickelung der Rechtsidee hinzu. Ein jeder von ihnen 
hat in seinem Antheil Verdienstliches geleistet. 

Wir gelangen schliesslich zu Gulielmo Audisio's 
iuris naturae et gentium privati et publiti fundamenta 
(1853). Der Verf. ist nicht blos mit seinem Titel; sondern 
auch in seiner Anschauung zurückgekehrt zu einem vergan- 
genen wissenschaJRlichen Zeitalter. Seine theologisirende 
Richtung erinnert an die Politiker des Mittelalters, ist ab6r 
gleichzeitig der modernen ullramontanen verwandt Er ist 
der geharnischte Ritter der ecchsia^ kämpft indess ihi- zur 
Unehre nicht selten mit vergifteten Waffen. 

Audisio theilt das Staatsrecht, das ius caesareum in 
das nationale zur inneren Regierung des Volkes, und in- 
ternationale zur Unterhaltung der fteund«chafl mit Aus- 
wärtigen ^^^). Während ersteres beinahe den gänziichien 
Inhalt des Werkes einnimmt, ist das ius gentium interna- 
tionale in wenigen Seiten behandelt ^®^). j)ie dort behan- 
delten Sätze sind folgende : /. Societutum spedes et grm- 
dus : ius internationale necessarium vel liberum. IL tus 
natianalitatis affine est iuri proprietätis. HI. Natio fit 
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MtfM ntriums n^n creatrbf; eins fines. IF. Nationes 
üiribms, non virilms pares : iustitiae actus necessarii vel 
Hb0ri. V. B^nefieentiu pacem servat: Dipiomatiae vir- 
tmU9 €t crimina. FI. Pacem tuentur foedera, tum in 
e6cterna$, tum in intemos. FU. Emancipationum vel 
tmimreetianum recens historia. FIII. Interventus ay^ta- 
tHS, apud aliam gentem^ quo modo ticitus. IX. Belli , 
ri»e iurie armati, condUiones et adiuncta. X. Bellum ^ 
c^wruptae naturae indicium : tribunalis ethnarchici idea. 
XI, Consmlentis et suadentisj non iubentis vel imperantis 
ofßetum. XII. Curiae universalis munera. XIII. Deus 
ip$e praesideat. 

Ab das ius gentium neeessarifim und ahsoluium wird 
dfts den Ydlkeni von der Natur selbst gesetzte Recht, als 
das ius voluntarium et liberum^ das aus dem Handel und 
überhaupt aus dem Verkehr der Völker hervorgehende be- 
zeichnet. Aus beiden entstehe das Völkerrecht (ius gen- 
tium, quo gentes ad gentes ordinantur). Die Völker seien 
vor dem Recht alle gleich und das vornehmlichste Grundrecht 
des Yölkerrechts das der eigenen Existenz. Die Gerechtigkeit 
begleite die Wohlthfitigkeit und diese lasse Beistand ange- 
deitaen, insbesondere zur Erhaltung des Friedens. Die Völ- 
ker eilen zu streilraden Völkern und bringen Frieden, da- 
mit mit vereinten Krfiften Verletzungen gesühnt würden. 
Der Krieg sei das bewaffnete Recht zur Erhaltung und Wie- 
derherstellung des Friedens, die ultima ratio regum ^^^), 
Wfil aber Niemand in eigener Sache Richter sein dürfe, so 
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habe man im Mittelalter zum Papst, spAter zu diplomaCf* 
sehen Verhandlungen seine Zuflucht genommen. Nur die 
Menschlichkeit sei die richtende Geivalt, nicht habe eine 
förmliche Jurisdiction oder oberrichterliche Auetoritat Statt, 
das absolute Tribunal der Völker sei aber nur Gott selbst. 
Indess habe auch ein bcrathender und zahlreich besetzter 
Völkersenat grosses Ansehen und stifte grossen Nutzen. 
Dabei müsse aber die gegenseitige Selbstständigkeit der Völ- 
ker geachtet werden. Dieser Senat habe das aligemeine 
Wohl, den Frieden zu überwachen, und die Ursachen zu 
Kriegen wegzuräumen. Insbesondere werde er das auf den 
Singulairrechten eines Volkes begründete Recht zu bewahren, 
und Leistungen gegenseitigen Wohlwollens, damit der Friede 
dauernd sei, zu befördern haben, Durch den Zusatz ^.ioc 

vnica fiel catholica 7*eUgione*' wird die Betrachtung des 

* 

Philosophen zur oratio pro domo. 

Wenn gleich Audisio den Satz aufstellt: j^hnmana 
divinaque iurisprudentia sociandaCy non confnndendae^^j 
so ist doch sein ganzes Werk eine Beweisurkunde einer 
solchen confusio. Dessenunerachtet wollen wir anerkennen, 
dass er die Grundbedingungen des Völkerrechts : Selbst- 
ständigkeit und Gleichberechtigung der Völker anerkannt 
und auch die factischen Beziehungen : Handel und Ver- 
kehr gewürdigt hat. Der Abriss des Völkerrechts soll 
dem ganzen Werk nur als Ausläufer dienen. Eine häufige 
Anwendung der Sätze des inneren Staatsrechts auf das 
äussere oder Völkerrecht weist nach, dass er den Unter- 
schied beider und die Selbstständigkeit und Eigenthümlich- 
keit des Völkerrechts nicht genügend begrUTen hat. Seine 
ganze Betrachtung ist im Wesentlichen eine Friedensepistel, 
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mit dem Ntibemweck der Verheirliclraiig' seiner Kirdie. 
Dess bei eiaer Erhebung in solche höhere Regionen der 
Sinzelbestand des Völkerredits wenig und dessen Anord- 
nung gar nicht berücl^sichtigt ward, ist leicht erklfirlich. 
Selbst die Scheidung positiven und philosophischen Völker- 
rechts unterblieb, denn aus beiden soll ja bei Audi sio das 
Recfatsganze bestehen. 



Nachdem wir mit Darstellung der vorstehenden Philo- 
sophien über das Völkerrecht die uns zu Gebote stehenden 
Leiatnigen vorgeführt und beurtheilt haben, erübrigt es, 
die durch sie für die Anordnung des positiv -völkerrechtli- 
chen Stoffes gewomienen Resultate darzulegen. 

Die Philosophie konnte im Wesentlichen in zweierlei 
Weise die Anordnung des positiv - völkerrechtlichen StotTes 
fördern. Einmal konnte sie diesen Stolf selbst ergrün- 
den und charakterisiren , und dann die ihm anpassende 
Ordnung ermitteln, so wie die vorhandene beprüfen und 
beurtbeilen. In ersterer Beziehung hat sie erst in späterer 
Zeit aber bedeutendere und Aruchtbringendere, in letzterer 
frühere aber nicht nachhaltige und^ spätere aber nicht aus- 
reichende Leistungen aufzuweisen. Wir beginnen daher mit 
Darlegung der letzteren, indem wir dabei sowol der Zeit 
als dem Umstände Rechnung tragen, dass an diese weniger, 
mehr aber an die ersteren eine weitere Entwickelung der 
Philosophie sich wird anknöpfen lassen können. Das Ueber- 
wiegen der Leistungen zu Gunsten der Ergründung des 
Stoffes ist leicht erklfirlich. Diese Leistungen sind Jeden- 
fliHs die der Abstraction mehr zusagenden. Bei ihnen gilt 
es nur, einiger Gedanken über das VerhAltniss der Philoso- 



lae 



welche in freierer Form über dasselbe phitosophirten , ward 
sie zunftchst gar nicht , sondern erst später berücksichtigt. 
Nettelbladt, Acbenwall und Puetter, Häpfner, 
Ulrich, Hufeland, Schmalz und Gros beobachten über« 
einstimmend die Abtbeilungen in absolute und hypothetische 
Rechte. Schmalz hat jedoch diese nur im Allgemeinen gelten 
lassen , ihnen das Gesellschaftsrecht zur Seite gestellt und 
dieses mit dem natürlichen Völkerrecht Identificirt, wesshalb 
ei* letzteres ganz übergeht. Gros und Pölitz lassen diese 
Ahtheilttttgen nur noch als Unterabtheilungen gelten. Au- 
di sio unterscheidet in ähnlicher Weise ein ius gentium 
€tbsab$lum und vohmtarium^ wobei auch das letztere als 
erworbenes Recht erscheint und Zacharifi endlich hat sich 
von jener Anordnung vollständig befreit. Die Behandlung inner- 
halb der genannten Hauptabtheilungen ist bei Denjenigen, 
weldie sich ihrer als solcher und als Unterabtheilung bedienten, 
eine ziemlich übereinstimmende. Als absolute oder ursprüng- 
liche bebandeln Neltelbladt, Höpfner, Ulrich, Hufe- 
land und Gros die s. g. Urrechte, als hypothetische oder 
erworbene Nettelbladt die iura in ?*« und iura ad rem 
und die Gesandten, Uöpfner, Ulrich, Hufeland und 
Gros das Recht des Eigenthums, der Verträge und Ge- 
sandten. Nur Ulrich behandelt indess das Gesandtschafts- 
recht gesondert, die übrigen fügen es dem Recht der Ver- 
träge ein. Pölitz rechnet dagegen schon zu den ursprüng- 
lichen Rechten das Recht des Eigenthums, der Verträge 
und Gesandten. Die erworbenen , d. h. auf ausdrücklichen 
Verträgen beruhenden und bei ihm wesentlich verschiedenen 
Rechte weist er dem positiven Völkerrecht zu. Audisio 
hat von seiner Unterscheidung bei der Ausführung keinen 
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übersichtlichen Gebrauch gemacht. Das Kriegsreeht wird 
bei Höpfner und Ulrich den erworbenen Rechten zwcr 
angeschlossen, erhSlt aber schon bei Ersterem, noch mehr 
aber bei Hufeland eine Sonderstellung , welche dann bei 
Gros vollständig ausgesprochen ist, wfihrend POlitz wie- 
derum in eigenthflmlicher Weise den Krieg mit den übrigen 
gewaltsamen Mitteln dem philosopischen Staatenrecht zuweist. 
Durch die Bestrebungen von Hufeland und Gros wurde 
die schon von Wolff angebahnte Vertheilung des gesamm- 
tea Stoffes in materielles und fbimelles Völkerrecht auf's 
Neue angeregt. Schon bei Höpfner findet die richtige 
Scheidung beider Gebiete Statt. Der Krieg ist von ihm im 
Znsammenhange mit den übrigen [formellen Bestandtheileir, 
sowol den Organen (Gesandten) als dem Yerftibren (gäfli- 
eben und gewaltsamen) abgehandelt. Hufeland hat nicht 
nur das formelle Völkerrecht in unterbrochenem Zusammen- 
hange erörtert, sondern überhaupt unvoUstfindig, mit blosser 
Erwähnung der Gesandten und des Krieges, und Ueberge- 
hung sowol des gesammten gütlichen Verfahrens als der 
übrigen gewaltsamen Mittel. Seine unbegründeten Abthei- 
lungen in die „Art zu verletzen" und „zu schätzen", welche 
uns als Analogon der Zweitheilung des Criminalrechts in 
„Verbrechen" und „Strafen" erschienen , konnten diesen 
Mangel nicht ersetzen. Gros hat, abgesehen von seiner 
Behandlung des Gesandtschaftsrechts bei den Verträgen und 
Rubricirung desselben unter die Kategorie der Rechte plnes 
Volkes, auch die übrigen formellen Bestandtheile unter den 
Arten, die Rechte eines Volkes zu schützen, nicht voll- 
ständig behandelt, sondern nur die gewaltsamen Mittel. Er 
hat demnach, durch Erhebung der neuen Kategorien zu 
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HaoptebtbefluDgen, $eine Erkenntetes des herrsc^eDden Ge- 
gensatzes materi^len und formellen Rechts wol angedeutet, 
aber weder die Eiozeäaten Mder durchweg unter die die* 
sem Gegensatz ähnlichen Kategorien gestellt, noch jepij^ 
überhaupt erschöpft. 

Kant der filtere, Fichte und Hegel philosopbirten 
fiber das Völkerrecht ohne Anordnung der Gegensttade 
ihrer Betrachtung, und das Aufgeben der natorrechtlichen 
Systematik ursacjbte bei ihnen eine unvoSstlbidige Beräek- 
sichtigung der Gegenstände. Namentlich hat Kant fiast 
nur das Kriegsrecht b^andelt, haben Fichte und HegiPl 
nur die aUgemeinsiten Beziehungen und die Art der Ver- 
wnrklichung des Yölkecreohts zu begründen gestrebt, und 
sind gleichfalls nur in Bezug auf den Krieg ausführlicher, 
wenn ^ich sowol sie aus Kant denselben als einen gesetz- 
losen Zustand betrachten. Zacharifi, WarnkOnig und 
Ahrens, letzterer freilich bei Behandlung des positiven V^- 
kenrechts ^^7), ordneten den Stoff und erörterten auch theii- 
weise dessen Ordnung. Zacharifi hat wesentlich privat- 
rechtliche Systematik auf das Völkerrecht anzuwenden 
gestrebt und sogar mit dem Pfandrecht experimentirt. Seine 
Eintheilungen aind nicht nur oft unbegründet, sondern trennen 



207 ) Es mag hier seine ErklSrang findett , wesshall» wir fiberbaopt 
Abrens in diesem § eine Steile gönnten. Seine Anscliauungen stehen, nie 
solches aocb der Titel seiner Encyclopiidie schon answeist, im nnverlcennba- 
rem Zusammenhange mit seinen philosophischen Leistungen, und das schien 
uns die Erörterung in diesem § zu rechtfertigen. In den folgenden, die aus- 
geführten Darstellungen eidrtemden § gehörte Ahrens* Behandlung ohnehin 
nicht hinein und bei den Entwürfen wollten wir, da nur allgemeine Andeu- 
tungen, nicht ein vollstSndiger Entwurf, vorliegen, jene gleichfalls nicht be- 
rlcksiehtlgen. Auch fanden wir fiir dieselbe nicht, wie fttr Schmalx's Dar- 
stellung des positiven Völkerrechts In dessen EncyclopUdle, eine AnknOpfung 
an eine anderweitige umfassendere Leistung. 
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tiieb oft, wie oben nachgewiesen wurde, ZasammengebOilges. 
Ifam verdaiken wir itoi dordigdiihrten Beweis der Unan- 
wesdbarkeit privatrecbtlicher Systematik. Ahrens thatt 
das Vdlkerrecht gleichftdls in privatrechtlicber Weise in 
Persona-, Sadien- und Obligationenrecht ab und fttgt 
diesen drei Tbeilen als vierten das Recbt der Reebtsver- 
feigimg bin^u. Hiermit bfitte die Trennung materiellen und 
formellen Reebts vollzogen werdra können. Indess enthal- 
te die drei ersten Hauplthdle nicht nur materielles Recbt, 
indem die Gesandten, die Organe des formellen Redbts, 
bei dem Personenrecht bebandelt sind, und es ist daher die 
bCTegte Trennung nur, wie früher bei Wolff, Höpfner 
und Gros, indidrt, aber nicht vollführt. Warnkönig hat 
allein eine anpassende Anordnung des völkerrechtliche 
Stoffes angebahnt. Zwar fehlt auch ihm, wie wir oben 
nachgewiesen haben, die Scheidung materiellen und for- 
mellen Rechts, dagegen hat er die drei Bestandtheile des 
vi^errechtlicben Reditsverhaltnisses : das Subject, Object 
und die Acte, unter den fVeilieh weniger allgemeinen Be- 
griffen : der Person , des Vermögens und der Handlungen 
erkannt, und die Forderung ausgesprochen, dass die Grund- 
Sitze unter diese drei Gesichtspuncte gebracbt würden. 

Sie Abtheilungen in Kriegs- und Friedensrecht kehren 
indirect beiPölitz durch die Coordinirung philosophischen 
Völker- und Staatenrechts und bei Warnkönig zur Un- 
terscheidung dej- Handlungen, direct bei Zacharia zurück, 
wenn gleich bei diesem als mechanische Nachahmung, mit 
vermindertem Inhalt und nur als Unterabiheilung des von 
ihm s. g. praktischen Theiles. 

Die Anordnung, welche die Philosophie des hier be- 
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trachteten Zeitebschnittes dem positiven Völkerrecht ftimr- 
mittelte, ivar demnach theilweise eine das Ganze umfas- 
sende, durch Coordinirung und Subordinirung selbst^tibkli- 
ger Wissenschaftsganzen, oder eine auf die innere Einthei- 
lung des Stoffes sich beschränkende. Diese wiederum war 
entweder die allgemein naturrechtliche der absoluten, un- 
bedingten oder ursprünglichen und hypothetischen, oder be- 
dingten, oder erworbenen Rechte, oder die schon aus der 
früheren Periode überkommene der Eintheilung in Kri^gs- 
und Friedensrecht und Nachbildung privatrechtlicher Syste- 
matik, femer eine das Bewusstsein der Scheidung in mate- 
rielles und formelles Recht, wie bei Höpfner und Gros, 
indicirende , und endlich eine vervollkommnete Fortbildong 
der Martens'schen Systematik durch die von Warnkönig 
angegebene Vertheilung in das Recht der Person, des Ver- 
mögens und der Handlungen. 

Die Anzeichen einer erstrebten Unterscheidung des ma- 
teriellen und formellen Rechts und die Warnkönig*sche 
Gliederung des Rechtsverhältnisses konnten allein auf Ver- 
wendung zur Ordnung des Systems des positiven Völkerrechts 
Anspruch erheben. Die Unanwendbarkeit der Kategorien des 
Friedens- und Kriegsrechts und privatrechtlicher Systematik 
haben wir bereits früher (vergl. § 3) erwiesen. Auch die 
bereits oben beurtheilte Coordination und Subordination dem 
Inhalte des Völkerrechts eigenthümlich angehörender Wissen- 
schaftstheile, bedarf hier keiner weiteren Widerlegung. Nur 
in Bezug auf die Abtheilungen in absolute und hypothetische 
Rechte bleibt zu bemerken, dass eine solche Qualiflcation 
der Rechte selbst, so zulässig sie auch sonst erscheinen 
mag, der Systematik die Ordnung zu prädidren ungeeignet 
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erscheint, indem bei dieser nicht die verschiedene Begrfin* 
dongsart der Rechte, sondern nur das auf sie alle anzuwen- 
dende eigenthümlicbe Rechtsverhältniss zur Grundlage wer- 
den kann. 

Bedeutender und vorgeschrittener erscheinen die durch 
die Philosophie in Bezug auf die Charakteristik der Eigen- 
thümlichkeit des völkerrechtlichen Stoffes erbrachten Resul- 
tate, wenn gleich auch hier neben manchem Richtigen 
manches Unrichtige hergeht. 

Schon Achenwall hatte das Verhältniss der Philoso- 
phie zum positiven Völkerrecht begriffen. Diese Erkennlniss 
sollte nun zu Gunsten der Einwirkung auf den positiv-völker- 
rechtlichen Stoff immer klarer gefasst werden. Warnkö- 
nig scheidet blosse Theorien aus dem positiven Völkerrecht 
aus, philosophisches Völkerrecht kann, seiner Ansicht nach, 
nur durch Anerkennung der Völker wirklich geltendes Recht 
werden. Hierdurch sind die Gebiete des Philosophischen 
und Positiven klar geschieden. Herbart, Ähren s und 
der jüngere Fichte erstreben eine innigere Verbindung von 
Recht und Ethik überhaupt und insbesondere auch für das 
Völkerrecht. Wir zweifeln nicht, dass das Völkerrecht da- 
durch, dass es seiner Beziehung zur Ethik stets eingedenk 
bleibt, seine Aufgaben immer würdiger praktisch wird lösen 
können. Namentlich sind die von Herbart angedeuteten 
Principien der Vollkommenheit, des Wohlwollens und der 
Billigkeit, und die von Fichte angegebenen beiden ersteren 
die Veredelung der Völkergesinnung zu erwirken sehr geeig- 
net und insbesondere die Vervollkommnung der Weltrechts- 
ordnung zu verwirklichen, aber das Völkerrecht entstammt, 
wie Warnkönig solches richtig andeutete, der gemeinsamen 

10 
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Rechts Überzeugung der Völker, nicht der Ethik über- 
haupt. Das Völkerrecht kennt, wie der jüngere Fichte 
selbst Solches richtig angab, nur Rechts pflichten, niebt 
Liebes pflichten. Derselbe Fichte setzte die Aufgabe 
der Philosophie gegenüber dem positiven Völkerrecht fest. 
Sie soll sich nicht in leeren Träumereien ergehen, sondern 
ihr Wirken nur insofern berechtigt sein, als sie zu demsel- 
ben in der Wirklichkeit die Anknüpfungspuncte findet. 
Dieses Wirken musste nun zunächst auf die Ermittelung des 
Grundgedankens, des Princips des positiven Völkerrechts 
gerichtet sein. Demgemäss entwickelte der jüngei^e Fichte 
in lichtvoller Weise die geschichtlichen Phasen desselben. 
Hiermit hatte die Philosophie ihre erste und schwierigste 
Aufgabe begriffen und zu vollziehen begonnen. Das Ver- 
hältniss der Philosophie zum positiven Völkerrej|^t war mit 
Achtung der Selbstständigkeit beider in richtiger Weise ver- 
mittelt worden. 

Als das völkerrechtliche Princip erkannten Ahrens 
und der jüngere Fichte das Rechtsprincip. Der völker- 
rechtliche Stoff selbst, welchen dieses Princip beleben sollte, 
musste demnach auch ein rechtlicher, juristischer, nicht 
rechtlich -politischer sein. Warnkönig und der jüngere 
Fichte sprechen das am Bestimmtesten aus. Ersterer wird 
sich indess selbst ungetreu, indem er die Garantie des Völ- 
kerrechts in politischen Constellationen sieht, während Ahr 
rens richtiger das politische Gleichgewicht als pohtische 
Maxime charakterisirt, indess doch wenigstens die Beach- 
tung der äusseren Wirkung desselben im Recht verlangt. 
Es muss jedoch das Völkerrecht seine Garantie in sich selbst 
finden, und hat anderweitige Wirkungen nicht zu beachten. 
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sondern ist als Recht zu vollzieben. Nur solchenfalls steht 
es vollstflndig, krSitig und wirksam da. Hiermit stimmt auch 
Zaehariä überein, wenn er sagt, dass die Äussere Politik 
dem Völkerrecht dienstbar sein müsse. Dieses Abhfingig« 
keits?erbSltniss scheint uns wohl begründet. Die von Warn- 
könig geforderte Garantie scheint uns schon eher in den 
immer allgemeiner abzuschliessenden Verträgen zu liegen, 
wie auch Bitzer und der jüngere Fichte Solches richtig 
andeuteten. Mit der Erkenntniss des Princips als eines recht- 
lichen war indess noch nicht die völkerrechtliche Eigen- 
thümlichkeit des Princips und des Stoffes hergestellt. Das ge- 
schah durch Ermittelung der Beziehung und Zweckbestimmung, 
welche wir bereits oben (§3) als die Weltrechtsordnung 
bezeichneten. Der Kantianer Pölitz erkennt als Zweck 
des Nebeneinanderbestehens der Völker die Verwirklichung 
der Herrschaft des Rechts auf dem gesammten Erdboden, 
der Kantianer Zaehariä verlegt in sein s. g. Staatenrecht 
die Vorschriften für die gegenseitige Unterstützung der 
Staaten zur Verwirklichung des Rechts, der Hegelianer 
Bitzer setzt als Aufgabe der Staaten: die allgemeine 
Wirklichkeit des Rechts darzustellen, der Krausianer Äh- 
ren s erkennt neben der Selbstständigkeit eines Volkes seine 
Gemeinschaft mit allen anderen Völkern an und der jüngere 
Fichte verlangt eine „ergänzende Gemeinschaft zwischen 
den Staaten und Völkern vermittelst der Rechtsidee^. In 
allen diesen Aussprüchen ist die Weltrechtsordnung gefor- 
dert. Hiermit hat die Philosophie das Princip, welches wir 
als das maassgebende erkannten, in seinen beiden Haupt- 
besfandtheilen „dem Recht^ und „der internationalen oder 
Weltordnung ^ bereits ermittelt und ausgesprochen. 

10* 
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Wfihrend aber in solcher Weise richtig das Princip 
begriffen ward, fehlte es nicht bei anderen Denkern an Irr- 
thümern. Hegel erkannte nur das besondere und nicht 
das allgemeine Wohl als maassgebend , welche Besonderheit 
schon von einem seiner Anhänger, Bitzer, überwunden 
ward. Andere verkannten die zur Durchfuhrung der Welt- 
rechtsordnung nothwendige Selbstständigkeit und Unabhän- 
gigkeit der Staaten, und erträumten für die Zukunft einen 
Staatenstaat. Der ältere Fichte und Kant nennen ihn Völ- 
kerbund, Zachariä Völkerstaat, Kahle Staatenbund und 
Audisio Völkersenat. Aber diese Projecte übersahen die 
nothwendige Selbstständigkeit und Unabhängigkeit der Staa- 
ten, welche zur Verwirklichung des Völkerrechts eben so 
sehr erforderlich ist, als die Weltrechtsordnung. Diese 
kann nur als der Ausdruck jß'eier Selbstbestimmbarkeit der 
Staaten ^^^) yeniirklicht werden, denn nur das Gesetz, das 
ein jeder souveraine Staat sich selbst giebt, wird er aner- 
kennen und befolgen. Wird dagegen eine willenlose Unter- 
ordnung unter einen Staatenstaat gefordert, dann ist der 
durch das moderne Völkerrecht zu überwindende Universal- 
staat in anderer Form wieder eingeführt. Nicht minder 
hatten Fichte der ältere und Bitzer den Ausgangspunct 
des Völkerrechts verkannt, indem sie die rechtlichen Bezie- 
hungen der einzelnen Staatsbürger verschiedener Staaten 



2()8) RiclUiger ist daher auch die von Kant vorgeschlagene Bezeich- 
nung .,Staatenrecht<% wogegen in der von Hegel gewählten „SuMeres Staats- 
recht" nur die Besonderheit „des Staates*', aber nicht die Allgemeinheit 
„der Staaten " ausgedrückt ist. Zu allgemein ist wieder die vom jüngeren 
Fichte gewählte Bezeichnung: ., Organismus der Staatengesellschaft'S in- 
dem das diesen belebende und von Fichte doch anerkannte Recbtsprincip nicht 
darin sich ausgedrückt findet. 
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imd nicht diese Staate selbst als solchen Ausgangspunct 
erkannten. In gleicher Weise wollte auch Höpfner im 
Völkerrecht die Rechte der Einzehien auf die Völker ange- 
wandt wissen und erkltrte Gros sogar ausdrücklich das 
Völkerrecht für angewandtes Privatrecht. 

War die aus iVeier SelbstbestimmuDg zu verwirklichende 
Weltrechtsordnung als das Ziel erkannt worden, so konnte 
das System, welches diese Verwirklichung anbahnen sollte, 
nur in Gemfissheit jener organisirt werden. Ein recht- 
liches Verhältniss der Staaten musste die innere Ordnung 
desselben darstellen. Dieses erkannte nun, wenn auch noch 
nicht in allgemeiner Ausdrucksweise, Warnkönig. Schon v. 
Martens hatte in zwei Bestandtheilen, den Subjecten und 
Objecten, dieses Verhfiltniss angedeutet, Warnkönig fügte 
in dem dritten, den Handlungen, das bei v. Martens feh- 
lende Bindeglied hinzu, v. Kaltenborn sollte es vorbe- 
halten bleiben, die Construction durch Setzung der allge- 
meinen Begriffe zu vollenden. 

Die Bestrebungen der Philosophen sind unverkennbar 
gegen die von uns oben (S. 12) gerügten Mängel der Sy- 
stematik gerichtet. Gegen die fehlende strenge Unterschei- 
dung des philosophischen und positiven Rechts trat insbe- 
sondere Warnkönig auf, gegen die ungehörige Vermi- 
schung des Völker- und Staatsrechts und der Politik, ins- 
besondere gegen letztere, aber doch nicht consequent genug, 
Ahrens^ consequenter ZachariS, welcher die äussere 
Politik als selbstständige Wissenschaft hinstellte, gegen erstere 
und letztere Verbindung hatte schon früher der Positivist 
Roemer polenüsirt. Die Mängel der Scheidung materiellen 
und formellen Rechts hatten früher Wolff und später 
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Höpfner und Gros, wol auch theilweise Ahrens an- 
gedeutet. Die consequente und mit Bewusstsein gesche- 
hene Durchfuhrung dieses Gegensatzes fehlt noch jetzt. 
Die Eintheilung in Friedens- und Kriegsrecht hatte bereits 
V. Martens überwunden und war dieselbe demnächst 
fast von allen Philosophen aufgegeben worden, nur in- 
direct kehrte zu derselben zurück Pölitz und direci Za- 
chariä, aber bei beiden erschien sie nicht mehr als Haupt- 
abtheilung für das Ganze. Die Nachbildung privatrecbtli- 
cher Systematik hatte in Zachariä ihre ausgedehnteste 
Anwendung erlebt und damit zugleich den umfassendsteil 
Beweis ihrer Unanwendbarkeit geliefert, sodass die aber- 
malige Reception derselben durch Ahrens kaum dieselbe 
wird wieder zu Ansehen bringen können. Den Mangel der 
richtigen Construction des völkerrechtlichen Yerhiltnisses zu 
heben, können Warnkönig's Andeutungen vorlftuflg be- 
rufen scheinen, dass dieses Yerhftltniss Grundlage des 
ganzen Systems werden solle, sprach derselbe Philosoph 
unumwunden aus. 

Vor Allem war aber das Völkerrecht in seiner reinen 
PositivitQt auch von den Philosophen, namentlich von 
Warnkönig, richtig gewürdigt worden. Ahrens und der jün- 
gere Fichte hatten richtig die Aufgabe und das Yerhiltniss 
der Philosophie gegenüber dem positiven Völkerrecht be- 
griffen, und Letzterer durch seine geschichts -philosophische 

ickelung der völkerrechtlichen Idee das zur Belebung 
des gesammten völkerrechtlichen Stoffes berufene Princip 
in seiner Existenz dargelegt. War ausserdem dessen recht- 
liche Natui' (Warnkönig, Ahrens und der jüngere Fichte) 
und Beziehung zur Weltrechtsordoung (Pölitz, Zacbarifi, 
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Bftzer, Ahrens und der jüngere Fichte) erkannt worden, 
so scheint die Philosophie gegenüber denMftngehi der Auf- 
ftssungen und Bearbeitungen des positiven Völkerrechts die 
Mittel zur Abhülfe theiiweise geboten zu haben. Nur die 
auslühiüchere Entwickelung des völkerrechtlichen Princips, 
^e voUstAndige Durchführung des Unterschiedes materiellen 
und fiNTmellen Rechts und die allgemeinere Construction des 
Rechtsverhfiltnisses bleiben der Zukunft vorbehalten. 

§ 6. 

Die DarstelliingeD des positiven Völkerrechts oach G. F. v. Marlens 

bis auf die neueste Zeit. 

Saaifefdy SehmafZj KlMer^ Schmelzing^ Pöiitz^ Kent^ Wheaton^ 
Mannitig^ WUdmann^ Oppenheim^ Heffter, 

Das erste völkerrechtliche Werk, welchem wir in die- 
sem Jahrhundert begegnen, ist der zum Gebrauch akademi- 
scher Vorlesungen bestimmte völkerrechtliche Grundriss des 
Göttinger Historikers Saalfeld «o^). Saalfeld vertheilt 
den völkerrechtlichen Stoff in zwei Theile : das Völkerrecht in 
Friedens • und in Kriegszeiten, und kehrt somit zu der durch 
V. Härtens aufgegebenen Eintheilung zurück. Im ersten 
Theil wird im ersten Capitel von Europa im Allgemeinen, 
als einem gross» Staatskörper, gehandelt, im zweiten 



209) Grundriss eines Systems des europäischen Völkerrechts, Göttin- 
gen 1809. Dieser Grundriss wurde später (1833) als Handbuch zum Gebrauch 
der grossen gebildeten Classe weiter ausgeführt. Da der Verf. mit dieser 
Ausführung das wissenschaftliche Studium zu bereichern nicht beabsichtigt 
(vergl. d. Vorw.), so wird 'auch nur auf jenen akademischen Grundriss hier 
KQckaicht za nehmen sein. Die Systematik ist in beiden Werken im Wesent- 
lichen dieselbe, die Darstellung, dem Zweck beider angemessen, eine ver- 
fcliiedeoe, hn crateren wird gelehrt, im letast^reii belehrt, 
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von dem Eigenthum der Völker, im dritten von den Recb* 
ten und Yerbindlidikeiten der Völker in Beziehung auf die 
Unterhaltung des unter ihnen bestehenden freundschaftlichen 
Verhältnisses. Das letztgenannte Capitel zerflUlt in drei 
Abschnitte. Der erste enthält das Gesandtschaftsrecht, der 
zweite handelt von den VölkervertrAgen , der dritte von den 
Auskunftsmitteln, die entstandenen Streitigkeiten unter den 
Nationen ohne Krieg auszugleichen. 

Betrachtet man Europa als die Persönlichkeit des Völ- 
kerrechts, das Eigenthum als den Repräsentanten des Sachen- 
rechts und fasst das dritte, die Verbindlichkeiten behandelnde 
Capitel als das Obligationenrecht auf, so ist in der Saal- 
fei d'schen Anordnung die privatrechtliche wiederzufinden. 
Die Saalfeld'sche Rubricirung des Gesandtschaftsrechts 
unter die Rechte und Verbindlichkeiten lässt sich dadurch 
erklären, dass diejenigen Persönlichkeiten, welche die Ver- 
bindlichkeiten der Völker vermitteln, auch bei diesen selbst 
abgehandelt werden sollen. Die Zweckbestimmung der Ge- 
sandten, „welche von einem Staate an den anderen geschickt 
werden, um mit demselben über öffentliche Angelegen- 
heiten zu verhandeln" ^1^), schien Saalfeld wol genü- 
gend, um diese Classification zu rechtfertigen. Nur der 
zweite, die Verträge behandelnde Abschnitt gehört aber 
eigentlich in das dritte Capitel, denn der dritte ist rein 
processualistischer Natur, indem er A. die schriftlichen Be- 
weismittel, B. die Retorsion, C die Repressalien abhandelt. 



210) Saalfeld a. a. 0. § 36. In Shnlicber Weise bebaodeUen Bdpf- 
n^r (vergl. oben S. 76) nnd Hu fei and (vergl. oben S. 78) die Gesandten 
bei den Verträgen , weil diese durch jene meisten theils geschlossen werden. 
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Wie nahe lag es hier, das auf den Krieg, das weitere inter- 
nationale Rechtsmittel, beziiglicbe Recht anzuknüpfen. Dem 
Verf. lag Das um so nfiher, als er den Krieg der gütlichen 
Ausgleichung, einem anderen Mittel, die entstandenen Strei- 
tigkeiten unter unabhängigen Staaten zu endigen , zur Seite 
stellte. Statt dessen ward die alte Abtheilung in Friedens- 
und Kriegsrecht respecUrt und hierdurch das zusammenge- 
hörige Processualistische getrennt. 

Der Verf. selbst ist einer Nachbildung privatrechtlicher 
Anordnung nicht geständig. Er wfihlte diejenige, „welche 
ihm zur leichteren Uebersicht des Ganzen die bequemste 
schien, verzichtete auf ein schulgerechtes System und hielt 
sich davon tiberzeugt, dass ein solches beim Völkerrecht, 
welches nur auf dem in der Erfahrung gegebenen beruht, 
ein vergebliches Bemühen sein wird^ ^ ' ^). In diesem Gestand- 
niss ist nun, gegenüber v. Martens' Streben nach einer 
bewussten Ordnung, ein wesentlicher Rflckschritt zu fin- 
den. Zu einem Rechtssystem konnte das Völkerrecht sich 
bei Saalfeld nicht gestalten, weil er die juristische 
Methode zu vermeiden bestrebt war und der historischen 
allein praktisch wichtige Resultate vindicirte ^ i^). Desshalb 
stellte er auch im ersten Capitel ein nicht juristisches, son- 
dern historisch - politisches Verhfiltniss: das System des poli- 
tischen Gleichgewichts in die erste Reihe und leitete aus 
demselben sowol die Unabhängigkeit aller Staaten, als die 
Sicherung des rechtlichen Zustandes in Europa ab. Erhob 
er hiermit ein politisches Institut zum Ausgangspunct des 



311} Saatfeld a. a. O. Vorr. S. X. 
313} »aalfeld a. a. O. § 3. 
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Völkerrechts, so konnte auch für dieses die Constraction 
eines Rechtsverhältnisses nicht erwartet werden, das d»i- 
noch stattgehabte Anschliessen an die überlieferte privat- 
rechtliche Systematik erscheint lediglich als ein Erzeng- 
niss der eingestandenen Bequemlichkeit des Verfassers. 
Der Mangel an Klarheit über den Ausgangspunct des Völ- 
kerrechts anlasste denn auch bei dem Verf. den Irrthum, 
dass der Versuch der Aufstellung eines Systems für das 
Völkerrecht ein vergeblicher sein würde. Unklarer Auffas- 
sung der Subjecte des Völkerrechts ist es zuzuschreiben, 
dass der Verf. die Souveraine nicht als solche Subjecte be« 
trachtet und ihnen nur einen, dem Inhalt nach unwesenlr 
liehen, Anhang „von dem persönlichen Zeremoniel der Re- 
genten^ widmet. 

Wenn auch Saalfeld die Martens'sche Anordnung 
im Grossen und Ganzen nicht befolgte, so hat er jedenfaUa 
theilweise dieselbe im Einzelnen angewandt. Sein erstes 
Capitd ist dem Martens'schen ersten Buch geradezu nach« 
gebildet. Beide behandeln : 1) den Ursprung der Europii- 
sehen Staaten, v. Martens § 13, Saalfeld § 1 ; 2) die 
Regierungsform derselben, v. Martens' drittes Hauptstflck, 
Saalfeld §ö ; 3) deren Religion, v. Martens' viertes Haupt- 
Stück, Saalfeld§6; 4) deren Machtstellung als souve- 
raine und halbsouveraine Staaten, v. Martens §§ 14, 15, 16, 
17, Saalfeld § 7, und als Land- und Seemfichte, v. Mar- 
tens §19, Saalfeld § 8. 

In anderen Einzelheiten unterscheidet sich dagegen die 
Saalfeld'sche Anordnung von der Martens'schen. Denn 
V. Martens rubricirt die Vertrfige unter die Erwerbungs-. 
arten positiver Rechte unter den Völkern (2. Buch; 2. Haupt- 
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stflck), S aal fei d dagegen unter die Rechte und Verbind- 
lichkeiten derselben. Unter diese rubricirt er auch das 
Gesandtschaftsrecht, >vUirend v. Härtens demselben ein eige- 
nes Buch, nach Abhandlung der Gegenstände des materiel- 
len Ydlkerrechts, das sechste widmet, v. Martens hatte den 
wesentlichen Fortschritt aogebahnt, den Krieg in Verbindung 
mit den übrigen internationalen Rechtsmitteln : der Retor- 
sion und den Repressalien, abzuhandeln unter der gemein- 
samen Rubrik : „Vertbeidigung und Verfolgung der Rechte 
der Völker durch thfiUiche Mittel, Saalfeld behinderte an 
der Nachfolge die Wiederaufnahme der alten Eintheilung in 
Friedens- und Kriegsrecht. 

Saalfeld's Hauptverdienst um die Wissenschaft des 
positiven Völkerrechts scheint uns darin zu bestehen, dass 
er die historische Seite des Völkerrechts hervorhob, indem 
der Stoff desselben allerdings, damit er als positiver cfaarak- 
terisirt zu werden berechtigt bleibt, rein geschichtlich sein 
muss und das philosophische Moment nur auf dessen An- 
ordttunp; £influss gewinnen darf ^ ^^). Femer war er be- 



213) Es verdient gewiss hervorgehoben zu werden, dass schon Saal- 
feld richtig bemerkt, dass der philosophische Geslcbtspiinct, aas welchem 
man bis zu ihm fast allein das Völkerrecht behandelte, demselben manche 
Tadler und VerSchter zuzog. Er sagt namentlich (Vorr. S. V] : „Man stellte 
wiUktthrlich aus der Natur der Sache geschöpft sein sollende, gewöhnlich aber 
aus der herrschenden Modephilosophie entlehnte Prinzipe an die Spitze und 
dednzirte daraus ein Völkerrecht, welches mit dem, was in der Völkerpraxis 
befolgt wurde, selten etwas mehr als den Namen gemein hatte. Wie hätte 
man auch erwarten können, dass dies natürliche oder allgemeine Völker- 
recht, ^ so beliebte man es zu nennen, ob es gleich nichts weniger als 
allgemein war, — über dessen Prinzipe die Völkerrechtslehrer selbst nichts 
weniger als einig waren, anders als nur höchst zufölllg mit der Praxis über- 
eioatiaimen wOrde. Aus diesen Widersprüchen , worin das theoretische Völ- 
kerrecht bei jeder Gelegenheit mit der Praxis verwickelt wurde, musste bei- 
iMihc iiolbweadid; Verachtung desselben hervorgeben'S 
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strebt, diesen Stoff in seiner geschichtlichen Sigenthümlich- 
keit aufzufassen. Die Nothwendigkeit der Veränderlichkeit 
des Völkerrechts (vergl. Vorr. S. VI) erkannte er richtig, 
verfehlt war aber die Anerkennung eines politischen Systems 
als Ausgangspunct. Von dieser unrichtigen Annahme ver- 
leitet, erklärte Saalfeld auch die Wandelbarkeit des Völker- 
rechts aus dem vorläufigen Mangel eines unumstösslich festen 
Staatensystems und giebt sich der Ansicht hin, dass das 
Völkerrecht durch das jedesmalige bestehende poUtische 
System modiflcirt werde (vergl. Vorr. S. VI). Das Völkerrecht 
kann sich indess in seiner Eigenthflmlichkeit und zur Selbst- 
ständigkeit nur ohne Mitwirkung und ohne Abhängigmachung 
von der Politik entwickeln, die irrige Ansicht von der 
nothwendigen Beeinflussung des Völkerrechts durch die Politik 
hat nicht blos die reine Entwickelung jenes behindert, son- 
dern beruht auch auf einem Verkennen der grundverschie- 
denen Wesenheit beider Gebiete und der sie beherrschenden 
Principien. Nur das Eine kann, weil es eine unleugbare 
Thatsache ist, nicht in Abrede genommen werden, dass die 
äusseren Verhältnisse der Staaten, sowol von dem Völkerrecht 
als der Politik, in Angriff genommen Averden ; aber wo das 
Princip jenes eindringt, hört die Herrschaft dieser auf, wo 
die Herrschaft dieser sich ausschliesslich festsetzt, ist der Einr 
fluss jenes zeitweilig paralysirt. Es ist aber Saalfeld femer 
bei der Ausführung mit seinen Grundansichten in Wider- 
spruch gerathen. Er vermeidet das Rechtssystem als Aus- 
gangspunct, verwirft die juristische Methode und wendet 
dennoch nicht nur privatrechtliche Systematik an, sondern 
auch Institute und Sätze. Als Erwerbungsarten des Eigen- 
thums erscheinen ihm, wie unter den Einzelnen, so auch 
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unter den Völkern, die Occupation, Accession (§§ 10, 11, 
12, 13) und bei der ersteren recipirt er die Regel ^^res 
nullius cedit primo occupanti'^. Ja die Verträge will er 
ausdrücklich nach Regeln des Privatrechts behandelt und 
nur die strengeren (?) Regeln ausgeschlossen wissen^**). 
Saal fei d hat somit durch seine Ausführung seine Ansicht 
über die Methode corrigirt und interpretirt und den ur- 
sprunglichen Irrthum der rein historischen Methode, durch 
die Natur des völkerrechtlichen StoflTes gezwungen, auf- 
geben müssen. 

Nach Saalfeld erscheinen in ziemlich kurzen Zwischen- 
räumen vier Bearbeitungen des Völkerrechts von Schmalz, 
Klüber, Schmelzing und Pölitz. Das erstgenannte ist 
das von der Kritik am schärfsten angegriffene. 

Saa(feld's Buch trat auf inmitten der Napoleonischen 
Universalherrschaft als mahnende Stimme an ein altes, in 
Vergessenheit gerathenes Institut. Schmalz dagegen schrieb 
(„das europäische Völken-echt", 1817) zu einer Zeit, wo 
das Völkerrecht in seine unverjährbaren Rechte wieder ein- 
gesetzt worden war. Er hatte also nicht an das Verlorenge- 
gangene zu mahnen und erinnern , es lag ihm lediglich ob : 
den thatsächlich herrschenden und durch die wichtigen 
Thatsachen des Wiener Congresses neu und fester begrün- 
deten Zustand wissenschaftlich zu gestalten. Aber gegen 
das Thatsächliche fehlte der Verf. schon wesentlich dadurch, 
dass er in seinem positiven Völkerrecht auch Wünsche, pia 
desideria aussprach, wie sie nur in ein philosophisches 
Völkerrecht hineingehören. Er woUte die Wissenschaft des 



214) Saalfeid a. a. O. § 78. 
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Völkerrecbts aus dem Gesichtspunct bearbeiten : ;,wie das 
Recht der Völker den wesentlichen ür- Ideen des Rechten 
Überhaupt gemässer, wie es gerechter und die Politik edler 
werden möge". Was ferner die Anordnung des Stoffes be- 
trifft, so ist sie lediglich in Abtheilungen und Ueberschriflen 
vollzogen. Zwischen diesen und dem unter sie rubricirten 
Stoffe besteht weder ein innerer Zusammenhang, noch ein 
Fortschreiten vom Einen zum Anderen. Nur die mangelnde 
Abtheilung des Buchs in §§ mri entschuldigt ^ ^^) : als ob 
durch §§ die Systematik ersetzt wird?. 

In acht Bücher vertheilt der Verf. den völkerrecht- 
lichen Stofil Das erste Buch bespricht die Natur, Ausbil- 
dung und Wissenschaft des Völkerrechts. Das zweite han- 
delt von den Mächten Europa's, also dem Subject, und geht 
dann auf aligemeine Rechtsnormen der europäischen Völker 
ein, welche doch sehr gut im ersten Buch, bei der Behand- 
lung der Natur des Völkerrechts, hätten mitbehandelt wer- 
den können. Sodann wird sofort, ohne vorherige Erörterung 
der Objecte, auf die Acte eingegangen, welche jene zu 
den Subjecten in Beziehung setzen sollen, und unmittelbar 
anschliessend auf einen rein processualistischen Gegenstand : 
„die schriftlichen Verhandlungen unter den Mächten^. Das 
dritte Buch behandelt die Organe des völkerrechtlichen 
Verfahrens später als das Verfahren selbst und früher als 
einen Haupfbestandtheil des materiellen Völkerrechts : die 
Objecte. Zu diesen letzteren oder vielmehr nur zu einem 
derselben gelangt der Verf. erst im vierten Buch^ welches 
zunächst von den Gebieten der Völker handelt, und dann 



215) Schmalz, d. earop. Völkerr., Vorrede S. III. 
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durch Erörterung der Rechte der Völker in Bezug auf die 
Staatsrerfassung , die Rechtspflege und Staatsverwaltung, 
Kategorien der inneren Politik auf das YölkeiTCcht über- 
tragt. Das fünfte Buch kehrt wieder zu den Subjeclen 
zurück, indem dort die persönlichen Verhältnisse der Sou- 
veraine behandelt werden, geht dann zu einem Object, den 
Meeren über, dann zu einem Act, durch welchen die Völ- 
ker zu den Objecten in Beziehung treten: dem Handel, 
nnd schliesslich zu einem unter die allgemeinen Rechtsnor- 
men des Völkerrechts gehörigen Gegenstande : der Unab- 
hängigkeit der Völker. Im sechsten Buch werden dann 
übereinstimmend mit v. Martens' Repressalien, Retorsion und 
der Krieg behandelt. Das siebente handelt dagegen wieder 
TOa Verträgen, indess nur von den auf den Krieg bezüg- 
lichen, und das achte von verbündeten Mächten, deren 
Verhältniss doch wol auch ein vertragsmässiges und sich 
auf den Krieg beziehendes ist, und daher sehr gut in dem 
vorhei^ehenden Buch hätte mitbehandelt werden können. 
Den Schluss dieses Buchs bildet die Neutralität, welche 
gleich am Anfange der Behandlung des Krieges, als Gegen- 
sMitz zu den Kriegführenden, ihre Stelle hätte finden müssen. 
Ein jeder denkender und unsere, die Schmalz'sche 
Eintheilung charakterisirenden , Bemerkungen beachtender 
Leser wird selbst ermessen können, ob in einem solchen 
willkührlichen Durcheinander eine Systematik zu erblicken 
sei oder nicht? Wir müssen darauf verzichten , bei Schmalz 
irgend etwas für die Systematik Fruchtbringendes und Neues 
entdecken zu wollen. Denn die oben erwähnte Stellung des 
Krieges, in Verbindung mit der Retorsion und den Repres- 
salien, ist nicht neu, sondern nachgeahmt, und es hat dem- 
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nach Schmalz lediglich, gegenüber Saalfeld, das Ver- 
dienst, V. Märten s' nachgeahmt zu haben, was jener übersah 
und dadurch zugleich , wie sein Vorgänger, aus der Abthei- 
lung in Friedens- und Kriegsrecht herausgekommen zu sein. 
Schmalz hatte ausserdem schon früher in seiner £n- 
cyclopfidie des gemeinen Rechts ^'^) auch das Völker- 
recht mitberücksichtigt. Er unterscheidet hier allgemeine 
Grundsätze über die rechtlichen Verhältnisse der Völker 
überhaupt (Abschn. 1) und besondere über die einzelnen 
Verhältnisse der Völker (Abschn. II). Hier ermittelt er we- 
nigstens im ersten Abschnitt ein Subject des Völkerrechts, 
welches eine die äusseren Hoheitsrechte besitzende Regie- 
rung darstellen soll (§ 603), geht dann zur Machtstellung 
der Staaten (§ 604 u. 605), der Religion (§ 606), zu den 
Quellen (§607u. 608), zu dem schriftlichen Verfahren (§609), 
den Gesandten (§ 610 — 614), der Retorsion und den Repres- 
salien (§ 615), dem Kriege (§ 616—^21) über. Der zweite 
Abschnitt behandelt das Eigenthum (§ 622—624), die Inter- 
vention (§625), die Servituten (§ 626), die Gegenstände 
des s. g. internationalen Privatrechts (§627 — 632) und en^ 
lieh die Titulaturen der Souveraine (§ 633), das Gleichge- 
wicht der Macht (§ 634 u. 635), die Consule«(§ 636) und 
die Verwandtschaft der regierenden Häuser (§ 637). Dass 
in diesem willkührlichen Nacheinander keine Systematik zu 
finden sei, bedarf kaum eines Nachweises. Die nicht rich- 
tige und unvollständige Bezeichnung der Subjecte kann 
auch ebensowenig als verdienstlich gelten, wie die wol rein 
zufällige Behandlung des gütlichei) und gewaltsamen Ver- 

**" ' "" ■■■■»■ ■■■ I M ^ I ■ ■■» ■ ■■■! ,11 ^1 

916) 1804. 
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ftbrens im Zusammenhange, wobei ausserdem die Organe auch 
wiederum dem Verfahren folgen, anstatt demselben voraus- 
zugehen. 

Klub er 's f droit des gens^ moderne de VEurofe^ 
1819) Systematik war schon durch seine Ansicht über 
die Stellung des philosophischen Völkerrechts zum positiven 
bedingt. Er sagt : s»l^ droit des gens naturel y doit en- 
irer de heaucoup. Devant servir 4e base ä un systdme 
du droit etohli entre les nations par des Conventions 
expresses ou tacites, ü y vient en consideration sovs 
un double rapport. Wahord il remplit les lacunes gui 
ne se presentent que trop souvent dans un systäme du 
droit des gens positif, et sous ce rapport il est d'un 
usage essentiell ensuite il sert de ciment a ce mime 
systime, en classant et liant les principes'^^^*^. Dass 
nun aber Klub er nicht blos den Einfluss des philosophischen 
VäUierrechts in den zwei genannten Beziehungen wollte, 
zur Ausfüllung der Lücken des positiven VölkeiTCchts und 
zur Clasnflcirung und Verknüpfung der einzelnen Sätze ^^^), 
gdit aus seiner Anordnung hervor. 

Zunächst unterscheidet er zwei Haupttheile. Der erste 
ist gewidmet den Staaten überhaupt und den europäischen 
insbesondere. Der zweite den gegenseitigen rechtlichen 
Beziehungen der Staaten. In diesem letzteren Theile wer- 
den die Rechte zunächst (Tit. I) absolut, sodann (Tit. II) 



217) Kl aber, droit d. gern med. de lEurope, 1819, Pref. S. 4. 
Die von Morstadt besorgte zweite Auflage in deutscher Spraclie (die erste 
erschien 1819} hat keine von der ersten franz. abweichende Anordnung. 

318) Diese mit dem franz. Text nicht ganz abereinstimmeiide Wieder- 
gabe Ist der Klliber*S€hen Uebersetzung (vergl. 2. Aufl. der deutschen Aus- 
gabe) entnommen. 
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hypothetisdi behandelt, also naturreditlich. Im zweiten Titel 
wird in den zwei verschiedenen Abtbeilungen desselben Ait 
alte Eintheilung in Friedens- und Kriegsrecht wieder auf- 
genommen. 

Eine fehlende Unterscheidung zwischen positivem und 
philosophischem Völkerrecht kann KI über nicht zur Last 
gelegt werden, wol aber gestattete er dem Naturrecht zu 
grossen Einfluss auf ^en Inhalt und die Anordnung des po« 
sitiven Völkerrechts. Als Quellen des Völkerrechts werden 
zwar zunächst die Verträge, sodann die Analoge, aber dann 
auch das natürliche Völkerrecht hervorgehoben : ,j(m dcit y 
uvoit recaurs toutes /m fois que le droit posUif est insuf- 
fisant^^. Besonders wichtig zur Beurtheilung des Einflusses 
auf die Anordnung ist der Ausspruch : j,D'mlkurss h 
droit des gens natural est tres impartant pour formet 
la tkeorie du droit des gens positif^^^^^). Dabei wird 
der Inhalt des positiven Völkerrechts, wenn auch in unter- 
brochener Anordnung, wiedergegeben. Im ersten Uaupt- 
theile werden die Staaten, also die Subjecte des Völkerrechts» 
erörtert, und erst im zweiten die diesen zuständigen 
Rechte der Selbsterhaltung, Unabhängigkeit und Gleichheit. 
Erst im zweiten Titel des zweiten Haupttheils finden wir die 
anderen Bestandtheile des völkerrechtlichen Verhältnisses: 
droit de la propriete d'etat (chap, 1)^ zur Bezeichnung 
des Rechts der Objecte, und die Verträge (chap, II: droit 
des t7'ailesj als die hervorragenden Acte, durch welche 
die Subjecte zu den Objecten in Beziehung geselzt wer- 
den. Als drittes Capitel erscheint das Recht der Unterhandr 

219) Klaber a. a. 0, S. 18» § 5. 
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fett, insbesondere darch G^andte — also ein Theil 
ie$ Gesandtschaflsrethts , wefehes denn au(A hraptnach- 
Xch hier abgehandelt wird, indem ausserdem, nach emigei 
einleiteBdeti §§ Über die Onterbaodlang Aberbaupt, nur Ton 
Consuln und Couriertn die Rede ist. Hierauf folgt die Be^ 
bandlung der dr&Us des etats dans tetat de guerrej wo- 
bei das Kriegsrecht (thap. t) vom NeutralitÄtsrecht (chap. 
II) getrennt wird, wShrend dieses gleich am Anfange des 
Kriegsrechts bei der Unterscheidung kriegfährender und 
nichtkriegführender Tbeile, und dann in dea einzelnen Ab- 
theilungen des Kriegsrechts, namentlich auch bei dem See- 
kriegsreeht, zu erörtern gewesen wSre. Das Schlusscapitel 
(rktip. Hl) bildet das Recht des Friedens. 

Klfiber hat nicht nur dem Naturrecht einen unbegrün- 
deten Einlluss auf Inhalt und Anordnung des positir-TöIker- 
rechtlichen Stoffes verstattet, die alten Eintheilungen des 
Natnrrechts als Hauptabtheilungen, und des Friedens- und 
Kriegsrechts als Unterabtheilungen wieder aufgenommen, 
sondern lisst sowol eine Ericenntniss der Bestandtheile des 
volkerrechtlichen Rechtsverhältnisses als eine Unterscheidung 
des materiellen und formellen Rechts vermissen. Denn wenn- 
gleich er in letzterer Beziehung Retorsion und Repressalien, 
wie seine Vorgänger v. Martens und Schmalz, bei dem 
Kriegsrecht abhandelt, so befinden sich doch die sonstigen 
processualistischen Beziehungen der Völker, namentlich die 
Lehre von den vermittelnden Organen derselben : den Ge- 
sandten , in einem früheren Abschnitt ^^^). 



320) Auch das Urtbeil des Engl»nd«rs Mann in g Ober KlUber's Aa- 
Ordnung lautet nicbt gttnstfg, er erkifirt sie geradeso fttr selir sdilecbc (Com^ 
ment, an the law of nat, I». 41^* 
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Zum TLeil fitiher, zum Theil gleichzeitig, zum Thefl 
später erschien der systematische Grundriss des praktischen 
Europäischen Völkerrechts von Julius Schmelzing^'^). 
Dem Verfasser wird ^das praktische Europäische Völkerrecht 
nur durch die politische Geschichte verständlich^ ^*^. 
Die geschichtlichen Anführungen des Verf. beziehen sich 
indess hauptsächlich nur auf die Verhältnisse der deutschen 
Bundesstaaten , und unter diesen zunächst nur auf Baiem. 
Das Auskunftsmittel, welches der Verf. zur Abhülfe dieses 
von ihm selbst gewiss erkannten Cebelstandes vorschlägt: 
„dass jeder andere Lehrer beim Vortrage des Europ. Völker- 
rechts nach diesem (seinem) Leitfaden, oder jeder angehende 
Jurist beim Selbstunterrichte, an die Stelle der Notizen, 
welche zunächst Baierns völkerrechtliche Beziehung angehen, 
ohne Schwierigkeit die einschlägigen seines Vaterlandes setzen 
kann^ *'*23), ist jedenfalls nicht {ausreichend, da ja das Völker- 
recht nicht auf der Geschichte der rechtiichen auswärtigen 
Verhältnisse eines Staates, sondern aller ruht, und das 
positive Völkerrecht nicht bald durch diese, bald durch jene 
Notizen in seiner Positiviiät dargestellt werden kann, son«* 
dem dessen Inhalt vielmehr aus der Gesammtgeschichte ent- 
wickelt werden mnss und durch Belegen mit Beispielen 
aus der Einzelgeschichte weder Gültigkeit, noch AUgemein- 
heit erhält. Schmelzing hat sich in der Systematik der 
des römischen Privatrechts angeschlossen. Denn er Iheilt das 



221) Der erste Band erschien 1SI8, also vor Klüber's Werk, der 
zweite 1819, also Id demselben Jahr^, und der dritte 1820, also ein Jahr 
fpHter. 

222) Schmelzing a. a. O. Vorrede S. VI. 
223} Schmelzing a. a. 0. Vorrede S. VIL 
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Völkerrecht in folgende drei Abtheilungen : I. die rechUich- 
pülitische Persönlichkeit — (also etwa das Personenrecht), 
IL das Sachenrecht, 411. da$ Obligationenrecbt. Schon seiner 
Vieldeutigkeit wegen hfitte das Epitheton ^^politisch^ vermie- 
den werden müssen, aber jedenfalls ist hiermit kein bestimmter, 
einheitlicher Ausgangspunct dem Völkerrecht vindicirt. 
Das Vertiältniss des Völkerrechts zur Äusseren Politik fasste 
Schmelzing ganz so, wie nach ihm Warnkönig, auf 
£r erklärt zwar, gleich diesem und dem jüngeren Fichte, 
die Staaten fBr juristische Personen, aber sucht die Garantie 
des Völkerrechts, gleich Warnkönig, in einem Institute 
der Äusseren Politik, dem politischen Gleichgewicht, welches 
zur Auflrechthaltung des Rechtszustandes unentbehrlich sein 
soll ^^^). Andererseits leitet Schmelzing richtig die Wirk- 
samkeit des positiven Völkerrechts aus dem Gesammtwil- 
len der Völker ab^^^), wonach denn auch die Garantie der 
Existenz dieses Rechts in diesem GesammtwiUen selbst liegt 
und anderswoher nicht begründet zu werden braucht. Für 
eine rechtliche Darstellung der politischen Persönlichkeit 
spricht femer die fast vollzogene Identiflcirung dieser mit 
der rechtlichen. Denn Schmelzing fasst die politische 
Persönlichkeit eines Staates auf als die Selbststfindigkeit, die 
unbeschrankte Herrschersmacht nach Innen und äussere Unab- 
h&ttgigkeit von jedem anderen Volke, und nennt dieselbe aus- 
drücklich röcksichtlich ihrer rechtlichen Wirksamkeit Souve- 
rainetat 2*^). Weiter wird in der Anerkennung der politi- 



334) Schmelsing a. a. O. § 394. 
835) Schmelsing a. a. O. § 5. 
336) Schmelzing a. a. O. { 37. 
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scben PersöDÜcbkeit auch die der rechtlichen gefUluteB'^)* 
Aus dem Begriif der rechtlich geffirbten j^oätifcheii Pemöii- 
lichkeit der EurepSischen Völker we]:deB dann folgende 
systematische Unterabttieilungea entwickelt : 1 ) die BeAig* 
niss zu Ansprüchen auf den üblichen Rang und das völker- 
rechtliche Ceremomell , auf verschiedene Ebrenbezeagungen, 
Präcedeoz-Beziehungen , Titel und Würden ; 2) die Unab- 
hängigkeit der Verfassung und Staatsverwaltung in ihren 
versshiedenen Seiten von allen Einflüssen anderer Völker ; 
3) die dem Oberhaupt des Staates und den Organen »einer 
Selbs^tbatigkeit ;(ukommend«tt persönlichen Rechte und Vor- 
züge. Da nur in der unbedingten Ausübung und allgemei- 
nen Anerkennung dieser dreiftMi^hen Recbtsverhültniase 
die politische Persönlichkeit der Europäischen Völker shkA 
ausspreche, so sei die erste derselben gewidmete Abtbei- 
lung, systematischer Vollständigkeit halber, In drei Haupt« 
ftüdc« einzutbeilen : 1) die VerhäUnis^e der Earopüisphen 
VöUier in Beziehung auf Rang und Völker -CereMnieU; 
2) die Unabhängickeit und Freiheit der EuFopAiseben Völ- 
ker, sowol rücksichtlich ihrer äusseren, ab innere« Stents- 
Verhältnisse > und 3) die Persönhcbkeit und Fani|lienre<^e 
der Souveraine ^^^). Das erste Hauptstück bezieht mk 
lediglich auf im Völkerrecht anerkannte FonoaUtllkn und 
gehört somit aUenfaUs in das formelle Völkerrecht. Wir 
möchten diese Verhältnisse aus dem Völkerrecht ganz aus« 
scheiden, denn was an ihnen, mit Ausnahme etwa der völ- 
kerrechtlichen Anerkennung, völkerrechtlicher Natur sein 
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seD , vermöf eB wir nicht zu fassen. Es war schon firüher 
fiUich, und Schmelzin g ging diesem Gehrauch wol nur 
einfach nach, Alles, was sich auf die äusseren Verhältnisse 
der Staaten hezog, auch in den Complex eines abgehan- 
delten Völkerrechts hineinzutragen, aber was war dann da 
Alles zusammen ? Recht und Politik, Rechtssatz und Formel- 
wesen ! Uns scheint das ganze , auf die äusseren Beziehun- 
gen der Staaten bezügliche Ceremonialwesen in eine äussere 
Staatspraxis, deren Wesen und Grenzen freilich auch noch 
wettig bestimmt sind, hineinzugeboren. Ferner hätte man, 
nachdem in dem zweiten Hauptstück die Unabhängigkeit 
der Europäischen Völker behandelt worden, in dem dritten 
eine correspondirende Behandlung der Souveraine erwarten 
könnra , statt Dessen ist aber dasselbe betitelt : die Persön- 
lichkeit und Familienrechte der Souveraine. Der Souverain 
kömmt indess im Völkerrecht nur als Staatsoberhaupt in 
Betracht, seine Stellung als Familienoberhaupt findet ihre 
Bi^rändung in dem besonder» inneren Staatsrecht. 

Das Sachenrecht der Völker wird in vier Hauptstücken 
bebandelt. Das erste bandelt von den Erwerbsarten des 
Vöikereigenthums , das zweite von den Landesgebieten der 
Völker, das dritte von dem Eigenthum und der Herrschaft 
des Meeres und der Flüsse, das vierte von den Benutzungs- 
arten des Meeres und der Flüsse ^^^). Es feUt hier die 
richtige Reihenfolge und Zusammenfassung. 

Schmelzing hat in dem Satze: ^Mit der rechtlich- 
poUtischen Persönlichkeit der Völker, mit ihrem Rechte auf 
den Gebrauch der Dinge der Aussenwelt und die verschie- 
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denen Gegenstände des Besitzes und Eigenthums, ist das 
Recht auf ihre verschiedenen Süsseren Handlungsweisen, 
das beide Urrechte 'gleichsam belebende Mittel^ed, — in- 
nigst verbunden^ ^^^) , die drei Bestandtheile eines Rechts- 
verhältnisses und ihre gegenseitige Stellung zu einander 
richtig im Grundgedanken erfasst. Indess tritt diese Auf- 
fassung uns weder aus der Haupteintheilung des Werkes, 
noch aus der Einreihung der einzelnen Bestandtheile in die 
gewählten Abschnitte entgegen. Statt der Subjecte, Objecte 
und Acte sind das Personen-, Sachen- und Obligationen- 
recht recipirt und die Einreihung der einzelnen Gegenstände 
unter dieses letztere ist wahrhaft willkührlich zu nennen, 
sie verräth keine Einsicht in das Wesen des angedeu- 
teten Mittelgliedes. Es werden bei dem Obligationenrecht 
der Völker unterschieden die Beftignisse und Yerbindlicb- 
keiten der Europäischen Völker aus ihren freundschaft- 
lichen Verhältnissen und aus feindlichen ^^i). Unter die 
ersteren (I. Hauptst.) sind sodann rubridrt : das Gesandt- 
schaftswesen , die Völkerverträge, der Verkehr und Handel 
der Völker, die schriftlichen Verhandlungen der Staaten 
und Souveraine ^^^. Es sind somit zunächst Gegenstände 
des materiellen Rechts : Verträge , Verkehr und Handel , 
mit Gegenständen des formellen Rechts : Gesandte und schrift- 
liche Verhandlungen der Staaten und Souveraine, verbunden. 
Ist nun schon diese Zusammenstellung an und für sich zu 
tadeln, so leuchtet noch viel weniger ein, wie irgend eme 
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dieser Materien mit Redit unter die Befugnisse und Ver- 
bind! idik ei ten der Europäischen Völker rubricirt werden 
kdnne. Gegen die Einreihung des Gesandtschaftswesens unter 
die Befugnisse und Verbindlichkeiten sprachen wir uns schon 
oben bei Saal fei d aus. Die Verträge, der Handel und die 
Verhandlungen sind doch aber nicht die Befugnisse und Ver- 
bin^<Akeiten selbst. Diese werden nur begründet und geformt 
durch Verhandlungen und Verträge und entspringen aus dem 
Handel. Die beiden ersteren erscheinen dagegen wol als Acte, 
welche die Subjecte zu den Objecten in Beziehungen setzen, 
als welche sie Schmelz ing aber, trotz seiner Andeutung des 
notfawendigen Mittel^edes , nicht charakterisirt hat. — Das 
zweite Hauptstäck des Obligationenrechts handelt von den 
Befugnissen und Verbindlichkeiten der Europäischen Völker 
aus ihren feindlichen Verhältnissen. Der erste Abschnitt 
geht von dem Entstehen feindseliger Verhältnisse unter den 
Völkern und Verletzungen des Völkerrechts aus, der zweite 
wendet sich zu den verschiedenen Arten der Rechtsverfol- 
gung unter den Völkern, und der dritte endet mit der 
Art und Weise der Aufhebung der feindseligen Verhält- 
nisse unter den Völkern ^'^). Der zweite Abschnitt wird 
weiter ganz sachgemäss in zwei Titel abgetheilt. Der erste 
ist den Mittein der gütlichen Ausgleichung der Streitigkeiten 
und der zweite der durch den Krieg gewidmet. Eigenthüm- 
lich und auf den ersten Augenschein unrichtig hierbei ist, 
dass Retorsion und Repressalien, die doch entschieden den 
Charakter gütlicher Ausgleichung verleugnen, in eineUnie mit 
der schiedsrichterlichen Dazwischenkunft dritter Mächte ge- 
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stellt werden ^'^). Der gesaminte zweite Theii des OMiga- 
tionenrechts ist aber rein processualistiscber Natur und 
erinnert der erste und zweite Absdinitt an Hufeland's 
Abtheilungen : die Art zu verletzen und die Art zu sdhützM. 
Hätte dem Verfasser beliebt, an dieser Steile auch die Or- 
gane des völkerrechtlichen Verfahrens abzuhandeln und die 
übrigen formellen Verhandlnngsweisen in den äusseren Be- 
ziehungen der Staaten, so wäre der gesammte Völker- pro- 
cessualistische Stoff wenigstens beisammen gewesen. Indess 
ist es schon anzuerkennen, dass Schmelzing A&a Kriege 
eine so wesentlich richtige Stellung neben anderen proces- 
sualistischen Formen gab. Gleichzeitig umging er zwar 
hierdurch auch die rein äussere Eintheilung in Friedens- 
und Kriegsvölkerrecht, aber im Uebrigen ist diese durch 
die Unterscheidung der Befugnisse und Verbindlichkeiten 
aus freundschaftlichen und feindschaftlichen Verhält- 
nissen beibehalten worden, und die Unterordnung des Krie- 
ges unter das Obligationenrecht ist mindestens ebensowenig 
principiell, wenn nicht etwa der Krieg als eine obligatio 
ex delicto aufgefasst werden sollte, welcher Auffassung in- 
dess nur der unrechtmässige unterliegen könnte. Eine Spur 
der nur verbotenus vermiedenen Einthdlung findet sich aush 
serdem in dem § 444 , welcher die Ueberschrift : ,, Völker- 
recht in Kriegszeiten^ trägt. 

Die Systematik Schmelzing's ist, abgesehen von der 
unglücklichen Reception der privatrechtUchen Ordnungsnionen 
und der falschen Rubridrung des Krieges, nfcht ds gänzUeh 
verfehlt anzasdien. Denn freüith ist das formelle Völkei^- 



334) ScbmeUiDg a. a. O« { 4S9. 



167 



FMbt mir zum Theil ans dem materidlen aus^esdueden und 
Mier auch nicht iu allen seinen Theilen zusammengehörend 
behandelt» aber die einzelnen Bestandtheile des Völkerrecht- 
fidien Rechtsverhiltnisses sind doch gebührend zu Ausgangs- 
pancten der drei Haupttheile des Systems erhoben worden. 
Dom in dem ersten Haupttheil sind sowol die Völker oder 
Staaten, als auch die Souveraine, und somit die beiden 
Sobjecte des Völkerrechts behandelt. Im zweiten finden die 
Objecte des Völkerrechts Berücksichtignng und im dritten 
werden, wenigstens in den Verträgen, vermittelnde Acte zwi- 
schen Subject und Object behandelt. Aber freilich findet 
sich dabei in dem ersten Haupttheil das in die äussere 
Staalspraxis hineingehörende Ceremoniell, und in dem dritten 
euie Bdiaadlung der Organe des auswärtigen Verfahrens: 
der Gesandten, und die Art der schriftlichen Verhandlungen, 
welche letztere gleichfalls eine passendere Stelle in der äus- 
seren Staatspraxis finden. Was iemer die Auffassung des 
Stoffes anlangt, so spricht sich Schmelzing zwar entschie- 
den für die Positivität aus, aber erbringt diese in ungenü- 
gender und beschränkter Weise, andererseits hat er den 
Inhalt des Völkerrechts weder bestimmt genug als einen 
rechtlichen aufgefasst, sondern schwankt vom Politischen 
zum Rechtlichen, noch die Unabhängigkeit des Völker- 
rechts von der Politik begriffnen. 

Wir müssen jetzt der Zeitfolge nach abermals zuPölitz 
zurückkehren. Das positive, von Pölitz praktisch genannte, 
V#lkerrecht, die systematische Darsteflung der von den gesitte* 
ten und chnsttichen Völkern und Staaten aqgenommenen Grund- 
sätze des Redits und der Klugheit t&t die Eihaltung und 
Behauptung der in ihrem gegense|tig8n äusseren Vedcebr beste- 
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henden politischen Formen ^^^), enthalt: 1) die Darstel- 
lung des praktischen Systems dieser Völker und Staaten 
nach seiner Grundlage und Ankündigung in einzelnen poli- 
tischen Formen; 2) die Darstellung der in dem gcgensdti- 
gen Verkehre derselben praktischen Grundsätze des 
Rechts und der Klugheit; 3) die Darstellung der zwi- 
schen denselben, nach erfolgten Rechtsbedrohungen und 
Rechtsverletzungen, praktischen Grundsätze für die 
Anwendung des Zwanges und Herstellung des Frie- 
dens. Der zweite und dritte Theil soll entsprechen der 
Eintheilung des philosophischen Staatenrechts, „weil dieses 
die Grundlage des praktischen Völkerrechts bildet, obgleich 
in dem letzteren die durchgängige Rücksicht auf die Ergeh- 
nisse der Geschichte und der Staatskunst hinzukommt, 
wodurch namentlich auch der ganze erste Theil des prakti- 
schen Völkerrechts vermittelt wird" 2*^). Die Nothwendigkeit 
des ersten Theiles wird dadurch begründet, dass seit dem 
Wiener Congresse an die Stelle der früher in ihren Zwecken 



235 j P 6 1 i t z bringt fttr diese Wissenschaft den Namen : praktisches 
Staaten recht in Vorschlag, well es nicht von den im philosophischen Sinne 
genommenen Völlcern selbst genbt wird, sondern von den Regierungen 
und zwar der im europäischen und amerilcanlschen Staatensystem beste- 
henden Reiche und Staaten, wesshalb auch seit der Anericennung der politi- 
schen Selbstständigkeit der nordamerikanischen Staaten die Benennung euro- 
päisches Völkerrecht zu eng gewesen sei. Für die Setzung des Epitheton 
„praktisch^' anstatt „positiv*' wird aber angeführt, dass es keinen Codex 
positiver Rechte und Gesetze giebt, über deren Befolgung die europ. und 
amerikan. Völker und Staaten gemeinschaftlich sich vereinigt hätten, und für 
deren Aufrechterhaltung ein rechtlich bestimmter Zwang stattfönde. Dieses 
praktische Völkerrecht sei eigentlich nur ein Abstractnm der allgemeinen 
Grundsätze und politischen Formen aus dem in dem wirklichen Verkehre 
der europäischen und amerikanischen Reiche und Staaten seit den drei letzten 
Jahrhunderten vorgekommenen Verträgen und politischen Vorgängen. Pölita 
a. a. O. Bd. V, S. 6 ff. 
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und poUtischen Interessen vereinzelten Staaten ein Staa- 
tenverein getreten sei mit gewissen allgemeinen Zwe- 
cken und Interessen. Von der Möglichkeit einer systemati- 
schen Darstellung des praktischen politischen Föderativ- 
systems, der praktischen politischen Formen und Gnind- 
sStze des Rechts und des Zwanges, wird die Wissenschaft 
des praktischen Völkerrechts abhängig gemacht ^^'^). 

Pölitz behandelt im ersten Ibeil Begriff und histo- 
rische Entwickelung des Staatensystems, das politische 
Gleichgewicht als Grundlage desselben und dessen Ankfin^ 
digung in einzelnen politischen Formen, wobei zunächst die 
einzelnen Reiche und Staaten Europa's nach ihrer politi- 
schen Würde, nach ihrem politischen Gleichgewicht, nach 
ihrer Souverainetät, nach ihrer Regierungsform, und sodann 
das amerikanische Staatensystem behandelt werden ^^^ ; im 
zweiten Theil die schon im philosophischen Völkerrecht 
erörterten ursprünglichen (unbedingten) und sodann die 
erworbenen (bedingten) Rechte der Völker und Staaten *3^). 
Auf das Crrecht der Individualität und Freiheit werden zu- 
rückgeführt das Recht der Souverainetät, auf Eigenthum 
und Gebietsbesitz , in Beziehung auf die Fremden ; auf das 
ürrecht der Unabhängigkeit von Andern das Verfassungs- 
recht, die Hoheitsrechte im Inneren in Hinsicht auf Gesetz- 
gebung, Justiz und Polizei, in Hinsicht auf Finanzen und 
Handel, in Hinsicht auf Cultur, Sitten etc. und das Hoheits^ 
recht über die Colonien ; auf das Recht der Gleichheit mit 
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Anderen der Begriff des Yttlkerceremonidls, die Grundsätze 
in Hinsicht der im europäischen Staatensystem geltenden 
Rangordnung und die im europäischen Staatensystem geg«»- 
wirtig geltende Rangordnung. Als Anhang zu diesen ur- 
sprünglichen Rechten der Völker und Staaten wird das 
Nothrecht erörtert, welches die auf einem sittlichen Ideale 
ruhende philosophische Rechtslebre (das Naturrecht) zwar 
flicht anerkennen könne, das indess für Staaten, als bürger- 
liche Vereine, in der Wirklichkeit wohl gedenkbar sei. Ii 
dem, die erworbenen Rechte der Völker und Staaten betreff 
fenden Abscfaiitt ist die Lehre von den Völkern- und Staaten*- 
yertrfigen, und als Anhang dazu sind die Völker- und 
Staatendienstbarkeiten enthalten. Der dritte Theil ist we- 
sentlich processualistischer Natur ^^o). In dem Staatensystem 
soll der Zwang als das rechtliche Mittel sich ankündigen, 
entweder angedrohten 'Rechtsverletzungen im Voraus zu be^ 
gegnen, oder begonnene nicht fortsetzen zu lassen, oder 
thatsächlich eingetretene zu ahnden und sich für dieselben 
Genugthuung und Ersatz zu verschaffen. Demgemäss wird 
zunächst gehandelt von den gütlichen Ausgleichungsmitteln 
bei eingetretenen Missverständnissen, Streitigkeiten und Feind" 
sellgkeiten, sodann der Begrifi" des rechtlich gestalteten 
Zwanges und dessen verschiedene Arten : Retorsion, Repres* 
salien und Krieg, entwickelt, erst dann zur Darstellung der 
rechtlichen Formen des Krieges vorgeschritten ** ') , und 
an diese eine Durchführung der Grundisätze für die Wieder* 



240) Pölitz a. a. O. S. 194 ff. 

241 ) S. 241 ff. wird das Recht der Nentralität behandelt, nachdem im 
vorhergehenden § die verbündeten, coallsirten und hOlfeleittenden Staaten 
abgehandelt sind. Es erscheint somit dieses Recht hier in der richtigen Auf« 
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herstellQiig des vormaligen Rechtszustandes oder des Frie- 
dens angeschlossen. ^ 

Die Diplomatie als Wissenschaft umfasst bei Pö- 
litz ^^% da sie die vorbereitende mssenschafOiche Bildung 
der diplomatischen Personen bezweckt: 1) eine lieber- 
sieht über die wissenschaftlichen, von den diplomatischen 
Personen geforderten Kenntnisse ; 2) die Rechte und Pflich- 
ten der im Auslande angestellten diplomatischen Agenten 
(das eigentMche Gesandtschaftsrecht) , und 3) die auf Ge- 
schichte und Staatskunst beruhenden allgemeinen Grundsätze 
für die Dnterhandlungskunst mit auswärtigen Staaten. 

Der Inhalt der dem positiven Völkerrecht und der Diplo- 
matie ausserdem coordinirten äusseren Staatspraxis ist 
mehr angedeutet als ausgeführt worden ^^3). Als Zweck 
der Staatspraxis überhaupt wird bezeichnet, dass durch sie 
alles Das im Staatsleben verwirklicht werde, was Vernunft, 
Geschichte und Völkersitte als den Rechten und der Wohl- 
fahrt der Staaten gemäss anerkannt haben. Sie soll das 
von der eigenflichen Staatskunst als Theorie aufgestellte 
von der praktischen Seite umschliessen. Daher könnfen 
auch die einzelnen Theile der Staatspraxis nur die der 
Staatskuiist sein, und da diese sowol auf das innere als 
äussere Staatsleben sich beziehe, so müsse gleiche Bezie- 
hung und Unterscheidung auch bei der Staatspraxis als 
Wissenschaft stalthaben. Eben wegen dieser Verbindung mit 



cinantlerfolge , nicht, wie bei anderen früheren Schrifistellern, als blosser 
Anhang, dessen Inhalt gleichsam im System selbst keinen gehörigen JPIatK 
fand. 
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der Staatskunst dürfe aber anch in den Kreis der Staatspraxis 
nur das eigentlich das Staatsleben Betreffende gezogen 
werden. Andererseits folge aber auch ans dieser AbhSngig- 
keit der Staatspraxis von der Staatskunst, dass die wissen- 
schaftliche Darstellung jener nur eine kurze und gedrSngte 
Uebersicht Dessen enthalten könne, was aus der politischen 
Theorie in die Praxis übergehen und in's wirkliche Staats- 
leben eintreten soll. 

lieber die Praxis im äusseren Staatsleben verbreitet 
sich Pölitz sehr kurz, nachdem er freilich in Anbetradit 
der Nothwendigkeit der vereinten Vorübung in der Slaats- 
praxis das auf beide Theile des öff'entlichen Staatslebens 
bezügliche Allgemeine vorher erledigt hat. Es wird nmr 
erwähnt, dass in der Staatspraxis in beiden Beziehungen, 
des Friedens und Krieges, die Grundsätze behauptet und 
angewendet werden müssen, welche in allgemeinen Umris- 
sen die Staatskunst dafür aufstellt und welciie nach den 
besonderen, durch Verträge, Herkommen und Völkersitte 
festgesetzten Formen in dem praktisdien Völkerrecht ent- 
wickelt werden. Ausserdem folgen einige Auslassungen 
über den Geschäitsstyl. 

Pölitz hat zwar auch das Völkerrecht auf Grundsätze 
der Klugheit basirt, indess unterscheidet er von demselben 
eine auf das äussere Leben sich beziehende Staatskunst, 
deren Wesen hier ausführlicher zu erörtern freilich nicht 
in der Aufgabe unserer Schrift liegt, welche es hauptsäch- 
lich mit dem Völkerrecht zu thun hat. Bei der bei man- 
chen Völkerrechtsschriftstellern erfolgten ungehörigen Ver- 
mischung beider principiell geschiedener Gebiete ist es 
indess gewiss nicht unwichtig, auf eine Behandlung, wie die 



173 



Politz'sche, näher einzugehen, welche beide Gebiete neben 
einander wissenschaftlich darzustellen unternommen hat, da 
ans einer solchen wol am ehesten entnommen werden könnte : 
1) ob das Völkerrecht ausschliesslich auf Grundsätze des 
Rechts und die äussere Staatskunst ausschliesslich auf Grund- 
sätze der Klugheit zu begründen sei , und 2) ob die äussere 
Politik, wie vielfach bezweifelt wird, überhaupt als System 
dargestellt werden könne. 

Pölitz deflnirt die Staatskunst (Politik) ^^^) als die 
wissenschaftliche Darstellung des Zusammenhanges zwischen 
dem inneren und äusseren Staatsleben, nach den Grundsätzen 
des Rechts und der Klugheit. Die Lehre von dem inneren 
Staatsleben wird von der des äusseren getrennt ^^^). Die 
letztere soll enthalten ^^^) : 1) die DarsteUung der Grund- 
sätze der Staatskunst für die Wechselwirkung und Ver- 
bindung des einzelnen, Staates mit allen übrigen 
Staaten, und 2) die Darstellung der Grundsätze der Staats- 
kunst far die Anwendung des Zwanges nach ange- 
drohten oder erfolgten Rechts Verletzungen. Diese Staats- 
kunst stehe in der Mitte zwischen dem philosophischen 
Staatenrecht und dem praktischen Völkerrecht. Die auf sie 
bezügliche Lehre müsse mit den im Staatenrecht aufgestell- 
ten Grundsätzen des Rechts die aus der Geschichte her- 
vorragenden Regeln der Weisheit und Klugheit für die 
Wechselwirkung der neben einander bestehenden Staaten ver- 
binden. Sie habe zunächst das aus der Bestimmung eines 
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jeden einzelnen Staates sich ergebende Staatsinteresse za 
berücksichtigen. Gegenstand derselben sei die Entwickelung 
der Begriffe vom politischen Gewicht und Range der Staa- 
ten. Demgemäss werden in derselben die Mächte nach ihrem 
politischen Gewicht und das politische Gleichgewicht erörtert. 
Die praktische Ausführung dieser Idee wird theils in die 
Geschichte des europfiischen Staatensystems, theils in das 
praktische Völkerrecht verwiesen. Ferner werden in der 
äusseren Staatskunst Verträge, Bündnisse, Garantien und 
Gesandte behandelt, indess nur der Begriff derselben festge- 
stellt. ^ Alles was in dem Verkehr der wirklichen Staaten nach 
den verschiedenen Gattungen und Formen der Verträge 
und Bündnisse vorkommt, so wie die durch VcFträge 
oder Völkersitte festgesetzten Rechte, Verhältnisse und Rang- 
abstufUngen der Gesandten, gehören nicht der Staatskunst, 

sondern dem praktischen Völkerrechte an.^ Hierauf 

t 

folgt die politische Unterhandlungskunst. Ihre Aufgabe und 
die Art der Lösung derselben, so wie die Art der dazu 
Berufenen wird festgestellt, sonst aber diese Lehre in die 
Diplomatie verwiesen. Der zweite Theil der äusseren Staats- 
kunst setzt zunächst fest den Zweck des Zwanges zwischen 
den Staaten und dessen Arten. Die Hauptart desselben: 
der Krieg soll zwar in Bezug auf seine. Mittel hauptsäch- 
lich rechtlich gestaltet sein, zugleich aber sollen diese, 
nach den aus der Geschichte hervorgehenden Regeln der 
Staatsklugheit, mit steter Berücksichtigung der Verhält- 
nisse der im Kriege begriffenen Völker und Länder, nach 
der physischen und geistigen Kraft derselben, und nach 
ihren Verbindungen mit anderen auswärtigen Staaten, ange- 
wandt werden. Endlich wird festgestellt : wann der Zweck 
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des Krieges erreicht sei. Die rechtliche Seite aller zQm 
Zwange zwisdien den einzelnen Staaten gehörenden Ge- 
genstSnde wird in das Staatsrecht, das aber, was nach Yer- 
trag, Yölkersitte und Herkommen darflber im europäischen 
und amerikanischen Staatensystem besteht, in das prakti- 
sche Völkerrecht verwiesen. Alsdann werden der Krieg, 
das Erobemngsrecht und der Völkerfriede aus dem Stand- 
puncte der Staatskunst betrachtet, womit die Darstellung 
der äusseren Staatspraxis abgeschlossen ist. Bei diesen 
letz^enannten Betrachtungen, namentlich über das Erobe- 
ruDgsrecht, ist die rechtliche Auffassung von der politischen 
nicht ganz streng geschieden, vielmehr die letztere rechtlich 
gefXrbt. Die dem Kriege gewidmeten Auslassungen sind 
dagegen rein politisch. Die Bemerkungen Aber den Völker- 
frieden enthalten nur eine Polemik gegen die Haltbarkeit 
der Idee des ewigen Friedens und eine anerkennende Erhe- 
bung des politischen Gleichgewichts. 

Wir gehen von der Ansicht aus, dass der abgeschlos- 
sene Inhalt des Völkerrechts wesentlich bedingt sei durch 
eine klare Erkenntniss des Zwecks und Wesens desselben 
einerseits und durch die Stellung desselben zu verwandten 
Wissenschaften andererseits. In beiden Beziehungen liegen 
Leistungen von Pölitz vor, wenngleich die letzterer Bezie- 
hung überwiegend sind. W^enn wir bei Schmelzin g eine 
durchgeführte Scheidung des Politischen und Rechtli- 
chen vermissten und rügen mussten, so hätte dieser Mangel 
von Pölitz, welcher die rechtlichen und politischen 
Wissenschaften neben einander darstellte, vermieden werden 
müssen. Man wäre berechtigt gewesen, in seinem prakti- 
schen Völkerrecht nur Grundsätze des Rechts und in seiner 

19* 
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äusseren Staatskunst nur GrondsAtze der fUugheit dar- 
gestellt zu sehen. Statt dessen erkennt er aber als Auf- 
gabe des Völkerrechts, Grundsfttze des Rechts und der 
Klugheit darzustellen und vindicirt auch der Süsseren 
Staatskunst gleiche Verbindung. Hiermit ist die prindpielle 
Scheidung beider Wissenschaftsganzen nach den wesentlich 
verschiedenen Grundgedanken des Rechts und der Klugheit 
ausser Acht gelassen und wird auch die Nothwendigkeit 
einer solchen Scheidung nicht bewiesen. Die Coordination 
der Diplomatie, welche schon. Zachariä als besondere 
Wissenschaft perhoitescirte , erbringt aber der Anordnung 
des auf die äusseren Staatenbeziehungen bezuglichen Stoffes 
durchaus keinen Vortheil. Der Inhalt derselben ist, so weit 
er die Gesandten (Tbl II) betrifft, schon im formellen Völ- 
kerrecht begriffen. Die Ausscheidung des Gesandtenrechts 
aus dem Völkerrecht ziu* ausführlicheren monographischen Be- 
handlung mag nicht getadelt werden, aber damit ist die Selbst- 
ständigkeit einer Gesandtschaftswissenschaft weder erbracht, 
noch erwiesen. Die ausserdem der Diplomatie vindicirte Ueber- 
sicht über die von den diplomatischen Personen geforderten 
wissenschaftlichen Kenntnisse (Tbl I) kann nur den Inhalt 
einer Einleitungsschrift in das diplomatische S tudium bilden, 
und die Darstellung der Grundsätze für die äussere ünter- 
handlungskimst mit den Staaten (Tbl III) gebührt der aus- 
serdem von Pölitz coordinirten äusseren Staatskunst oder der 
äusseren Politik. Die Zweckmässigkeit der Coordinirung einer 
äusseren Staatspraxis ist anzuerkennen, aber so lange nicht 
die für das Völkerrecht und die äussere Politik maassge- 
benden Auffassungen und deren Inhalt fest bestimmt sind, 
werden die Auffassung und der Inhalt der äusseren Staats« 
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praxis gleichfalls schwankend bleihen. Unseres Erachtens 
wird diese theilweise denselben Gegenst8nden, wie jene, aber 
nur in anderer Behandlung, sich zuzuwenden haben, theil- 
weise einzelne Gegenstände für sich ausschliesslich bean- 
spruchen. Zu diesen letzteren Gegenständen rechnen wir 
namentlich die ganze Lehre vom Ceremoniell und die Spe- 
dalitflten des mündlichen und schriftlichen Verfahrens, na- 
mentlich auch die Lehre vom diplomatischen Styl. Ausser- 
dem wird die äussere Staatspraxis unseres Erachtens das 
streng Rechtliche nicht zum Gegenstande haben können, 
sondern grösstentheils nur das, was sich als Usance heraus- 
gebildet hat, welche indess mit der einen Erscheinungsform 
des aus der gemeinsamen Völkerüberzeugung hervorgegan- 
genen internationalen Rechts, der Gewohnheit oder dem Her- 
kommen nicht zu verwechseln ist. Diese Usancen haben 
dann auch nicht den strengen Rechtscharakter, sind weder 
Recht, noch können sie als solches gefordert werden, son- 
dern tragen den Charakter blosser Gebräuche. Wenn nun 
Pölitz als Aufgabe der Staatspraxis setzt, dass sie die 
Aufstellungen der Theorie der Staatskunst von der prakti- 
schen Seite umschliesse, so hätten wir ihm nur dann bei- 
stimmen können, wenn er aus der Staatskunst das Recht- 
liche zuvörderst ausgeschieden und in das Völkerrecht nicht 
Lehren, wie die der Rangordnung und des Ceremoniells , 
hineingenommen hätte. Die unterlassene Trennung des Recht- 
lichen und Politischen ursachte auch hier, wie überall, we- 
sentliche Mängel in der Vertheilung des Inhalts. Der erste 
Theil des Pölitz 'sehen praktischen Völkerrechts gehört, 
seinem Inhalt und der Aufassung nach, ganz in das System 
der äusseren Politik hinein. Erst der zweite Theil beginnt 
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mit dem einem ersten Theile des positiven Völkerrechts ge- 
bührenden Inhalt: den völkerrechtlichen Ur- oder Grund- 
rechten, enthält aber wiederum, wie bereits bemerkt, die in 
die äussere Staatspraxis hineingehörenden Rangverhftltnisse 
und das Ceremoniell. Die ausserdem daselbst staltgehabte 
Behandlung der Hoheitsrechte möchte nur insoweit zulässig 
erscheinen, als sie Anlass zu völkerrechtlichen Conces- 
sionen gewahren können, wodurch zugleich die Sonder- 
stellung des internationalen Privatrechts vermieden werden 
könnte. Ausserdem muss die Wiederaufnahme der Ab- 
theilung in ursprüngliche und erworbene Rechte in dem 
zweiten Theile als ein Rückschritt zur naturrechtlichen Auf- 
fassung gerügt werden. Dagegen wäre die zusammenhfin- 
gende Darstellung des Processualistischen rühmend anzuer- 
kennen, wenn nicht auch von Pölitz, wie bei ähnlichen 
Eintheilungen seiner Vorgänger, die Organe des Processua- 
listischen gänzlich übergangen worden wären, und zwar bei 
ihm zu dem Zweck, um sie, in nicht zu billigender Weise, 
mit anderem Zubehör in einer besonderen Wissenschaft, der 
Diplomatie , abzuhandeln. 

Wenn wir hier die von Engländern und Amerikanern 
geschehenen Bearbeitungen des positiven Völkerrechts an- 
schliessen, so geschieht es mit Rücksicht auf ihren, den 
vorstehend erörterten Schriften verwandten Standpunct. Je 
weniger nun bisher die Leistungen dieser Autoren eingehend 
von der deutschen Kritik besprochen ^^'^ und der Völker- 



247) T. Kaltenborn charakterisirt nur Wheaton ansführlidi (Krit. 
d. Völkerr. S. 115 ff.) and beraft sich in Bezog auf Oke Manning und 
Kent (S. 125 ff.) lediglich auf v. Mohl. v. Hohl hat swar auch hier das 
anbestrittene Verdienst, die Werke der Fremden in Deutschland eingebürgert 
%n haben, ist indess auf die Systematik der genannten und anderer Schrift- 
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rechtswissenschalY überhaupt, als der von allen Nationen, 
ans einem allgemeinen Bedürftaiss gepflegten Wissenschaft, 
zum Eigenthum geworden sind, desto mehr Aufforderung 
liegt vor, diese Erscheinungen in ihrem Werthe, indess 
immer doch unter yorzugsweiser Berücksichtigung der Sy- 
stematik, zu würdigen. 

Schon zu Hugo Grotius' Zeiten bearbeitete der Eng- 
länder Zouchy das positive Völkerrecht, welchen wir ein- 
gehend oben gewürdigt haben. Hundert Jahre später trat, 
ganz im Gegensatz zu ihm, Rutherforth auf, welcher im 
neunten Capitel des zweiten Buches seiner Institutes of 
natural laws heing the substance of a course of lecture 
on Grotius de iure belli ac pacis (London 1754 J der von 
Grotius behaupteten Positivitfit des Rechts entgegentrat 
und das Völkerrecht für ein angewandtes Naturrecht er- 
klärte**®), v. Kaltenborn schliesst dessen Leistung ledig- 
lich der Wolff sehen Periode an, enthält sich sonst jeder 
weiteren Bemerkung über ihn 2*^) und verweist auf Whea- 
ton. Auch Heffter weist Rutherforth (welchen er bald 
so [S. 3, 1.], bald Rutherford [S. 22] schreibt) ebenda- 
]ijii25o^ Ist nun dieses Urtheil begründet, so hätten wir 
allerdings diesen Schriftsteller bereits fVüher erwähnen müs- 
sen, indess war es uns nicht vergönnt, diese Leistung aus 



steller nnr sehr kurz eingegangen und charakterisirt, mit BerUcksichtigong des 
Zweckes seiner umfassenden Arbeit , ancii den Standpunct und Inhalt nur all- 
gemein (vergl. T. Mohl a. a. O. S. 396 ff.). Unsere ErgSnziingsarbeit wird 
Indess, da uns nicht alle die durch v. Mohl besprochenen Werke vorlagen, 
leider nur eine unvollständige sein. 

348) Vergl. Wheaton, histoire de» progres du droit des gens» 
18^, 1, S. 230. 

349) V. Kaltenborn, Krit. d. VölkerrT S. 77. 
250) Heffter, d. europ. Völkerr. 1855, S. 23. 



180 

eigener Anschauung kennen zu lernen, und wir haben, ab- 
gesehen davon, dass Rutberforth, seinem Standpuncte 
nach, für unsere Aufgabe „die Systematik des positiven 
Völkerrechts" wol wenig Ausbeute versprechen möchte, ihn 
nur hier bei der Besprechung der Leistungen der Englander 
nicht ganz übergehen wollen ^s i). 

In diesem Jahrhundert unterzog sich zuerst der Bear- 
beitung des Völkerrechts in englischer Sprache ein ursprüng- 
licher Praktiker, James Kent, welcher 26 Jahre hindurch 
richterlichen Pflichten obgelegen hatte und sodann Rechts- 
Professor im CoUumbia - College wurde. Sein Riesenwerk : 
jjCommentaries on ameriean law^^ behandelt im ersten 
Bande auch das Völkerrecht. Es steht an der Spitze dieser 
1854 in achter Auflage 2^2) erschienenen Commentare, welche 
amerikanischen Studirenden bestimmt sind. Nur der erste 
Theil des ersten Bandes behandelt das Völkerrecht (S. 
1 — 194). Weder ist der Inhalt desselben erschöpft, noch 
gebührend geordnet. Er ist vertheilt in verschiedene Lectu- 
re*s, von welchen die erste die Begründung und Geschichte 
des Völkerrechts, die zweite die Rechte und Pflichten der 
Nationen im Friedenszustande, und die dritte bis neunte 
das Kriegsrecht, die neunte aber die Verletzungen des 
Völkerrechts darstellen. Der Krieg bildet den Hauptinhalt 
(S. 56—184). Man ersieht leicht, dass der Verf. der üb- 
lichen Eintheilung in Friedens- und Kriegsrecht beitrat. 



251 ] Vergl. übrigens über die Leistungen der Engländer auf dem Ge- 
biete des Völkerrechts Oke Manning a. a. O. pre/. 

252) Diese liegt aucb uns vor. Sie ist nicht durch den Verfasser, 
sonder von William Kent, unter Mitwirkung von Dorman Bridgman 
Eaton Esq., besorgt worden (vergl. d. advertisement). 
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Desshalb flnden wir bei ihm auch keine Scheidung des ma« 
terieHen und formellen Rechts. Die Ambassadcure und Con- 
suln sind beim Friedensrecht behandelt. Aber auch innerhalb 
dieses letzteren ist die Anordnung eine gänzlich willkühr- 
liehe, nur durch Ueberschriften fibersichtliche. Es wird 
begonnen mit dem Interventionsrecht, übergegangen zur Juris- 
diction über angrenzende Gewässer, sodann zu den Rechten 
des Handels, des Durchzuges durch ein Land und schiff- 
barer Ströme, und hierauf zur Auslieferung von Flüchtlingen, 
den Gesandten und Consuln. Allen diesen Fragen sind nur 
28 Seiten gewidmet. In der siebenten Lecture werden als 
Verletzungen des Völkerrechts behandelt: die Verletzung 
sicheren Geleits, der Gesandten, die Piraterie und der Skla- 
venhandel. 

Das Völkerrecht ruht bei Ken t auf der Vernunft, Moral 
und dem Gebrauch. Er widerspricht sowol der Begründung 
durch blosses Naturrecht, als auf blos positive Institutionen, 
und will beide mit einander verbinden. Indess erklärt er 
für den brauchbarsten und praktischen TheU des Völkerrechts 
das positive, auf Gebrauch, Uebereinkunft und Zustimmung 
(usage^ consent und agreement) begründete Recht *^^). Das 
Völkerrecht bestehe aus allgemeinen Rechtsprincipien, welche 
gleich anwendbar seien auf die Beherrschung von Individuen, 
als auf die Beziehungen und das Benehmen der Völker, 
aus einer Sammlung von Gebräuchen, Usancen und Meinun- 
gen, Erzeugnissen der Civilisation und des Verkehrs, und 
aus einem Codex des conventioneilen oder positiven Rechts. 



253 ) Dabei verkennt K e n t keineswegs den grossen Einfluss der Ver- 
träge auf das Völkerrecht, er behauptet vielmehr (S. 12), dass dieselben einen 
directen nnd sichtbaren Einfluss auf dasselbe geUbt hätten. 
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In Ermangelung des letzteren müssten die Principlen ver- 
nünftigerweise aus den Rechten und Pflichten der Nationen 
und der Natur moralischer Verpflichtung abgeleitet werden. 
Nur das auf das Naturrecht begründete Völkerrecht binde 
alle Zeitalter und die gesammte Menschheit***). Ausser- 
dem müsse man sich indess auch in Ermangelung conven- 
tionellen Rechts berufen auf ofQcielle Documente, Ordon- 
nancen einzelner Staaten und gerichtliche, auf das Handels- 
recht und die Pflichten der Neutralen sich beziehende 
Entscheidungen. In Ermangelung anderer authentischer 
Sanctionen sollen auch die Meinungen hervorragender Staats- 
männer und die Schriften ausgezeichneter luristen angezo- 
gen werden ***). Der Verfasser macht in seinem Buche 
eine ausgedehnte Anwendung von geschichtlichen Ereignissen, 
englischen und amerikanischen Staatsschriflen und Präjudi- 
cien, benutzt die alten völkerrechtlichen Werke bis Vattel 
am Meisten und ausserdem grösstentheils nur englische. 
Das Bestreben, den Stofl" zu ordnen, ist nirgends sichtbar, 
der Stoff selbst ist aber durch die benutzten mannigfaltigen 
Quellen ein zu mannigfaltiger, als dass er als wahrhaft posi- 
tiver erscheinen kann, und auch ein zu wenig allgemeiner, 
weil er oft nur amerikanisch ist. Es liegen hier mehr Ex- 
curse über völkerrechtliche Fragen, als ein Völkerrecht selbst 
vor und der Inhalt ist jedenfalls unvollständig. Von den 
Subjecten werden die Fürsten, (ye Objecte gänzlich, oder 
nur mit Rücksichtsnahme auf den Krieg (Lecture IV), von 
den Acten selbst die Verträge übergangen. Es liegt we- 



254) Kent a. a. 0. S. 1—4. 

255) Kent a. a. 0. S. 19. 
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sentlich nur eine vollständigere Behandlung des Kriegsrechts 
Tor, alles Uebrige, mit Ausnahme der Quellen und einzelner 
Rechte, ist unyoUstSndig. Dessenunerachtet stimmen auch 
wir gerne in das dem Verf. gebührend ertheilte Lob v. 
Mohrs*^^ in Bezug auf den vorwiegend praktischen 
Inhalt ein, halten aber dessen Arbeit mehr für eine Vor- 
arbeit für Andere als an und für sich sehr brauchbar, da 
bei der nicht gehörig geschiedenen, gleichzeitigen Berufung 
auf allgemeine und specielle Quellen, bei dem Mangel jeder 
Ordnung und der nur theilweisen Vollständigkeit ein völker- 
rechtlicher Gebrauch dur zur Behandlung einzelner Fragen 
und nach Ausscheidung blos speciell - amerikanisch begrün- 
deter Sätze möglich erscheint. 

In Bezug auf Vollständigkeit verdienen jedenfalls den 
Vorzug Henry Wheaton's elements of international law. 
Der diplomatische Praktiker Wheaton bestimmte sein 
Buch ^^'^ Diplomaten und Staatsmännern. Er basirt das 
Völkerrecht, den Inbegriff der in den gegenseitigen Bezie- 
hungen der Völker in Friedens- und Kriegszeiten zu be- 
obachtenden Regeln, auf die gewöhnlich natürliches Völ- 
kerrecht genannte, internationale Moral. Die Mehrzahl der 
Regeln des Völkerrechts sei indess_ der durch das unpar- 



356) V. Mobl a. a. 0. S. 400. 

257) Die erste Ausgabe erschien 1836 englisch in London und erfolg- 
ten dann zwei in Philadelphia, eine französische 1848 in Paris, welche gleich- 
falls Tom Verfasser selbst besorgt warde. Dagegen wurde die VI. Ausgabe 
von Beach Lawrence 1855, nach des Verfassers Tode, herausgegeben. 
Diese lag uns nicht vor, sondern nur die französische von 1848. Marquard- 
sen (^rit. Zeitschr. f. d. ges. Rechtsw. IV, 1) rühmt an derselben die grös- 
sere historische VollstÜndigkeit, so dass woi die Anordnung dieselbe geblieben 
ist und somit die frflhere, ans zugSngige Ausgabe für unseren Zweck genü- 
gen möchte. 
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(hellsehe Urtheil der Publicisten und der interaationaleit Tri- 
bunale gebilligten veränderlichen Völkerpraxis entlehnt ^^^. 
Die Schriften der Publicisten, welche die auf die gesell- 
schaftliche Verbindung der Nationen anwendbaren Regeln und 
deren Modiflcationen durch den Gebrauch und die allge- 
meine Uebereinkunft lehren, werden als die erste Quelle 
des Völkerrechts bezeichnet. Erst die zweite bilden die 
Verträge, die dritte die Verordnungen souverainer Staaten 
zur Regulirung des Prisenrechts, die vierte die inter- 
nationalen Tribunale : die gemischten Commissionen und Pri- 
sengerichte, die fünfte die einzelnen Regierungen abge- 
gebenen Gutachten von Rechtsgelehrten, und die sechste 
die Geschichte der Kriege, Unterhandlungen, Friedensver- 
träge und anderer internationaler Transactionen. Die Publi- 
cisten sollen besonders ihrer Dnparlheilichkeit wegen in 
Betraciit kommen. Die Verträge können entweder das allge- 
mein anerkannte Recht bekräftigen, oder Ausnahmen von 
demselben bilden, oder zur Erklärung und Auslegung dienen, 
sie bilden das positive Völkerrecht ^^^). Sie haben nicht 
blos unter den contrahirenden Theilen Gesetzeskraft, sondern 
es trägt eine Reihenfolge derselben zur Bildung einer allge- 
meinen Regel bei. Der Gebrauch ist aus den in der Praxis 
der Nationen befolgten Präcedentien abzuleiten. Indess mässe 
die Regel aus geschichtlichen Beispielen abgeleitet werden, 
und könne nicht a priori den Werth eines Ereignisses 
bestimmen ^^®). 



3M) Wheaton, Mments d. droit intematianal , 1848. /. Pref. 

259) Wbeaton a. a. 0. S. 25 ff. 

260) Wheaton, hist, d. progr. d. droit des gens, 1853. 1,8.389. 
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Wheaton gewann allmaiig über die Bildung des posi- 
tiven Ydlkerrechts eine richtigere Ansicht. In den Ele- 
ments ist das Völkerrecht blos durch historische Beispiele 
belegt, nach der später von ihm verkündeten Ansicht 
in der kist. d. progr. d. dr. d. g. soll es auf historischem 
Grunde ruhen. Die für das Seerecht angegebenen Quellen 
sind indess nicht als allgemein völkerrechtliche zu bezeich- 
nen, und der Einfluss der Wissenschaft scheint gleichfalls 
überschätzt. Wir hätten bei der dadurch an den Tag ge- 
legten Achtung vor der Wissenschaft eine bessere Ataord- 
nung des Stoffes erwarten können. Diese ist aber im We- 
sentlichen die althergebrachte Eintheilung in Friedens- und 
Kriegsrecht. Der erste Theil ist allgemeinen Inhalts. Er 
behandelt die Definitionen, Quellen des Völkerrechts, und die 
Völker und souverainen Staaten ; der zweite die ursprüng- 
lichen oder absoluten internationalen Rechte: das Recht 
der Erhaltung und ÜDabhängigkeit, der Civil- und Cri- 
minallegislation , der Gleichheit und des Eigenthums; der 
dritte, den internationalen Rechten der Staaten in ihren 
friedlichen Beziehungen gewidmete, Theil beginnt mit dem 
Gesandtschansrecht und geht dann zum Recht der Unter- 
handlung und Verträge über; der vierte erörtert unter der 
Hauptüberschrift : ^die internationalen Rechte in den feind- 
lichen Beziehungen^ den Krieg. 

Dass bei Wheaton keine Scheidung des materiellen 
und formellen Rechts durchgeführt ist, leuchtet ein. Denn 
ein Theil des materiellen Völkerrechts: „die Verträge^, ist 
mit einem Theil des formellen: „den Verhandlungen^ und 
sogar in einem Capitel verbunden. Sonst enthält indess 
der dritte Theil, da er ausserdem die Gesandten abhandelt, 
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nur formelles Recht, während ein anderer Theil des formel- 
len Rechts : „ der Krieg ^, freilich wiederum eine für sidi 
geschlossene Abtheilung auf Grund der Unterscheidung des 
Friedens- (Thl III) und Kriegsrechts (Thl W) bildet. Die 
Construction des völkerrechtlichen Rechtsverhältnisses ist 
nicht minder mangelhaft. Das Intemationalrecht wird zwar 
angewandt auf die Staaten, Fürsten und sogar auf Privat- 
personen und Corporationen, aber zunächst im Allgemeinen 
nur behauptet, dass sie diesem Recht unterworfen seien. 
Auf die Fürsten in ihren persönlichen Beziehungen oder in 
ihren Eigenthumsrechten, welche von jenen Benehungen mit 
firemden Staaten, Souverainen oder Unterthanen abhängig 
sind, während dieselben Beziehungen der Privatpersonen oder 
der Corporationen das internationale Priyatrecht bilden sollen. 
Als eigentlicher Gegenstand des Völkerrechts wird aber die 
Gesammtheit der unmittelbaren Beziehungen zwischen den 
Völkern und Staaten bezeichnet ^^ 0* Demnach weiss auch 
Wheaton die Staaten oder Völker allein als Subjecte des 
Völkerrechts. Das Recht der Objecte ist bei den absoluten 
fechten als Eigenthumsrecht behandelt, nimmt also keine 
besondere, getrennte und im System als besonderes Glied 
hervortretende Stellung ein. Die Acte, durch welche die 
Subjecte zu denObjecten in Beziehung treten, sind in einer 
Erscheinungsform dem Friedensrecht untergeordnet und einem 
formellen Bestandtheil, den Verhandlungen, beigeordnet. Es 
fehlt demnach sowol bei Wheaton eine Unterscheidung des 
materiellen und formellen Rechts, als eine vollständige Her- 
vorhebung der Subjecte, Objecte und Acte, somit die Con- 



m) Wheaton, eldm. S. dO ff. 
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stracüon des in diesen drei Bestandtbeilen sich darstellenden 
Rechtsverhältnisses. Yorlfiuflg hervorzuheben ist aber die 
bei den absoluten internationalen Rechten getrennte (in 
einem besonderen Capitel) Behandlung der Rechte der Civil- 
und Criminallegislation als internationales Privatrecht, Ueber 
den Werth der Benennung und Darstellung dieses in neuerer 
Zeit ausgebildeten Haupttheiles des Völkerrechts werden wir 
später im Zusammenhange mit anderen verwandten Leistun- 
gen uns auslassen. 

Dem behandelten Gegenstände nach unvollständiger sind 
Oke Manning's Commentaries on the law of Nations 
(London, 1839). Indess war der Verf. bei Herausgabe 
derselben sich dessen bewusst. Das warnende Beispiel von 
Fettiplace Bellers, von dessen ,,Delineation of universal 
lani"' nur das Schema herausgegeben ward, während seine 
zwanzigjährigen Studien zu dieser Arbeit nach seinem Tode 
unbenutzt liegen blieben, trieb den Verf. an, das von ihm 
Beendete der Oeffentlichkeit zu übergeben '-^P^). 

Wir erhalten nur drei Bücher des Völkerrechts. In 
dem ersten die Definition und Geschichte des Völkerrechts, 
in dem zweiten dessen Quellen, in dem dritten das Kriegs- 
recht. Wir können uns daher nicht für berechtigt halten, 
an diese Anordnung, welche geständigermaassen nur Bruch- 
stücken gilt, einen kritischen Maassstab anzulegen. Dessen- 
unerachtet ist es möglich, den Standpunct des Verfassers 
zu charakterisiren. 

Sein Werk beginnt mit einer Verwerfung der Wieder- 
gabe^es his gentium durch law (Gesetz) of natwns, indem 
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statt dessen richtiger Rights (Rechte) of Nalums ge- 
setzt würde. Auch ihm erscheint, gleich Wheaton, das 
Internationalrecht, für welches er übrigens den Ausdruck 
hm of nations beibehält , als der Inbegriff der Regeln für 
das Benehmen unabhängiger Staaten in ihren gegenseitigen 
Beziehungen. Er verwirft aber die Verbindung des Natur- 
und Völkerrechts, und tadelt die Hineinziehung der Bezie- 
hung der Privaten in das Völkenecht ^^s). Das Naturrecht 
wird mit der Offenbarung identiflcirt und gleichzeitig mit 
dem Utilitfitsprincip , insofern durch dessen richtige Anwen- 
dung menschliche Glückseligkeit befördert wird 2^*). Nur 
von der durch die Offenbarung dem Naturrecht ertheilten 
Sanction sei die steigende Achtung vor dem internatio- 
nalen Recht zu erwarten 2®*). Indess gebe es ausser 
diesem Naturrecht, dessen Verpflichtungen sich Niemand ent- 
ziehen könne, auch durch Gebrauch und Convention begrün- 
dete Völkerverpflichtungen. Diese letzteren seien mensch- 
lichen Ursprungs, während die ersteren göttlichens sind. Das 
göttliche Gesetz verordne die Befolgung des menschlichen, 
positiven (positive lawj^^^). Das Gewohnheitsvölkerredit 
(customary law of nations) (welches der Verf. offenbar 
mit dem positiven identiflcirt), obgleich mit mehreren Ano- 
malien behaftet, bilde als ein Ganzes ein bewunderungswür- 
diges System zur Regelung der internationalen Beziehungen 
der Staaten ^^') , dessen Erhebung zu einem Rechtssystem 



263} Oke Manning a. a. 0. S. 1 —6. 

264) Oke Manning a. a. O. S. 57 ff. 

265) Oke Manning a. a. 0. S. 66. 
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der Wissenschaft obliege. Vertrfige verpflichten zwar zu- 
nächst nur die contrahirenden Theile, indess seien Verträge, 
mit Recht als Beweis (as evidence) für das Gewohnheits* 
Völkerrecht anzuführen ^^^). Das Völkerrecht beruhe ebenso 
auf dem Naturrecht, dem Gebrauch und der Convention^ als 
das Englische Recht auf der Billigkeit (equity)j dem Gewohn- 
heits- (common law) und dem Gesetzesrecht (Statute 
lan>)^^^y Bei der Behandlung des Krieges werden, wie 
bei V. Martens, die anderen gewaltsamen Maassnahmen: 
die Repressalien und die Retorsion, vorausgeschickt. 

Die ganze Behandlung des Manning' sehen Werkes 
l&sst die UnvoUständigkeit desselben bedauern. Es enthält, 
ausser einem sehr verdienstlichen Abriss der Geschichte der 
Völkerrechts Wissenschaft (Buchl, Cap. II) und einer sehr 
interessanten, historisch begründeten Abhandlung : über die 
Erzwingbarkeit des Völkerrechts (Buch ü, Cap. V), nur die 
Erörterung der Benennung des Völkerrechts, der Quellen 
desselben und des Kriegsrechts. Indess steigern alle diese 
Leistungen wegen ihrer Vorzüglichkeit nur das ausgespro- 
chene Bedauern. Das Werk ist mit reifem Urtheil, unter 
hervorragender Benutzung der fremdländischen, namentlich 
der deutschen und flranzösischen , Literatur, dagegen gerin- 
gerer Verwendung historischen Materials ausgearbeitet. Bemer- 
kenswerth ist das aus der Englischen Rechlsauffassung ganz 
erklärliche Hervorheben des Gewohnheitsvölkerrechts und 
das Uebergehen der sonst derselben Auffassung entsprechen- 
den Priyudicien. Gleichzeitig beeinträchtigt aber auch der 
natimale Standpunct die allgemeine Brauchbarkeit des Wer- 
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kes durch die Englischen Sondei^geliaste im Seerechl. Iin 
Gegensatz zu Wheaton hat der Verf. sowol die Qaellen, 
als den positiven Charakter des Völkerrechts richtiger äxatr 
gefasst, iifdess hat. er dem Natorrecht dennoch keine rich- 
tige Stellung zum positiven Völkerrecht angewiesen, lieber- 
schätzt wird der Einfluss der Wissenschaft auf das Völker- 
recht nur von Wheaton, nicht von Manning. Denn jener 
erhebt sie zur ersten Quelle, dieser dagegen begründet 
das Völkerrecht zunächst auf das Gewohnheitsvölkerrecht 
und will dieses zu einem vollendeten System durdi difc 
Wissenschaft erhoben wissen , was fi^Uich von ihm nur sehr 
unvollkommen geschieht. 

Ric)iard Wildman's Institutes of interntUUmal Ic^ 
(London, 1849) enthalten m zwei Bänden die internationalen 
Rechte in Friedens- (Bd I) und Kriegszeiten (bdU). D<lto 
Verf. ist das internationale Recht ein Gewohnheitsredht^ wel- 
ches die Rechte und den Verkehr unabhifnglger Staaten ita 
Frieden und Ejiege regelt und bestimmt. Weder die Ver- 
träge, noch das Naturrecht bilden dasselbe, s^ondeiUi ledi^- 
litfh das Gewohnheitsrecht. Denn die von diesem vorge- 
schriebenen Regeln können praktisch offenbar werden. Reb 
speculative, allgemeine Principien werden nicht als hinrei- 
chend zur Begründung einer Regel erkannt, sie mtisisiien dem 
Gebrauch und der Praxis der Völker gemäss sein. Die Evi- 
denz des Gebrauchs der Nationen muss aus Gesetzen und 
Ordonnancen, aus Verträgen, so weit sie declaratorische Be- 
stimmungen fOr das Völkerrecht enthalteif, aus schriftstelle- 
rischen Werken und ürtheilen internationaler Gerichte nacb 
gewiesen werden. Diese Urtheile sollen nur die Lücken 
der Schriften ergänzen. 
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lUtt sduMi die EhitlieifaiBg 4tB \6ll!an€biB iä ein 
ftiedens • aad KriegsIrOlkerredit deotth^ aus dem hainüi Mr 
Bwcü UihM Wlldmann's henror, so bat er diese aveb 

I 

minerdem atisdraeklich fBr die allleitt mittssige MHstt. 
bdess können, seiner Ansieht nach, nur tfe Keebte ides 
Kriegte mit legOxt 6einra%kc!it behandelt werden, uneil nur 
Ittr sie judiciAre Entscheidmgen Torllegen. Da jedoth 
dtee RecSite a«s einer Yerlettting des Friedens eittstataden, 
to konnten sie mir, nach vorheriger BebanAiing des Frie- 
dminrechts, fenr Erörterung gelangen ^''^o). 

Ais Gdgenstand des Völkerrechts erkennt der Verf. die 

Rechte unabhängiger Staaten und ihrer Soureraine. Die 
WicMt der Sotirerahietfit seito entwed^ inheir^ tmd ]^¥- 
inMiente, >irel<^e dn utebttangiger Staat innerhfefb äeStfes 
eigenen Territorftimä attsöbt, toder äüi^sere und hrfBlIige 
füceasianids) j Mrdche m der Ant^endung Vöu fresandfen, 
Con^uln, in dem Recht zum Absddusse Von Verfr&gcfn ufrd 
ittr Kriegöfahrung bestehen «''^. Der Verf. verihiMlt den 
äefr des Friedcnsrechts in fßnf Capifel. Das erste 'erörifert 
die NMur und Quellen des Völkerrechts, das ziveit^e cHe 
unabhängigen Staaten und deren Territorium (das ftecht der 
Subfecte und Objecte wird hier andrtitend behandelt), das 
dritte die Gesandten und Consuhi (die Otgane des internationb- 
len Verfahrens), das rierte die Verträge (eine Art der Acte), 
das fünfte das schiedsridhterliche Verfahren und die Re- 
pressalien (ein friedliches und ehi gewaltsames Mittel zur Bei- 
leguhg von Streitigkeiten), das sechste idie Verlelzungen 
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des Völkerrechts. Unter diesem Gesichtspmict werden die 
Verletzimg des sicheren Geleites, SchmAhschriften gegen 
Soaveraine und hervorragende Personen in firemden Ländern, 
und die Piraterie behandelt. Der zweite Theil ist ledige 
lieh dem Kriegsrecht gewidmet. 

Dass der Verf. fQr die Positivitat des Völkerrechts ist, 
beweist nicht nur die TOllstftndige Verwerfong des Natur- 
rechts, sondern namentlich die Begründung des Völkerrechts 
auf die Gewohnheit oder das Herkommen, und dass er audi 
dieses bis zur strictesten Positivitat erweisen will, bezeugt die 
vorzugsweise Hervorhebung der richterlichen Entscheidungen, 
wesshalb ihm auch nur das Kriegsrecht wahrhaft nachweish 
bar erscheint Der Wissenschaft rfiumt er zwar anflinglich eine 
Stelle vor den Prfljudicien ein, hebt aber doch nachher diese 
ausschliesslich hervor. Die Vertrage treten gegen das Her- 
kommen zurück, da sie nur als Auslegung dieses zur Bildung 
des Völkerrechts in Anwendung kommen sollen. Die Anord- 
nung ist im Allgemeinen die übliche, in Friedens- und Kriegs- 
recht, indess erscheint ersteres nur zur Erklärung des letzte- 
ren, dieses also als der Haupttheil. Die Systematisirung des 
Friedensrechts im Einzelnen ist entschieden nur willkühriich. 
Unpassend erscheint die vereinte Behandlung der Subjecte 
und Objecte, und die Vereinigung des schiedsrichterlidien 
Verfahrens und der Repressalien ist nur aus ihrem gemefai- 
schaftlichen , auf die Streitigkeiten der Völker gerichteten 
Zweck erklärbar. Die getrennte Behandlung der Verletzun- 
gen des Völkerrechts ist offenbar Kent nachgebildet, wenn- 
gleich Wildman die von jenem behandelte Verletzung der 
Gesandten und den Sklavenhandel übergeht, wogegen er die 
Verletzung duixh Schmähschriften aufnimmt. Dass aber diese 
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TrenBäng d^ Anordnmig des Stoffes nicht zweckdienlidi 
sei, haben wir schon oben (fengl. S. 78) ausgeführt. Die 
Mft^chkeiten der Verletzung des Vfilkerrechts sind auch 
weder durch die von Kent, noch durch die Ton Wild- 
man rubricirten Falle erschöpft. Das Urtheil über Wild- 
nan's Ldstung würde in Bezug auf die Art der Gewinnung 
des Stoffes und dessen Anordnung dahin zusanunengefiisst 
werden können : dass er in der ersten Beziehung das Her- 
kommen und die gerichtlichen Entscheidungen überschlitzt 
und die VertrSge unterschätzt, in der zweiten Beziehung 
aber für das Völkerrecht, mit Beibehaltung der alten; auf 
blos Susseren Zustanden basirten Eintheilung, nicht nur nichts 
Neues erbracht, sondern überhaupt der Anordnung mit sei- 
nen rein willkührlichen Abtheilungen der zwei HaupttheUe, 
mit seinem zufalligen Nacheinander gar keine Rechnung ge- 
tragen habe. Endlich ist in Grotianischer Weise das Kriegs- 
recht ungebührend hervorgehoben und auch in der That 
viel ausführlicher (Bd II, S. 1—352) als das Friedensrecht 
(Bd I, S. 38—186) bdiandelt worden. 

V. Mohl hat bei Besprechung der Leistungen der Eng- 
lander noch die freilich unvollendete Bearbeitung des Völ- 
kerrechts durch R. Phillimore, Cammentaries upan In- 
temalUmal law» L London 1854 » hervorgehoben. Die 
recbtsphilosophische Einleitung soll nur Axiome ohne Beweis 
»thalten, die Quellen dagegen klar erörtert und das 6e- 
sdiichtliche, Positive und Juristische des Werkes sehr genü- 
gend, zum Theil vortrefllich sein. Den 'Elementos delDe- 
recho Intemacianal von J. M. de Pando (Madrid, 1843) 
wird der richtige Begriff vom positiven Völkerrecht abge- 
sprochen, indem die Sfitze nur subjectiv-philosophisch be- 
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de Dencio mtennati0»al) mri d«g»g«ti 4t« fnifluiltiwg 
des ridittfeii BugaUb benrwgeliolwii , wähmid «» aUmJh 
me'B EktmentM de tfere^i^ PubUc^ Int^rnUdmut! (M«dl«a 
1840) eiae mragcUiafle the9r«(Mcbe uaA gee«}««lrtll0be B«r 
criiiidiDg der gedrSngt vorgejtrageften Lebren ger^ ivwL 
Sm lieidf» tatetgenannte^ fidhitfleteUeni ist indes« eise gttite 
Bfiliaiiittiiiig das iaienatiaaaleia Priirafarecbts und dam amaitaa 
andi die das Stiiifireclits aachgeruhmt. Dagegen mird diftiai« 
a^g dta SAdanerikaiars A* Bello (Priv^pi»$ d^ Be- 
rmho d$ Gentes, Madr. 1844) in Basug auf das inta> 
laHonale Privatrecsht ida venvirrt und mtiuristiaeli toeaeicbMi^ 
iai UabrigeR aber das GaoM als ein «oblgCEaliMAes .Cm^ 
paadla&i der landesai^liidien 6«gr4fiEe i»d Annakiiiea, wolmi 
Yalt^i, V. Martena, Cbitty und Kent l^enutot seiao, 
ge^ebttdart 2?^). 

\ikt siain^eii ebtn genaRi^n Werka aind |n Bnug 
anf ifaM Anordnung durch y. Mohl nicht gew&rdAgt wardaa. 
Wfire in dieser Beziduing EriMriidbes oder verdteastlicli 
AhJv^ieliendM geleistet werden, ao ist nicht zu beawaifeln, 
dasf Solches moh dqrch v. Mehl gehährend henraigehelM» 
WÄN'dan wäre. 

Wir vea^n uns jet»t zu den beiden neuestea Bearbei- 
tongea des V^errechts» von welchen die eine als System 
(Oppenheim) und die and^e als Völkerrecht der fiagies- 
wart (Heffter) sich anküadlgt. Die erstere, der Zeit 
ihMs ErscheiiMas nach die ^tere, nuas doch, mit Bficfc? 
sieht auf die bis in die letzten Jahre hiaaiueiidiendeii 
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^fjj^efbo^fp 4^0^99» 4er letztem 4iff ^ man^m. Au<A 
i^u^ wir unserer Darstelliuif der vOlkerrechttioIieii Be- 
ar]|»fitaii|g^ 9%lhsi einen anpassenden Abschlnss zu geben, 
ffiem v^r das, yer^leicbsweise bedeutendste Werk als den 
][leprfi$entanten der relativ vorgeschrittensten Bearbeitung an 
daa Ende rücken , und bei der scblifsslichen Beurtheilu^g 
im Vi^r^eich zu den übrigen Leistungen ermes^ep, welche 
Vbff^ derseHieii es vennieden und ifel<Ae Yorzilge es spä- 
teren Werken überlassen habe. 

^einrieb Bernhard Oppenheim ist bemüht gewe* 
aei^ kein Compendium, sondern ein System des YOIker- 

recbts zu liefem und zwar aus den Gedanken des Gescbe- 

» . .• ■ . . . •- 

henep ein neues, auf anerkannten Wahrheiten ruhen- 
des V^kenrecbt, welches seine Gewähr in den be^jmsstei^ 
S^pathien der Völker finde. Er will dem praktischen 
l^clü im Völkerrecht den gehörigen Raum erringen. Als 
«eine Neuerung beansprudit der Verf. das 9orgsamere Auf* 
sieben von Rechtsprincipien ^'^^). 

Oppenheim erkennt^als Begriff des Völkerrechts den 
Komplex aller Rechtsnormen für die Beziehungen und 
Conflicte zwischen den Nationen. Die Nationen werden aus- 
drflcl|üich als Rechtssubjecte aufgefasst, indess soH das 
Yölktrrecbt nicht blos die Rechtsbe^iehungen der verschie- 
denem Staaten, sondern auch die der Bürger liferselben 
3p^ einander umfassen ^'^^). ZuReditsverbfiltnissep, d.h. 
H^enseitigen Rechten an einander und Pflichten gegen 
fi^iu^&der, wird ^ Verkehr über ^e Schranken des pi^z^l^en 
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Staates hinaus gefordert, und — da unbewusste Rechte dem 
Begriff des Rechts selbst widersprächen — das allgemeine Be- 
wusstsein bestimmter Normen für diesen Verkehr. In der Vor- 
aussetzung der Snbjecte und Objecte des Völkerrechts wird 
die Prämisse fester, bestimmter Nationalitäten und einer 
kosmopolitischen Gemeinsamkeit erkannt. Nachdrucklich 
remonstrirt Oppenheim gegen die Universalmonarchie und 
findet den Fortschritt des Völkerrechts lediglich gesichert in 
der Vielheit der Staaten, welche bewahrheile, dass sich 
alles Geistige in einer lebendigen und manigfaltigen Wechsel- 
wirkung der Kräfte manifestire und verwirkliche. Auch 
wird der Kosmopolitismus nicht als ein abstracter gefasst, 
sondern es soll die äussere Gestaltung der Geschichte recht- 
liches Dasein im Völkerrecht gewinnen 2'^^). Als innerste 
Quelle des Völkerrechts wird das allgemeine Rechtsbe- 
wusstsein, als (äussere) Quellen werden aufgeführt: die 
Staatsverträge, denn die Rechtssitten bedürften in der Regel 
der Bestätigung durch diese, femer Thatsachen, aus wel- 
chen man rechtliche Folgen ziehen könne, Protocolle und 
Actenstücke der Congresse und die diplomatischen Obser- 
vanzen : die comitas gentium. Als Beispiel der letzteren wird 
das Gesandtschaftsceremoniell genannt ^''ö) Das Verhältniss 
der Philosophie zum Völkerrecht wird in folgender Weise 
bestimmt. Das Völkerrecht miisse aus dem gestehenden 
erkannt, das Bestehende aus der Geschichte verstanden 
werden. Die philosophische Auffassung des Völkerrechts 
dürfe daher von der positiven und historischen nicht getrennt 
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werden ^^"O- Die Rechtsphilosophie müsse in der Geschichte 
die Bestätigung ihrer Wahrheit suchen «'''ö). Die Ethik 
stehe nur in einem miUelbaren Yerhfiltniss zum Völker- 
recht, ihre AufTassungsweise habe zwar auf Gestaltung des 
zukünftigen Völkerrechts eingewirkt, aber zur Erkenntniss 
des positiv bestehenden Völkerrechts sei sie höchstens als 
ratio legis latae wichtig ^79^ pje Analogien des Privat- 
rechts für das Völkerrecht werden schon wegen der Ver- 
schiedenheit der privatrechtlichen Rechtsverhältnisse und des 
Völkerrechts abgewiesen und nur in einigen, sehr beschränk- 
ten Ausnahmsfällen verstattet ^^^), denn die privatrechtliche 
Auffassung verhalte sich zum Völkerrecht ebenso auflösend 
und desorganisirend, wie etwa die Vertragsidee zum Staats- 
recht, dennoch bilde das Privatrecht die Grundlage des inter- 
nationalen Privatrechts ^®i). 

Die Diplomatie wird Dur als Kunst der politischen 
Unterhandlung zwischen den Beamten und Agenten des diplo- 
matischen Verkehrs gewürdigt, deren Regeln in den Ma- 
nuels des Cansulsj Cours de Diplomatie etc. enthalten, 
und auch auf die Interpretation alter und die AufTassuDg 
neuer Urkunden bezüglich seien ^82), Dagegen wird die 
Beziehung des allgemeinen Staatsrechts zum Völkerrecht 
anerkannt , denn dieses biete dem' Völkerrecht die nöthigen 
Stofl'e, z. B. bei der Frage: was ist die Souverainetät ; zur 
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Llffing anderer fr^geii > 9.$. 4er: wer ist Ipier 8oR![ei!||i|^ 
9ei 4es apecielle Stnatsreeht nebst seiii^ Gfusclii^tQ HotiJpji^^ 
wevdjg. Als erate Ht^lfsvissenscb^ des Y^lkfrre^^s wir4 
die Gescfaiehte aufgeführt 

Wir kOanen uns im AUgememei mit dey Ansd^t^m^ 
gen Oppenheim's nur einversti|nde]|^ erklären, pie ?^ 
tivitAt des V((lkerrechts wird offenbar von ibqi ^rstreb^, 4ew 
er will ja dan praktischen Recht einen gehörigen Raqn ia^ 
Yfllkerrecht einrdumen, nur anerkannte Wahrsten darstdkn 
und erkennt die Geschichte als die erste Hfllfswiss^iischafl 
an. Pie Stellung der Philosophie zum positiven Recht s^ei^f 
uns dagegen nur in einer Thatigkeit angedeutet. Ihr 1^ 
fluss auf die Auffassung des Positiven wird gebtHire*^ 
festgestellt, minder entschieden tritt aber die Philosophie deif 
positiven Rechts hervor, die Oppenheim fireilich dem Namen 
nach auch aufführt, aber, wie es uns scheint, ^uf die 
erstgenannte Thfitigkeit beschränkt. Das allgemeine mf^ 
das besondere Staatsrecht sind richtig als Hülfs^sseaschaf^ 
ten au%efas$t, wogegen das privatrecht diß Grunidlag^ deiji 
internationalen nicht abgeben kann, denn ^enn audi dieses, 
gleich jenem , Verhältnisse Einzelner zum Gegenstände hat , 
so sind sie doch immer nur Verhältnisse zu anderen Ein^^d- 
nen, welche durch die Staaten, zu wdchen sie gehAr^p, 
vermiUelt werden, indem die Einzelnen selbst gegent^er ^p^ 
Staaten der Ungleichheit ihrer beiderseitigen Persönlichkeit 
wegen, namentlich auch in Bezug auf ihr Recht und ihre 
Macht nicht auftreten können. Es liegi^n somit ipi s. g. 
internationalen Privatrecht Verhältnisse d«r Staaten und 
nicht der Einzehien vor. Wo aber die Verhältnisse eines 
einzelnen keinem Staate An^ehören^eiji üf. ß^tilAf^t k^pmien, 
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dt kau das yaftem^t oder Staatowrec^ü, Aa ja die^fr 
Bins^e durch Jam Volk oder keiaea Staat vertretea wird, 
meUs festsetsen, sondtni da bftigt die F«9ttfteUa]iK der 
Rechte des £iazelneE lediglich von dem EnoMse» dei^jeni* 
9MI Staates ab, in wekheii er sieb hiaeiabegebea bat und 
dasaaa Aagebdriger er fadisch gawardea i^t Richtig wird 
dagegta der Dtptematie der Charakter aiaer Wis9en9cbaflt $^ 
geaprochen und der ,£tbik die beachrfiakte Interpretation des 
V#ken«eUs versiattet Auch den recbtUdieA Charakter d«a 
¥4ttkfirre^tB und dessen Eigmtbüiabehkeit bat Oppenheim 
liAtw hegoffea. A«s dem aUgemeinen Rechtsbewusst^ 
seU soll das Völkerrecht entstehen, Recbtsnomen ent« 
haltro, Rechts verhiltnisse darstellen, von ReebtssubiJeGtcia 
geleitet werden. Die EigentbiUnliebkeit des Völkerrechts 
wird m der Gemeinschaft der VieBieit der Staaten, mit Ber 
wabruiig der Selbstständigkeit derselben , somit jdie Welt- 
nchtaoidanug erkannt. 

Kl^mm wir daher diesen Anschauung«! grässteatheils 
uns nnbediogt anscbliessen, da durdi sie offenbar dem 
Vütkeriecht ein positiver Bestand und rein^, eigentbOmlicber 
Inhalt gesichert wird, ^o bedauern wir um so mehr, dass der 
Verf. von diesen seinen richtigen Grundanaichten, namentlich 
vm seiner durchaus positiv rechtlichen Grundanschauuag 
keiaen entsprechenden Gdirauch zu einer demgemfiss durch- 
geführte» Systematik machte. D^n hier kehren, wie bei 
Klttber, die alten naturrechttiehen Eintbeiliingen der ab- 
saluten Rechte (II. Thl) und bedingten Rechtsverhfiltr 
niaae dar Staaten fwr^^, und dieser Rückschritt wird 
gaiDss dadurch nicht gesUbnt, dass die bedlngleiii Recblsr- 
verMltaisse au^ „Beüehungeili der Statte» t« euiKfidfir w 
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Krieg und Frieden^ (III. Tbl) benannt werden. Denn hier- 
mit ist auch die alte Abtheiinng in Krieg und Frieden 
wieder aufgenommen. Als absolute Rechte sind die Sou* 
verainetfit, das Staatseigenthum , die Selbstständigkeit, Un- 
abhängigkeit und Gleichheit der Staaten, als bedingte die 
Verträge, die diplomatischen Agenten und das Kriegsrecht 
behandelt. Der gewiss verdienstliche, vorausgeschickte „all- 
gemeine Theil^, dessen Inhalt wir am Eingange angab<m, 
und die Beschliessung des Ganzen mit der ColHsion der 
Staatsgesetzgebungen oder dem internationalen Privatrecht, 
sind nicht geeignet, den naturrechtlichen Schematismus zu 
corrigiren und suppliren. Vielmehr mässen wir die Sonderstel- 
lung des internationalen Privatrechts auch hier rüg», wenn- 
gleich Oppenheim durch dieselbe seiner bereits beurtheilten 
Anschauung : „ dass im Völkerrecht auch die Beziehungen 
Einzelner zu Einzelnen in Betracht konunen^, Ausdruck 
verliehen hat. Die Gegenstände dieses Rechts sind ledig^ch 
bei der Erörterung der völkerrechtlichen Souverainetit und 
namentlich bei deren Concessionen aus Rucksicht auf die 
Weltrechtsordnung abzuhandeln. Es braucht kaum b^nerkt 
zu werden, dass die Scheidung des materieUen uttd for- 
mellen Rechts vollständig unterblieb, sowie auch die Er- 
kenntniss und Construction des völkerrechtlichen Rechtsvor- 
hältnisses in allen drei Theilen vermisst wird. Nur die Sub- 
jecte werden genannt, während als Object, aber doch wol 
in einem uneigentlichen Sinne die Kosmopolitie oder Völker- 
gemeinschaft bezeichnet wird, welche wenn die Souverai- 
netät als subjectives Princip des Völkerrechts gefasst wird, 
wol im Gegensatz dazu als objectives Moment, aber dann 
doch nicht schlechthin als Object des Völkerrechts bezeidinet 
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weiden kann. Wenn wir daher, wie oben gesellen, die 
Anschannngen Oppenheim's über das Wesen des Völker- 
redits und dessen Verhftltniss za anderen Wissenschaften im 
Ganzen billigen , so ist doch seine Anordnung jenen weder 
ratsprechend, noch eine vollstAndig neue, da er auf die 
alten naturreditlichen und die traditionellen kriegs- und 
firiedensrechtlichen Eintheilungen zurückgeht. Es ist zu be- 
dauern, dass ein so vielbegabter Schriftsteller, wie Oppen- 
heim, nicht auch die Systematik des Völkerrechts, das er 
ja als System darstellen will, einer eingehenderen Beurtheir 
lung gewürdigt hat, welchenfalls er wol entschieden, bei 
seiner sonstigen folgerichtigen Denkweise, ihre Mfingel er- 
kannt und sie durch gleiche Vorzüge, wie sie in seinem 
allgemeinen Tbeil enthalten sind, ersetzt hätte. 

Nur noch ein Werk bleibt unserer Beurtheilung vor- 
behalten, aber das vergleichsweise heutzutage anerkann- 
teste, die fast allgemein, in der Nähe und Ferne rühmlichst 
hervorgehobene Bearbeitung des Völkerrechts durch den auf 
anderen Rechtsgebieten früher bewährten August Wil- 
helm Heffter. Je mehr dieses Werk heutzutage alle übri- 
gen in den Hintergrund gedrängt hat, desto begründeter 
erscheint eine eingehende Beurtheilung desselben, wenn wir 
auch hier nur innerhalb der bisher beobachteten Grenzen 
uns bewegen werden. Diese durch den Gegenstand unserer 
Schrift gebotene Beschränkung wird uns bei Heffter's 
Werk allerdings in die Lage versetzen, mehr ausstellen als 
billigen zu können, aber auch hier werden wii', wie wir im 
Veriaufe unserer ganzen Schrift es thaten, zuerst den Verf 
selbst reden lassen und dann urtheilen, sodass der Leser 
über unser Urtheil, inwieweit es auf dem richtig erbrachten 



Thatbestande ricbtig begründet sei, sich seifest v/ML «iiiÜrttffl 
bilden können. Gerne ergreifen wir aber sdion hier Ae 
Cfelegenheit^ dem mit Recht Anerkannten Werke auch unsere 
Anerkennung zu Tbeil werden zu lassen, da wir sdbst deiil- 
selben unsere erste Vorliebe fßr das ViSkerrecht und titi- 
fache Anweisungen ztt weiteren Studien verdanken. 

Schon vierzehn Jahre sind verflossen, seit H<effter 
zum ersten Male mit seinem Europfii6chen Völkerrecht der 
Gegenwart an die Oeflientlichkeit trat. Als Civüist und Gri- 
minalist hatte er sich bewährt, nun gewSbrte er audi eine 
Beurtheilung seiner puMicistischen Leistungsffldgkeit. Hug-ö 
Grotius hatte Natur-, Staats- und Völkerrecht zilg&^ch 
dargei^tellt tmd dadurch die Positlvität und SelbststUn* 
digkeit des Völkerrechts beeiti^ftchtigt ; Zouchy war voll 
civilistischen zu völkerrechtlichen StudieA flbergegangen und 
wurde sein Völkerrecht dadurch wesentlich priVatrechtlfdie 
Nachbildung; Heffter hatte als Civilist dem Privafrecht, «fisi 
Criminalist dem Öifenflichen Recht, aber fireilidji einem ZWeig^ 
des inneren Rechts sich zugewandt und giag sodAnn ah 
die Bearbeitung eines durch die privatrechtlicfae und staats- 
rechtliche Aufiflftssung. vielfach getrübten äusseren Recht*. 
Die G^ftihren der üebertragung der Begriffe aus der Rechtd- 
welt, in welcher dieser Autor heimisch geworden und Siit 
deren Anschauung er gluckliche Eifolge erzielt hatte, lageh 
nähe. Nur die klare Erkcnntniss des völkerrechtlichen Stof- 
fes und des diesen belebenden Grundgedankens konnten 
dagegen schützen. Wir prüfen daher zunächst Heffter 's 
Anschauungen in dieser Beziehung. 

Den tieferen Grund alles Völkerrechts findet Heffter 
In dem vernünftigen, d. h. auf der Nothwendigkeit des 



Ctdhrilkkens berateiideii Willen der M^nscben, sobaM er 
iit ein gemeinsames Bewnsstsein ti*itt, welches auch 
ant^ Nationen, die mit einander in Verkehr, in ein ge- 
l^^thafUfches Verhftltniss treten, als Bedingung davon sich 

r 

erhebe ^^^). Es beruhe dieses Recht auf einem all- 
seitigen, ausdrücklichen oder doch mit Gewissheit voraus- 
setzenden Eittverständniss. Der die Isolirung aufgebende 
Staiät bilde sich im Verkehre mit anderen ein gemeinsa- 
mes Recht Dieses durch gemeinsamen Willen gesetzte 
Reeht bedfirfe weder einer ausdrücklichen Anerkennung in 
V^Sftrftgc^, noch einer Bestätigung durch Gewohnheit, denn 
es gftbe ein schon mit innerer Nothwendigkeit anzuerken- 
nendes Recht, €hrundsatze, die alle Staaten, wdcbe dauernd 
iM nüt Sicherheit an dem allgemeinen Staateäverkehre Theil 
sdimeto, anerk^nen müssen. Diesem zur Seite stünde ein 
dmth deutliche Willenserklärung sMctionirtes Recht. 
Dfie vorzügliitete äussere Erkenntnissquelle des EuropSi- 
sühen V^errechts seien aber die Europäischen StaatshSndel 
iatA Vdlkerverträge , als nur mittelbare Queue erscheine da- 
geg^ die wissenschaftliche Darstellung. Das Volkerrecht 
sei in seiner Ursprünglichkeit ein Recht, welches der Eii- 
zdne selbst schützen und sich erhalten müsse. Aber als 
(kgan und Regulator trete die öffentliche Meinung auf und 
Ais letzte Gericht übernehme die Geschichte, welche als 
DI k« das Recht bestätige und als Nemesis das Unredit 
ahnde. Die Sanction des Völkerrechts sei die Weltordnung, 
welche dem Menschengeschlecht den ganzen Erdball er- 
sdUoBsen habe ; und seine Bestimmung : der allsdtigen 
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Entwickelung in dem Verkehre der Nationen und Staaten 
eine sichere Basis zu geben. Zu seinem Schutz könne 
ein gewisses Gleichgewicht der Nationen und Staaten wesent* 
lieh beitragen. Dieses Gleichgewicht, dessen Grundlagen 
die Nationalkraft und die gegenseitige Achtung bilden, sei als 
moralisches, als moralische Gesammtbürgschaft aufzufas- 
sen, worin alle Staaten nach dem nemlichen Recht zu ein* 
ander und zum gemeinsamen Schutz treten und sich mora- 
lisch zur Mitabwehr der Uebermacht Einzelner verpflichtet 
halten. Als Institut der Süsseren Politik ist dieses mora- 
lische Gleichgewicht nicht anzusehen, sondern als ethisches, 
indess erkennt Heffter einen naturgemfissen Widerspruch 
zwischen Völkerrecht und Politik nicht an, denn es gebe 
nur eine Wahrheit und keine sich wi^dersprechendea 
Wahrheiten. Eine sittlich correcte Politik könne niemals 
thun und billigen, was das Völkerrecht verwirft, und ande- 
rerseits müsse auch das Völkerrecht gelten lassen, was das 
Auge der Politik für den Bestand eines Staates schlechter- 
dings als nothwendig erkennt ^®^). Hiermit kann von dem 
Verf. die Identificirung des Völkerrechts und der Äusseren 
Politik nicht gewollt sein, denn diese würde ja das Neben- 
einanderbestehen und die angedeutete Wechselwirkung bei- 
der unnöthig machen. 

Heffter findet den tieferen Grund des VölkerrecUs 
in dem vernünftigen Willen der mit einander in Verkehr 



284) Heffter a. a. O. S. 2 flf. Auch in der zweiten und dritten Auf- 
lage bat Heffter diese Anichauungeo beibehalten. Wa Überhaupt eine tolcbe 
Uebereinstiminung in dem Inhalt und sogar in der §S<Zahl der Auflagen statt- 
findet, citiren wir blos den §, bei einer etwaigen Abweichung wird die Auf- 
lage binsugefUgt. 
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tretenden Nationen^ sobald er in ein gemeinsames Bewusst- 
sein tritt und begründet dasselbe auf einem allseitigen, ge-^ 
wissen Einverstfindniss. Wir erkennen diese im Änschluss 
an Hegel unternommene Zurfickföhrung auf den Willen 
der l!7ationen an und ebenso das gestellte Requisit, dass er 
ein gemeinsam bewusster werde, indess hfitte der Wille 
nicht Mos so allgemein, sondern als ein rechtlicher .cha* 
rakterisirt werden müssen. Aber auch hierdurch wäre noch 
nicht die völkerrechtliche Eigenthümlichkeit desselben er- 
bracht, welche nur seiner Zweckbeziehung auf das Ytflker- 
redit und der Besthnmung dieses entnommen werden kann. 
Als solche Bestimmung erkennt Heffter die Gewährleistung 
einer sicheren Basis für die allseitige Entwickelung in 
dem Verkehr der Nationen, und erkennen wir hierin eme 
den Verkehr schützende Weltrechtsordnung, indess 
ist fiese nicht blos als Mittel, sondern auch als Selbst- 
zweck aufzufassen. Wenn daher auch in beiden Rttck- 
siditen weder die rechtliche, noch die internationale 
Eigenthümlichkeit des völkerrechtlichen Grundprincips von 
Heffter prägnant ausgedrückt worden sind, so scheint uns 
doch der gegebene Text die unternommene Interpretation 
zoKulassen. Klarer tritt die Abscheidung des Völkerredils 
von der Politik hervor, da ein jeder Zweig für sich beste- 
hen und ein jeder den anderen respectiren soll. Auch ac- 
cepthren wir gerne die ausgesprochene naturgemässe 
üebereinstimmung beider Gebiete, insoweit diese überhaupt 
wegen Gleichheit der Gegenstände und der einem jeden der 
Gebiete eigenthümlichen Zwecke möglich scheint. Eine völ- 
lige Üebereinstimmung würde ohnehin, wie bereits ei-wähnt, 
die Nothwendigkeit des Nebeneinanderbestehens beider Gebiete 
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aufheben. Nicht vollkommen einverstanden sind wir dage- 
gen mit den als Organ, Regulator, Gericht, Sanction und 
zur Garantie angegebenen Factoren. Sie ersdieinen sowol als 
zu zahlreiche Palliative einerseits, als auch als zu zahlreiche 
Instanzen andererseits. Auch hier möchte die Einheit der 
Vielheit vorzuziehen sein, denn letztere könnte leicht dm 
Verdacht anlassen, als bedürfe das Völkerrecht so vieler 
Schutzmittel und so vieler Richtstühle, und stünde nicht 
selbstkrfiftig und sich selbst richtend da. Wir ziehen daher 
die Angabe eines in der Natur des Völkerrechts selbst li<^-. 
genden rechtlichen Mittels vor, indem wir das Völkerrecht 
weder von der schwankenden öffentlichen Meinung, nock 
von der zu spAt richtenden Geschichte, noch von dem poli* 
tischen Gleichgewicht, einer bei Heffter fVeilich etUscheH 
Macht abhängig machen wollen, noch von dem gegenseiti«' 
gen Vortheil und Nachtheil der Befolgung oder Nichtbefol- 
gung, welche doph weder als ethische, noch als recl]rtliche, 
sojidern nur als politische Motive gelten können. Das den 
allgemeinen \yillen ausdrückende gemeinsame £inver- 
ständniss, auf welches das Völkerrecht begründet i^, 
wird auch als alleiniges Mittel zur Bewahrung der Gültig- 
keit desselben erkannt werden müssen. Mit dem Auf hören 
des allgemeinen Willens und des durch ihn gewirkten 
allgemeinen Einverständnisses hört auch das Fortbestehen 
des Völkerrechts sicherlich auf, und kann durch keine an- 
deren Mittel erhalten werden, während mit dem Fortbestande 
jenes Willens und Einverständnisses das Völkerrecht in aÜe 
Ewigkeit gesichert ist. Dass zum Fortbestehen dieser Grund- 
bedingung des Völkerrechts auch die angedeuteten Factoren 
mitwirken können, räumen wir ein, aber gesichert ist der 
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Fwtbestmd htaptsächlich nur durch jene, dem allgemeinen 
WflleB entstandene Uebereinstimmung, während dieser Wille 
Mlb9t als Resultat der gemeinsamen Rechtsäberzeugung der 
Vilker sich aufweist, welche Ueberzeugung nur durch Aus- 
l^cfaiing der national verschiedenen Rechtsanschauungen 
und Yermittelong derselben zu einer gemeinschaftlichen inter- 
nationalen erfolgen kann. Eben dieser letzteren Quelle wegen 
erkennen wir auch mit Heffler an, dass die Völkerrecht- 
Heben Ausdrucksweisen des Willens, wie die der rechtlichen 
Gewohnheiten und Vertrage der Völker, nur äussere Erkennt- 
nissfonnen seien, während wir andererseits nicht zugeben 
können, dass die Staatshändel mit den Verträgen, wie bei 
Heffter, in eine Reihe gestellt werden, denn die letzteren 
^öd ein deuflich fbrmulirter, abgeschlossener Willensaus- 
druck und die ersteren nur ein Mittel, welches diesen Ausdruck 
erbringen kann. Können wir daher im Ganzen mit der Heff- 
ter'sdien Anschauung, nach geschehener Auslegung der- 
selben, uns einverstanden erklären, und scheint uns auch 
m Gemässheit dieser eine stattgehabte Uebertragung Staats- 
und privatrechtlicher Auffassung nicht wirksam gewesen zu 
sein, so tritt doch aus der Systematik die völkerrechtliche 
Eigmtbfimlichkeit in gleicher Weise nicht hervor. 

Von der Betrachtung der Wichtigkeit des Krieges aus 
gelangt Heffter zur Darlegung seiner Systematik ^^^). Sie 
ist die traditionelle des Rechtes des Friedens und des Rechtes 
desUnftiedens oder des Actionenrechts. An diese Abthei- 
hingen wird angeschlossen die „Darlegung und Feststellung 
der äusseren Staatenpraxis, insbesondere der Formen des 
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diplomatischen Verkehrs^. Die Abtheilutog des Reclits des 
Friedens in die Rechtsverhaltnisse der Personen, Sachen iind 
Obligationen wird dadurch motivirt, dass auch andere Ge- 
biete des Rechts in dieselben zerlegt werden. Indess ist 
das doch nur bei einem anderen Gebiete : dem Priratredrt 
der Fall. Auch wird die Hoffnung ausgespro(ihen , dass 
diese, der älteren Jurisprudenz entsprechende Darstel«* 
lung den Vorzug der Einfachheit und grösseren Klarhdt 
habe. Unter der Alteren Jurisprudenz kann hier wol nur 
die civilistische gemeint sein, denn die völkerrechtliche 
hat, wie wir das bei Grotius (vergl. S. 24) und Zouchy 
(S. 31) erwiesen, eine fast unscheinbare oder nur partidle 
privatrechtliche Nachbildung aufzuweisen. Die Bewährung 
einer Ordnung für das Privatrecht hat aber noch nidit 
gleiche Anwendbarkeit für das Völkerrecht zur Consequenz, 
denn nicht eine anderweitig bewährte Ordnung vindicirt 
einem fremden Stoffe sofort Uebersichtlichkeit , sondern 
nur eine diesem Stoffe gemässe, nicht jede Materie passt in 
dieselbe Form hinein. — Das Recht des Unfriedens soll die 
Wege der internationalen Rechtsverfolgung zeigen, aber 
diese können nicht ohne Organe zurückgelegt werden und 
werden nicht schon durch die in jenem Abschnitt allein er- 
örterten gewaltsamen Rechtsmittel: Retorsion, Repressa- 
lien und Krieg, erschöpft. Die dem Recht des Unfriedens 
fehlenden Organe und gutlichen Maassregeln der Rechtsver- 
folgung sind freilich in die demselben coordinirte äussere 
Staatenpraxis aufgenommen worden , aber es ist dadurch nur 
Zusammengehörendes getrennt und der Staatenpraxis ein ihr 
nicht gebührender Inhalt zugewiesen worden. Heffter ist 
somit mit seiner Haupteintheilung zu der alten, an blos 
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Iwsere Zustünde «nknäpfenden OrdnuBg zurückgekehrt, bat 
diesen beiden Kategorien eine dritte, zu ihnen in keinem 
ParitStsverfaMtnisse stehende : die Staatenpraxis, coordinirt und 
ansserdem, gleich Schmelzin g, nur in Bezug auf das Per* 
aMMreefat entschiedener und in Bezug auf das Obligationen- 
redit mit Ausscheidung des früher behandelten Kriegsrechts, 
die privatrechtliche Systematik recipirt. Diese Combination 
dner auf blos Äusseren Zustünden : dem Frieden und Kriege, 
b^rttndeten und einer anderweitig entlehnten, dem Stoffe 
fremden Ordnung widerspricht nicht blos dem Requisit der 
einer Systematik nothwendigen Einheit, sondern auch der 
Anforderung, dass die Ordnung eine nicht blos fiusserlich 
angepasste Form, sondern eine dem Grundgedanken des 
Stoffies entstanmiende sei. Der Grundgedanke construirt das 
Recbtsverhültniss und mit den Bestandtheilen dieses gliedert 
udi der Inbegriff der auf dieses Yerbültniss bezüglichen 
Bestiamungen — das System. 

Die richtige Systematik ist demnach nicht blos durch 
das richtige Erkennen des TÖlkerrechtlichen Grundgedankens, 
sondern' auch durch die Anwendung dieses Gedankens auf 
das Rechtsverhültniss bedingt, und der Mangel dieser An- 
wendung ursacht denn auch bei Heffter das Zurückgehen 
zu dten, schon durch v. Martens aufgegebenen Eintheilun- 
gen und Nachbildungen. Das Rechtsverhültniss, das oberste 
und Grundverhültniss des Völkerrechts hat zu Bestandtheilen : 
Subjecte, Objecte und Acte. Als Subject nennt Heffter: 
I. den Menschen an sich; II. die einzelnen, im gemeinsa- 
men Rechtssystem begriffenen Staaten ; III. die Souveraine 
derselben und ihre Familien ; IV. die einzelnen Staatsange- 
hörigen als solche, anderen Staaten gegenüber ; insbesondere 
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V. die diplomatischem Ageiten. Wir redttciren diese Snb^ 
jecte auf zwei : I. die Staaten oder Völker und U. die Son- 
veraine. Subject des Völkerrechts kann nur diejenige Per- 
sönlichkeit sein, welche das Recht setzt, vertritt und am 
welcher es zuniehst haftet. Diese Persönlichkeiten sind aker 
im Staaten* und Völkerrecht, schon dem Wortverstande nach, 
nur die Staaten oder Völker, und die diese, bei bestdiender 
monarchischer Ordnung, vertretenden Souveraine. Zwar kön^ 
nen auch die Rechte des Mensdben an sich Iidialt Völker^ 
rechtlicher Bestimmungen werden, wie das z. B. die reli- 
giOsei Satzungen des westphAlischen Congresses und die 
den Sklavenhandel betreffenden Bestimmungen des Wiener 
bezeugen. Aber es emanirtra dieselben niciit von den Mw- 
sehen an sdch, sondern von den auch in ihrem Interesse 
versammelten Staaten und Souverainen , oder durdi das Me- 
dium des im Auftrage dieser handelnden Gesandten , sowie 
die Staaten und deren Souveraine auch die Ausfulirung der 
genannten Bestimmungen übernommen haben. Ebenso kön- 
nen auch die Verhältnisse des einzelnen Stnatsangehör^[en 
den Inhalt völkerrechtlicher Bestimmungen abgeben, aber 
diese Einzelnen setzten dieselben weder fest, noch voUniehen 
sie das Festgesetzte, noch vertreten sie dasselbe, sondern 
alles Das geschieht nur durch die Staaten und Souveraine. 
Adinlich sagt aucli Heffter : ,,der andere Bestandttieil des 
antike Vöilkerrechts, gleichsam das gemeinsame Privatreckt 
aller Menschen von gleicher Sitte, hat sich dagegen in dem 
inneren Rechtssystem der Einzelstaaten verloren ; dem heu- 
tigen Völkerrecht gehört er nur insofern an, als gewisse 
Mensdienrechte und Privatverhftltnisse zugleich auch unter 
die Tutel oder Gewährleistung verschiedener Natio- 
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Ben gestellt sfaid^ (§ 1). inwieweit nun positive Be- 
0ttmnmngen über diese Yerhtttiiisse und Rechte bestehen, 
insoweit geben sie auch den Inhalt des positiven VOIlcer« 
lechts ab. Wir sind daher, unter Voraussetzung dieser Ein- 
sdurinkung, mit Heffter nur in Bezug auf den Ort der 
Stdlung dieser Rechte und VerhUtnisse im System nicht 
einverstanden. Endlich können auch die Gesandten nicht 
da Siibjede des Ytflkerrechts betrachtet werden, denn auch 
sie setzen weder das Völkerrecht fest, noch vollziehen sie 
dasselbe ans eigener Machtvollkommenheit, sie wirken im 
Auftrage der sie ernennenden und bestimmenden Macht 
Indess ist auch Heffter bei der Behandlung der Subjecte 
der von ihm unternonunenen Coordination nicht treu geMie- 
ben. Denn er behandelte als Subjecte des Völkerrechts in 
dem denselben im ersten Buche gewidmeten ersten Ab- 
scbntte wol den einzelnen Menschen, die Staaten, die Sou« 
veraine und Staatsangehörigen, aber die diplomatischen Agen- 
ten sind in das dritte Buch verwiesen, wenngleich er der- 
selben bei Aufzählung der zweiten Kategorie völkerrecht- 
licher Personen neben den Souverainen und deren Familien 
als „unmittelbare Vertreter^ erwfihnt^^^). Sollte den Verf. 
da nicht etwa die Ansicht geleitet haben, dass die Gesand- 
ten dennoch keine Subjecte, sondern nur Organe des for- 
mcUen Völkerprocesses sind? Die Entfernung derselben von 
den Snbjecten und deren Einordnung in die Lehre von den 
Formen scheint das ersichtlich anzudeuten. Aber auch die 
gesonderte Behandlung der VerhIUtnisse der Staatsangehöri- 
gen hat Heffter nicht durchzuführen vermocht, auch seiner 
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eigenen Anordnung nach ]eicht vermeiden können. Er be« 
handelt unter der Rubrik: ^Modalitäten der allgemeineB 
Rechte der Einzelstaaten im gegenseitigen Verhftltniss unter 
einander^ die „VerbUtnisse der Staatsgewalten zu auswär- 
tigen Sottverainetütsacten und Rechtsverhfiltnissen in Coliir 
sionsfAUen^. Diese Verhältnisse werden sodann in Betreff 
der Justizverwaltung, und zwar mit Unterscheidung der Straf- 
rechtspflege und des bürgerlichen Rechts behandelt Er- 
fasste demnach Heffter, wie schon früher Zachariff^^'^, 
diese Verhältnisse unter dem richtigen Gesichtspuncte völ- 
kerrechtlicher Modalitäten der Rechte der Staaten, so hätte 
die ausserdem erfolgte Behandlung der internationalen Rechts- 
verhältnisse der Staatsangehörigen in einer eigenen, den 
Verhältnissen der einzelnen Menschen, Staaten und Souve- 
raine coordinirten Abtheilung vermieden werden können. 
Indem aber Heffter die einzelnen Staatsangehörigen als 
Subjecte des Völkerrechts setzte, nöthigte er sich freilich 
selbst, ihnen jene Gleichstellung mit den anderen Subjectan 
in der Behandlung zu gewähren. Ferner hat Heffter die 
auch von uns als Subjecte anerkannten Souveraine nicht 
blos in ihrer völkerrechtlichen Bedeutung erfasst. Er be- 
handelt, glrich Schmelzing ^^% nicht blos die völkerredit- 
lich- persönlichen, sondern auch die staatsrechtlichen Fami- 
lienverhältnisse der Souveraine, und sogar das blos staats- 
rechtliche Verhältniss ihrer Familien. Als völkerrechütch 
werden zwar blos deren Rangverhältnisse bezeichnet, iadess 
wird sich wol schwerlich für dieselben ein Herkommen, mit 



287) Vergl. oben S. 100 ff. 
988) Vergl. oben S. 163. 
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dem Charakter einer zwingenden Rechtsgewohabeit nacl»* 
wriseB lassen, und sind sie entweder durch das innere Staats- 
recht oder auch nur durch die innere Staatspraxis festge* 
setzt. Cüebt doch auch Heffter zu, dass die den Gliedern 
fBrstlieher Familien von fremden Staaten erwiesenen Auf- 
merksamkeiten und gewShrten Vorrechte nur aus yoUstaadig 
Areiwilliger Courtoisie, nicht auf Grund irgend eines allge- 
meinen Rechts gewährt werden, die nähere Bestimmung 
der Rechtsverhältnisse derselben aber nur von der verfas- 
sungsmässigen Staatsgewalt abhängig sei (§ 55). Wenn 
aber ausserdem bei Gelegenheit der Behandlung des vfilker- 
recbflichen Verhältnisses der Familie des Souverains ange- 
fahrt wird, dass einem wirklichen Mitregenten oder souve- 
rainen Reichsverweser, mit Ausnahme der Titel, gleiche 
Rechte, wie dem Souveraine selbst, gebühren, so hätte diese 
Bemerkung wol richtiger bei der Feststellung des Begriffs 
und der Erscheinungen der völkerrechtlichen Souverainetät 
Oberhaupt ihren Platz gefunden, denn diese Rechte geniesst 
ja der Mitregent nicht als Familienglied, sondern als dem 
Souverain gleichgestellter Regent, somit als völkerrecht- 
liches Subject, wie denn ja auch Heffter eben dieser 
Gleidistellung wegen des Mitregenten schon flrüher Eriyäh- 
nung thut (§48). 

Mit der Behandlung des zweiten Abschnitts, dem Recht 
der Sachen, können wir uns im Ganzen einverstanden er- 
klären, wiewol zunächst die Behandhing des nur in be- 
schränkter Weise in dem Eigenthum bestimmter Staaten 
stehenden Meeres als das Allgemeine, der des sonstigen 
Staatseigenthums als das Besondere hätte vorausgehen kön- 
nen. Sodann aber sind uns Zweifel darüber entstanden, ob 
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Ae Erwerbsarten, welche Heffter sdbst als Handlungen 
und Begebenheiten charakterisirt, — welche leteteren whr 
nach unserer Systematisirung unter dem sie vereinigend«! 
Begriffe der Acte zusammenfassen, — in dem Recht der 
Sachen oder, nach unserer Systematisirung, in dem derObjecte 
ihren Platz finden. Die prifatrechüidie Systematik hat das 
freilich hergebracht und die Behandlung der Erwerbsarten 
bei dem zu Erwerbenden erscheint auch an und für sich 
hingefaörig und übersichtlich. Aber wenn in der That die 
Acte der dritte Bestandtheil des völkerrechtlichen Redite- 
verhfittttisses sind und das Bindeglied zwischen beiden, wer«^ 
den denn da nicht auch alle Acte in dem ihnen gewidme* 
ten dritten Absdmitt des Systems des Völkerrechts zu be- 
handeln sein? Diese Stellung der Erwerbsarten scheint uns 
im Völkerrecht, wo sie die Begründung der wichtigsten 
Rechtsverhältnisse herbeiführen, ungleich nothwendiger als 
im Privatrecht. Eine jede völkerrechtliche Erwerbung be* 
darf zu ihrer Sicherstellung nicht blos des Willens des Er- 
werbers, sondern auch den wirklich geführten Nachweis 
des Fehlens eines auf gleiche Erwerbung berechtigten Wil- 
lens. Sämmtliche völkerrechtliche Acte sind nur insoweit 
von rechtlichen Erfolgen begleitet, als sie der Ausdruck des 
allseitig anerkannten Willens sind. Auch die Erwerba- 
arten können nur als der Ausdruck eines allseitig in seinen 
Erfolgen sicher gestellten Willensausdruckes völkerrechtliA 
begründend wirken, und daher scheint es uns richtig, dass 
sie zu den übrigen Acten, welche gleichfalls dem völkeiv 
rechtlichen Willen emaniren, hinübergeieitet werden. Denn 
beziehen sich auch die Erwerbsarten auf Objecto, so ^• 
scheinen sie dodi selbst nicht als solche, sondern als dift- 
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%e Bindeglieder zwischei Subfecten und Objectai« 
Terf. benteicbtigt diese Anscbanung bei Yeröfltentiicbung 
miner Systematik im zweiten Bande dieses Werkes ausfuhr- 
Heber m begründen. 

Der dritte, blos dem Recht der Verbindlichkeiten ge- 
widmete Abschnitt konnte nicht die YoUsttndigkeit errei- 
dien, welche dorch eine vereinte Behandhing simmtlicher 
Tölkerrechtlicher Acte hatte erreicht werden können. Dar- 
g^en ist der Verf. bemfiht gewesen, durch fortgesetzte 
Nachbildung privatrechtlicher Systematik anderweitige VoU- 
stindigkeit zu errdchen. Wir rrwfthnm nur beispielweise 
die Anwendung der Yerbindlidikeiten ohne Vertrag (quan 
ex contractu) auf das Völkerrecht. Die bezüglichen Fülle 
siaid freflich construirt, aber doch eigentlich nidit vtflkerf 
reditlich nachgewiesen. Der von Heffter für diese Erwei- 
terung angefUirte Satz : dass dasjenige , was alle Gesetzge- 
bimgen und Rechtsverwaltungen civilisirter Völker unter 
Privatpersonen als ein sidi von selbst verstehaides Recht 
«igenommen haben, unmöglich unter den Staatsgewalten 
selbst eine Chim&re sein könne , wird doch durch das baU 
darauf folgende Geständniss : „dass in der Völkerpraxis 
höchst selten Fülle der Anwendung vorkommen werden^, 
wesentlich abgeschwächt, wenn nicht vollständig entkräftet. 
Erdachte Möglichkeiten, wie sie Heffter in diesem Ab- 
sduittt construirt, — denn es wird kein einziger geschichl- 
licher Beleg, gesdiweige denn ein allgemeiner Nachweis 
gdiefert, — können keine Stelle in emem System des 
pasitiven, d. h. geltenden und auf geschiditlicher Grundlage 
zu erbauenden Völkerrechts finden. Die wissenschaftliche 
Sarstellung des Positiven überschreitet ihre Befugniss, wenn 
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sie, anstatt Geschaffenes in eine Form zu bilden, selbst 
schafTen will. Es kann daher auch die Uebertragong pri- 
vatrechtlicber Verhältnisse nor dann im System des po^ven 
VöllLerrechts Platz greifen, falls sie schon thateächlich durch 
die allein dazu berechtigten Snbjecte des Völkerrechts statt- 
gehabt hat. Heffter selbst stimmt Dem bei, indem er die 
wissenschaftliche Darstellung nur für eine mittelbare Quelle 
des Völkerrechts erklfirt. 

Der Behandlung des Völkerrechts im Zustande des Un« 
flriedens oder des Actionenrechts (II. Buch) können wir 
im Ganzen unsere Anerkennung nicht versagen , nur hfitten 
wir auch hier, wie bei den Verbindlichkeiten, statt des Theües 
das Ganze gewünscht. Zu diesem gehört aber, — und hior 
hKtte sich Heffter von der privatrechflicben Nadibildung 
unbeschadet der völkerrechtlichen Eigenthumlicfakeit leiten 
lässm können, nicht blos das Verfahren, sondern auch die 
Oi^ane, deren Ausscheidung ein coordinürtes drittes Buch: 
die Formen des völkerrechtlichen Verkehrs oder die Staa- 
tenpraxis in auswärtigen Angelegenheiten sowol im Kriege 
wie im Frieden, hervorrief. Dieses Buch zerfiel in den 
zwei ersten Auflagen blos in drei Abschnitte: I. Allge- 
meine Ceremonialrechte im Verkehr der Nationen und ihrer 
Souveraine bei persönlichen Annäherungen ; IL Der diplo- 
matische Verkehr der Staaten; III. Gebrauch von Kund- 
schaftern; in der dritten Auflage ist zwischen den zweiten 
und dritten Abschnitt ein neuer : „ besondere Anstalten für 
den socialen Verkehr der Völker^, hineingeschoben, welch» 
Heffter selbst den Anfang einer Rubrik für ein Völker- 
recht der Zukunft nennt ^89). 

289) Vergl. die Vorrede zur dritten Auflage. 
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In dem zweiten und im dritten Buche ist offenbKr 
derjenige Stoff enthalten, welcher den Inhalt des Völker- 
processes und der äusseren Staatenpraxis ausmacht, nach- 
dem fireilich zuvörderst alles Politisiche , namentlich des 
dritten Buchs zweite Unterabiheilung : die diplomatische 
Kunst, in die äussere Politik verwiesen worden ist, denn 
Uialt des Völkerrechts kann nie eine Kunst bilden. 
Wir hätten den rechtlichen Stoff so vertheilt. Das 
zweite, als formelles Völkerrecht oder Völkerprocess zu 
überschreibende Buch hätte nicht Mos, wie bei Heff- 
ter, das Verfahren, sondern auch die Organe enthalten 
»fissen, idenn ohne diese kann j^nes weder im F>ieden, 
nodi im Kriege gehandhabt werden. Als Organe erschei- 
ne aber nicht blos die Gesandten. Das Verfahren hi 
den Beziehungen der Völker ist entweder ein gütliches 
oder gewaltsames. Diesen Unterschied acceptirt auch 
Heffter. Er handelt zunächst von den gütlichen Ver- 
sudien (§107 ff.) und geht sodann zu den Gewaltmaass- 
regeln (§110 ff.): Repr^salien, Retorsion und dem Kriege 
über. Mit dem Kriege beginnt er einen neuen Abschnitt 
(IL) : ^der Krieg und sein Recht^. Aber nicht blos die 
unmiltelbare Folge desselben auf die übrigen Gewaltmaass- 
regeln, sondern auch die Charakterisirung desselben als An- 
wendung des äussersten Zwanges, als äusserste Selbst- 
hülfe ^t^o^^ stellt die unmittelbare Verbindung mit den 
übrigen, ausdrücklich auch als Maassregeln der Selbst- 
hülfe ^^0 bezeichneten Repressalien und Retorsion wieder 



290} Heffter § 113. 
391) Heffter | 110. 
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her. Diese principielle Verschiedenheit des gtttlicheii und 
gewaltsamen Verfahrens fordert eine entsprechende Verschie- 
denheit der Organe. Als oberstes und erstes Oigan fär 
beide Arten des Verfahrens erscheint die höchste Staats- 
macht. Die mittleren Organe sind fflr das gütliche Verfahren 
das Ministerium des Auswärtigen, für das gewaltsame daa 
Ministerium des Krieges, die unteren für das friedlichq 
Verfahren: die Gesandten und überhaupt die mit diplo- 
matischem Charakter behafteten Persönlichkeiten, so wie 
die Handelsconsuln , für das gewaltsame die Kriegs* Ober- 
befehlshaber. Hier könnte das Bedenken gegen ^ regel- 
mässige Vermittelung des Verfahrens durch die genanirteD 
Organe erhoben werden, dass die gewaltsamen Maassre- 
geln der Retorsion und Repressalien auch ohne Mitwir'- 
kung der genannten mittleren und unteren Organe ausgeflbi 
werden, d)er dagegen ist nur Das anzufahren, dass das 
oberste Organ: die höchste Staatsgewalt auch bei jenen 
Maassregdn wirksam bleibt und es dieser vorbehalten ist, 
audi andere Organe zur Vollziehung derselben zu bestellen. 
Diese Organe nehmen durch Ausführung solcher Auftrage 
momentan den Charakter gewaltsamer und zwar äusserer 
Organe an, wie sie ja auch nur in specieller Auftragserthei* 
lung und mit specieller Genehmigung der obersten Staats- 
macht handeln. Diese ausnahmsweise Bestellung von Orga* 
nen erkennt auch Heffter an. Er bemerkt in Bezug auf 
die Repressalien : „Nur unabhängige Mädite können Ton 
den Repressalien Gebrauch machen, jedoch dürfen sie auch 
Einzelnen ihrer Angehörigen die Ausübung überlassen^ 
(§110), und in Bezug auf die Retorsion : „Niemals versteht 
sich sodann die Ausübung der Retorsion gegen fremde Staa- 
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ten ganz von selbst als ein Recht der einzelnen Staatsge* 
üMsen, sondern es bedarf dazu eines legislativen BescUasses 
der S^atsgewalt und einer Autorisation für die Behörden 
oder die Einzelnen. Jene allein hat auch zu bestimmen, 
in welcher Form und in welchen Grenzen die Retorsion be^ 
stehen, wem endlich der Vortheil davon zuwachsen solP 
(§111). Femer könnte aber gegen die Charakterisirung 
des Ministeriums des Krieges als ein äusseres Organ einge- 
wandt werden, dass dasselbe keine directen Beziehungen 
zu fremden Staaten eröffnen könne und auch mitten im Frie- 
den thfitig sei y aber auch hier ist ja in ersterer Beziehung 
bestiinmend, dass das Kriegsministerium die Leitung der 
Maaasregeln g^en die Angriffe Äusserer Feinde in sich 
eracentrirt und könunt in letzterer Beziehung nicht der 6&> 
geaBatz der Zustande des Friedens und Kneges, welchen 
letzteren selbst Heffter nur ein thatsachliches Yerhältniss 
(§113) nennt, in Betracht, sondern der Zweck der von dem 
Ministerium ergriffenen Maassregeln, welcher offenbar eine 
gewaltsame Durchführung des Staatswillens in den äusseren 
Beziehungen ist. — Was aber endlith das Verfahren, d» 
zweiten Haupttheil des Völkerprocesses betrifft, so greift 
hier nicht blos die angegebene Unterscheidung des Gütlichen 
und Gewaltsamen Platz, sondern es gehört auch principiell 
in dasselbe nur Dasjenige hinein, was einen rechtlichen 
Charakter trägt. Correspondhrt der Völkerprocess dem 
Völkerrecht, so ist auch offenbar, dass jener, der das 
Recht verwirklichen soll, diese Aufgabe nur in rechtli-* 
chen Fonnen und rechtlicher Weise vollziehen kann. 
Was daher lediglich politisch ist, gehört in die äussere 
Politik, und was nicht als Rechtsmittel und Rechtsact, son« 
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dem blos als Usance oder Observanz erscheint, wird in die 
äussere Staatenpraxis hinüberzuführen sein. Zu dem Inhalt 
der letzteren rechnen wir daher die gesammte Lehre vom 
Ceremonieli und diplomatischen Styl im weiteren Sinne. Bei 
den in dem auswärtigen Geschäftsverfahren vorkommend» 
Schriftstücken sind diejenigen, welche den rechtlichen 
Charakter der Organe begründen, wie z. B. die Beglaubi- 
gungsschreiben der Gesandten , offenbar Gegenstand des 
Völkerprocesses , das Wesen anderer auf die rechtliche 
Stellung der Mission nicht unmittelbar bezüglichen Schrift- 
stücke ist dagegen in der Staatenpraxis zu erörtern. Heff- 
ter stimmt hiermit überein, indem auch er in der Staaten- 
praxis die Ceremonial rechte (?) im Verkehr der Nationen 
und ihrer Souveraine (erster Abschnitt) und in einer eigmen 
(II.) Unterabtheilung des diplomatischen Verkehrs der Staaten 
(zweiter Abschnitt) bei der Form der Staatsverhandlnngen 
die diplomatische Verhandlungsweise ( § 239 ) , die diploma- 
tische Correspondenz (§ 237), die diplomatischen Sdiriften 
(§238) und den diplomatischen Styl (§236) erörtert. 

Dagegen aber, dass der dritte und vierte Absdinitt 
Inhalt der Staatenpraxis sein können, möchten wir einige Be- 
denken erheben. Der dritte ist den besonderen Anstalten 
für den socialen Verkehr der Völker gewidmet. £s werden 
dahin gerechnet : internationale Post-, Eisenbahn- und Telegra- 
phen-Verbindungen, desgleichen Quarantaine- Einrichtungen, 
internationale Fürsorge für Gewerbe, Anstalten für Handels- 
und Schifilahrts verkehr und Consuln ^^^). Wir möchten, 
mit Ausnahme der Quarantaine und Consuln, auch diese 



303} Vergl. die dritte Auflage. 
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V^rbliltikisse, weil sie uns als Concessionen der völkerrecbt- 
lieben Sottverainetät zu Gunsten des internationalen Verkehrs 
erscheinen, bei den Modalitäten der Rechte der Staatssou- 
verainetfit, also im internationalen Völkerrecht abgehandelt 
wissen. Die Quarantainen vermögen wir aber weder als in- 
ternationale Anstalten überhaupt, noch als internationale 
Verkehrsanstalten insbesondere aufzufassen. Sie werden 
lediglich 'von einem einzelnen Staate, ohne Mitwirkung 
eines anderen, errichtet und unterhalten, und dieser erlfisst 
auch die für sie erforderlichen, in den Complex des inne- 
ren Staatsrechts gehörenden, Vorschriften. Auch behind^n 
sie eher den internationalen Verkehr, als sie ihn befördern, 
indem die damit nothwendig verbundenen Absperrungen als 
Verkehrsbeförderungen nicht angesehen werden können. Ihr 
Zweck ist auch hauptsächlich, den einzelnen Staat vor 
Ansteckung zu bewahren, sie gereichen also vorzüglich zum 
besonderen, nationalen Wohl und haben somit keine all- 
gemeine, internationale Bedeutung. Die Consuln dage- 
gen gehören, insoweit sie mit einem diplomatisdben Charakter 
behaftet sind, zu den Organen des Völkerprocesses. Wenn- 
gleich die Handelsconsuln keine allgemein zu fordernde In- 
stitution sind , sondern ihre Installirung Mos auf dem Frei- 
willigen Ermessen eines jeden einzelnen Staates beruht und 
in der Regel eine nur in Separatverträgen ausdrücklich aus- 
bedungene ist, so gemessen doch auch sie völkerrechtliche 
Rechte und Vorrechte und üben internationale Functionen, 
welche sie gleichfalls als völkerrechtliche Organe quali- 
flciren. Auch Hefftcr (3. Aufl. §246) sagt: „Ihre {sc. 
der Consuln) Einsetzung beruht lediglich auf einem Einver- 
ständniss der beiden betheiligten Staatsgewalten. Kein Staat 
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vürde schuldig sein, gegen seinen Willen die Anordnung 
eines Consuls zu dulden ; man lässt sie sich daher auch 
ausdrücklich in Verträgen versichern". Die Rechte und 
Vorrechte, so wie die Verpflichtungen der Consuln werden 
in den §§ 247 u. 248 behandelt. Endlich wird bei der Fest- 
haltung jener angedeuteten Auffassung aus dem Gesichts- 
puncte der Concession der völkerrechtlichen Souverainetfit 
einem jeden, auf eine zukünftige internationale Verkehrs- 
erweiterung bezüglichen Recht stets eine anpassende Stelle 
im System des Völkerrechts gesichert sein. 

Der vierte Abschnitt : Gebrauch von Kundschaftern 
steht aber ganz isolirt in der Staatenpraxis da und ist wol 
auch nicht geeignet, das Schlusscapitel derselben zu bilden. 
Wir vermögen die Kundschafter als Organe des Völkerpro- 
cesses nicht anzusehen, denn wir kennen wol ein gegen 
sie, aber nicht ein für sie oder zu ihren Gunsten beste- 
hendes Recht. Auch haben sie ebensowenig völkerrechtliche 
Verpflichtungen. Ihrem Recht und ihrer Pflicht nach sind sie 
durch den sie gebrauchenden Staat bestimmt, gegenüber 
dem Völkerrecht erscheinen sie als Schutzlose, gegen welche 
jedes gegen den Feind erlaubte gewaltsame Verfahren ge- 
rechtfertigt ist. 

Wenn wir hiermit die Darstellung und die mit dieser 
schon vielfach verknüpfte Beurtheilung Heffter's schlies- 
sen, so glauben wir, durch unser ürtheil den allgemein 
anerkannten Werth des Werks nicht haben beeinträchti- 
gen zu können, denn dieser ist weniger in einer dem Völ- 
kerrecht eigenthümlichen Systematik, als in einer 
umfassenden Behandlung der Gegenstände gefunden worden. 
Die Erlangung einer bisher nicht erreichten Vollständigkeit 
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des Systems war oJSenbar Heffter's Hauptstreben. Indess 
konnte er dadurch sowol zu einer geringeren Beachtung der 
Form, als zu einer der Eigentbiimlichkeit des Völkerrechts 
nicht gemissen Erweiterung des Inhalts sich verleiten lassen. 
Wir sind zunächst überzeugt, dass, wenn die auf Erlangung 
eines vollständigen Inhalts gerichtete Sorgfalt in gleicher 
Weise auch der Form zugewatadt worden wäre, Heffter's 
Bearbeitung alle übrigen Darstellungen auch in dieser Be- 
ziehung hinter sich gelassen hfitte. In der Form hat aber 
Heffter nicht wesentliche Fortschritte gemacht. Die tradi- 
tionelle Eintheilung in Friedens- und Kriegsrecht, und die 
privatrechtliche Nachbildung sind bei Heffter ersichtlich 
hervorgetreten und haben als Ordnungsbegriff für das Ganze 
sich auch bei ihm als unwirksam erwiesen. Die Abschei- 
dung materiellen und formellen Rechts ist nicht streng durch- 
geführt, indem das Völkerrecht des UnfHedens nur einen 
Thefl des formellen Rechts, die Staatenpraxis aber einen 
anderen enthalt. Die Staatenpraxis begreift aber, neben 
dem ihr gebührenden Inhalt, nicht nur formelles Recht (das 
Gesandtschaftsrecht), sondern auch materielles (die Grund- 
sitze über die Anstalten für den socialen Verkehr der Völ- 
ker). Die Construction des völkerrechtlichen Rechtsverhilt- 
nisses fehlt und die Reprisentanten des einen Bestandtheils 
desselben sind zwar vervielfacht, aber nicht in berechtigter 
Weise, indem im äusseren Staatenrecht nur Staaten und 
deren oberste Machthaber als Subjecte erscheinen können. 
Die Hineintragung politischer Kunst in das Völkerrecht wider- 
spricht aber der dem Völkerrecht erforderlichen scharfen 
Trennung der grundverschiedenen Begriffne des Rechts und 
der Klugheit. Gegen die Anordnung der einzelnen Abschnitte 
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ist Manches zu bemerken gewesen und sind die Ursachen 
dieser Mängel wol wesentlich in der civilistischen AulDis» 
sungsweise des Verf. zu suchen, wodurch namentlich auch 

« 

das VerstAndniss semes Werks fär Nichtjuristen erschwert 
ward. 

Die rergleichsweise Beurtheilung der Heffter'schen 
Ldstungen wird im folgenden Paragraphen erfolgen, in wel- 
chem wir die Leistungen der zweiten Periode im Zusammen« 
hange zu wrlrdigen bestrebt sind. 

§ 7. 

Benrthellung der zweiten Perlode der Anordnung des 
positiv-vOikerrechtiichen Stoffes. 

Audi diese Periode der Anordnung des posltiv-völker- 
rechflichen Stoffes weist uns an den betrachteten Darstellun- 
die obra (S. 12) gerttgten Mflngel der Systematik nach. 
Der hauptsftchlichste Fortschritt scheint uns darin zu liegen, 
dass die geschichtliche Begründung des Völkerrechts immer 
mehr erstrebt und dadurch die Trennung des Philosophischen 
und Positiven angebahnt ward. Als entschiedener Vertreter 
dieser Richtung erscheint Saal fei d, indess wollte er irr- 
thümlicher Weise das VerstAndniss des positiven Völkerrechts 
aus der politischen und nicht aus der völkerrechtlichen 
Geschichte erlangen. Schmelzing erkennt zwar die Noth- 
wendigkeit des geschichflichen Bclegens seiner Sfitze an, 
aber diese Beispiele sind nicht der allgemeinen Geschichte, 
sondern der Deutschlands, besonders Baierns, entnofnmen, 
eine historische Grundlegung wird vermisst. Dagegen hat 
Wheaton allmAIig begriffen, dass es nicht genüge, das 
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YAikwredit mit gesehichtlicheii Beispielen za glossirea, son- 
dern dass es auf historischem Grande ruhen müsse. 
Oppenheim führt in gebührender Weise die Geschichte 
als «rste Hülfswissenschaft des Völkerrechts auf, weist 
aber desshalb den Einfluss der Philosophie nicht ab, sondern 
beschrinkt ihn richtig auf die Auffassung und will in der 
Dttrstellung des poritiven Völkerrechts dem praktischen 
Ridit den gehörigen Kaum erringen und nur anerkannte 
Wahrheiten (?) berücksichtigen. Kent wiH zwar pUloso-^ 
pbisches und positires Recht mit einander verbinden, aber 
er erklärt auch gleichzeitig das positive , auf Gebrauch , 
Uebereinkunft und Zustimmung begründete Recht für den 
braudbbarsten und praktischen Theil des Völkerrechts, und 
will das philosophische Recht nur tit subMium angewandt 
wissen. Auch benutzt er vielfach geschichtliche Ereignisse 
und beruft sich auf Prfijudicien und Staatsschriften. Wild- 
man eifert gegen die von Kent gewollte Verbindung, be- 
gründet aber einseitig das Völkerrecht blos auf die Gewohn- 
heit und Ifisst die Verträge nur als declaratorisches Inter- 
pretationsmittel gelten. Auch Mannin g spricht siA g^en 
die Verbindung des Natur- und Völkerrechts aus, und weist 
ebenfalls ausdrücklich dem Gewohnheitsvölkerrecht die Auf- 
gabe der Regelung der internationalen Beziehungen zu. Den 
ausgedehntesten Einfluss des philosophischen Rechts auf das 
positive verstattete Kl üb er. Er drSngt das Naturrecht ge- 
radrau als Inhalt in das positive Völkerrecht hinein. Audi 
Schmalz will das Völkerrecht den ürideen des Rechts 
gepUtoser gestalten und nimmt unbedenklich philosöphi* 
sdie Wünsche in das Völkerrecht auf. Pölitz legt seinem 
praktisdien Völkerrecht das philosophische Staatenrecht 
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zn Grande. Demnach war die Trennung des Philosophischen 
und Positiven von allen Schriftstellern dieser Periode zwar 
nicht vollzogen, wol aber hatte sich in Saalfeld, Sdimel- 
zing und Wheaton, mehr noch aber in Oppenheim, 
Manning und Wildman eine Reaction herausgebildet 
Heffter hat sich über das Yerhftltniss der Philosophie zum 
positiven Recht nicht klar ausgesprochen. Vorzugsweise 
erkennt Heffter ein Recht aus innerer Nöthignng an 
und nennt dasselbe ein ungeschriebenes, von selbst ver» 
standenes, fQr jeden Staat, welcher mit Sicherheit an ^m 
allgemeinen Staalenverkehr Theil nehmen woHe (§ 3). Was 
ist denn aber das für ein Recht? Ist es etwa wegen seiner 
Noth wendigkeit ein philosophisches, oder wegen seintt 
allgemeinen Anerkennung und Gültigkeit ein positives ? Viele 
seiner Sätze erscheinen fast nur als die Consequenzen seiner 
Rechtsanschauungen und sind nicht gehörig geschichtlich be? 
grühdet. Wo aber das subjective Moment so vorherrscht, 
werden wir eher eine philosophische Anschauung als eiae 
positiv begründete indicirt sehen. 

Aber selbst wenn auch bei Heffter eine Trennung 
des Philosophischen und Positiven stattgefunden hätte, so ist 
doch damit allein die zweckgemässe Darstellung des Positiven 
nicht gesichert. Das erkannte zwar Oppenheim, indem 
er der Philosophie einen Einfluss auf die Auffassung 
des Positiven einräumte, aber seine Darstellung ist keines- 
wegs durchweg geschichts-philosophisch, sondeni ergeht sich 
vielfach in blos subjectiven Anschauungen. Die weitere 
Vollendung der Vermittelung des Positiven und Philosophi- 
schen wird nicht blos von der prindpielleren Bearbeitung 
der Vtflkerrechtsgeschichte und der Verwendung des Erlang- 
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ten auf das System, sondern auch von der richtigen £r- 
kenntniss der eigentlichen Quelle des Völkerrechts ab- 
hilngig sein. In dieser Beziehung liegen uns aber sehr weit 
auseinandergehende Anschauungen vor und namentlich ist 
das Wort ,, Quelle^ auf zu viele, blosse Erscheinungsformen 
angewandt. Dieser bildliche Ausdruck kann, trotz des etwa 
«itgegenstehenden Sprachmissbrauchs, nur in der eigent- 
lichen Bedeutung des Wortes selbst gebraucht werden. 
Dann ergiebt sich aber als Dasjenige, aus welchem das 
Recht hervorströmt, nur die internationale Redbts- 
flberzeugung der Völker ^^^. Aus den blossen Rechts- 
ansehauungen der Völker entstehen, wenn sie vollstSndig 
bewosst und widerspruchslos fest werden, Rechtsüberzeu- 
gungen. Diese Ueberzeugungen bestimmen den Willen der 
Völker und diesen allgemeinen Willen di-ücken mehrere ^^^) 
übereinstimmende, auf die äusseren Verhältnisse der Völker 
sich beziehende Handlungen aus, deren Inbegriff ein allge- 
flieinfö Herkommen constituirt, während andererseits in be- 
stimmterer, präciserer Weise der Wille in Verträgen zum Aus- 



303) Oppenheim hat daher aach wol, den Abstand zwischen dem 

I allgemeinen Rechtsbewusstsein als Quelle and den Staatsverträgen fUblendy 

I jenes als innerste Quelle (S. 8) und diese blos als Quellen (S. d2) be- 

Mkhoet, aber es bleibt unbestimmt^ wie dann diese letzteren, ob als innere» 

ob als ttussere zu qualificiren sind. Uns aber, die wir die Verträge nur als 

Erscheinungsformen , nicht als Quellen auffassen , kann schon desshalb jede 

I w«itere Uatertcheidvng, da wir ja Oberhaupt nur eine Quelle anerkenaen, 

I gleichgültig sein. 

294) Wenn Oppenheim (S.92ff.) behauptet, dass die Völkerrechts- 
I tilte nicht durch die Menge, oder durch eine bestimmte Anzahl von 

Thatsachen, sondern aus dem, gewissen Tbatsacben innewohnenden Rechts- 
bewusstsein, aas dem wohlverstandenen Geiste des Geschehenen, dem Rechts- 
I bewtisstsein in den Präcedentien erkannt werde, so scheint uns die blosse 

Zahl freilich auch nicht zu genUgen, aber ebensowenig eine vereinzelte 
Tatsache. 
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druck gelangen kann. Ein allgemeiner Inhalt von VertrSgefi, 
welcher zum Inhalt eines allgemeinen Herkommens in Gegen- 
satz tritt, wird wegen seiner bindenderen Yerpflichtungs- 
weise zwar augenblicklich einen vorzuglicheren Werth der 
Gültigkeit beanspruchen, wenn aber der Inhalt des Herkom- 
mens mehr der allgemeinen Rechtsflberzeugung entspricht; 
bald ausser Geltung kommen. Nur die Rechtsüberzeugung 
der Volker ist daher die ursprüngliche, eigentliche Quelle 
des Tölkerrechts und alle übrigen s. g. Quellen Mlden den 
Inhalt des positiven Völkerrechts nur insoweit für die Dauer, 
als sie jener entsprechen und aus ihr hervorgingen. Das 
Herkommen und die Verträge sind die wesentlichsten Er* 
seh ei nungs formen dieser Ueberzeugung. Wenn daher 
sowol diese Erscheinungsformen, als auch andere Factoren 
als Quellen des Völkerrechts aufgeführt werden, so beruht 
Das auf einer falschen Anwendung des durch den Ausdruck 
Quelle gegebenen Bildes, und ist zugleich eine falsche 
Gleichstellung mit der alleinigen und eigenflichen QueHe. 
Als s. g. Quellen sind aber wesentlich zwei verschiedene 
Gattungen angesehen worden. Einmal s. g. natüriiche und 
sodann positive. Als natürlichlste erscheint die Rechts- 
überzeugung selbst. In dieser Auffassung wollen wir das 
Natürliche nicht anstreiten, wol aber in einer anderen, welche 
zugleich die gangbare ist. Man hat das Natürliche dem a 
prUnn gleichgesetzt und dieses natürliche Recht als Quelle 
des positiven Völkerrechts erkannt. Das geschah nament- 
lich durch Wheaton, der das gesammte Völkerrecht auf 
das natürliche gründete, durch Klüber, der natärli<Aes 
Recht zum Inhalt des Positiven erhob, und durch Kent, 
der die Lücken des Positiven durch das natüriiche VUker^ 
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rieht ausfiilteii will. Der Satz a priori aber, der nicht zu 
einer positiv nachweisbaren Rechtsuberzeugung der Volker 
geworden ist, denn die ursprüngliche Erlcenntniss kann solche 
Anerkennung sich erringen, ist kein positiver Rechtssatz, 
and ist er wiedemm zum positiven geworden, so hat er für 
das Völkerrecht seine Geltung nicht desshalb zu beanspru- 
chen , weil er a priori galt , sondern weil er hinterher an- 
erkannt ward. Richtig bemerkt daher Wildman, dass rein 
speculative allgemeine Principien zur Begründung einer Regel 
nicht hinreichen, sondern dass sie dem Gebrauch und der 
Praxis der Völker gemSss sein miissen. Wenn daher die 
Wissenschaft einem System des Völkerrechts dadurch Voll* 
ständigkeit sichern will, dass sie dort, wo sie durch posi- 
tive Bestimmungen unausgefitUte Lflcken zu finden glaubt, 
Satze a priori hineinbringt, so kann sie för ein solches 
System den Charakter des in 'allen Theilen Positiven nicht 
beansprudien und verletzt ausserdem das einem System un- 
bedmgt nothwendige Requisit der Einheit, da sie, anstatt 
eines rein positiven oder eines rein philosophischen Systems, 
ein Conglomerat von SAtzen wesentlich verschiedener GiUtig- 
keit zusammenfasst. Damit aber ein in allen seinen Theilen 
positives System des Völkerrechts in der Zukunft darge- 
stdK werde, erscheint zuerst eine Ausscheidung aller blos 
a priori gültigen Sfitze , alles uneigentlich „natärlich^ und 
richtiger philosophisch^ genannten Rechts erforderlich. Die 
zweite zu vollbringende That wird aber die durch die Aus- 
scheidung des rein Philosophischen entstandenen Lücken 
wesenflich, wenn nicht vollständig, ergänzen. Diese That 
wird nemlich in einer sorgfältigen Ermittelung alles schon 
wnrklieh Positiven, vorzugsweise in der Erscheinungsform 
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des allgemeinen Herkommens und des flbereinsttmmaiden 
Inhalts mehrerer, auf denselben Gegenstand sich beziehender 
Verträge bestehen. So lange diese, fl*eilich nicht geringe 
geschichtliche Arbeit nicht ausgeführt ist, wird eine An- 
schauung des gesammten positiven Völkerrechts un- 
möglich sein. Das allgemein Positive aus der Gesammt« 
heit des Positiven auszuscheiden , wird aber wesentlich eine 
Gedankenthat und somit eine philosophische sein, und eine 
abermalige solche That wird das Ganze in den [dasselbe 
bildenden Gliedern zu dem Organismus zusammenscMieasen, 
der das Abbild des daseienden, aber nicht vollstfindig er- 
fassten wirklichen Lebensorganismus des Völkerrechts dar- 
zustellen allein berufen ist. Diese den Stoff erforschende 
und ordnende Thfitigkeit ist das Werk der Wissenschaft, 
aber sie ermittelt nur das Daseiende und bildet es in seiner 
Ordnung der lebendigen Gliederung nach, eben desshalb ist 
sie auch nicht eine Quelle, nach Wheaton sogar die erste, 
des positiven Völkerrechts, sondern sie schöpft nur aus 
dieser und füllt das Geschöpfte in das ihr dargereichte Ge- 
fiss. Manning hat Das partiell ausgesprochen, wenn er 
der Wissenschaft die Aufgabe zutheilt, das Gewohnheits- 
völkerrecht zu einem vollendeten Systan zu erheben. Die 
Wissenschaft erzeugt weder den Inhalt, noch die Form, 
sondern gewinnt nur den ersteren und bildet die letztere 
nach. Wenn daher die Resultate der wissenschaftlichen 
Arbeit in ein System des positiven Völkerrechts aufgenom- 
men werden sollen, so kann das nur unter der Voraussetzung 
geschehen, dass diese Resultate allgemein -positiv be- 
gründet sind. Unter dieser allgemeinen Positivitüt ist aber nicht 
diejenige zu verstehen, weldie aus der Geschichte der ausser» 
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Besiehiuige» Mos eines engeren Complexes von Sfiaaten 
oder gar eines einzigen abgeleitet wird, wie bei Saalfeld 
der deutschen oder Baiems, und bei fast allen Amerikanern 
md Englfindem, welche die Entscheidungen ihrer Prisen- 
gerichte als Quellen des Völkerrechts aufführen, sondern es 
ist nur dann eine allgemeine Positivitfit nachgewiesen, wenn 
diB Mehrzahl der das Völkerrecht setzenden Staaten in un« 
Teriiennbarer Weise ein übereinstimmendes Herkommen be» 
obachtet oder solche übereinstimmende Bestinmiungen in 
VertrSgen festgesetzt hat. Dass diese Sätze rechtlicher 
Natur sein müssen, ist, da das Völkerrecht nachgewiesen 
werden soll, selbstverständlich. Daher kann durch die po- 
litiache Geschichte, wie Saalfeld will, nie das Völker- 
recht verständlich werden, denn Gegensätze stossen sich ab, 
köBiien sich nicht gegenseitig begründen und beweisen. 
Zur Begründung des allgemein Positiven können zwar 
auch benutzt werden die von Wheaton fälschlich als 
QueUen bezeichneten Verordnungen souverainer Staaten zur 
Regnlimng des Prisenrechts, die internationalen gemischten 
Comnüssionen und Prisengerichte, die einzelnen Regierungen 
von Rechtsgelehrten abgegebenen Gutachten, die Geschichte 
der Kriege, Unterhandlungen, Friedensverträge und andere 
tttemationale Transactionen , ferner die von Oppenheim 
an Wichtigkeit den Staatsverträgen als Quellen gleichge- 
steliten Thatsachen, aus denen man rechtiiche Folgen ziehen 
kaan» die Protocolle und Actenstücke der Congresse und 
Ministerialconferenzen. Aber die Anwendung der von diesen 
vielfinch verschiedenen, aber doch fast alle auf die äusseren 
Beziehungen der Staaten sieh beziehenden, Factoren ausge- 
gangenen Bestimmungen kann lediglich nur insoweit Statt 
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haben, als dadurch ein völkerrechtlicher, allgemeiner imd 
positiver WiHensausdnick der Völker constatirt werdei 
kann, alles blosse Dafürhalten vermag nicht das positfve 
und alles vereinzelte Singulaire nicht das allgemeine Völker- 
recht zu erbringen. 

Wenn femer die ungehörige Vermischung des Völker- 
Uttd Staatsrechts in dieser Periode fast ganz aufgehört hat, 
so ist doch die Vermengung des Politischen und RechlUchen 
bestehen geblieben. Saalfeld erhob das politische Caeidh 
gemcht, Schmelzing die rechtlich-politische PersönlicUkek 
zum Ausgangspunct des Völkerrechts, Pölitz hSIt das Völ- 
kerrecht fUr einen Inbegriff von Grundsätzen des Rechts 
und der Klugheit. Dagegen haben alle übrigen Sduriftstdler 
und namentlich auch die englischen die rein rechtliche Na« 
tur des Völkerrechts wohl begriffen. Oppenheim erfhsst 
nicht nur das Völkerrecht als Inbegriff von Rechtsnoimen ^ 
sondern bezeichnet auch ausdrücklich die Völker als Recht»* 
subjecte und ihre Verhaltnisse als Rechtsverhältnisse. Auch 
Heffter erkennt die Staaten als in einem gemeinsamen 
Rechtssystem stehende Rechtssubjecte. 

Das formelle und materielle Redit ist auch in dieser 
Periode von keinem Schriftsteller durchgdiend und unter 
ausdnicklicher Hervorhebung dieses Gegensatzes geselneden 
worden. Zwar bat die durch v. Martens gewählte Reihen- 
folge zufBUig die processualistischen Bestandtbeile zusammen- 
gefiigt, aber es folgt auf sie ein materieller Bestandtheil, und 
hierdurch, so wie durch die willkfibrlicbe Aufeinanderfolge 
der einzelnen formellen Theile selbst ist das Unv(^onmiene 
und Unabsichtliche dieser Reihenfolge unzweifelhaft erwiesen. 
Nur die gemdnschaftlicfae Behandlung des gewattsmuen V»> 
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Adfrens: der Retorsion, Repressalien und des Krieges 
wurde immer allgemeiner, namentlich durch t. Martens, 
Sdimalz^ Kiüber, Schmelzing, Pölitz, Manning und 
Heffter reeipirt. Schmelzing ging sogar einen Schritt weiter 
vor und behandelte mit diesem Processualistischen auch die 
Ifittel der gütlichen Ausgleichung, aber indem er mit den letz- 
teren die Repressalien und Retorsion in eine Linie stellte und 
dadurch ein Verkennen der wesentlich verschiedenen Natur 
d€r gütliehen und gewaltsamen Mittel an den Tag legte, 
kann sein Yorscbreiten als ein Fortschritt nicht angesehen 
werden. Heffter bildet einen eigenen Abschnitt: das 
Actionenreeht, welches die Wege der internationalen Rechts- 
verfolgung zeigen soll, aber es enthilt dieses nur die gut- 
fidien und gewidtsamen Mittel, nicht die einem Process un- 
entbehrlichen Organe. Wir können daher wol Heffter 
nachrühmen, dass er die Nothwendigkeit der Zusammenf)is« 
suBg des Processualistischen erkannte, aber weder ist das- 
selbe vollstfindig beisammen, noch hat er hiermit dem Be- 
streben, formelles und materielles Recht zu scheiden, un« 
verkennbaren Ausdruck geliehen. Auch scheint uns die 
Oebertragung der civilistischen Bezeichnung : Actionenreeht 
der Trennung des materiellen und formellen Rechts um so 
wenqi^er fSrderiich, als die Actionen nicht blos in formel- 
ler, sondern auch in materieller Beziehung im System 
Aes Civilrechts in Betracht kommen. Ebensowem'g wie die 
civilrechtlichen Klagen auf das Völkerrecht angewandt wer- 
den können, ebensowenig scheint die Uebertragung jener 
Bezeichnung auf das Völkerrecht gerechtfertigt. 

Die flist allgemeine Anwendung der Einteilung des 
VOIkerre^ts in Kriegs- und Friedensrecht in den Darstellun- 
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gen dieser Periode könnte beinahe auf die Nothwendigkeit 
und Gemässheit dieser Kategorien für das Völkerrecht schlies- 
sen lassen. Wir erkennen darin aber nur einen, Vielen 
gemeinsamen Irrthum und eine zum Missbrauch gewordene 
Systematik. Nur v. Martens, Schmalz undPölitz haben 
diese Eintheilung überwunden. Dagegen finden wir sie als 
Hauptabiheilung bei Saalfeld, Kent, Wheaton und Wild- 
man, als Unterabtheilung bei Schmalz, Klüber und Op- 
penheim. Heffter benennt die Gegensätze anders, indem 
er von einem Recht des Friedens und Unflriedens spricht, 
auch behandelt er unter der Rubrik dieses letzteren nicht 
blos, wie Einige, beim Kriegsrecht dieses Recht allein, oder, 
wie Andere, ausserdem auch die Repressalien und Retorsion, 
sondern zugleich auch die gütlichen Mittel zur Erledigung 
völkerrechtlicher Streitigkeiten. Hierdurch ist er zwar der 
Scheidung materiellen und formellen Rechts nfiher gerückt, 
aber hat sie hauptsächlich desshalb nicht durchzufahren 
vermocht, weil er von der alten Eintheilung in Friedens- 
und Kriegsrecht die Systematik zu befreien unterliess. 
Schmelzing unterschied schon früher, aber ft-eilich nur in 
einer Unterabtheilung des dritten Haupttheils seiner Syste- 
matik : dem Obligationenrecht der Völker, Verbindlichkeiten 
aus ihren freundschaftlichen und feindlichen Verhält* 
nissen. Auch er behandelt, gleich Heffter, unter der 
letzteren Rubrik nicht blos die gütlichen, sondern auch die 
gewaltsamen Mittel, aber mit minder richtiger Aneinander- 
reihung, während die Organe auch bei ihm in diesem Zu- 
sammenhange fehlen. 

Die Nachbildung privatrechtlicher Systematik ist zwar 
so entschieden, wie in dieser Periode von Schmelzing 
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und Heffter, in frähercr Zeit nicht durchgeführt worden, 
aber von der Mehrzahl der Schriftsteller ist sie keineswegs, 
sondern nur von den Ebengenannten befolgt worden. Op- 
penheim namentlich weist ausdrücklich im Allgemeinen 
die Analogien des Privatrechts für das Völkerrecht schon 
wegen der Verschiedenheit der 'privatrechtlichen Rechtsver- 
hAItnisse und des Völkerrechts ab. Die bei Schmelzing 
und Heffter vollzogene Nachbildung ist aber, wenn man 
von der falschen Auffassung der Persönlichkeit durch Erste- 
ren absieht, eine ziemlich übereinstimmende. Schmelzing 
bezeichnet zwar seinen ersten Theil nicht ausdrücklich als 
Personenrecht, indem er ihn „die rechtlich-politische Persön- 
lichkeit^ überschreibt, dagegen ist aber der zweite „Sachen- 
recht^ und der dritte „ Obligationenrecht ^ genannt worden. 
Heffter überschreibt zwar auch den ersten Abschnitt des 
Friedensrechts nicht mit „Personenrecht", sondern: „die 
Subjecte des Völkerrechts und ihre Grundverhältnisse*^, aber 
es bezieht sich dessen Inhalt auf die völkerrechtlichen Persön- 
lichkeiten, und der zweite Abschnitt ist ausdrücklich „Sa- 
chenrecht^, der dritte „Recht der Verbindlichkeiten" genannt 
worden. So wie Schmelzing diese Reception nöthigte, 
das Processualistischc , namentlich auch den Krieg, unter 
die Verbindlichkeiten hineinzuzwängen, so erschuf Heffter 
in demselben Abschnitt neue völkerrechtliche Verhältnisse, 
gleichsam zur Rechtfertigung der angewandten Analogie. 
Durch diese Consequenzen hat sich denn die privatrechtliche 
Nachbildung abeimals als unanwendbar erwiesen. 

In der Construction des völkerrechtlichen Rechtsverhält- 
nisses hat sich lediglich v. Martens versucht, aber freilich 
nicht mit vollständigem Erfolge. NurSubjecte undObjecte bietet 
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er dar, und weil er die letzteren in uneigentlicher 
zugleich als die Acte anffasst, hat er diese selbst in ihrer 
Selbststfindigkdt und die Objecto in ihrer Eigenttifimltchkeit 
nicht zu erkennen vermocht. Das aus drei Bestandtheilen 
bestehende RechtsverhSltniss suchte er mit blos zweien 
zu begrttnden , und dieses Streben zeigt denn in unverkenn- 
barer Weise an, dass ihm die klare Anschauung der Orga- 
nisation desselben mangelte. Dessenunerachtet mag dieser 
erste, wenn auch misslungene, Versuch einer zu erstreben- 
den bewussten und dem Völkerrecht eigenthümlichen Syste- 
matik, wodurch v. Martens sowol aus der Einttieilung in 
Friedens- und Kriegsrecht, als aus der privatreehtliehen 
Nachbildung herausgelangte, anerkennend genannt w^'den. 
Viel klarer deutete Schmelzing den Grundgedanken des 
volkerrechtlichen Rechtsverhältnisses an, aber diwe Erkennt- 
niss behinderte ihn nicht daran, sich der privatrechtfichen 
Nachbildung als Haupteintheiking und einer der Einthefliing 
in Friedens- und Kriegsrecht verwandten Sehematisfarung als 
Unterabtheilung zu bedienen, v. Martens, welcher dem- 
nach den Versuch der Ausführung machte, ist über Schmel- 
zing zu stellen, da dieser seiner besseren Erkenntniss zu- 
wider systemalisirte. Endlich fasst Oppenheim zunftdist 
zwar die Subjecte in der für das völkerrechtliche Rechts- 
verhaitniss anpassenden Weise auf, aber handelt sodann von 
ihnen und den Objecten zugleich in einem ganz anderen 
Sinne, indem er erstere als die Nationalitäten und letztere 
als kosmopolitische Gemeinsamkeit fasst. Eine Construction 
des RechtsverhUltnisses hat demnach Oppenheim nicht ein 
Mal in der beschrfinkten v. Martens 'sehen Weise ausge- 
führt, sondern sogar nur einen Bestandtheil : die Sulgecte, 
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Mtthaft gemacht. Aach Heffter Ifisst es bei der Bezeich« 
ttHBg des Subjects des Völkerrechts bebenden. Als diese 
Sabje4:te werden durch v. Martens, Saalfeld, Schmalz, 
Schmelziag, Kent, Wheaton, Manning, Oppenheim, 
}Aos die Staaten, von Heffter auch die Souveraine bezeich- 
met Heffter hat hierin einen wesentlichen Fortschritt an- 
gebahnt, indem er nicht nur den Inbegriff, sondern auch 
den thatsächlichen Repräsentanten der höchsten Machtvoll- 
kommenhtit auch in den äusseren Beziehungen als Subject des 
für ^eselben bestimmten Rechts erkannte« Wildman fährt 
die Staaten und Souveraine nicht als Subjecte, sondern als 
Olyecte (Gegenstand) des Yölkerreebts auf. Dagegen haben 
von da Erstgenannten die Meisten wol die persönlichen und 
Familienrechte der Souveraine im Völkerrecht behandelt^ in- 
dess gehören, wie wir das schon firOber ausführten (vergl. 
S. 163 a. 212 IT.), diese Beaiehungen nur, insowdt äe sich 
anf ^ völkerrechtliche Wirksamkeit des Sonverains bezie- 
hen, auch in das Völkerrecht hinein, und werden sonst vom 
innereil Staatsrecht geregelt. Dass Heffter aber auch noch 
rnktere Subjecte des Völkerrechts setzt, ist bei Darstdlung 
seiner Lehre erwihnt und beurtheilt worden. Nur auf den 
eiHMlnen Staatsbürger als Subject kommen wir insofern zu- 
rflck, fds auch andere Schriftsteller, von ähnlicher Aulffas- 
snng ausgehend, ein s. g. internationales Privatrecht heraus- 
bildeten.- Wheaton Msst dasselbe aus dem Recht der 
Bürger und Corporationen bestdien, Oppenheim erkennt 
ds Inhalt des Völkerrechts auch die Rechtsbeziehungen 
der BüTfgtr versdiiedener Staaten, wogegen Manning aus- 
drücklich die Hineinziehung der Iteziehungen der Privaten 
m das Völkerrecht tadelt. Wir sind weit davon entfernt, 
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in Abrede zu nehmen, dass audi die VerhAltnisse einzdier 
Staatsbürger Gegen&tand völkerrechtlicher Bestunmimgen wer« 
den können, nur sind diese Einzelnen nicht, wie wir das 
bereits oben (vergl. S. 198 u. 210 ff.) begründeten, als 
selbstständige völkerrechtliche Rechtssobjecte auftuftssen. 
Die Benennung „internationales Privatrecht ^ erscheint uns 
ausserdem als eine cantradictio in adiecto, indem die unter 
dasselbe gewöhnlich begriffenen Yerhültnisse der Einzelnen 
im Völkerrecht, da sie unter die Gewlihr der Völker oder 
Staaten gestellt und von diesen vertreten werden, ihre prir 
vate Natur ganz einbüssen und zu öffenflichen, insbesondere 
internationalen VerhIUtnissen erhoben werden. Ebensowenig 
haben wir die, namentlich von Oppenheim, gesonderte 
Behandlung des s. g. Privatrechts billigen können, da der 
Inhalt desselben seine Stelle im materiellen Völkerrecht bei 
den RecUen der Staaten, insbesondere bei den Concessionen 
der völkerrechtlichen Souverainetät zu Gunsten der Rechts- 
ordnung und Rechtspflege findet. 

Nur erwähnt, nicht weitläufig widerlegt soll die von 
Kent, Wildman und Heffter (§ 104) geschehene Bdiasd- 
lung der Verletzungen des Völkerrechts werdet. Abgesdien 
davon, dass Art und Zahl derselben durch die angefBhrtai 
Beispiele nicht erschöpft werden, scheint uns eine besondere 
Behandlung dieses Gegenstandes um so zweckloser, als das 
materielle Recht vorschreibt, was das Völkerecht fordert, 
und das Formelle, wie diese Sätze realisirt werdm. Jede 
Verletzung der Vorschriften des Völkerrechts ist daher in 
der, in dem formellen Völkerrecht vorgesdiriebenen Weise 
zu sühnen. 

Endlich ist uns auch bei den positiven Darstelhmgen 
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die Gelegeiibeit geboten worden, die Stellung des Völkerrechts 
AI* andtren Wissenschaften zu ermittdn. Pölitz hat einen 
Ton ms hinreicbeBd (S. 175 ff.) beurtheilten Versuch durch 
CaordiDatiOQ des Völkerrechts, der Diplomatie, der Äusseren 
aMMtenpiaxis und der Susseren Politik angestellt. Oppen- 
heim hat dagegen in richtiger Weise der Diplomatie den 
Outtakter als Wissenschaft abgesprochen , und die Bezie- 
buagen sum altgemeinen und besonderen Staatsrecht nur an- 
deutend, abar zutrefltod erörtert. Endlich hat Heffter 
VMkemdit und fidssere Politik richtiger als Pölitz ge- 
schieden, indess, gleich diesem, der Staatenpraxis keinen 
ihr ogenthümlichen Inhalt gemesen. Unsere Anwehten 
tber das Veifatitniss des Völkerrechts zur Staatenpraxis 
haben wur oben (S. 176 fr. u. 320) dargelegt. Ueber den 
Werth dieser und anderer Unterscheidungen des Inhalts der 
WisseBschaflen des Äusseren Staatenlebms wird indess erst 
dadurch ein Urtheil ermöglicht werden, dass der Inhalt der- 
selben neben einander ai^^eben und erörtert wird. Zu- 
gleich wird dann eine Einsicht darin erlangt werden, inwie- 
wiiit eme wissenschaftliche Darstellung und BelMind- 
Img, namentlich der äusseren Politik und Staatenpraxis, 
Biglich sei. 



Wenn wir die in dieser Periode vorgeführten philo- 
sophischen Leistungen mit den Darstellungen des positiven 
V(ttkerreeht8 vergleichen, so finden wir bei beiden viele 
äbereinstimmende Mängel und Vorzüge. Das Verhältniss 
des Phüoaophisdien uikl Positiven selbst war ungleich rich- 
tiger als früher begriffen worden und in den beiderseitigen 
Leistungen hervorgetreten. Namenflich war durch Warn- 
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kdnig, Ahrüns und den jüngeren Fichte einerseits, wd 
Oppenheim, Manning und Wlldman andereiseits nidrt 
nur die Trennung des Philosophischen und Posifiven ?oU- 
zogen, sondern auch der Einfluss der Philosofdiie «af übt 
Darstdlung des Positiven und die Notwendigkeit der Aner- 
kennung philosophischer Sfttze durch die Völker zur posi- 
tiven Gültigkeit derselben begriffen worden. Dagegen woHte 
auch in dieser Periode Schmalz das positive Vdlkerrecbt 
den Urideen des Rechts gemAsser gestalten, Klüber das 
Natmrecht in das positive Volkerrecht hineintragen und 
Kent die Lücken des letzteren durch philosopUscbes Recht 
ausfallen. Bei Heffter war das Veiiiittniss beider Atf* 
ftissungen und ^s Maass der Einwirkung dea Phtlosofhi* 
sehen auf das Positive unbestimmt geblieben. Eme gescfaidit- 
liehe Begründung des Positiven erstrebte schon der jüngere 
Fichte, indem er, über dasselbe philosophirend , an ge- 
schichtliche Entwiekelungsstul^n seine philosophischen Be- 
trachtungen anknüpfte, geschichtUche Methode wollte Saal- 
feld, particularistisch , deutsch und bairiseh war Schmel- 
sing, und national * amerikanisch und -englisch Ke^t, 
Wheaton, Manning und Wildman. Oppenheim waüte 
zwar das Völkerrecht aus dem Bestehenden erkennen und 
das Bestehende aus der Geschichte verstehen, aber hierzu 
waren ihm weder gescbichtiiche Leistngen überkommen, noch 
hat er sie selbst geliefert. 

Die prindpielle Bearbeitung der völkerrechtlicben IShat- 
sachen in ihrer Mehriieit oder Gesmamthelt fehlt, und ohne 
diese ist auf ein aus der Geschichte entwickeltes System 
keine Hoftiung zu erheben* Als Sammler des Positiven 
haben sich bisher immer noch Johann Jacob Moser, 
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tBttntiier und die ^den v. Maftens das grAsste VenÜmst 
«nrorben, die beste Skizze einer principieMen Entwkkelung 
fieffeite der JtUigtre Fichte. Fflr die neuere Zeit mass 
dis Itt Urkunden Entknlteie mekr gesicAtet, and für alle 
tEeiten aus dm Vo^rhandenen ein sich fortentwickelnder 
Grand^6danke allseitig« und zusammmibfingender entwickelt 
werden. 

Diesen Grundgedanken des YMkerreehts: ^das inter- 
nationale Recbtsprincip ^, wiesen die Fcnrscbungen Aber den 
Zweck des VOHcerrecbts auf. Als solehei» Zweck erkannten 
Ton ndlosopken, dem Grandgedanken na<^, die Weltrechts- 
nvdnung POlitz, Zacharift, Bitzer, Abrens und der 
jüngere Ficbte, und von Positif isten »m) Heffter und 
Oppenheim. Zu dieser Erkenntniss war die rein reckt« 
liebe Charakterisirung des Völkerrechts erforderlich. Auch 
^ese eitracbten Warnkönig, Abrens und der jttn- 
gere Fichte einerseits, und Oppenheim und Heffter 
andererseits. Die englischen und amerikanischen Pomtivisten 
lassen eine Vermengung des Rechtlichen nrit anderen Ele- 
menten ganz vermissen. Nicht minder wil^tig war das Be- 
greifen des rein Internationalen, als dessen Bestandflielle 
dfe Selbststfn^gkeit und Gemeinschaft erkannt werden mds^ 
sen. Diese Intemationalitftt wurde nicht Mos von Allen, 
welche die WeltrecMsordnung erstrebten, erkannt, denn 
jene ist in diese einbegriffen und cbarakterisirt sie in unter« 
sdieid^ider Weise, sondern insbasondere auch besibnmt in 



295) Wir brauchen hier den Ausdruck nur im Gegensatz zu den Philo- 
M0e«9 Qtahl aber Id dar eingeichrlnkteii Bailieatuagp nach weldier eine 
Richtung, namenUich die von Johann Jacob Moser verfolgte, so bezeich- 
net ward. 
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den beiden genannten Bestandtheilen dargelegt von P Alitz jmi 
Oppenheim. Aber sowol in Bezog auf die rein rechtliche, 
als rein internationale Aufflissung fehlt es nidit an Irrflitt- 
mem bei Philosophen und Positivisten. Der Vennengang 
des Recfatiiehen und Politischen machtai sidi, nanentUeh 
unter den Positivisten , schuldig: Saalfeld, Schmelzing 
und Pölitz, wogegen der Philosoph Zacharifi und der 
PositiTist Heffter richtig beide Gebiete von einander trenn- 
ten. Das Yeriifiltniss zum allgemeinen, wie besonderen Staats- 
recht setzt, im Gegensatz zur früheren Vermengung des 
inneren und äusseren Staatsrechts, Oppenheim fest. Die 
internationale Eigenthümlichkeit verkannten aUe die Sdbst*- 
ständigkeit der Staaten missachtenden Projecte der Philoso- 
phen Kant, Fichte d. ä., Zachariä, Kahle und Audisio. 
Zachariä schützt die Erkenntniss der Weltreehtsordnung 
nicht vor dem Verkennen des einen Bestandthals der Inter* 
nationalität : der Selbstständigkeit. 

Die von Wolff, Höpfner, Gros und Ahre|is ange- 
deutete Unterscheidung materiellen und formellen Redits 
wurde von keinem Positivisten streng durchgeführt. Nur 
Spuren einer solchen Untersdieidung flnden sich bei den 
Positivisten. Die schon von den Philosophen Gros, Pi^Iitz, 
Warnkönig und Ahrens geschehene Verbindung der Ifittel 
des gewaltsamen Verfahrens: Retorsion, Repressaliai und 
Krieg, findet sich auch bei v. Martens, Schmalz, Klü- 
ber, Schmelzing, Pölitz, Manning, Heffter. Auch 
Heff ter's Actionenrecht involvirt keine vollständige Trennung 
des materiellen und formellen I^echts, wie wir das weiter 
oben (S. 233) ausführten. Diese Trennung bleibt daher und 
zwar als eine dringend nothwendige zu voUziehen. Wie das 
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gescheken könne, haben wir (S. 63, 217 und a. a. 0.) 
angedeutet. 

Die durch die eben gewünschte Abscheiduag zu über- 
windaide Eintheilung des Friedens- und Kriegsrechts ist von 
den niilosophen fast vollstfindig verlassen, nur indirect von 
Pölitz und direct v. Zacharifi beibehalten worden. Von 
den Positivisten dagegen h^ben nur v. Martens, Schmalz 
und Pölitz dieselbe überwunden, dagegen Saalfeld, Kent, 
Wheaton, Wildman, Schmalz, Klüber, Oppenheim 
und Helfter sie recipirt. Auch Warnkönig (S. 126) und 
Sehmelzing (S. 166 u. 234) konnten sich nicht ganz von 
dersdben befreien. Dass diese Eintheilung zur Ermöglichung 
^er prindpiellen Anordnung des Völkerrechts aufhören 
müsse, ist gleichfalls von uns (§ 3 u. a. a. 0.) nachgewiesen. 

Die Nachbildung privatrechtlicher Systematik ist sowol 
von den Philosophen Zadiarifi und Ahrens, als von den 
Positivisten Sehmelzing und Heffter vollzogen worden. 
IMe Unanwendbarkeit derselben ist bei der Erörterung jeder 
onzdnen der bezügUchen Leistungen und sonst wiederholt 
dargelegt worden. 

Die Construction des völkeiTechtlichen Reditsverhaitr 
n»ses hatten von Philosophen nur Warnkönig, von Posi- 
tivisten V. Martens und Sehmelzing versucht, v. Martens 
hatte indess nur zwei Bestandtheile desselben, die Subjecte 
undObjecte, gesetzt, und Sehmelzing von seiner besseren 
Erkenntniss keine Anwendung auf seine Systematik gemacht 
(vergl. S. 163 ff. u. 235 tf.), während Warnkönig, weil er 
von der Ceberzeugung sich leiten liess, dass dieses Rechts- 
varhAltniss Grundlage des ganzen Systems Verden müsse, 
auch das formelle Völkerrecht in diese drei Bestandtheile 
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hineinzwingte und dadurch ihre eigenthümliche Natur beciii- 
trflchtigte. Wir sind dagegen der Ueberzeugung, dass dieses 
Rechtsyerhältniss nur Grundlage des Systems des mate* 
ri eilen Völkerrechts werden könne, während das formell^ 
sich nach den Organen und dan Verfahren gliedert (vergL 
S. 63 ff.). 

In Bezug auf die einzelnen Bestandtheile des völkerrecht- 
lichen Rechtsverhältnisses haben aber die Philosophen den 
Irrthum mit den Positivisten gemein, dass sie Beziehun- 
gen Einzelner zu Einzelne^ verschiedener Staaten oder zum 
fremden Staat auch als Inhalt des Völkerrechts erkannten und 
hiermit den Einzelnen als Subject auffassten. Kant, Fichte 
der filtere und Bitzer einerseits, Wheaton, Oppenheim 
und Heffter andererseits haben diese Auffassung sich an- 
geeignet. Hierdurch ist aber die Stellung der Einzelnen über- 
schfitzt und die völkerrechtliche Bedeutung und Vc^etung der 
Rechte derselben verkannt worden (vergl. S. 198 u. 210 ff.)- 
Nur zwei Subjecte des Völkerrechts bestehen: die Staaten 
und Souveraine (vergL S. 209 ff.). 

Inwieweit aber die vorstehend erörterten ganeinsamea 
Vorzüge undMfingel der Philosophen und Positivisten von der 
einen Richtung der anderen überkommen sind, Das lAsst 
sich um so schwerer feststellen, als die beiderseitigen Schrift 
ten darüber fast gar keine Auskunft geben und eine genaue 
Uebereinstimmung bei den zu vergleichevden Ansichten selten 
Statt hat. Hervorzuheben wfire hier nur, dass die alte natur- 
rechtliche Eintheilung der absoluten und hypodietisdien 
Rechte freilich nicht zum Vortbeil der Systematik des Positiven 
(vgl. S. 140 ff.) in Klüber und Oppenheim wieder auflebte, 
und dass Heffter die Hegel'sche Willenstheorie im Völker- 
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rMbt weiter ausführte. Auch scheint die Warnktfnig'sche und 
Schmelz ing'sche Construction des Rechtsverhältnisses, was 
hier auch durch die Berufung Warnkönig's auf Schm ei- 
sin g constatirt wird, auf ein Anlehnen Warnkönig's an 
Sefamelzing schliessen zu lassen. Andererseits legten der 
Philosoph Ahrens und der jüngere Fichte den Positi- 
visten Heffter wesentlich und ausdrücklich ihren philoso- 
phiscben Leistungen zu Grunde, wodurch freilich eine voll- 
ständige Uebereinstimmung keineswegs herbeigeführt ward. 
Welche der beiden Richtungen aber in der Erkenntniss weiter 
vorgeschritten sei, das künnen wir nur subjectiv ermessen. 
Wenn wir nemlich den von uns mehrfach gerügten Mängeln 
der Systematik Vorzüge gegenüberstellen, so sind diese, 
zum Tbeil wenigstens, nur von uns als solche erkannt wor- 
den und haben sich allgemeiner Anerkennung noch nicht zu 
erflreiien. Wir würden an den philosophischen Leistungen 

vor Allem die von dem Jüngern Fichte versuchte Entwicke- 

< 

lung des völkerrechtlichen Grundgedankens rühmen, die 
seltenere Vermischung des Rechtlichen und Politischen, das 
ftst vollständig stattgeftindene Aufgeben der Eintheüuitg in 
Friedens- und Kriegsrecht. Dagegen ist von den Positivisten 
iauner entschiedener die Positivität des Völkerrechts und 
dessen geschichtlicher Charakter gewürdigt worden, wenn- 
gleich die consequente Durchführung dieser Anschauung in 
einem System fehlt. Endlich haben in Bezug auf die Ab- 
scheidung materiellen und formellen Rechts, und die Con- 
struction des völkerrechtlichen Rechtsverhältnisses Philosophen 
und Positivisten gleich Unvollendetes geleistet und in Bezug 
auf privatrechtliche Nachbildung in gleicher Weise gefehlt. 
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Wir schliessen hiermit die Darstellung und Beurtheilän^l; 
der Ausführungen zu Gunsten der Systematisinmg des posi- 
tiven Völkerrechts. Dass das Meiste zu erreichen bleibt, 
ist, wenigstens nach unserer Ansicht, das Resultat der Be- 
trachtung des Dargestellten. Aber die der Systematik vor- 
hergehende That ist die zuerst zu vollbringende und wich- 
tigste. Die Wissenschaft bedarf unabweisbar einer priucipiell 
bearbeiteten Geschichte des Völkerrechts. Es muss ein be- 
stimmter Gmndgedanke des Völkerrechts aus dessen that- 
sächlichen Erscheinungen ermittelt werden. Zwar wird das 
Lehr- und Lembedürfniss, auch bevor eine solche Geschichte 
vorliegt, eine Darstellung des positiven Völkerrechts erfor- 
dern, aber zu einem rein positiven, principmftäsig construir- 
ten System wird die Wissenschaft nicht früher gelangen, als 
bis jene geschichtliche Arbeit durchgeführt worden ist. 
Dessenunerabhtet wird es vorläufig nicht als unwichtig er- 
scheinen, dass das bereits durch die bisherigen BearbeitlUi- 
gen gewonnene positive Material gesichtet und geordnet 
werde. Hierzu wird das Völkerrecht in seine zwei Hanpt- 
theile, das materielle und formelle, zerlegt werdeb müssen. 
Das materielle wird, nach dem für dasselbe bestehenden 
Itebhtsverhftltniss, in dm Haupttheile sich gliedern: J. das 
Recht der Subjecle, 11. das Recht der Objecte, ID. das 
Recht der Acte. Das formelle Völkenecht gliedert sicfc in 
zwei Theile : I. die Organe und IL das Verfahren. 

Eitlen ausgeführten Entwurf des Völkerrechts und Völker- 
processes nach dieser Ordnung wird der zweite Theil dfieser 
Arbeit enthalten. Zuvor werden aber in dem folgebdteh, disn 
ersten llieil beendenden Capitel die Foisehüiijgeii züGiinist^ 
der Systematisirung des positiven Völkeirechts dargesteUt und 
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beurtheUt werden, wobei zugleich die bisher veröffentlichteil 
und dem Verf. zugAngig gewordenen Entwürfe mitberück- 
sichtigt werden sollen. 



Viertes GapiteL 

Die ForscJmngen und Entwürfe zn Gnosten der Systema- 

tislrnng des positiven Völkerrechts. 

Haehel^ Shruv^ v. Ompfeda^ r. Oagern^ Puetter^ Wa8ser»chleben\ 
Stein ^ Nälschner^ Faiiafi^ Müller-^Jochmus ^ r. Mohl^ 

r. KaitenöorHy Pözl. * 

Neben den Darstellungen des positiven Völkerrechts in 
seinem ganzen Umfange entwickelte sich eine monographische 
Literatur über dessen praktische und wissenschaftliche Be- 
deutung. Das Streben derselben war zunächst meist darauf 
gerichtet, das neu entstandene Recht in seiner Existenz auf- 
zuweisen. 

Hervorzuheben sind zuerst Samuel Rachel's de iure 
naturae et gentvim dissertalianes duae (1676). Als rich- 
tigste Definition des Völkerrechts wird folgende bezeichnet: 
ins gentium est ius plurium liberarum gentium pacto sive 
placUo expressoaut tacite initum (§16). Ein allgemeines (ius 
gentium commune) und besonderes (ius gentium proprium) 
wird unterschieden. Des ersteren bedienen sich die meisten, 
wenigstens die gesitteten Völker, des' letzteren nur wenige 
Staaten und hat dieses auch nur für diese Gültigkeit. Das 
allgemeine Völkerrecht erh&lt seine Kraft und Gültigkeit 
durch den langen Gebrauch^ das besondere hat zum Inhalt 
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alle Bündnisse und Verträge einzelner Völker. Der Gegen* 
satz beider Arten des Völkerrechts wird auch in der aus«" 
drticklichen (das besondere V.) und der stillschwei- 
genden (das allgemeine V.) Verabredung geflinden. Zu- 
gleich ist aber auch zugegeben^ dass viele ausdrückliche 
Vereinbarungen des besonderen Völkerrechts, ihres allge- 
meinen Nutzens wegen, von anderen Völkern ununterbrochen 
nachgeahmt und solchergestalt nach und nach allgemein 
verbindlich geworden sind. Auch als Zweck des Völker- 
rechts wird der allgemeine Nutzen hingestellt und die Noth- 
wendigkeit des Völkerrechts nicht blos dadurch erwiesen, 
dass verschiedene Sätze durch das Naturrecht nicht ent- 
schieden seien und es derselben doch bei dem verschiede- 
nen Verkehr der Völker unter einander bedürfe (§ 96), son- 
dern auch durch das eigene Zeugniss der Völker, welche 
vielfältig auf das Völkerrecht provociren (§97). Dagegen 
wird für nicht erforderlich erachtet, dass das Völkerrecht 
von der Einwilligung aller und jeder Völker abhängig ge- 
macht werde (§ 86), dass dieselben ausdrücklich, nicht blos 
stillschweigend eingewilligt (§ 87) und dass sie die Vor- 
schriften des Völkerrechts genau beobachten (§ 88). 

Während Rachel kein natürliches Völkerrecht statuirt, 
hatte schon vor ihm Job. Conrad Dürr fde iuris gen- 
tium cum iure naturae consensuj 1671^ dem ius gentium 
voluntarium das ius naturae zu Grunde gelegt. Heinr. 
Uffelmann (de iure naturae, gentium et civilis 1674^ 
dagegen nimmt, gleich Rachel, ein blos positives Völker- 
recht an. Auch Job. Joach. Zentgrav (de origine, veri- 
täte et obligatione iuris gentium, 1684^^ Nie. Andr. Pom- 
pejus (de existentia iuris gentium, 1688^, Job. Werlhof 
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(de genuüAs fantibus rede decidendi controversias pu- 
büeas et iliustresj IßSSJ und y. Ludewig (de auspicio 
reguMs 1701> traten fär die Existenz des positiven Völker- 
rechts auf* Fompejus hält zwar dasjenige für Völkerrecht^ 
was alle Völker vertragsmässig zur allgemeinen 
Sicherheit und zum Heil des Menschengeschlechts in Bezug 
auf ihre gegenseitigen öffentlichen Angelegenheilen (de ne- 
gatüs pubücis, quae gentes inier cedunt) begründet haben, 
schr&nkt indess das Völkerrecht blos auf drei^ Gegenstände: 
imperium, dominium ^^^) und praescriptio ein, ordnet Alles 
unter diese drei Begriffe und schliesst sowol das Kriegs- als 
Gesandtschaftsrecht grösstentheils aus: Werlhof bestimmt 
das Verhältniss des Natun*echts zum Völkerrecht dahin, dass 
dieses jenes interpretire und vermehre. Auch Ludewig be- 
hauptet neben dem natürlichen ein positives Völkerrecht. 
Leibnitz (s. dessen Vorrede zum Codex iuris gent. diplo- 
mat. 1693) lässt das positive Völkerrecht aus verbindlichen 
Gewohnheiten und Verträgen der Völker entstehen. Als 
Basis desselben wird aber das Naturrecht erkannt ^^"0- 

Wir haben schon weiter oben (S. 37) eines Planes, des 
von Burchard Gotthard Struv (1671 — 1738) herauszu* 
gebenden corpus iuris gentium sive iurisprudentia heroica 
Erwähnung gethan, welcher in diesem Capitel, welches nicht 
nur die Forschungen, sondern auch die Entwürfe zu Gun- 
sten der Systematisining des positiven Völkerrechts behan- 



296) Sollte es hier nicht dominium heisnen? Ompteda hat(l, S.287) 
dominum. Auch v. Kaltenborn (Krit. d. Völkerr. S. 60) schreibt dominium. 

297) Wir haben die vorstehenden kurzen Referate den Mitlhelhingen 
Ompteda^s (I, S. 276— 2S9) entnehmen mOssen, da uns die genannten 
Schriften selbst nicht vorlagen. 
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delt, weiter besprochen werden sollte. Auch hier mflssen 
wir an das von Ompteda (I, S. 302 ff.) darüber Mitge- 
theilte uns anschliessen. Damach sollte der erste Theil ne- 
ben dem Priyatfflrstenrecht einige völkerrechtliche Fragen 
und zwar über das Völkerrecht überhaupt (Cap. I), über 
die öffentliche fides und utUüas (Cap. II), über die obser- 
vantia^ das iudicium und. arbitrium zwischen den Völkern 
(Cap. III), der zweite Theil neben Fragen des allgemeinen 
Staatsrechts auch über das freie und beherrschte Meer (Cap. 
XIX), über die Völker-Servituten (Cap. XX), über den völ- 
kerrechtlichen usus fructus (Cap. XXI) und über die Ver- 
jährung (Cap. XXII) handeln, während der dritte Theil den 
Erwerbungsarten des Völkerrechts (Cap. I) und dem Gesandt- 
schaftsrecht (Cap. XI — XXXII), der gesammte vierte Theil 
fast nur dem Völkerrecht gewidmet war. In dem letztem 
sollte nemlich auf die Lehre vom Europäischen Gleichgewicht 
(Cap. I), welche wir in die äussere Politik hineinversetzen, 
das latrocinium gentü in gentem und hierauf das Kriegs- 
recht (Cap. III-XXII) folgen. Job. Aug. Hellfeld gab von 
dem nach diesem Plan ausgearbeiteten, handschriftlich vom 
Verf. zurückgelassenen Material, welches er in zwei Hälften 
theilte : das ius illustrium privatum (das Privatrecht der 
Fürsten) und das ius illustrium publicum (das Völkeirecht 
und das allgemeine Staatsrecht), sieben, nicht einmal die 
erste Hälfte erschöpfende Theile heraus. 

Es folgen nun drei Entwürfe des Völkerrechts. Job. 
Jacob Moser's Entwurf (1736) ward bereits oben (S. 44) 
von uns erwähnt und in den von uns ausführlich bespro- 
chenen Mos^er' sehen beiden Schriften über das Völkerrecht 
in Friedens- und Kriegszeiten weiter ausgeführt. Dagegen 
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blieb Ge. Chr. Seeland's Plan eines Lehrbuchs der euro- 
paischen Staatsgelehrsamkeit, mit einigen Anmerkungen (Reval 
1773), nur Plan. Der zweite Theil sollte die willkührlichen 
europäischen Staats- und Völkerrechte enthalten ^^^. End- 
lidi hat Carl Gottl. Günther's Grundriss eines europäi- 
schen Völkerrechts nach Vernunft, Verträgen, Herkommen 
und Analogie (1777) Ompteda zur Anleitung ^^^) bei dem 
von ihm dargelegten Plan eines Systems des natürlichen und 
positiven Völkerrechts gedient. Wir bedauern, dass dieser 
von Ompteda so sehr gerühmte Plan uns nicht vorlag 
und wenden uns daher zu dem Ompteda'schen Plan selbst. 
Died. Heinr. Ludw. Freiherr v. Ompteda ^^^) 
war der erste völkerrechtliche Schriftsteller, welcher mit 
grosser Ausführlichkeit die Systematik des Völkerrechts 
besprach und so ist denn, mit Rücksicht auf unser Haupt- 
thema, eine eingehende Würdigung seiner Darlegung uner- 
lässlich. Die bisher erörterten Forschungen und Entwürfe 
haben, da sie sämmtlich uns nicht vorlagen, einer eingehen- 
den Beurtbeilung schon desshalb nicht unterzogen werden 
können, auch sind die ersteren für die Systematik des po- 
sitiven Völkerrechts nur insofern von Bedeutung, als sie 
dieses selbst in seiner Positivität aufzuweisen und das Ver- 
hältniss desselben zum natürlichen festzustellen trachteten. 
In letzterer Beziehung traten schön damals zwei Richtungen 
hervor, die eine, welche nur das positive (willkührliche) 



31)8) Ompteda bemerkt (II, S. 379) nur, ohne diesen Plan mitzu- 
theilen, dast der Verf. der Ausflibrung des Werkes nicht eben gewachsen so 
sein scheine. 

309) f, S. 30 Anm. rr). 

300) Dass wir Ompteda frQber ohne „von'' erwähnt, sei hiermit 
etwa darauf reflectirenden Kritikern gegenüber entschuldigt. 
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Völkerrecht behandelte, und die andere, welche das phflo- 
sophische (natäiüche) jenem zam Grande legte. Die letz- 
tere, von lins vielfach getadelte Verbindung erstrebte auch 
V. Ompteda. 

V. Ompteda erwarb sich nicht blos das grosse, seine 
Zeit weit überdauernde Verdienst, eine völkerrechtliche Lite- 
rärgescbichtc zu schreiben, welche in modernerer und 
geistigerer Weise durch v. Mohl^^O fortgeführt worden 
ist, sondern erörterte auch die Mängel der Literatur bis zu 
seiner Zeit (1785), an welche Erörterung er dann den Plan 
eines vollständigen Systems des gesammten, sowol natür- 
lichen als positiven, Völkerrechts anknüpfte. Diesem Plan 
sandte er voraus eine Abhandlung von dem Begriflfe, Um- 
fange, den Grenzen und den verschiedenen Xheilen des 
natürlichen und positiven Völkerrechts (I, S. 5 ff.). In dem 
von ihm aufgestellten Begriff' des Völkerrechts, dem labe- 
grifl" der Rechte und Verbindlichkeiten der Völker und Staa- 
ten, entdeckt er vier Hauptideen. Erstens sei im Völker- 
recht blos von ganzen Völkern und Staaten die Rede und 
werde daher in demselben weder auf Verhältnisse einzel- 
ner Menschen eines Staates gegen einzelne Menschen eines 
anderen Staates, noch auch auf Verhältnisse eines zwar im 
Ganzen genommenen Staates gegen einzelne Mitglieder 
Rücksicht genommen. Zweitens kämen im Völkerrecht 
nur solche Verhältnisse in Betracht, denen Rechte und Ver- 
bindlichkeiten zum Grande liegen, während diejenigen, 
welche aus freier Willkühr entstehen und durch blosse Con- 



301) ZunUchst !q der Zeitschrift für d. ge«. Slaatsw. Ul. Bd. S. 3 ff., 
sodann in seiner Gesell, d. Staats w. 
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venienz begründet sind, der Staatsklugheit (Politik) angehö- 
ren. Drittens begreife das Völkerrecht nur Zwangsrechte 
und Zwangspflichten, dena die Gewissenspflichten gehören 
in die Völkermoral. Viertens werde im Völkerrecht nur 
von solchen Rechten und Verbindlickeiten gehandelt, welche 
ein Volk gegen das andere auszuüben hat, während 
diejenigen eines Volkes gegen die Mitglieder seines Staates 
in das allgemeine Staatsrecht hinein gehören. — v. Ompteda 
hat hiermit schon im vorigen Jahrhundert den Inhalt, Um- 
fang und die Grenzen des Völkerrechts richtig angegeben, 
und es ist zu bedauern, dass trotz dem noch Darstellungen 
dieses Jahrhunderts dagegen gefehlt haben. Schon nach 
V. Ompteda's Auffassung wären sowol die Verhältnisse 
Einzelner zu Einzelnen , namentlich aber auch die nicht völ- 
kerrechtlichen Verhältnisse der Fürsten, welche v. Ompteda 
richtig dem Privatfürslenrecht zuweist, nicht zum Inhalt des 
Völkerrechts zu erheben gewesen und hätte somit die von 
Einigen beliebte Begründung des Völkerrechts auf die Ver- 
hältnisse Einzelner zu Einzelnen, oder die von Anderen 
beliebte Auffassung derselben Einzelnen als Subjecte des 
des Völkerrechts nicht Statt haben dürfen. Ebensowenig 
konnten die blos persönlichen Verhältnisse der Fürsten, wie 
mehrfach geschehen, im Völkerrecht zur Erörterung gelan- 
gen. Femer hat v. Ompteda richtig aus dem Völkerrecht 
das blos Politische geschieden und eine scharfe Grenze gegen 
das Ethische und das allgemeine Staatsrecht gezogen. Die 
durch V. Ompteda gerügten Verletzungen jener aus dem 
B^ffe des Völkerrechts entwickelten Hauptideen stimmen 
nüt einigen der weiter oben (S. 12, P. 2 u. 6) angegebenen 
Mängeln der Systematik überein. Die Hineinziehung der Ver- 

17 
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hSKnisse der Einzeliieii gegen Einzelne in das Völkerrecht 
haben wir, als eine unrichtige Auffassung der Subjecte» 
der mangelhaften Construction des völkerrechtlichen Redits- 
verhUtnisses (P. 6) subsumirt. 

Wenn dagegen y. Ompteda (S. 8 ff.) desshalb, weil 
das Völkerrecht keinen Gesetzgeber über sich habe, das Recht 
der Natur als die erste und richtigste und allgemeinste 
Quelle anerkennt und von den Rechten und Pflichten Einzel- 
ner die der Völker ableitet, so hat er nicht nur die Positivitilt 
des Völkerrechts verkannt, sondern auch eine falsche von 
ihm selbst anderweitig bekämpfte Analogie angewandt. Fer- 
ner räumt er aber eine Modiflcation des Natürlichen ein in 
Rücksicht auf die vielfach verschiedenen Verhältnisse der 
Völker und unterscheidet demgemäss ein modificirtes na- 
türliches Völkerrecht. Ausserdem statuirt er, dass durch 
wirkliche Handlungen und langjährige Beobachtungen in still- 
schweigender Einwilligung sich ein Gewohnheits Völker- 
recht gebildet habe. Diesen drei Arten des Völkerrechts stellt 
er das auf ausdrücklicher Einwilligung beiiihende Vertrags- 
völkerrecht zur Seite. Die drei letztgenannten Arten des 
Völkerrechts sollen der erstgenannten gegenüber den Ge- 
gensatz des positiven und natürlichen Völkerrechts dar- 
stellen. Bei der Betrachtung der Bearbeitungen dieser ver- 
schiedenen Arten des Völkerrechts gelangt v. Ompteda 
zu dem Resultat (S. 30), dass nur das natürliche Völker- 
recht einigermaassen befriedigend bearbeitet worden sei. 
Als Ursache dieses unbefriedigenden Standes der Völker- 
rechtswissenschaft sieht er die bei den meisten Schrift- 
stellern vollzogene Trennung der Grundregek von ihrer An- 
wendung an , denn die in dem Recht der Natur wurzefaiden 
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Groadregehi des Völkerrechts können erst durch Anwendung 
auf das Leben und den Verkehr der Völker gehörige Aus- 
dehnung , Erläuterung und Bestimmung erhalten. Die durch 
y. Ompteda vorgeschlagene Reform erstrebt eine Verbin- 
dung sfimmtlicher Arten des Völkerrechts und giebt er jene 
in folgenden Grundzügen an : „ Man bringet zuvörderst die 
verschiedene Gegenstände des Völkerrechts in eine gehörige 
Ordnung und Verhfiltniss unter einander ; man tr&get alsdann 
bey einem jeden genau bestimmten Satze zuvörderst die 
Grundregel des natürlichen Völkerrechts vor, man bemerkt 
sodann, wenn diese Grundregel durch das modiftcirte Völker- 
recht einige Abänderung erhält ; man wendet hiemächst die- 
selbe auf das heutige Verhältniss der Völker unter einander 
an, und zeiget dabei, ob durch die Gewohnheiten derselben, 
oder endlich gar durch Verträge und ausdrückliche Verab- 
redungen eines oder des anderen Staates ein anderes festge- 
setzt worden ist; woraus dann notbwendig ein vollstän- 
diges System des gesammten, sowol natürlichen als posi- 
tiven Völkerrechts erwachsen muss^. Gegen die vorgängige 
Ordnung der Gegenstände des Völkerrechts haben . wir nichts 
einzuwenden, dagegen ist die Vortragung der Grundregel 
des natürlichen Rechts, so wie der erlittenen Abänderung 
durch das modiflcirte Völkerrecht und die dann erfolgende 
Anwendung auf das Verhältniss der Völker, wobei eine 
etwaige, auf den Gewohnheiten oder Verträgen ruhende 
Festsetzung nachgewiesen werden soll, eine schwerlich aus- 
führbare Sonderung, welche zugleich die Herstellung der 
Positivität des Völkerrechts, die doch Hauptzweck der 
Völkerrechtswissenschaft sein muss, sehr wenig zu befördern 
geeignet erscheint. Den Vorrang, welchen v. Ompteda 

17* 



hierdurch dem natttrlichen Recht einräumte, können wir 
nur dem zu seiner Zeit grossen Einfluss desselben zuschrei- 
ben. Die durch v. Ompteda gewollte Verbindung des 
positiven und natürlichen Rechts aber, ist von uns schon 
wiederholt als unzweckmfissig abgewiesen worden. 

Der durch v. Ompteda seiner Abhandlung angeschlos- 
sene Plan (S. 35 ff.) ist durchaus nicht als eigenthümlich 
zu bezeichnen. Er theilt die mehrrach gerügten Mängel. 
Die den drei Theilen des Systems vorausgeschickte Einlei- 
tung soll von den Völkern und Staaten, auf welche das 
Völkerrecht Anwendung findet (Abschn. I), von dem Völker- 
recht, von dessen Begriff, Umfange, verschiedenen Arten, 
Abtheilungen und Quellen (Abschn. II), der Geschichte 
(Abschn. 10) und der Literatui- des Völkerrechts (Abschn. 
IV) handeln. Die dabei in Aussicht gestellte Darstellung 
des Ursprungs der Staaten, der verschiedenen Staatsfonoen 
und die Beigabe eines Verzeichnisses der heutigen Staaten 
gehören indess wol kaum in das Völkerrecht, sondern die 
beiden ersteren in das allgemeine Staatsrecht, während der 
Nutzen des Staatenverzeichnisses für das Völkerrecl)t kaum 
einzusehen ist und wol nur eine allgemeine Angabe des 
Gültigkeitsgebiets des VölkeiTechts von Erheblichkeit sein 
möchte. Den Grundgedanken für die Sonderung des Völkei- 
rechts in drei Haupttheile erbringt aber bei v. Ompteda 
die Verschiedenheit der Verhältnisse. „Die Völker stehen 
entweder in gar keiner besonderen Relation und Verbindung, 
mithin in einem blos gleichgültigen, weder freundschaftli- 
chen noch feindseeligen Verhältnisse; oder es fienrschet 
Freundschaft, oder statt dessen Feindschaft unter ihnent'" 
Demgemäss wird aitch das Völkerrecht vertheilt in drei 
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Hauptheile : „I. Tbl. Von den Rechten und Verbindlichkeiten 
der Völker gegen einander an und für sich, ohne Rücksicht 
auf ein freundschaftliches oder feind^eeliges Verhfiltniss 
unter ihnen; IL Tbl. Von den Rechten und Verbind- 
lichkeiten der Völker gegen einander in Rudcsicbt eines 
unter ihnen bestehenden freundschaftlichen Verhältnisses; 
lU. Tbl. Von den Rechten und Verbindlichkeiten der Völker 
gegen einander in Rücksicht eines unter ihnen eintretenden 
feindseeligen Verhältnisses^, v. Ompteda glaubt mit dieser 
Systematik, unter deren Fächer, wie er sich ausdrückt, in 
der natürlichsten Ordnung Alles und Jedes sich bringen 
lasse, was irgend einen Gegenstand des Völkerre^ts aus- 
machet, die flruheren Mängel beseitigt zu haben. Als solche 
bezeichnet er namentlich zwei Arten. Nach der einen wür- 
den die Materien, nach blosser Willkühr, ohne alle Ordnung 
durcheinander geworfen, nach der anderen das Völkerrecht 
in das Recht des Krieges und Friedens abgetheilt und Alles 
entweder in das eine oder das andere dieser beiden Fächer 
untergebracht, was manche Unbequemlichkeit mit sich führe. 
Indess hat v. Ompteda, wenngleich er in dem ersten Theile 
auf diese Abtheilung keine Rücksicht nimmt, in dem zweiten 
und dritten Theile dieselbe wieder aufgenommen. Der erste 
Theil scheipt aber doch auf einer blossen Abstraction zu 
beruhen, denn entweder leben zwei Völker mit einander im 
Frieden, oder im Kriege, ein Drittes erscheint nicht denkbar. 
Denn verhalten sie sich, nach dem durch v. Ompteda für 
den ersten Theil angegebenen Grundgedanken, gleichgültig 
gegen einander, so wird der Entstehung von Rechten und 
Verbindlichkeiten zwischen ihnen keine Veranlassung gege- 
ben. Wir halten daher' die v. Ompteda'sche Planlegung 
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nicht bloss desshalb für verfehlt, weil der zu ordnende Stoff 
theilweise ein philosophischer, theilweise ein positiver sein 
soll, sondern auch desshalb, weil die Ordnung selbst theil- 
weise auf einem auch a posteriori nicht zu bestfitigenden 
a priori, theilweise auf den für eine Systematik des Völker- 
rechts nicht maassgebenden Verhältnissen oder Zustünden 
des Krieges und Friedens beruht. Es bleibt daher nicht zu 
bedauern, dass der gelegte Plan unausgeführt blieb, denn 
durch solche Ausführung hatte v. Ompteda seiner Licht- 
seite als Literairhistoriker nur eine Schattenseite als Syste- 
matiker hinzufügen können. 

Nach V/Ompteda blieb bis Puetter und v. Klaltenbiorn 
die eigentliche Systematik des Völkerrechts unerörtert. Die in 
der Zwischenzeit von einigen Völkerrechtslehrem veröffentlich- 
ten Entwürfe nehmen wir um so mehr Anstand einer Beurthei- 
lung zu unterziehen, als die in denselben enthaltenen blos% 
sen Ueberschriften uns zu einer Kritik keinen hinreichenden 
Anknüpfongspunct bieten und ihr Zweck wol auch zunächst 
nur der war, den Zuhörern eine vorläufige Uebersicht der 
Rubriken des Inhalts zu geben. 

Dagegen wenden sich in den vierziger Jahren dieses 
Jahrhunderts in kurzen Zwischenräumen mehrere begabte 
Schriftsteller der Erörterung der wissenschaftlichen Behand- 
lung des Völkerrechts in besonderen Abhandlungen zu, wäh- 
rend andere ihre Ansichten bei Gelegenheit der Beurtheilung 
völkerrechtlicher Schriften veröffentlichen. In dieser Zeit 
war es auch, dass die Literärgeschichte des Völkerrechts 
in einer der grossen Aufgabe würdigen Weise durch v. 
Mo hl zuerst in Angriff genommen wurde. Von allen Lei- 
stungen war aber für die Systematik des Völkerrechts 
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keine hervorragender als die v. Kaltenborn'sche Kritik 
des Völkerrechts, ein Werk, das für alle Zeit eine ehren- 
volle Stelle in der Entwickelang der Völkerrechtswissenschafl 
zu beanspruchen berechtigt bleibt und dessen Werth auch 
in gebührender Weise anerkannt worden ist. 

Die erste Anregung zur Entwicklung dieses bewegten 
Lebens auf dem Gebiete der Yölkerrechtswissenschaft gab 
V. Gager n's geistreiche, wenn auch in Aphorismen sich 
bewegende Critik des Völkerrechts (Leipzig, 1840), welcher 
es indessen mehr darum zu thun war, den Gegensatz der 
Theorie und Praxis aufzudecken, als der Theorie ein Gesetz 
zu geben, was er vielmehr ausdrücklich Anderen flberliess. 
Ohne daher auf diese, schon vielfach besprochene und oft 
unterschätzte, oft aber auch flberschfitzte Leistung nfiher 
eingehen zu wollen, da sie uns für die Systematik keinen 
Anknüpfbngspunct bietet, wollen wir ihr den Ruhm, neues 
Leben gebracht und erregt zu haben, nicht nehmen ^^^). 

K. Tb. Puetter's Forschungen in seinen Beiträgen zur 
Völkerrechts -Geschichte und Wissenschaft (Leipzig, 1843) 
sind die, der Zeit nach, auf v. Gagern's Critik folgenden. 
Es schliessen sich denselben an sowol seine Kritiken völker- 
rechtlicher Schriften in Richter's (Schneider's) kritischen 
Jahrbüchern für deutsche Rechtswissenschaf t (1845. XVIII. Bd. 
S. 769 fr.) als seine in der Zeitschrift für die gesammte 
Staatswissenschaft (1850. VI. Jahrg. S. 299 ff.) enthaltene 
Abhandlung : „die Staatsehre oder Souverainetät als Princip 
des praktischen europäischen Völkerrechts^. 



902) Unsere Ansichten Aber y, Gagern's Critik haben wir frflber in 
unserer Schrift de natura principiorum iuris inter gentes positivi S. 11 ff. 
dargelegt. 
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Puetter's Leistungen zeichnen sich durch ernste, ms- 
senschaftliche Haltung vor vielen anderen Schriften über das 
Völkerrecht sehr vortheilhaft aus. Vor Allem ist aber sein 
Streben zur Erforschung eines bestimmten Grundgedankens 
für das Völkerrecht hervorragend. Dabei hat er sehr wohl 
erkannt, dass auch mit diesem nur ein Anfang zur Reform 
der Völkerrechtswissenschaft gegeben , die Vollendung der- 
selben als Wissenschaft aber durch eine neue Systematik 
geboten sei, deren Grundzüge er in seinem letztgenannten 
Aufsatze vorführt. 

Mit Recht nimmt Puetter an, dass die richtige Be- 
griiTsbesfimmung des Völkerrechts die nothwendige Grund- 
lage jeder brauchbaren Theorie des praktischen Völkerrechts 
bilde 3^^). Wenn er indess die Bewährung dieses Begriffs 
zunfichst nur in der alten und mittelalterlichen Geschichte 
versuchte, so ist bei dem Mangel eines eigentlichen Völ- 
kerrechts in jenen Zeiten für die geschichtliche Beweisfüh- 
rung des Begriffs wenig gewonnen. Zwar behauptet Puet- 
ter, dass auch die Staaten jener Zeiten in ihrem Verhalten 
und Verfahren gegen andere Völker einem allgemeinen 
Gesetze gefolgt seien ^^^), aber dass dieses Gesetz dem 
Geiste des modernen und doch eigentlichen Völkerrechts ent- 
sprochen habe, bleibt auch durch seine Beiträge zu jener 
Geschichte unerwiesen ^^^). Die gegenseitige Anerkennung 
der Gleichberechtigung der Staaten, die zuerst zu erfül- 
lende nothwendige Voraussetzung für ein eigentliches Recht 



303) Puetter, Beitr. Vorw. S. Hl. 

304) Puetter, Beitr. S. 13. 

305) Diese blosse Behauptung zu erweisen^ behalten wir uns in einer 
Kritilc der bisherigen Leistungen für die Geschichte des Völkerrechts vor. 
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der Susseren Staatenbeziehungen fehlt den Staaten jener 
Zeit vollkommen. Es konnte somit anch der Begriff oder 
vielmehr der Grundgedanke des modernen, eigentlichen und 
alleinigen Völkerrechts aus jenen Abschnitten der Geschichte 
nie erwiesen werden. Puetter bestätigt Das selbst, wenn 
er das Völkerrecht als den Staatswillen moderner Staaten 
auffasst 306). Wenn Puetter aber femer den Grundgedan- 
ken von vornherein aufTstellte und erst hinterher erwies, so 
wollen wir, bei der unbedingten Nothwendigkeit eines sol- 
chen für die wissenschaftliche Gestaltung des Völker- 
rechts nur bedauern, dem Ergebniss der Forschung nicht 
beipflichten zu können. Auch hat Puetter selbst spater 
ausdrücklich anerkannt, dass die Kenntniss des wirklidb 
zwischen den Staaten geltenden Rechts, der Erforschung 
und Erkenntniss seines Gmndes, Begriffs und Wesens voran- 
gehen müsse 3or^ ^ indess diesem Erfordemiss in seiner 
letzten Abhandlung nur durch ganz allgemeine Behauptun- 
gen, aber nicht durch einen geschichtlichen Nachweis 
Genüge geleistet, welchen wir allein für ausreichend er- 
achten. 

Schon die erste von Puetter aufgestellte Begriffsbe- 
stimmung des Völkerrechts weist die Souverainetät, d. h. die 
Selbstbestimmung in allen Beziehungen und Verhältnissen ^os), 
als den Grundgedanken dieses Rechts nach. Wenn auch 
wir die Souverainetät ab einen wichtigen Coefflcienten zur 
Bildung des Völkerrechts anerkennen müssen, so ist doch 



306) Puetter ßeitr. S. 13. 

307) Puetter in Richter^s Jahrb. a. a. 0. S. 772 ff. 
306) Puetter, Beitr. S. 17. 
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die ausschliessliche Erhebung derselben für das Wesen des 
Völkerrechts nicht bezeichnend. Puetter bestimmt nament- 
lich das Völkerrecht als den wirklich allgemeinen, freien, 
vernünftigen Staatsmllen der modernen christlichen 
Staaten oder souverainen Völker — in ihren gegenseitigen 
Verhältnissen zu einander, oder : als den flreien, allgemeinen, 
vernünftigen Staatswillen der fVeien christlichen Völker, wie 
er sich in ihren gegenseitigen Verhältnissen als nothwendi- 
ges Gesetz bethfitigt, praktisch ist^^^). Gegen diese Be* 
griffsbestimmung wenden wir zunächst die Identiflcirung des 
Rechts und Willens ein, während jenes nur der Ausdruck 
dieses sein kann und das Recht zugleich über dem Willen 
steht. Identiflciren wir das Völkerrecht und den Staats- 
willen, so ist Alles, was dieser vollbringt, zugleich Inhalt 
jenes. Zwar kann durch die Zusätze „allgemein^ und „ver- 
nünftig^ das Epitheton „fl'ei^, welches alleinstehend keinen 
Schutz gegen Willkühr gewähren würde, regulirt werden, und 
hält Puetter dafür auch schon die Hinzufügung: „ver- 
nünftig^ für ausreichend 3 *ö). Aber wenn wir auch die 
gleichzeitige Bestimmung des Willens durch jene drei verschie- 
denen Eigenschaftswörter oder nur durch das eine gelten 
lassen wollen, so genügen doch solche allgemeine Qualifl- 
cafionen zur Feststellung des eigenthümlichen Begriffs des 
Völkerrechts nicht. Ja selbst dann, wann wir Puetter's 
späterer Ausführung beistimmen, dass der freie und be- 
wusste Wille gleichbedeutend und der Wille als ein Vorsatz 
erscheint, die Vorstellung eines Zwecks, der verwirklicht 



309) Puetter a. a. O. S. 13 ff. 

310} Pttetter in Richters Jalirb. S. 784. 
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ia's Werk gesetzt werden soll ^ ^ 0» ^^ ^^^^ ^^^^ ^^ ^^^ freien 
Willen auch schon der Zweck mit enthalten ist, können 
wir nur dann, wann dieser Zweck als ein eigenthttmlich 
völkerrechtlicher ausserdem bezeichnet ist, das Epitheton 
„frei^ als ein genügendes gelten lassen. Auch die weite- 
ren ErlAuterungen der Puetter'schen Definition des Völker- 
rechts führen zu keinem befriedigenden Ergebniss. Puetter 
unterscheidet nemlich in dem praktischen Völkerrecht das 
wissenschaftliche Moment als natürliches, allgemeines, 
vernünftiges, nothwendiges oder philosophisches Völkerrecht, 
das aus der Natur des Staates und seiner gegenseitigen Ver- 
hältnisse zu anderen Völkern nach allgemeinen Vemunftge- 
setzen mit Nothwendigkeit folge und das positive, das als 
allgemeines Völkerechtsgesetz geltende. Beide Momente will 
er verbunden wissen. Denn das wissenschaftliche Moment 
habe seine Natürlichkeit , Allgemeinheit , Vemünftigkeit 
und Nothwendigkeit , seine Wahrheit eben dadurch zu 
erweisen, dass es nicht blos möglich, nach —7 den Vemunft- 
gesetzen gedacht, sondern auch wirklich in und zwischen 
allen vernünftigen Völkern und Staaten als Recht erkannt 
oder anerkannt sei. Nur Beides zusammen, das allgemeine 
oder Vernunft-Völkerrecht in seiner unzertrennlichen Einheit 
mit dem positiven — bilde das praktische Völkerrecht. 
Der blosse Gedanke und schiene er auch noch so vernünf- 
tig, und die blosse Satzung oder blos positive willkührliche 
Bestimmung, die des vernünftigen Grundes ermangle, seien 
beide gleich unwahr und unrecht s*^). Puetter sprach 
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diese Ansiebt in fihniicber Weise auch spfiter aus, indem 
er nur die ^Gesammtheit der als vernünftig erkannten 
Rechtsgesetze ^ als Inhalt des Yölkerrechtssystems will^'^). 
Wir erklären uns auch hier gegen die Verbindung des philo- 
sophischen und positiven Völkerrechts zu einem System^**), 
und halten ausserdem die Puetter'sche Begründung dieser 
Gemeinschaft für nur anscheinend zutreffend. Bei der Zu- 
sammenfassung eines geltenden positiven Rechts zu einer 
Einheit ist nur die Darstellung des Geltenden Zweck , die 
Entscheidung über die verjiünftige Begründung der 
einzehien Bestimmungen fällt der Philosophie des positiven 
Rechts anheim. Das geschichtlich nachgewiesene und for- 
mell vernünftig verbundene Recht ist schon das positive, 
nicht erst das philosophisch geprüfte und materiell für 
vernünftig erkläile. Die Verbindung des positiven und philo- 
sophischen Rechts wird nicht nur stets darüber in Unge- 
wissheit erhalten, welches das geltende und welches das 
gelten sollende Recht ist, sondern es wird auch ein solch 
gemischtes Recht nie als ein die Völker verbindendes aner- 
kannt werden können, denn zur Positivitat ist nicht die An- 
erkennung durch die Philosophen oder überhaupt durch die 
gelehrte Welt, sondern durch die Völker selbst erforderlich. 
Wird daher jene Verbindung beibehalten, so verzichtet die 
Wissenschaft in ihrer Selbstgenügsamkeit von vorne herein 
darauf, ein praktisches, in den Beziehungen der Völker an- 
zuwendendes und von ihnen als sie verbindend anerkanntes 
Recht hinzustellen. Wir theilen den Wunsch, dass das 
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Völkerrecht den Grundsätzen der Vernunft oder seinem Ideal 
sich immer mehr annähere, aber bei der auch in Bezug 
auf das Völkerrecht uns abgenöthigten Anerkennung der Un- 
vollkommenheit aller menschlichen Enlwickelung, würden wir 
mit der Forderung, dass das ideale Recht auch sofort das 
po»tive sein soll, jede praktische Anwendung Aes Völker- 
rechts in Frage stellen. Wenn dagegen nur eine begriffs- 
mSssige Gliederung der Form und SStze des ISystems des 
Völkerrechts gefordert wird, wie auch Puetter mit Recht 
diese will ***), so können wir hiermit uns nur wiederholte*^ 
einverstanden erklären. 

Femer begreift Puetter sehr wohl, dass das eigen- 
thänlicbe Wesen des Völkerrechts, — dass sich der Staats- 
wille in seinem Verhalten zu anderen Völkern mit vollkom- 
mener Freiheit selbst bestimme, dem juristischen Verständniss 
widerstrebe, da hierdurch Völker und Staaten selbst Gesetz- 
geber und Kläger, Richter und Vollstrecker sein wollen 
und soUen. Aber er findet nicht blos die Erklärung dafür 
in den von den Staats- und privatrechtlichen, durchaus ver- 
schiedenen Verhältnissen und Rechtssubjecten , welche Ver- 
schiedenheit auch wir wiederholt hervorgehoben haben.^^'O^ 
sondern es scheint ihm auch genügend, dass das Völker- 
recht in allen semen Normen und Formen durch das selbst- 
genugsame, sittliche Wesen der Staaten bestimmt und 
begründet werde. Der Staat erscheint Puetter als das 
keines Anderen, Ffemden bedürftige Wesen. Der Staat weiss, 
will und darf das Rechte thun, daher müsse er vor allen 
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Dingen sich selbst wollen und das Recht der Freiheit, 
der Selbstbestimmung in allen Beziehungen und Verhält- 
nissen für sich in Anspruch nehmen, welche im Völker- 
recht mit dem Namen der Souverainetät bezeichnet zu wer- 
den pflege. Vermöge dieser Souverainetät bestimme 
der Staat auch sein Verhallen und Verhältniss zu anderen 
Staaten und Völkern und fhue ihnen nicht Unrecht, sofern 
er nur die ihnen innewohnende sittliche Idee und daher sie 
selbst als Staaten und soüveraine Völker anerkenne und be- 
handle. Dazu äei aber der Staat in und durch sich selbst 
genöthigt, da er die allgemeine sittliche Idee in den anderen 
Staaten wiedererkennen und ehren müsse wie sich selbst, 
und dazu werde er auch durch den anderen Staat genöthigt, 
weil dieser ihn sonst auch nicht anerkenne und ehre. Auf 
dieser gegenseitigen Erkenntniss und Anerkenntniss der Staa- 
ten als souverainer Völker beruhe das ganze praktische 
Völkerrecht. 

Puetter fasst also auch in völkerrechtlicher Beziehung 
den Staat als selbstgenügsames Wesen auf, während doch 
gerade die Selbstgenügsamkeit nur die IsoUrung, also die 
gegentheilige factische Voraussetzung für das Völkerrecht 
zur Folge hat. Denn es gäbe kein Völkerrecht, wenn nicht 
die Staaten nach Ergänzung durch begonnene Gemeinschaft 
mit anderen Staaten gestrebt hätten, wie es andererseits 
eine Völkerbeziehung geben kann, welche keine völker- 
rechtliche ist, insofern sie nemlich das selbstgenügsame 
Wesen zum Grundgedanken ihres Verhältnisses zu anderen 
Staaten erheben möchte. Ferner erblickt Puetter in der 
WiedererkennuQg der Idee des Staates in anderen Staaten 
und der Nothwendigkeit , durch die Anerkennung anderer 
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Staaten sich seine eigene zu sichern, die Garantie des Völ- 
kerrechts. Indess möchten \vir weder die erstere Idee noch 
die letztere Rücksicht als Garantien gelten lassen. Vermöge 
der ^'iedererkennuDg erkennt zwar der eine Staat in dem 
anderen den sou verainen an, aber dieser blos souveraine 
Staat ist noch nicht der zu einem völkerrechtlichen Ver- 
hfiltniss sich eignende. Hinzutreten muss wesentlich der 
Wille, eine Gemeinschaft zu wollen und zwar eine Rechts- 
gemeinschaft und den Zweck dieser Gemeinschaft : die Auf- 
rechthaltung der Rechtsordnung auch in den gemeinsamen 
Beziehungen der Staaten, sonst bleibt diese Wiedererkennung 
eben nur eine Idee ohne praktische, wenigstens ohne völ- 
kerrechtliche Erfolge. Das Motiv aber, dass ein Staat den 
anderen anerkennen soll, weil ihn sonst auch dieser nicht 
anerkenne, erscheint uns als kein rechtliches, sondern 
nur als ein politisches. Das Völken'echt kann aber nur 
in rechtlicher Weise sichergestellt werden 3*®). 

Wiederholt versucht Puetter den Erweis des völker- 
rechtlichen Grundgedankens. Das praktische Völkerrecht 
soll seinen Grund und Halt im Staate haben. Aber schon 
die Bezeichnung des Völkerrechts oder Staatenrechts dar- 
auf hinweist, dass dieser Grund und Halt in den Staaten 
oder vielmehr in dem übereinstimmenden, nicht in dem un- 
terschiedenen Willen der Staaten zur Regelung ihrer gegen- 
seitigen Beziehungen zu suchen sei. Puetter motivirt seinen 
Ausspruch dadurch, dass das souveraine Recht aller christ- 
lichen Staaten positiv feststehe : von jedem geübt und von 
allen gegenseitig anerkannt werde, das Völkerrecht aber 
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ungeachtet Dessen, dass kein Staat eine höhere als seine 
Staatsgewalt tiber sich erkenne, unbestritten und unbe- 
streitbar praktisches Recht sei. Diese Souverainetfit sollen 
die Völker und Staaten höher hallen, als alle Staaten und 
Systeme und als alle ihr entgegengehaltenen Yölkerrechts- 
sfitze und Gebräuche ^ ^^). Anzuerkennen ist die Auflehnung 
Puetter's gegen eine willenlose Unterordnung der Staaten 
unter ein Staatenprincipat , aber wenn die Staaten nicht 
einmal das Völkerrecht für hober halten sollen als ihre Sou- 
verainetät, so ist überhaupt kein Völkerrecht möglich, denn 
dieses Recht kann zwar einerseits nur von souverainen 
Staaten geübt und gesetzt werden, aber andererseits wird 
die Souverainetät wiederum bei Staaten, welche das Völker- 
recht anerkennen wollen, nur mit Rücksicht auf die durch 
dasselbe gebotenen Pflichten geübt. Wenn Das aber nicht 
der Fall w&re, wie erklfirt sich denn da Puetter wol die 
von ihm selbst anerkannte Thatsache : dass das Völkerrecht 
trotz der Souverainetät dennoch praktisches Recht sei? 
Dass die Staaten das Völkerrecht setzen und anerkennen, 
sind freilich auch Souverainetfitsacte , aber nachdem sie 
in dem Inhalt und dessen Anerkennung übereingekommen 
sind, wird dieses anerkannte Recht .ein für sie verbind- 
liches, . welches sie nur mit Austritt aus dem völkerrechtlichen 
Verbände, d. h. durch Aufgeben der durch das VölkeiTecht 
ihnen gewährten Rechte und Nichterfüllung der durch das- 
selbe geforderten Pflichten, aufgeben können. Eine theilweise 
Befolgung und eine theilweise Nichtbefolgung des Völker- 
rechts, nach Gutdünken und freiem Ermesssen, heisst nicht 
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das Vfilkerrecht anerkennen, denn ein anerkanntes Recht 
muss durchweg beobachtet werden. EriA durch dessen 
Beobachtung wird die bis dahin blos staatsrechtliche Sou- 
verainetfit zu einer völkerrechtlich berechtigten und verpflich- 
teten. Puetter erblickt zwar die Garantie dafür, dass ein 
jeder Staat das Völkerrecht anerkenne darin : dass dieses 
positiv und seit Jahrhunderten praktisch sei , aber wir hal- 
ten Das für gar keine Garantie, denn nicht desshalb, weil 
ein Recht besteht, wird es auch schon geübt, sondern es 
ist mit diesem Bestehen nur die Möglichkeit, nicht die Noth- 
wendigkeit der Uebung gegeben. Wenn daher Puetter 
selbst als eine nothwendige Voraussetzung des praktischen 
Völkerrechts anerkennt, dass der Staat das Recht und 
das Rechte auch in seinen gegenseitigen Verhältnissen und 
seinem Verhalten zu anderen Völkern nicht blos wisse, 
sondern auch wolle und thue,,^ — so hat er den ange- 
deuteten Unterschied der Möglichkeit und Nothwendigkeit 
der Uebung wohl begriffen, aber der Satz: „dass jeder 
Staat alle Staatshandlungen des anderen als rechtlich, ge- 
recht und gut anerkenne, wenn sie dessen (doch wohl des 
anderen Staates?) Recht und Wohl entsprechen und sei- 
ner eigenen Souverainetät nicht Eintrag thuen"^^^), macht 
die Erfüllung jener Voraussetzung problematisch. Nicht 
auf Das, was dem Recht und Wohl des einzelnen Staates 
entspricht, kömmt es im Völkerrecht an, sondern auf Das, 
was das Recht und Wohl aller Staaten fordern. Puetter 
hat somit in seiner Grundanschauung wol als ein treuer Hege- 
lianer sich bewährt, aber ebensowenig, wie wir die Hegel- 
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sehe Gnindanscbauung des Völkerrechts haben gelten lassen 
können, ebensowenig können wir die Puetter'sche aner- 
kennen. Zwar könnte es scheinen, als ob Puetter durch 
den Zusatz ^und seiner eigenen Souverainet&t nicht Eintrag 
thuen^ hinreichend das ausschliessliche Verhalten des anderen 
Staates nach seinem Recht und Wohl beschränkt . habe, aber 
das Völkerrecht verlangt nicht blos die Achtung der Sou- 
verainetät anderer Staaten, es bezieht sich auch auf andere 
Pflichten und fordert auch solche, welche durch die von 
den Staaten in ihren äusseren Beziehungen zu erstrebende 
Rechtsordnung l)edingt sind. So lange ein Staat in seinem 
Verhalten zu anderen Staaten nichts weiter thut als deren 
Souverainetfit achten, ist ihr Verhfiltniss noch lange kein 
völkerrechtliches, denn es kann bei der blossen gegenseiti- 
gen Achtung der Souverainetät , eine Isohrtheit der Staaten 
vollkommen bestehen. Das Völkerrecht ist aber undenkbar 
ohne factische Völker b e z i e h u n g e n, wie wir Das bereits oben 
andeuteten. So lange Hegel und Puetter bei dem blossen 
Staatswillen stehen blieben und so lange sie blos den un- 
terschiedenen Willen der Staaten je nach dem Recht und 
Wohl des einzelnen Staates setzten, kamen sie nicht über 
die Grenzen des inneren Staatsrechts hinaus, denn der so 
qualiflcirte Wille kann nur dieses Staatsrecht erzeugen. 
Erst nachdem der Staatswille in den Staatenwillen, der un- 
terschiedene Wille der Staaten in den übereinstimmenden 
zur Aufrechterbaltung einer Weltrechtsordnung- und das 
Wohl des einzelnen Staates in das aller gewandelt ist, sind 
die Vorbedingungen zum Entstehen und zur Uebung des 
Völkerrechts gegeben. — Puetter's Verdienst ist daher nicht 
in dem Entdecken des richtigen Grundgedankens für das 
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Völkerrecht zu suchen, sondern in dem Negiren eines 
falschen, nemlich der willenlosen Unterordnung des einzelnen 
Staates unter ein Staatenprincipat. Puetter forderte, sol* 
eher Auffassung gegenüber, die eine nothwendige Voraus- 
setzung des Völkerrechts : die Selbstständigkeit der Staaten, 
wenn er auch die völkerrechtlich gebotene Beschränkung 
dieser Selbstständigkeit oder Souverainetät nicht gebührend 
würdigte. 

Am Ausfuhrlichsten entwickelt Puetter das Souverai- 
netatsprincip in seiner neuesten, demselben gewidmeten Ab- 
handlung (1 850) 32 '). Wir werden uns, in Bezug auf diese, 
auf eine Darlegung und kurze Beurtheilung beschränken kön- 
nen, da nur die alten Puetter'schen Ansichten weiter aus- 
geführt werden und somit auch unsererseits eine neue Kritik, 
da wir den Grundgedanken schon iVüher beurtheilten , nicht 
obhegt. 

Wie in seinen Beiträgen geht Puetter auch in seiner 
jetzt zu erörternden Abhandlung vom Begriff des Völker- 
rechts aus. Aber präciser als dort fasst er ihn hier als den 
Inbegriff der Kechtsgesetze , welche die souverainen Völker 
oder Staaten als allgemein gültig und nothwendig beobachten 
und beobachtet wissen wollen (§2). Wir möchten zu dem 
Inbegriff der Rechtsgesetze noch den der Rechtsverhält- 
nisse hinzufügen, dagegen aber das „beobachtet wissen 
wollen^ abnehmen, denn die Thatsache, dass die Völker 
oder Staaten die Rechtsgesetze beobachten, drückt schon 
ihr.en auf die Beobachtung gerichteten Willen hinreichend 
aus. Freilich mochte aber Puetter, welcher den Nachdruck 



321) In der Zeitschr. T. d. jes. Staatow. a. a. 0. 

18 • 



272 



auf den Willen legt, gerade dieser Zusatz nothwendig schei- 
nen. Daher mri denn auch bald darauf das Völkerrecht 
noch besonders dargestellt als der Wille in den gegensei- 
tigen Verhältnissen der Staaten und zwar sowol als der ver- 
nünftige und nothwendige, als auch als der eigne, natur- 
liche und freie (§ 3). Es werden hiermit wiederholt, aber 
bestimmter und klarer als fniher, der vernünftige und freie 
Wille identiflcirt. Femer werden das natürliche und positive 
Völkerrecht unterschieden. Denn jenes werde gewonnen, indem 
man von der allgemeiDen vernünftigen Natur des Staates 
ausgehe (§ 5), während das positive den Willen und das Gebot 
der Staaten , daher wirkliches Recht und Gesetz enthalte ; 
was aber diese Staaten als Recht in ihren gegenseitigen Ver- 
hältnissen setzen, sei das geltende (positive oder praktische) 
Völkerrecht. Auch wird den Staaten nicht blos die Fähig- 
keit zugesprochen, das Veniünftige, Gute, Rechte zu erken- 
nen, sondern auch die Pflicht auferlegt, es zu wollen. 
Hiermit gelangt Puetter zur Definition des positiven Völker- 
rechts, das er als den wirklich allgemeinen, freien, natür- 
lichen Staatswillen der souverainen Völker in ihren gegen- 
seitigen Verhältnissen zu anderen Völkern und Staaten 
bezeichnet (§ 6). Als Quellen dieses Rechts führt er auf: 
1) die durch den einzelnen Staat seinen Unterlhanen gegebe- 
nen Gesetze für ihr Verhalten gegen andere Staaten, 2) die 
Verträge zweier oder mehrerer Staaten, 3) die ohne Vertrag 
und' Gesetz beobachteten Gebräuche, Sitten und Gewohn- 
heiten und 4) die allgemeinen Völkerrechtsgrund- 
sätze und Gesetze, wonach sich die Staaten in ihren gegen- 
seitigen Verhältnissen zu anderen Völkern, wenn es an be- 
sonderen Rechtsgesetzen und Nprmen fehlt, benehmen und 



973 



richten, welche aber auch allen völkerrechtlichen Gebräuchen, 
Verträgen und Staatsgesetzen zum Grunde liegen. Die Rechts- 
kraft, Bedeutung und Beständigkeit dieser Quellen wird ge- 
prüft, und in Anbetracht der theilweisen und nur zeitweiligen 
Verbindlichkeit der drei ersten Quellen nur der letzten, den 
Völkerrechtsregeln oder Grundsätzen, Allgemeingültigkeit zu- 
gesprochen (§ 7 IT.). Dieses Resultat würde von uns vollständig 
anerkannt werden, wenn Puetter weiter zum Ursprünge 
der Rechtsgesetze, der eigentlichen und allein so zu bezeich- 
nenden Quelle des Volkerrechts: der internationalen 
'Rechtsüberzeugung der Völker zurückgegangen 
wäre ^^2). Sehr erklärlich ist aber, dass Puetter von der 
Betrachtung der allgemeinen Rechtsgesetze zur Ermittelung 
des Gilmdgedankens, in welchem jene zusammentreffen und um 
welches sie sich zusamm6nschliessen, gelangt. Auch wird die 
principielle Gliederung des Systems sehr richtig als wichtig 
und nöthig für die Wissenschaft und den Unterricht bezeich- 
net. Der Ansicht aber : „dass die Erkenntniss und Aner- 
kenntniss des geltenden Völkerrechts bei Nichtstaatsmännem 
auf keine andere Art sicher zu erreichen sei" (§11), können 
wir nur dann beipflichten, falls wirkliche Beobachtung 
der das System bildenden Rechtsgesetze nachgewiesen ist. 
Solchenfalls wird aber das System sowol Staatsmännern als 
Nichtstaatsmännem in gleicher Weise Autorität und Gesetz 
sein, denn nur in dieser einen Weise ist die Erbringung 
und Darstellung des positiven Rechts als des geltenden, 
nicht als des gelten sollenden möglich. Puetter dage- 
gen hält auch hier, zur Gewinnung eines Systems des prak- 



329) Vergl. oben S. 227. 



» 



274 

tischen Völkerrechts, an der Nothwendigkeit der Verbin- 
dung des philosophischen und positiven Rechts fest. Am 
schärfsten ist Das ausgesprochen in dem Axiom : nnr die rich- 
. tige Theorie ist praktisch (§ 14)! Indess verlangt doch 
Puetter dabei nicht von der Praxis, dass sie nicht positive, 
allgemeine, philosophische Grundsätze gelten lasse, sondern nur, 
dass sie nichtvernünftige positive Rechtssätze nicht anwende. 
Puetter verengert somit nur durch das Kriterium der Ver- 
nunft das Gebiet der Völkerrechtsgesetze. Immerhin ist er 
aber der Ansicht, dass die Wissenschaft, selbst bei Darstel- 
I hing des positiven Rechts, dieses nicht vollständig, sondern 

nur unvollständig, insoweit es nemlich vernünftig ist, aufzu- 
nehmen berechtigt sei. Diese Machtvollkommenheit vermögen 
wir der Wissenschaft bei dieser Arbeit -nicht einzuräumen 
und verweisen die Kritik des geltenden Rechts in die von 
der Darstellung des positiven Rechts zu trennende Philoso- 
.phie über dasselbe. 

Zur Beantwortung der Frage : wie das Princip oder 
das Grundgesetz des praktischen Europäischen Völkerrechts 
gefunden werden soll, will Puetter gelangen durch Ermit- 
telung der befolgten und anerkannten allgemeinen Völker- 
rechts-Grundsätze und -Gesetze und des gewollten Grund- 
gesetzes des gegenseitigen Verhaltens der Staaten und Völker, 
sowie durch Untersuchung der wissenschaftlichen Begründung 
(§15). Die erstere Aufgabe wird zunächst nur durch Aufstel- 
lung folgender Sätze gelöst. Weil die Europäischen Staaten 
souverain seien, fordern sie die Sou veraine tat und deren, sowie 
ihrer Rechtschaffenheit Anerkennung; indem aber alle die- 
selbe Anerkennung verlangen, so bezeugen sie sich gegen- 
seitig die höchste Achtung und Ehre, und lassen die allge- 
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meineD Grundsätze und Gesetze, welche ihrem Verhalten 
gegen andere Völker zur Richtschnur dienen, unter gleichen 
Umständen und Verhältnissen auch von anderen Staaten ge- 
gen sich anführen und gelten. Wann sie aber über wichtige 
Staats- und Rechtsfiragen verschiedener, entgegengesetzter 
Ueberzeugung seien, so setze jeder Staat sein Recht, seinen 
Staats willen aus und mit eigener Gewalt und Macht (auch 
Krieg) gegen den anderen durch (§ 16). 

Ausführlicher ist die wissenschaftliche Begründung. Nach 
der Begrilfsbestimmung von Recht und Staat, gelangt Puet- 
ter zur Darlegung des Grundgesetzes des Völkerrechts. Das 
Recht wird als das Gesetz des freien Willens in den gegen- 
seitigen Verhältnissen der Freien und Vernünftigen (§ 28), 
der Staat als der freie Wille der Freien, Vernünftigen 
selbst gefasst, der sich selbst als ihr freier Wille verwirk- 
licht, weiss und will, der sich selbst als Recht und als 
rechtlich nothwendige, sittlich - freie Gemeinschaft und die 
Freiheit ihres rechtlichen Willens will (§29), — oder als 
die freie (vernünftige, rechtliche, gegliederte) Gemeinschaft 
der den freien Willen wirklich als nothwendig wollenden 
und thuenden Freien (§37). Als Zweck des Staates wird 
aber erkannt, dass der Staat sich als das sittliche Ganze in 
und mit allen seinen Tbeilen und Gliedern zum Zweck habe : 
Selbstzweck und selbst genügsam sei, da er auch alle 
Mittel für seinen Zweck in sich selbst habe, keines Anderen, 
Auswärtigen, Fremden bedürfe (§ 38). Das Grundgesetz des 
Völkerrechts entwickelt Puetter in folgender Weise: „Das 
„Grundgesetz des Völkerrechts muss sich aus der vemünfli- 
„gen Natur und Freiheit des Staates unzweifelhaft ergeben. 
„Denn wenn das VölkeiTecht der wirklich allgemeine, natür- 
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„liGhei fVeie Staatswille der souverainen Völker in ihren ge- 
„genseitigen Verhältnissen und dieser vernünftig -sittlich - 
„firei ist, so müssen alle Staaten das vernünftige Rechts- 
„gesetz für ihr gegenseitiges Verhfiltniss und 
^Verhalten erkennen und anerkennen : darin überein- 
^ stimmen und sich dieser Uebereinstimmung vernünftig be- 
„wusst sein. In der Wirklichkeit erkennen auch alle 
„Europäischen (christlichen) Staaten die allgemeine 
„Gültigkeit und Verbindlichkeit des Völkerrechts für 
„ihr gegenseitiges Verhältniss und Verhalten an, weil und 
„insofern es ihr freier StaatswUIe ist. lieber den eigentli- 
„chen Inhalt : die Gesetze des Völkerrechts und über deren 
„Anwendung auf ihre Verhältnisse walten gleichwohl wie 
„über die Form grosse Meinungsverschiedenheiten und Irr- 
„thümer ob ; nicht sowohl unter den Staaten , als bei den 
„Privatrechtsgelehrten (§ 41 u. 42). Mit Recht erhebt jeder 
„selbstgenugsame Staat den Anspruch, sich in allen seinen 
„Angelegenheiten — auch in dem Verhalten zu anderen 
„Völkern durchaus frei zu bestinunen, ohne an die allge- 
„meine Willensmeinung der übrigen Souveraine und Völker 
„oder an die bisherigen, vielleicht altheiigebrachten Gebräuche, 
„und Weisen oder an seine eigene frühere Willensbestimmung 
„und — Aeusserung schlechthin gebunden zu sein. Der 
„Staat kann und will auch in seinen gegenseitigen Verhält^ 
„nissen zu anderen Staaten kein anderes oder höheres Ge- 
„setz anerkennen, als seinen freien Willen, wie er. sich 
„durch seine Vernunft nach seinem Rechte (Verfassung- 
„gesetz) zu seinem Wohl selbst bestimmt (§ 43). „Darin 
„sind und denken die Staaten indess gar sehr verschieden. 
„Die Vernunft ist freilich das allgemein « menschliche oder 
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^Menschen -Wesen, also allen Menschen und Völker- Staaten 
^gemein; aber sie ist nicht stets und überall in allen 
^gleichgebildet und die Verschiedenheit der Ver- 
„nunftbildung begründet eine wesentliche (quaUtative) 
^Verschiedenheit der Eüisicht und des Willens, also auch 
„der Willensbestimmungen. Aber selbst bei gleicher Vemunft- 
„bildung, besteht eine Verschiedenheit der Rechte und na- 
„mentlich der Verfassungen der Staaten, aber auch bei der 
,,Gleichheit dieser steht doch die Staatsgewalt und Regierung 
„verschiedenen Menschen zu, deren persönliche Ansicht 
„und Denkweise schwerlich jemals, selbst unter ganz glei- 
„eben Verhältnissen und Umständen ganz gleiche Entschlüsse 
„und Handlungen zulassen möchte; die Verhältnisse sind 
„aber bei jedem Staate und fast in jedem Falle verschie- 
„den und eigenthümlich. Da nun alle Staatsgewalten, 
„Souveraine und Regierungen so berechtigt als verpflichtet 
„sind für das Wohl ihres Staates nach seinem Recht und 
„nach ihrem besten Wissen und Gewissen unter allen Um- 
„ ständen und Verhältnissen zu sorgen, so ist es natürlich 
„und nothwendig, dass ihre Willensbestimmungen häufig von 
„einander abweichen, und sich einander widersprechen, wenn 
„das Wohl des einen Staats mit dem des andern unverträglich 
„erscheint. Ungeachtet alles dessen aber, oder vielmehr gerade 
„deswegen, weil alle Staatsgewalten und alle Staaten sich das 
„Wohl ihres Volks zum höchsten und Endzweck zu setzen und 
„dasselbe mit allen sittlichen Mitteln und auf allen rechtlichen 
„Wegen zu erstreben haben, müssen alle und jede ein allge- 
„meines Rechts -Gesetz befolgen. Denn da selbst der Staat 
„nur Mittel für das eigentliche, wahre Wohl und Heil : die 
„freie Sittlichkeit des Volks ist, so wollen und müssen alle 
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Staaten und Völker ihre sittliche Freiheit oder die Freiheit 
„ihres freien, sittlichen Staatswillehs als ihr höchstes 
„Gut und Recht und als ihr allgemeines Rechtsgesetz — 
„auch in ihrem gegenseitigen Yerhfiltniss und Verhalten, — 
„als das Grundgesetz des Völkerrechts anerkennen und 
beobachten^ (§44). — Puetter's Schlusssatz ist nun 
folgender. Indem er nachgewiesen haben nvill, dass der 
Europäischen Staatspraxis dasselbe Princip der Staatssou- 
verainetfit zum Grunde liege, welches sich auch als Ergeb- 
niss des vernünftigen oder natürlichen Völkerrechts aus der 
Natur oder dem Begriff des Staats herausgestellt habe, — 
und die Wahrheit in der Uebereinstimmung oder Einheit 
der allgemeinen Möglichkeit des vernünftigen Denkens und 
Gedankens : Begriffes mit der vernünftigen Wirklichkeit des 
Dinges und das wahre Recht in der Uebereinstimmung und 
Einheit des vemunftnothwendigen Gesetzes mit dem wirklich- 
bestehenden und geltenden (positiven) Recht bestehe, — so 
müsse die Staatssouverainetät oder die Freiheit des 
freien Staatswillens der souverainen Völker das 
wahre Grundgesetz des praktischen Europfiischen 
Völkerrechts sein. Wir wenden hiergegen ein, dass nicht 
blos das Princip Puetter's ungenügend ist, sondern auch 
die Art des Nachweises desselben und somit der Schluss 
selbst ein ungenügender und unerwiesener ist. Wir biUigen 
es vollkommen, dass die Staaten sich in ihrem Äussern Ver- 
halten iVei und vernünftig bestimmen sollen, da aber, — 
wie ja Puetter selbst anführt, — die Vemunftbildung und 
demgemflss der Wille und die Willensbestimmungen der Völ- 
ker und Staaten, ferner die Verfassungen, die Persönlich- 
keiten der Staatsgewalt und Regierung, und die Verhältnisse 
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der Staaten verschieden sind, so ist es den Staaten unmöglich, 
für ihre gegenseitigen Beziehungen als allgemeines Rechts- 
gesetzbios die Freiheit ihres iVeien, sittlichen Staatswillens, 
welcher ja ganz verschiedene Erfolge aufweist, zu befolgen, 
sondern es müssen die Staaten, welche völkerrechtliche 
Beziehungen mit anderen wollen, zu Gunsten dieser, die 
Unterschiede und die Sonderinteressen ausgleichenden 
Gemeinschaft, kraft ihrer Souverainetfit, so viel beschliessen 
und beobachten, als zur Begründung und Erhaltung derselben 
nothwendig ist. Für dieses ihr Verhalten ist daher nicht 
die Souverainetftt , sondern die gewollte Gemeinschaft : die 
Weltrechtsordnung Grundgesetz, denn sie wollen ja nicht in 
diesen Beziehungen blos ihr Wohl, sondern auch zugleich 
auch das anderer Staaten. 

■ 

Schliesslich geht Puetter zum Erweise Dessen über, 
dass aw dem allgemeinen Grundgesetz des Völkerrechts : 
der Freiheit des freien Staatswillens der souveräinen Völker 
alle wahrhaft praktischen Völkerrechtssätze vernünftig fol- 
gen und herfliessen. Das geschieht in einem Grundriss 
des praktischen Europäischen Völkerrechts, dessen Inhalt 
wir nur im Folgenden darlegen und beiläufig beurtheilen. 

Zunftcl^st wird behauptet, dass Völker ohne Staatsver- 
fiissung und somit ohne freie Selbstbestimmung, auch nicht 
souverain sein können, die sou verainen werden als Volk er- 
rechtssubjecte bezeichnet (§47). Hierbei wird der Begriff 
der Halbsouverainen (§ 48), des Bundesstaats und Staaten- 
bundes erörtert. Der Bundesstaat wird als souveraines Volk, 
Völkerrechtssubject, die Staatenbünde werden nur als Für- 
stenbünde aufgefasst, da verschiedene Völker und Staaten 
Bundesstaat, ja nicht einmal einen (organisirten) 
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Staatenbund bilden können, ohne ihre freie Selbstbestimmung 
oder Souverainetfit zu gefährden (§49). Ein Volk ohne 
Souverain oder Obrigkeit sei nicht Staat, also nicht souve- 
rain. Da aber die souverainen Völker als Staaten nur durch 
ihre Souveraine mit einander verkehren, so stelle sich deren 
gegenseitiges Verhfiltniss und Verhalten als der eigentliche 
Inhalt des Völkerrechts dar. Als Aufgabe seiner Abhand- 
lung bezeichnet Puetter : „Das gegenseitige Verhältniss der 
Staaten und Souveraine oder Staatsgewalten in ihrer Bezie- 
hung auf ihren Staat und auf sich selbst, oder aus ihrer 
Beziehung auf ihren Staat und auf sich selbst als Staats- 
gewalten, deren gegenseitiges Verhältniss zu einander zu 
entwickeln und darzustellen^. Die Eintheilung des Ganzen 
wird folgendennaassen motivirt : „Weil der Souverain oder 
die Staatsgewalt schlechthin berechtigt ist 1) sich selbst, 
seine Freiheit und Herrlichkeit, Souverainetät im Staat und 
Volk an sich, 2) die Herrschaft über das Land und Alles, 
was darin ist — das Staatsgebiet, 3) das Recht der freien 
Selbstbestimmung im Verhältniss zu anderen Staaten oder 
die Staatsmacht zu wollen und zu setzen", so sei zu 
handeln : „ I. von der freien Staatsgewalt als solcher oder 
von der inneren Souverainetät, II. von dem freien Staats- 
gebiet, III. von der freien Staatsmacht''. 

Wenn wir schon beim Eingange unserer Schrift (Vorw.) 
das gegenseitige Sichbedingen des Systems und Princips 
aussprachen, so bewährt sich dieser Satz an Puetter's 
Anwendung des Princips auf seinen Grundriss vollkommen. 
Wie wir Das schon oben ausführten, ist Puetter mit sei- 

9 

nem Princip nicht über die Grenze des Staatsrechts hinaus- 
gekommen und auch seine gesammte wissenschafOiche Be- 
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griiiidung trfigt diesen Charakter. So hat denn auch die Gliede- 
rnng seines Grundrisses nicht über das Staatsrecht hinauskom- 
men können. Denn bedürfte es wol noch des Beweises, dass die 
innere Souverainetit, das freie Staatsgebiet und die fteie 
Staatsmacht blos staatsrechtliche Begriffe sind und blei- 
ben, insoweit nicht ein völkerrechtlicher Wille und ein völker- 
rechtliche Zweckbeziehung hinzutreten ? ^^^) Kein Staat 
kann zwar ohne diese drei Requisite gedacht werden, aber 
ist denn damit auch nur ein charakteristisch völkerrechtliches 
Requisit gegeben ? Wenn wir daher auf die weitere Darle- 
gung des Grundrisses von Puetter verzichten, so geschieht 
Das lediglich, weil er, von einem blos staatsrechtlichen Prin- 
eip ausgehend, überhaupt das Völkerrecht seinem richtigen 
Grundgedanken nach zu systematisiren unterliess. Denjeni- 
gen aber, welche solche staatsrechtliche Grundlegung des 
Völkerrechts für genügend erachten, möge die in sich ab* 
geschlossene und consequente Princip- und Systemlegung 
Puetter's erwünscht sein. Wir hoffen, dass der dem Völ- 
kerrecht ergebene Verfasser in seinen geschichtlichen Bei- 
trägen fortfahren wird und erst dann, wenn er sein Princip 
aus der modernen Völkerrechtsgeschichte untrüglich erwiesen 
haben wird, werden wir der Annahme uns zuwenden können : 
als sei im Staats- und Völkerrecht nur ein und dasselbe 
Princip wirksam und als gliedere sich das System beider in 
einer und derselben Ordnung. 

Es konnte nicht fehlen, dass Puetter's ernste und in 
sich abgeschlossene Forschungen zur Prüf\ing und Beurthei- 
lung aufforderten. Schon seinen „Beiträgen^ wandte sich 
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Wasserschieben *^*) zu. Wir haben uns schon firaher über 
die völkerrechtlichen Ansichten dieses Gelehrten anerkennend 
ausgesprochen ^^^) und wollen auf dieselben hier nur hin- 
deuten, insoweit sie unmittelbar die Systematik berühren. 

Wassers ch lebe n's Ausspruch: dass die Völkerrechts^ 
Wissenschaft, weil sie bis jetzt keine Rechtsgesdhichte, auch 
keine Rechtsphilosophie aufzuweisen habe, ist zunfichst Ton 
uns vollständig anzuerkennen, da auch wir nur auf Grund 
des ermittelten geschichtlichen Bestandes eine philosophische 
Betrachtung des Völkerrechts für fhichtbringend erachten. 
Nicht minder stimmen wir Dem bei, dasd das Völkerrecht 
ein wunderliches Gemisch von Abstractionen, fVonimen Wün- 
schen und positiven Bestimmungen gewesen sei. Sodann 
spricht, gleich uns, auch Wasserschieben gegenfiber 
Puetter aus: „wie der Souverain im Staate durch den 
Staatswillen gebunden ist, so nach aussen durch den 
allgemeinen Völkerwillen. Dem einzelnen Souverain ist 
durch diesen allgemeinen Völkerwillen eine rechtliche Norm 
für sein Verhalten zu anderen Staaten gegeben , ohne 
dass dadurch seine Souverainetfit als aufgehoben gelten 
könnte^. Bedauern müssen wir indess, dass Wassersch- 
ieben; der doch die positive Natur des Völkerrechts 
wesentlich historisch begründen wQl und den mangelnden 
Einfluss der historischen Behandlung auf das Völkerrecht 
beklagt, dennoch der von Puetter gewollten Verbindung 
des positiven und philosophischen Rechts beistimmt. Wenn, 
wie Wasserschieben selbst anfährt, ;,das positive euro- 
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pflische Völkerrecht auf dem Aber einstimm enden Rechts- 
bewusstsein der europfiischen Völker in Bezug auf ihre gegen- 
seitigen Verhältnisse beruhe^ ^^% also positiv zu begründen 
ist, wenn er femer beklagt, dass das Völkerrecht bisher ein Ge- 
misdi von Abstractem und Positiven war, — wie kann der 
Verf. da gleichzeitig eine Verbindung des Positiven und 
Philosophischen billigen ? Wir können zur Vereinigung dieser 
Widersprüche nur vermuthen, dass der geehrte Kritiker den 
Sinn des Puetter'schen Ausspruchs so gefasst habe, dass 
das philosophische Element nur als ein das Positive ordnen- 
des, nicht aber als ein dieses kritisirendes und möglicher- 
weise eliminirendes auftreten soll. Puetter hat aber, wie 
wir ausführlich dargelegt haben, den philosophischen Einfluss 
nach beiden Beziehungen hin gewollt und gegen die letztere 
müssen wir Einsprache erheben. Die von uns gehegte Ver- 
muthung über die Auffassung des Puetter*schen Ausspruchs 
Seitens seines Kritikers wird uns aber beinahe zur Gewiss- 
heit durch folgenden, beinahe unzweideutigen Satz desselben : 
„Es ergiebt sich, dass wir allein auf dem Wege der histo- 
risdien Ergrflndung und Erforschung zur Erkenntniss des 
heutigen Völkerrechts werden gelangen können, dass nur 
die Geschichte uns den Geist und den Charakter des allge- 
meinen Rechtsbewusstseins der Völker, den inneren Zusam- 
menhang der verschiedenen Auffassungen, und die Nothwen- 
digkeit und Berechtigung der gegenwfirtigen nachweisen 
kann. Erst auf diesem Grunde und mit dem so gewonne- 
nen Material ist ein System des heutigen praktischen 
europäischen Völkerrechts denkbar^ ^^'^. Zweifelhaft kann 
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hier. nur erscheinen, ob diejenigen Bestimmungen, für welche 
die Nothwendigkeit und Berechtigung nicht nachgewiesen 
wird, obgleich sie gelten, dennoch in das System des prakti- 
schen Völkerrechts nicht aufgenommen werden sollen. Will 
Wa s s e r s ch 1 e b e n die Aufnahme davon abhängig gemacht wis- 
sen, so stimmt er allerdings mit der von Puetter gewollten 
Verbindung des Positiven und Philosophischen vollkommen 
und zwar so überein, wie wir diese Verbindung nicht anzu- 
erkennen vermögen. 

Auch Stein hat als Kritiker (im Anschluss an Heff- 
ter's Völkerrecht 828) und Wheaton's hist. d. droUd.g. ^^^)) 
einige Ansichten über das Völkerrecht ausgesprochen, von 
denen wir die für unsere Aufgabe wichtigen hervorheben. 
Richtig fasst Stein den Staat als Völkerrechtssubject auf, 
mit Unrecht erscheint ihm aber als solches auch der einzelne 
Mensch 88^). Das Völkerrecht wird auf den Staatsorganis- 
mus, anstatt auf die Gemeinschaft der Staaten zurückgeführt, 
und die völkerrechtliche Idee zunächst aprioristisch und so- 
dann in historischen Umrissen angedeutet. Das Resultat ist 
die Gewinnung des Begriifs des persönlichen Staates als 
Grundlage des Völkerrechts. Nicht glaubwürdig erscheint 
uns die Prophezeiung, dass Derjenige die neue Epoche 
der Wissenschaft des Völkerrechts bilden werde, welcher 
zu den Kategorien des Krieges und Friedens den Begritf 
der Völkergesellschaft und des Staatenvereins (nach Wulff) 
als drittes und höchstes Moment, als die Wahrheit des Staa- 
tenlebens hinzufügen werde. Durch Hinzufügung eines dritten 
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fio$3ereji Zustandes wird das System keine dem Völker- 
recbt eigeBthümliche Gliederang erhalten , diese ist uns nur 
durch Erhebung der Bestandtheiie des völkerrechtlichen 
Rechtsverhältnisses zu Hauptabschnitten gegeben ^^^). 

Die vorstehend ei-wfihnten Ansichten spricht Stein bei 
Beurtheilung des Hefft er 'sehen Werkes aus, bei Gelegenheit 
der Kritik Wheaton's wird die Idee einer Yölkerrechtsge- 
schichte in ähnlicher Weise, wie früher, entwickelt. Die 
Souverainetfitsidee ist, wie bei Hegel und Puetter, die 
maassgebende. Dabei wird die Geschichte des Völkerrechts 
aufgefasst als die fortschreitende Verwirklichung der Idee 
des Rechts, freilich „für die scheinbar ausser ihr liegenden 
Staatenverhfiitnisse und Berührungen^. So lange diese Idee 
eine blos staatsrechtliche bleibt, müssen jene äusseren Be- 
ziehungen ft-eilich ausserhalb derselben liegend erkannt wer- 
den. Indess ist die Geschichte des Völkerrechts nicht die 
Geschichte jener Souverainetätsidee , sondern der Idee der 
Völkergemeinschaft : der internationalen Weltrechtsordnung. 
Diese letztere Idee ergiebt sich auch in Wirklichkeit aus 
der Geschichte des Völkerrechts, jene aber gehört, wenn 
sie auf die äusseren Staatenverhältnisse bezogen wird, der 
vorvölkerrechtlichen Zeit an. 

In einem selbslständigen Aufsatz und mit Beziehung 
auf Puetter hat Hälschner (1844)^^2^ über „die wissen- 
schaftliche Begründung des Völkerrechts "" gehandelt. Geist- 
reiche und treffende Bemerkungen kennzeichnen diese durch- 
aus anregende Betrachtung. Hälschner schreibt zwar auch 
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dem Alterthum ein Völkerrecht zu, indem er aber zugiebt, 
dass das Princip desselben das der Rechtsverweigerung ge* 
wesen sei und ihm die Anerkennung als Recht gefehlt habe, 
nimmt er demselben die wesentlichen Requisite des moder- 
nen Völkerrechts. Hfilschner führt selbst aus, dass erst 
durch die gegenseitige Anerkennung der Völker als fireier, 
souverainer und gleichberechtigter, die Verhältnisse und Re- 
geln als rechtliche anerkannt worden seien. Wenn er 
aber hiervon nur die Möglichkeit einer Völkerrechtswis- 
senschaft abhängig macht, so möchten wir hierdurch viel- 
mehr die Möglichkeit des Völkerrechts selbst bedingen las- 
sen. Dife Völkerrechtswissenschafl; aber hat sich überhaupt 
erst nach dem Entstehen des Völkerrechts bilden können. 
Von Hälschner's Darstellungen der Entwickelung der Wis- 
senschaft scheint uns namentlich die Bemerkung über Hegel 
sehr zutreffend, dass,- wenngleich derselbe das Völkerrecht 
in seiner Wirklichkeit auf unterschiedenen souverainen Wil- 
len beruhen lasse , es doch eben so gut heissen könnte : 
auf einem souverainen Willen, da ja doch bei Hegel die 
Rechne der Staaten gegen einander nur in ihrem beson- 
deren Willen ihre Wirklichkeit hätten '^*). Der Nachweis 
des Völkerrechts geschieht in eigenthündicher Weise. Ge- 
genüber der Puetter 'sehen Selbstgenügsamkeit des Staates 
werden die Staaten nur als die Momente einer geistigen 
Totalität, des Staatensystems aufgefasst. Dieses Staaten- 



333) Vergl. oben S. 88, wo es, wie auch bei den Berichtigungen be- 
merlil werden wird, statt unterschiedenem souverainem Willen — unterschie- 
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£inheit und Vielheit in derselben Bedeutung gebraucht werden können, denn 
schon ein unterschiedener Wille setzt das Dasein anderer Willen, von wel- 
chen er sich unterscheidet, voraus. 
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System stehe über den Staaten und hierauf beruhe die Mög- 
lichkeit des Völkerrechts. Die Gebote dieser Macht seien 
die Gesetze des positiven Völkerrechts. Letzte und einzige 
Quelle des Völkerrechts sei das gemeinsame Rechtsbeivusst- 
sein der ein Staatensystem bildenden Völker. Wir möchten 
aber bezweifeln, dass die völkerrechtlichen Staaten noth- 
wendig als die Glieder eines Staatensystems begriflfen wer^ 
den müssen. Sie können das Völkerrecht anerkennen, sich 
ihm fügen und doch dabei, ohne ein System zu bilden, 
neben einander frei bestehen bleiben. Dieses Staatenverhfilt- 
niss erscheint uns als das eigentlich völkerrechtliche. Einer- 
seits die Freiheit der Staaten — das Völkerrecht anzuer- 
kennen, andererseits aber, nach geschehener Anerkennung, 
die Verpflichtung es zu beobachten. Nur als eine Areie 
EntSchliessung können wir uns die Verpflichtung der sou- 
verainen Staaten, das Völkerrecht zu beobachten, denken. 
Auch das Rechtsbewusstsein der Völker hat nicht ein Staa- 
tensystem zur Voraussetzung. Es bildet sich dieses Bewusst- 
sein oder vielmehr es bilden sich die Ueberzeugungen der 
Völker über ihr gegenseitiges rechtliches Verhalten aus dem 
Willen, eine Gemeinschaft und zwar eine Weltrechtsordnung 
zu begründen. Diese Zweckbeziehung scheint uns genügend 
und bezeichnend : denn der Zweck des Völkerrechts kann 
schon nach dem Wortverstande kein anderer sein, als ein 
Recht unter den Völkern und eine durch dieses bedingte 
Ordnung aufzurichten, welches Recht wir, flreilich in einer 
zu umfassenden Weise, — im Gegensatze zu dem Recht des 
einzelnen Staates, — Weltrecht oder auch Staatenrecht, die 
durch dasselbe geschafi'ene Ordnung aber Weltrechtsordnung 
genannt haben, da es weder die gesammte Welt, noch alle 
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Staaten umfasst. Dass aber diese RechtsüberzeugUDgen die 
einzigen Quellen des Völkerrechts seien, glauben wir oben^^) 
erwiesen zu haben. Stimmen wir daher diesen Hälschner- 
schen Ansichten nur modificirt bei, so ist es uns um so 
erfreulicher, unsere vollständige Beistimmung seinen An- 
sichten über die Nothwendigkeit einer vollständigen Geschichte 
des Völkerrechts zur Herstellung eines Systems und über 
den Einfluss der Philosophie auf dieses beipflichten zu kön- 
nen. Hiernach soll die Philosophie nur ein Element da* 
wissenschaftlichen Behandlung, nimmermehr aber eine Quelle 
bilden, während in dem Ausspruch : „dass mit dem positiven 
Völkerrecht auch wieder das Object eines natürlichen gegeben 
ist^, wol nur gemeint sein kann, dass die Philosophie nur 
über positives Völken'echt philosophiren, nicht aber solches 
zu schaifen berufen ist. 

Fallati will mit seiner ,, Genesis der Völkergesell- 
schaft" 3^^) einen „Beitrag zur Revision der Völkerrechtswis- 
senschaft ^ liefern. Er beabsichtigt eine Anwendung der 
organischen Auffassung des gesellschaftlichen Lebens auf das 
Völkerrecht. Zur Lösung dieser Aufgabe verfolgt er» da er 
die Quelle vernünftiger Regeln im Wesen des menschlichen 
Willens erblickt, diesen durch seine Entwickelungsstafen und 
erfasst ihn zugleich als lebendige Ganzheit, als Organismus 
seiner verschiedenen Erscheinungen in drei Parallelen : 1) 
der Familie und des Bundesstaates , 2) der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und der Völkergenossenschaft, 3) des Staates und 
der staatlichen Völkergesellschaft. 



334) Vergl. oben S. 227. 

335) In der ZeiUchr. f. d. ges. Staatsw. I, leo ff., 260 ff. 558 ff. 



389 



1) Die Familie und der Bundesstaat. Bei der ersten 
Panrilele gelangt Fallati nur bis in den „Vorhof^ des Vöt- 
kerrecbts. Es wird der ^NiUe da zunächst als ein natür- 
licher gefasst, d^ in den auswärtigen Angelegenheiten zwar 
noch von unfreien Beweggründen sich leiten lasse, aber schon 
die Nötbigung in sich habe, nicht vereinzelt zu stehen, so 
dass schon das natürliche Bedürfniss die Völker zusammen- 
führe. Ist aber die Wülen^entwickelnng bis zur Bildung 
eines wirklichen Staates der Einzelnen vorgeschritten, dann 
geschehe der Uebertritt. in das Gebiet des Völkerrechts da- 
durch, dass die Allgemeinheit des praktischen Geistes durch 
die im Staate noch nicht überwundene Schranke der Na- 
tionalität sich beengt fühle. Staaten aber, welche nicht 
auf der ganzen natürlichen- Grundlage einer Nationalität 
ruhen und desshalb weder rechte und volle, besondere Staa- 
ten seien, noch einen einzigen ganzen Staat bilden sollen, 
bleiben zwischen Staat und Staaten in der Mitte stehen und 
organisiren sich in der Zwitterform des Bundesstaates. 
Dieser Bundesstaat sei im Wesentlichen der Familie der Ein- 
zelnen analog, insofern in ihm durch Gemeinschaft des Hauses 
oder Blutes verbundene Genossen und Verwandte mit ein- 
ander leben, die ausserhalb ihres bundesstaatlichen Kreises 
weder als Familiensöhne, noch als selbstständig anerkannt 
würden. Schliesslich meint Fallati, dass, wenn auch dieser 
Vergleich nicht in alle Einzelheiten sich durchführen lasse, 
die Parallele dadurch doch nicht beeinträchtigt würde, in- 
dem Staaten als moralische Personen von Einzehncnschen 
verschieden seien. 

2) Die bürgerliche Gesellschaft und die Völkergenossen- 
schaft. In der zweiten Parallele wird die zweite Entwicke- 



390 



lungsstufe des Willens als daseiender Egoismus in seiner 
Gesammtheit aufgefasst. Hier finde aus der natürlichen 
Verbindung der Uebertritt in das Gebiet des Interesse Statt. 
Der rechtliche Wille sei als egoistischer in seiner ursprflng- 
lieben Form einzelner Wille, der fCir sich Persönlichkeit in 
Anspruch nehme, deren Dasein das subjective Recht sei. 
Nach der Verschiedenheit des Gegenstandes der Witlensäus- 
serung gliedere sich das Recht. Zunächst beziehe sich die 
Persönlichkeit durch sich auf sich im Recht der Selbst- 

■ 

erhaltung. Durch die Besonderung der einzelnen Persön- 
lichkeiten aus der allgemeinen Einheit des menschlichen Da- 
seins, erlange die Persönlichkeit unter den übrigen das Redit, 
ihre Unabhängigkeit geltend zu machen. Hierzu komme 
das Maass der Freiheit : das Recht der Ehre, der Ausdruck 
des Maasses der Äusseren Gültigkeit, welche ein Individuum 
für sich, gegenüber von anderen Personen, besitze. Femer 
beziehe sich die Persönlichkeit durch die Natur auf 
sich, um sich in dieser Beziehung als für sich unendlich 
gegenüber von anderen Personen, im Sachenrechte dar- 
zustellen. Endlich beziehe sich die Persönlichkeit durch 
andere Persönlichkeiten auf sich im Recht des Vertra- 
ges, insofern zwischen den contrahirenden Persönlichkei- 
ten Willensübereinstimmung vorhanden sei. — Dieses ge- 
sammte subjective Recht sei aber blosser Rechtsanspruch, 
dem, weil er nicht als Recht von Seiten der anderen Perso- 
nen anerkannt werde, auch noch keine Pflicht gegenüber 
stehe. Nur durch die Verknüpfting der gegenseitigen Inte- 
ressen sei der Rechtsanspruch unterstützt: Weitere Folge 
des Mangels der rechtlichen Natur des Anspruches sei 
das Fehlen des rechtlichen Zwanges^ wesshalb statt Dessen 
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jede, freilich durch die Interessen wiederum gemilderte 
Sdbstbülfe eintrete. Wegen dieser Ungenügendheit des sub- 
jectiTen Rechts, strebe die Persönlichkeit nach voller Aner- 
kennung und das Recht nach voller Verwirklichung vermit- 
telst des Begriffes der Pflicht, die Nothwendigkeit der 
Anerkennung fremder Persönlichkeit als Trägerin eines recht- 
lichen Willens. Da diese Pflicht allen Einzelnen neben ihrem 
subjectiven Recht zufalle und dieses beschränke, so erwachse 
durch ihre Vermittelung aus dem subjectiven das objective 
Reeht als die durch die Coexistenz der gleichberechtigten 
Persönlichkeiten bedingte Ordnung der einzelnen Person. 
Den Inhalt des objectiven Rechts bilde demnach der mit der 
rechtlichen Pflicht vereinbare Theil des subjectiven Rechts. 
Hiermit sei erst ein Rechtsveiliältniss der Einzelnen und ein 
Rechtszustand eingetreten. Als solches Rechtsverhältniss sei 
das objective Recht eine Form der Verbindung der Einzelnen 
und insofern es die Pflicht enthalte, eine verbindliche Norm 
ihrer Verhältntese. Den Anknüpftangspunct für die formelle 
Entwickelung der Verpflichtung und damit des objectiven 
Rechts finde der Wille schon in der vor dem Aufbieten der 
rechtliehen Pflicht vorhandenen thatsächlichen Anerkennung der 
Rechtsansprttche aus Interesse. Da das Interesse auf die Be- 
friedigung der Bedürfteisse gerichtet sei, so sei es dem im 
Gebiete dieser Befriedigung herrschenden Gesetze überhaupt, 
also auch nut der Seite der Beziehung auf, Andere, welche 
nur eine besondere Wendung jener aUgemeinen Richtung sei, 
unterworfen. Die thatsächliche Anerkennung fremder Rechts- 
ansprüche aus Interesse bleibe daher, als bejahende Bezie- 
hung der Befriedigung der Bedürfnisse auf die ihr subjectives 
Recht geltend machenden Anderen, ebenso wie die einfache 
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Befriedigung der Bedürftiisse nicht vereinzelt. I^e trete 
vielmehr nach derjenigen Seite hin, auf welcher sie als 
willkührlich erscheine und von welcher sie hier ausgehen 
müsse , wo der Wille erst eine Nothwendigkeit jener Aner- 
kennung suche, so oft in gleichmässiger Wiederholung auf, 
als die gleichen Veranlassungen zur Beftiedigung des Inte- 
resse mittelst solcher Anerkennung wiederkehren. Hierdurch 
werde, indem das durch diese Anerkennung sich hefriedi- 
gende Interesse ein gewohntes werde, auch die Anerken- 
nung selbst zur Gewohnheit. Als solche Gewohnheit könne 
die bejahende Beziehung auf andere Personen auch geson- 
dert vom Interesse fortbestehen, sobald der Menschenwille 
das Gebiet des subjectiven Rechts betrete. Auf diesem 
Puncte der Entwickelung mifsse aber auch der Wüte die 
Anerkennung fremder Rechtsansprüche als gesonderte Ge- 
wohnheit, abgesehen von dem sie ursprünglich herbeifüh- 
renden Interesse, festhalten. Denn da jene Beziehung auf 
Andere nicht blos zunächst verneinende, soidern auch so- 
dann bejahende sei, so müsse auch diese, wenn auch noch 
nicht zum Bewusstsein gelangt und in ihrer Ausbildung erst 
einer späteren Stufe angehörend, und daher zunächst ohne 
selbstständige fVeie Form, sich zu äussern beginnen. Diese 
Aeusserung finde aber keine andere Form der bejahenden 
Beziehung auf fremde Personen vor, als die in der Verfol- 
gung des gewohnten Interesse liegende Gewohnheit der An- 
erkennung. An diese als Sitte erscheinende gewohnte und 
im wechselseitigen Verkehr der Einzelnen auf gleiche Weise 
sich äussernde Anerkennung müsse die Aeusserung der be- 
jahenden Beziehung ihre Entwickelung anknüpfen. Diese 
Sitte sei demnach der Ausdruck einer gleichmässigen that- 
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sächlichen gegenseitigen Anerkennung der Persönlidikeit, die 
ihren Grund zwar nicht mehr im Interesse, aber ebensowenig in 
einem Bewusstsein der Pflicht, sondern lediglich in einer Ah- 
nung des objectiven Rechts habe. Je mehr aber diese Ahnung 
der Nothwendigkeit einer bejahenden Beziehung des Ich 
auf andere Personen den Einzelnen sich aufdränge, desto 
höhere geistige Bedeutung lege der liVille in die Gebräuche 
und desto verbindlicher erscheine die Sitte. Auf solche Art 
wachse unmerklich ansteigend, neben dem stärker sich aus- 
bildenden subjectiven Recht, die Verpflichtung heran. Die 
Geltung dieser Sitte sei zunächst auf Kreise von Einzelnen 
beschränkt, welche durch gemeinschaflliches Interesse meh- 
rerer zusammengehalten werden. Durch wachsende Lostren- 
ttung von diesem Interesse werde die Entstehung einer mehr 
durch gleiche Sitte verknüpften Gesammtheit möglich. Für 
die Gleichgesitteten müsse die Sitte der Gesammtheit in glei- 
cher Weise verbindlich sein, weil, welche die gleiche Ge- 
wohnheit der Anerkennung fremder Persönlichkeiten haben, 
auch nothwendig dem in dieser Gewohnheit sich ausspre- 
chenden gleichen Streben zum ob|ectiven Recht gleich- 
massig unterworfen seien. Aus dem der dunklen Natürlich- 
keit zugewandten Wesen der Gewohnheit gehe übrigens eine 
grosse Unsicherheit der Sitte und ihrer Verbindlichkeit her- 
vor. Diese Unsicherheit liege zunächst, insofern die Sitte 
aus Gewohnheiten der Einzelnen in Beziehung auf Andere 
bestehe, in der Ungewlssheit der Gewohnheit der Einzelnen 
als einzelner Gewohnheit. Die einzelne Gewohnheit sei nem- 
lich dreifach ungewiss: an sich, für die Einzelnen selbst 
und für die Anderen. Je unsicherer aber die Sitte sei, 
desto schwächer ihre Verbindlichkeit. Dadurch aber, dass 
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die aus der Sitte folgende Verbindlichkeit allmälig als volle 
Verpflichtung und ihre Verletzung als olitjectives Unrecht 
anerkannt werde, wandle sich die Sitte in Gewohnheits- 
recht, in welchem das objective Recht zum ersten Mal als 
ein Recht in der Wirklichkeit auftrete. Nur durch die 
gegenseitige gleiche Gewohnheit, eine Sitte als Recht zu 
erfassen, werde die Sitte Gewohnheitsrecht. Der Grund der 
Verbindlichkeit des Gewohnheitsrechts, gegenüber von den 
subjectiven Rechtsansprüchen des Einzebien, köone aber, 
wie bei allem objectiven Recht, nur darin liegen, dass es 
den Willen eines Ganzen im Gegensatz zum Willen 
seines Theiles ausdrücke. Sei aber zur Gültigkeit des 
Gewohnheitsrechts nicht der Consens Aller erforderlich, so 
sei damit der Wille der Mehrheit als für die Minderheit ver- 
bindlich behauptet. Dazu werde aber erforderlich die Bie- 
grenzung des Kreises der durch dieselbe gewohnheitsrecht- 
liche Sitte Zusammengeschlossenen. Darnach gelte dasselbe 
Gewohnheitsrecht für alle, welche der nämlichen, auf dem 
gemeinschaftlichen Boden gleicher Verhältnisse der I^atur und 
des Interesse erwachsenen Genossenschaft angehören. Auch 
die Grenze der atu einem bestimmten Kreise der Sitte im 
Allgemeinen zu rechnenden Völker, die als eine sittliche 
Genossenschaft bezeichnet werden können, sei nur in der 
Ausdehnung des Bandes zu suchen, welches durch gemein- 
sdiaftliches Gebiet oder gemeinsame Abstammung, Aehnlich- 
keit der religiösen, wissenschaftlichen, künstlerischen Entwi- 
ckelung und eine in der Art des inneren Staatslebeos 
hervortretende Verwandtschaft — mit einem Worte durch 
die auf gemeinsamen Grundlagen ruhende gleiche Stufe 
der Civilisation um eine Anzahl von Völkern geschlungen 
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iverde. Bilde nun die europäisch - amerikanische christliche 
Völkergesellschaft zur Zeit eine solche auf gemeinsamen 
Grundlagen der Civilisation, trotz der nunmehrigen Getrennt- 
heit ihres Territoriums ruhende und wesentlich derselben 
Stufe der Entwickelung internationaler Verhältnisse überhaupt 
angehörige Genossenschaft ^ so folge daraus : dass die Ent- 
scheidung über die Verbindlichkeit eines behaupteten inter- 
nationalen Gewt)hnheitsrechts für einen einzelnen christlichen 
europäischen oder amerikanischen Staat unserer Gegenwart 
von der Stimmenmehrheit über die Verbindlichkeit derselben 
im Kreise dieser Genossenschaft, d. h. davon abhänge, ob 
die Mehrzahl der ihr angehörigen Staaten in ihrer bisheri- 
gen Handlungsweise den zur Frage gebrachten Anspruch 
als einen gewohnheitsrechtlich begiündeten zu behandeln 
pflegten. Indess bestehe die Mehrheit, welche das Gewohn- 
heitsrecht mache, nicht in der Mehrzahl blos der gegen- 
wärtig existirenden, sondern auch der vergangenen Men- 
schen oder Völker, denn die Genossenschaft als eine objective 
historische Erscheinung sei ein in der Geschichte fortleben- 
des Ganze, dem die Individuen der Gegenwart, welche seine 
Theile bilden^ nur je auf ihrer Stufe dienen. Hierzu werde 
aber eine bedeutende Mehrheit der Stunmen und eine 
Ermittelung des Zeitpunctes, wo das Vorhandensein der 
fraglichen Genossenschaft im Bewusstsein der Zeitgenossen 
nicht mehr bezweifelt werden könne, gefordert. Erscheine 
aber eben wegen der Schwierigkeit der Festsetzung dieser 
Mehrheit und des Zeitpunctes auch das Gewohnheitsrecht 
als ein innerlich unbestimmtes und äusserlich auf seinem 
Standpuncte unbestimmbares Recht, so sei es auch noch 
kein rechtes Recht, sondern nur ein im Werden begriffenes, 



296 



unfertiges, halbes Recht. Diese Natur des Gewohnheitsrechts 
klar festzuhalten, sei die erste Bedingung der richtigen £r- 
kenntniss unseres beutigen Völkerrechts, weil es in der 
Hauptsache nicht weiter als bis zur Stufe des Gewohnheits- 
rechts, ja zum grossen Theil nur bis zu derjenigen der Sitte 
entwickelt sei. Erst das vertragsmfissige oder autonomische 
Recht begründe ein sicheres Rechtsverhältniss und einen 
festen Rechtszastand , indem dem Rechtsanspruch die Pflicht 
sich zugeselle, indess könne dieser Vertrag freilich nur für 
die Contrahenten und ihre Rechtsnachfolger gelten. Trotz 
dem bleiben neben dem regelmässigen Recht das Gewohn- 
heitsrecht und die Sitte bestehen ; namenflich sei hinsichtiich 
seines Inhalts das Gewohnheitsrecht durch seine Anknüpfung 
an die Sitte auf diese und das vertragsmSssige Recht in 
ähnlicher Weise auf das Gewohnheitsrecht fortwährend an- 
gewiesen. Die yertragsmässige Regelung der Entscheidung 
des Kampfes zwischen Recht und Unrecht bilde das auto- 
nomische Processrecht, namenUich sei der Krieg ein Völker- 
process und sollte daher das gewohnheitsrechtliche Kriegs- 
recht im System des Völkerrechts ausdrücklich als Vöiker- 
processrecht dem Völkerprivatrecht , welches die persön- 
lichen Rechte der Existenz, Unabhängigkeit und Ehre, so 
wie das Sachen- und Obligationenrecht in sich umfasse, 
entgegengestellt werden. — Aber die Gebiete des Interesse 
und des Rechts bedürften der Vermittelung , dazu müssten 
sie als yereinte Seiten des Einen Geistes ein äusseres Dasein 
in einer besonderen Gestalt gewinnen. Dazu müsse das Recht 
auf seine streng einseitige , seinem Begriffe nach , von der 
BeAiedigung der Bedürfnisse absehende Richtung so weit 
Verzicht leisten, bis es mit der andererseits entsprechenden 
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Nachgiebigkeit des Interesse, i;velches zu Gunsten des al>- 
stracten leb von der Berriedigung ^illkiihrlich geschaffener 
Bedürfnisse zurücktreten müsse, zusammentrefTe. In solcher 
Ausgleichung komme eine Willenserscheinung zum Dasein, 
welche als Einheit von Interesse und Recht beide 
umfasse und sich darum als eine über beiden stehende dritte 
Hauptstufe der Entwirkelung des egoistischen Willens kund- 
gebe. Diese Willenserscheinung sei die Policei im allge- 
meinsten Sinne des Wortes, sofern darunter das thätige 
Bestreben verstanden werde, das Wohl der Einzelnen als 
den aus der Vermittelung des objectiven Rechts und des 
Gesammtinteresse hervorgehenden Zustand der bürgerlichen 
Gesellschaft auf irgend welche Weise in's Leben zu fähren 
und darin zu erhalten. Die Thfitigkeit des policeilichen 
Willens sei eine dreifache. Zuerst suche derselbe als 
Wohlfahrtspolicei das leibliche Wohl zu fördern durch 
Beseitigung der Möglichkeit einer Hemmung der allgemeinen 
Befriedigung der Bedürfnisse, durch Regulirung des Verhält- 
nisses der Production und Consumtion. Ferner suche der 
policeiliche Wille die Zufälligkeit der Verwirklichung eines 
objectiven, durch die Angiiffe des Unrechts immer wieder 
in seiner Ruhe und Reinheit gestörten und verletzten und 
erst gerichtlich wieder herzustellenden Rechts möglichst zu 
beseitigen, indem er bestrebt sei, das Wohl der Einzelnen 
auch durch ungestörte Aufrechthaltung des Rechtszustandes 
mittelst der sogenannten Sicherheitspolicei zu bewerk- 
stelligen. Der Culturpolicei endlich erübrige, die trotz 
Wohlfahrts- und Sicherheitspolicei der Beftiedigung geistiger 
Bedürfnisse noch besonders im Wege stehenden Hindemisse 
aus dem Wege zu räumen. Dire Aufgabe sei, den Zugang 
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zur Kunst, Religion und Wissenschaft, überhaupt die freie 
Ausbildung der ästhetischen, intellectuellen und moralischen 
Anlagen der Völker zu erleichtem. Die Form der Policei 
sei wesentlich eine rechtliche, aber weil das formlose In- 
teresse, obwol zum Wohl erhöht in ihr sich hauptsächlich 
geltend mache, eine formlosere als die des eigentlichen Rechts 
selbst. Auch das Policeirecht trete nicht nur als policei- 
liche Sitte, policeiliches Gewohnheitsrecht und autonomisches 
Policeirecht auf, sondern mache sich auch gegen das poli- 
ceiliche unrecht durch policeiliches Urtheil in Fehde, Schieds- 
gericht und autonomischer Rechtspflege geltend. Auch diese 
autonomische Rechtspflege setze einen Kreis von Menschen 
voraus, welche dasselbe Wohl erstreben, dasselbe Bedörftiiss 
hinsichtlich der Befriedigung ihrer leiblichen und geistigen 
Bedürftiisse und dieselbe Entwickelungsstufe des abstracten 
Rechtsbewussfseins theilen, denn sonst würden sie nicht zur 
Aufrechthaltung eines beide vermittelnden Gerichts geschrit- 
ten sein. Ein solcher Kreis könne aber immer nur ein beson- 
derer sein, als besonderer sei er aber der eigentliche Boden 
organischer Entwickelung. Das besondere Wohl bilde den 
Kern eines neuen Organismus, den der Wille erschaffe, in- 
dem er die Vermittlung von Recht und Interessen nun auch 
als Ganzes vertragsmässig zu gestalten gedrungen sei und 
die Corporation trete in's Leben. Im Völkerrecht ent- 
sprächen nun der physischen Wohlfahrtspolicei der ZoU- 
und Handels verein , der Sicherheitspolicei das System des 
politischen Gleichgewichts und der Culturpolicei das Inter- 
ventionsbündniss« Das Wesentliche aller dieser Formen ' aber 
fasse der Staatenbund nach Analogie der Corporation ge- 
staltend zusammen. Die Handelsverträge würden nur im 
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Interesse der sich bildenden gemeinsamen Handelsinteressen 
geschlossen, bei ihnen sei blosses leibliches Interesse in der 
Form des Rechts, aber noch kein policeiliches Bestreben 
vorhanden. Ein Zollverein virürde aber zum Schutz der Pro- 
duction nach dem Grundgedanken des gemeinsamen Schut- 
zes irgend eines Interesse gegen Dritte eingegangw und 
bei diesem sei daher das policeiliche Element wirksam. Die 
Contrahenten beförderten gegenseitig ihr Wohl, ihr Gesammt- 
interesse gegenüber von einem, demselben feindlichen, aber 
vom objectiven Recht geduldeten Privatinteresse. Sie thäten 
das in einer nicht widerrechtlichen, sondern Recht und In- 
teresse vermittelnden Weise und übten dadurch einen Act 
der Wohlfahrtspolicei. Die Grundidee des politischen Gleich- 
gewichts sei aber eine solche Ausgleichung und Abwägung 
der Macht verschiedener Staaten, dass durch die Uebermacht 
eines Einzelnen die Sicherheit der übrigen nicht gefährdet 
werde. Die Eingehung eines solchen Bündnisses erscheine 
zwar als eine treffliche, sicherheitspoliceiliche Anstalt, aber 
der wirkliche Angriff von zweifelhaftem, policeirechtlichem 
Werthe. Diese ZweifelhafUgkeit werde noch grösser, wenn 
Angriffsbündnisse mit culturpoliceilicher Absicht von solchen 
Staaten eingegangen würden, welche sich nicht sowol durch 
die physische Uebermacht eines anderen Staates, als durch 
seine innere, auf ihr Inneres rückwirkende Entwickelung in 
der übrigen gehemmt und bedroht glauben. Auch hier übe 
zunächst der einzelne Staat die policeiliche Aufrechthaltung 
seines Wohls mit vereinzelten Maassregeln ; allmälig aber 
träten die Gleichinteressirten zusammen und verbänden sich 
erst zu gemeinsamer Abwehr gleichmässig gefühlter Unbill, 
indem sie zugleich unter sich die Unterlassung ähnlicher 
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Benacbtheiligung ihrer höh€reii Interessen stipuliren, bis sie 
endlich bei wachsender Belästigung durch die Richtungen 
des fremden Staates sich zu Interventionsbündnissen im en- 
gem Sinne veranlasst sähen und zu ihrer Ausführung ge- 
nöthigt glaubten, um die Quelle des Uebels zu verstopfen. 
Alle 4jiese Formen der Völkerpolicei seien aber unzureichend 
zur Herstellung einer das Wohl der Völker allseitig schüt- 
zenden Ordnung der Dinge. Ihr Hauptmangel sei, dass sie 
zunächst mu- das Wohl, das Privatinteresse der Verbündeten 
beabsichtigen. Jeder Staat könne sich gegen solche Maass- 
regeln vertheidigen und insofern er die Schranke des ob- 
jectiven Rechts nicht dabei verletze, stehe er auf einer 
höheren. Stufe als jene, denn er vertrete das Recht gegen das 
Interesse. Wenn daher die Beschränkung der policeilichen 
Sorge auf die verbündeten Staaten als ein Mangel erscheine, 
so sei dieser zu heben durch Hinzunahme der Staaten, 
gegen welche die sicherheitspoliceilichen Maassregeln gerichtet 
seien. Hierdurch entstehe ein Staatenbund, dessen Grund- 
lage das gemeinschaftliche Wohl aller Theilnehmer sei. 
Dieser policeiliche Organismus erscheine als oberste Gestalt 
dieser ganzen Entwicklungsstufe des Willens, die^als Pe- 
riode und Seite der Bildung einer Volke rgenossenschaft 
der bürgerlichen Gesellschaft der Einzelnen parallelisirt wor- 
den und es stelle sich der Staatenbund in diesem Sinne auf 
eine Linie mit der Corporation. Aber auch mit der Errei- 
chung des Staatenbundes sei kein, die ganze Völkergesell- 
schaft umfassender und ihre Besonderheiten vermittelnder 
Organismus gewonnen. Denn indem derselbe auf demselben 
Boden gemeinsamer leiblicher und geistiger Interessen und 
desselben wesentlichen Rechtsbewusstseins durch freien und 
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dauernden Vertrag aller theilnebmenden Völker za Stande kom- 
men solle, sei er auf einen nicht allzuiveiten Kreis von Staaten 
angewiesen, da nur bei einem solchen jene nothwendigen Vor- 
aussetzungen eintreten könnten. Eben desswegen könne er 
aber als blos particulaire Organisation der Völkergesellschaft 
dem Streben des praktischen Menschengeistes nach allgemei- 
ner organischer Entwickelung ebensowenig' genügen, als die 
Corporation in der Gesellschaft der Einzelnen. Wie diese 
zum Staate, so finde sich jene getrieben zu einer staatlichen 
Völkergesellschaft als ihrer letzten Gestalt fortzuschreiten. 
3) Der Staat und die staatliche Völkergesellschaft. 
Der WiUe strebe in diesen eine Organisation an, welche die 
Familie und bürgerliche Gesellschaft in sich aufnehme und 
dieselben zwar ihrer unbedingten Geltung beraube, aber nur 
um sie andererseits durch Beziehung auf eine höhere Einheit 
zu erhöhen. Es müssen die, jenen niedrigeren Kreisen zum 
Grunde liegenden Principien, dort die natürliche und ob- 
jective Gebundenheit, hier die subjective Freiheit zu einem 
objectiv-subjectiven, natürUch freien Bande der Gesellischaft 
fest und eng verschmolzen werden. Das Dasein dieses Ban- 
des sei der Staat. Der allgemeinste Ausdruck der staat- 
lichen Einheit sei die Verfassung, der Totalwille des Staates, 
eine vollkommene Objectivität und wegen ihres Totalwillens 
souverain. Da die Verfassung die Aufgabe habe, die ideelle 
Totalität des Willens in nationaler Richtung zur Herrschaft 
im gesellschaftlichen Leben zu bringen , müssiB sie auch als 
Gewalt in fiusserlicher Thätigkeit auftreten. Die Arten dieser 
Gewalt seien die gesetzgebende, die Regierungsgewalt und 
die, beide vermittelnde : die souveraine Gewalt. Der Witte 
suche unausgesetzt sowol in der Familie als der bürgerliche 
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Gesellschaft die staatliche Einheit und es JInden sich in 
beiden Vorbildangen derselben, nur könnten sie in der 
ersten wegen der zu einseitig natürlichen, unaufgeschlos* 
senen Enge ihres Wesens, in der letzten wegen der allzu 
subjectiven und mitteflüchtigen Richtung des Willens nicht 
zu der freien und vollendeten Einheit gelangen, welche die 
aber diese beiden Gebiete hinausgeschrittene Entwickelung 
des Willens im Staate in Anspruch nehme. Man habe da- 
, her zu unterscheiden die uneigentlichen Staatsformen : die 
familiäre und bürgerlich - gesellschaftliche und die eigent- 
liche: die staatliche Staatsform. Die familiäre sei die 
patriarchalische und ihre Abarten : die Despotie, Theocratte ; 
der patriarchalischen Staatsform entspreche der Bundesge- 
nossenstaat, die sich vom Bundesstaat nur durch ihre 
grössere Ausdehnung unterscheide. Den Abarten entspräche 
die Yölkerdespotie oder Universalmonarchie und Yölkertheo- 
cratie. Indess sei bei diesen das Bewusstsein noch gar 
nicht vorhanden, dass man in der Yölkergesellschaft sich 
befinde. Da nun aber familiäre Staatsformen der sich weiter 
entwickelnden bürgerlichen Gesellschaft nicht genügen, so 
führe die Befriedigung der geistigen Bedürftiisse zu einer 
gesonderten Beschäftigung , wodurch sich die ständische Or- 
ganisation über alle Gebiete der bürgerlichen Gesellschaft 
hin ausdehne. Durch die festere Gestaltung der Bande 
bilden sich Kasten, welchen die Erblichkeit und die auf 
gemeinsame Abstammung gegründete Einheit den Charakter 
ei»er staatlichen Gesellschaftsform aufdrücke. Zum Entste- 
hen des Kastenstaates sei aber das Vorherrschen einer 
der Kasten erforderlich. Dagegen gehöre dem Gebiet des 
Interesse der auf den Besitz gegründete Lehensstaat. 
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In diesen beiden Staaten, insbesondere im letzteren, sei 
das Recht als ausgebildete Form der ölTentlichen Verhält- 
nisse schon deutlich zu erkennen, denn die nicht herr- 
schenden Kasten und die Lehnsleute haben Rechte gegen- 
über den Kasten und dem Lehnsherrn. Als Grund der 
staatlichen Einheit trete aber das Recht in diesen Staatsfor- 
men noch nicht voran, daher suche bei weiterer Entwicke- 
lung die bürgerliche Gesellschaft im Recht selbst und zwar 
stufenweise im rein subjectiven Recht , im Gewohnheitsrecht, 
im autonomischen Recht die staatliche Einheit. Die der 
Herrschaft des rein subjectiven Rechts entsprechende Staats- 
form sei die demokratische Republik, sowol theoretisch un- 
möglich als praktisch unausführbar, gleichbedeutend der 
Anarchie. Die dem Gewohnheitsrecht entsprechende Staats- 
form sei die aristokratische Republik, wesentlich Adelsrepu- 
blik, und dem autonomischen Recht entspräche die Reprä- 
sentativ-Republik. Alle diese Formen seien im Völkerrecht 
ohne Belang. Die policeilichc Staatsform sei der Form nach 
keine andere als die rechtliche. Ein Vergleich mit der Völ- 
kergesellschaft ergäbe kein Analogon für den Kastenstaat, 
dagegen seien die Universaldespotie, wie die Universaltheo- 
kratie im Mittelalter in den Völkerlehnsstaat übergegangen, 
dessen Spitze die heiTschende Person im mächtigsten Staat 
sei. Der Republik der Einzelnen entspreche zwar auch in 
dreifacher Abstufung die Völkerrepublik, obgleich nur in 
den ersten Anfängen. Am einfachsten wiesen die gemässig- 
ten Staatsformen auf eine Organisation der Völkergesellschaft 
hin, weil ihnen die Möglichkeit einer Modiflcation der Sou- 
verainetät zum Grunde liege. Eine dem eigentlichen Staate 
der Einzehien oder viehnehr der ihm entsprechenden staat- 
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auf dem Grande einer genetischen Anschauung der Völker- 
Verhältnisse mit wissenschaftlicher Sicherheit ruhen könne. 
Indess werde diese Methode erst mit Erfolg angewandt, die 
ihr zu Grunde liegende Ansicht ausführlicher und in weni- 
ger harter Form mit historischen und in's Einzelne gehenden 
Erläuterungen dargelegt werden müssen, um auf eine aus- 
gebre^tetere Anerkennung rechnen zu können. Auch sei 
der Verf. weit entfernt hinsichtlich aller Einzelheiten in den 
durchgeführten Parallelen die Meinung zu hegen, das Rich- 
tige getroffen zu haben, wie er denn überhaupt es für eine 
Selbsttäuschung halte, dass ein Einzelner so grossen Aufga- 
ben philosophischer Natur mehr als zum Theil genügen könne. 

Wenn wir die Fallati'schen Parallelen in ihrem Ent- 
wickelungsgange nicht in der sonst beobachteten Kürze vor- 
geführt haben, so thaten wir Das nicht blos in Rücksicht 
auf die durchweg geistreiche, und daher überall ansprechende, 
und spannende Durchführung der gestellten Aufgabe, son- 
dern auch in Anbetracht der eigenthümlichen Auffassung 
und Darstellung, die uns fast immer eine wortgetreue Wie- 
dergabe abnöthigten. Sollen wir, der uns gestellten Auf- 
gabe gemäss, ein Urtheil über diese ungewöhnliche Leistung 
fällen , so wird dieses selbstverständlich nur auf Grand der 
von uns mehrfach vertretenen Anschauungen geschehen kön- 
nen, wobei auch wir dem verehrten Verfasser beistimmen, 
dass auch unser Dafürhalten die grosse Aufgabe nur zum 
Theil wird begreifen können. 

Wenn der Verf. seine Aufgabe in Parallelen löste, weldie 
er indess bis in alle Einzelheiten richtig durchgeführt zu 
haben, in anzuerkennender Anspruchslosigkeit, sich nicht an- 
maasste^ so wollen wir nicht in Abrede nehmen, dass im 
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Einzelnen , d. h. an einzelnen Ausfährangen, abgesehen von 
dem Werth der Parallelen, viel Treffliches dadurch erbracht 
worden sei. Denn uns dankt, dass auch in diesem Falle 
die Parallelen mehr den Unterschied als die Aehnlichkeit 
der verglichenen Gegenstände an den Tag gebracht haben, 
und femer scheint uns, wie wir später ausführen werden, 
nur die zweite Paralle auf ein völkerrechtliches Resultat 
hinzuführen. — Wir wenden uns zunächst zum Ausgangspunct 
der Betrachtung. Der Verf. hat den Willen durch seine 
verschiedenen Entwickelungsstufen verfolgt und gewiss war 
das der richtige Weg, um den far das Völkerrecht maass- 
gebenden Regulator zu entdecken. Auch charakterisirt er 
ganz zutreffend als Wesen des eigentlichen Völkerrechts : 
das rechtliche Moment und zwar das objectiv rechtliche, 
ferner bespricht er die Quellen und endlich erkennt er auch, 
dass im Völkerrecht eine modificirte Souverainetät in die 
Erscheinung trete. Aber was uns unberücksichtigt scheint, 
ist der Zweck des Völkerrechts. Statt Dessen hat zwar 
der Verf. der Form der Verbindung seine Aufinerksamkeit 
zugewandt, aber eine solche Gesammtform ist, unseres Er- 
achtens, für Staaten, die das Völkerrecht anerkennen und 
üben, gar nicht vorhanden. Denn ein jeder Staat steht 
frei neben dem anderen da und ihre Verbindung ist nur 
begründet auf der gegenseiligen Beobachtung des von ihnen 
gesetzten Rechts, dessen Verpflichtungen sie zu erfüllen 
übernommen haben und dessen Berechtigungen ihnen zu 
Theil werden. Als vollkommenste Form, als die der Zukunft, 
erkennt Fallati die Völkermonarchie, in welcher ein Staat, 
jedoch unter freier Anerkennung der übrigen in Gemein- 
schaft mit Vertretern derselben den ganzen Völkerstaat einer 
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rechtlich und natürlich verbundenen Völkergesammtheit zu 
beherrschen habe. Aber verträgt sich wol diese Foim 
mit der unter allen Bedingungen aufrecht zu haltenden Sou- 
verainetät eines jeden einzelnen, das Völkerrecht setzenden, 
anerkennenden und ausführenden Staates ? Eine solche Unter- 
ordnung unter einen Staat, der herrschen soll, erscheint uns 
völkerrechtswidrig und tritt nicht einmal in dem Staatenbunde in 
dieErscheinung, dessen Willensäussening doch nur das Resultat 
der freien EntSchliessungen eines jeden einzelnen, denselben bil- 
denden Staates ist. Durch Vertretung der übrigen Staaten bei 
jenem einem herrschenden Staat kann dem Mangel der fehlen- 
den freien Entschliessung schwerlich abgeholfen werden, denn 
das Herrschen schliesst die Berücksichtigung der Meinungen 
dieser Vertreter zwar nicht aus, aber die blosse Berück- 
sichtigung genügt nicht in einem völkerrechtlichen Verbände, 
ein jedes Glied muss einen maassgebenden , bestimmenden 
Einfluss, einen gleichen Antheil an der Herrschaft haben. 
So sind wir denn nicht im Stande, Fallati's Schlussresultat 
beizustimmen. — Die Rückwirkung derFallati'schen Anschau- 
ungen auf die Methode des Völkerrechts scheint uns für 
diese ebenfalls keine günstige zu sein, wenigstens verbürgt 
sie nicht die sichere Existenz des Völkerrechts in der Ge- 
genwart und darum muss es der Wissenschaft, wenn sie 
die Positivität des Rechts begründen will, doch vor Allem 
zu thuen sein. Denn nach Fallati's Auffassung ist nur das 
Recht der Zukunft wahrhaft objectives Recht, das der 
Vergangenheit nur subjectives. Ist nun jenes offenbar nach 
Fallati's eigenen Ausführungen erst das eigentliche, 
so hat auch die Gegenwart mindestens kein wahrhaft ob- 
jectives Recht, also auch kein wahrhaft wirkliches aufzu- 
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weisen. Wenn nun die* Methode ferner nachweisen soll, was 
im gegebenen Zustande stehen gebliebenes subjectives Recht 
und was noch nicht gereiftes, künftig objectives sei, so wollen 
wir diese Thätigkeit der philosophischen Forschung als un- 
fhichtbar keineswegs bezeichnen, sondern als Aufgabe der 
Philosophie über das Völkerrecht gern erkennen. Aber 
wie wird denn das Völkerrecht der Gegenwart gewonnen ? 
Etwa durch Unterscheidung des Gewohnheitsrechts und auto- 
nomischen Rechts? Diesen Weg, will es uns bedanken, hat 
Fallati gewiesen, aber hierdurch gelangen wir wiederum zu 
keinem sicheren Inhalt. Denn nach Fallati sollen das Ge- 
wohnheitsrecht und die Sitte an wesentlicher Unsicherheit 
laboriren, noch kein rechtes Recht dai-stellen und erst das 
Tertragsmässige oder autonomische Recht ein sicheres 
Rechtsverhältniss begründen. W^enn nun aber dessenunge- 
achtet, wie Fallati selbst angiebt, dieses Vertragsrecht nur 
för die Contrahenten und ihre Rechtsnachfolger gültig sei 
und das Gewohnheitsrecht, ja oft nur die Sitte in der Haupt- 
sache das Völkerrecht der Gegenwart entwickelt habe, welche 
sichere Quelle bleibt da diesem Völkerrecht? Und trotz dem, 
dass das objective, wirkliche, autonomische Recht der Zukunft 
vorbehalten bleibt, sollen doch alle die früheren Entwicke- 
lungsstufen auch völkerrechtliche sein? — Wir kommen zum 
Schluss: neue Zweifel hat Fallati angeregt , befriedigende 
Aufschlüsse über die Gültigkeit des Völkerrechts und die 
Art der Gewinnung desselben hat er uns nicht geboten. 
Wir bemerken femer in Bezug auf die eigentliche Syste- 
matik: dass Fallati ein materielles und formelles Völker- 
recht unterscheidet, jenes aber theilweise in privatrechflicher 
Weise als Sachen- und Obligationenrecht auffasst und bei 
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diesem blos das Verfahren, nicht die Organe berücksichtigt. 
Doch bat Fallati Das nur im Vorübergehen angeführt, sein 
Augenmerk war hauptsächlich darauf gerichtet» die Familie, 
die bürgerliche Gesellschaft und den Staat im Völkerrecht 
oder als Stufen desselben wiederzufinden und Das, glauben 
wir, ist ihm nicht gelungen. Denn der der Familie analoge 
Bundesstaat ist zwar im Einzelnen nach aussen auch noch 
heute ein völkerrechtliches Subject, wie jeder nicht so zu- 
sammengesetzte Staat und jedem in dieser Beziehung auch 
ganz gleich, es konnte daher in dieser Form, weder früher 
noch jetzt, eine Vorstufe für das Völkerrecht entdeckt wer- 
den ; im Gegentheil wurden durch die Zusammenfügung meh- 
rerer Staaten, dem Völkerrecht mehrere neben einander be- 
stehende, nach aussen freie und selbstständige Staaten ent- 
zogen, die durch rechtlichen Verkehr unter einander ein 
Völkerrecht hätten erzeugen können. Zutreffender ist in 
der Parallele der bürgerlichen Gesellschaft und der Völker- 
genossenschaft der Vergleich einer durch dieselbe gewohn- 
heitsrechtliche Sitte zusammengeschlossenen bürgerlichen Ge- 
sammtheit, in welcher die Mehrheit über die Verbindlichkeit 
dieses Rechts entscheidet , mit der Völkergesellschaft der 
Gegenwart, der europäisch -amerikanisch -christlichen. Indess 
ist doch auch hier der wesentliche Unterschied vorhanden, 
dass die letztere Gesellschaft in allen Fragen souverain und 
die erstere nur in Bezug auf die Gültigkeit eines Gewohn- 
heitsrechts entscheiden kann. Am zutreffendsten wäre viel- 
leicht die dritte Parallele des Staates und der staatlichen 
Völkergesellschaft, aber die letztere ist ja nur eine flngirte, 
eine Gestalt der Zukunft und dass sie wenigstens dem gegen- 
wärtigen Begriffe vom Völkerrecht und seiner wesentlichen 
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Voraussetzimg-: der Gleichberechtigmig neben einander be- 
stehender Staaten, nicht entspreche, glauben wir oben er- 
wiesen zo haben. Hiermit hätten wir Belege für unseren 
Satz : dass auch diese Parallelen mehr den Unterschied der 
verglichenen Gegenstände als ihre Aehnlichkeit an den Tag 
gebracht, geliefert, wenn überhaupt durch das blosse Pa- 
rallelisiren von Entwickelungsstufen die Entdeckung von Aehn- 
lichkeiten bedingt ist oder schon das blosse Nebenheigehen 
genügt 

Maller- Jochmus ^^^) hat das Wesen und die Entwi- 
ckelung des Völkerrechts festzustellen getrachtet. Er be- 
zweifelt zunächst nicht, dass das Völkerrecht von den ftlte- 
sten Zeiten her, wenn auch in anderer Weise, bestanden 
habe und gleichzeitig mit dem Staatsrecht entstanden sei, 
denn es gebe keine Gemeinschaft ohne Recht und zum Ver- 
kehr seien die Staaten Arflhzeitig genöthigt gewesen, denn 
es könne kein Staat ohne den andern staatlich existiren. 
Hierdurch ist, unseres Erachtens, nur das Bestehen thatsäch- 
licher internationaler Beziehungen, nicht das rechtlicher er- 
wiesen. Das Völkerrecht wird sodann versdiiedenartig ein- 
getheilt Zunächst wird ein positives und natürliches 
untersdneden. Positiv sei nicht das flusserHch Bestehende 
und Gesetzte im Gegensatz zu dm, welches der natürliche 
Sim der Völker noch zu erschliessen habe, sondern das 
hmerlich Nothwendige, welches ihnen die Wege für ihre 
l^twickehiQg, in der ihre Freiheit bestehe, vorzeichne. Das 
Vernünftige, wahrhaft Historische, sei das Positive. Wider- 
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sprechend sagt der Verf. an einer änderen Slcdtte : erst durch 
die solidarische Verantwortlichkeit des ganzen europAi- 
sehen Staatensystems für die Rechte der Einzelnen, wie der 
Gesanuntheit , hitte das Völkerrecht eine Garantie erhalten, 
sei es überhaupt ein wirklich positives geworden. Un- 
verkennbar wird ein Mal die innere Nöthigung, das andere 
Mal das Äussere Moment der Verantwortlichkeit als Kriterium 
für das positive Recht angenommen. Der Begriff des natür- 
lichen wird durch die Unterscheidung eines allgemeinen 
und besonderen Vfilkerrechts gewonnen. — Die Verschie- 
denheit des Völkerrechts wird aus der Verschiedenheit der 
Nationalitflt abgeleitet. Die Summe des Uebereinstimmen- 
den sei das Naturrecht, das Verschiedene sei durch die 
individuellen Lagen und Anschauungen hervorgebracht und 
in dem besonderen Völkerrecht enthidten, indem ein 
Völkertheil, etwa die Völker emes Erdtbeiles, ein System 
von Regefai unter sich ausbilden, die ihrem Interesse und 
ihrem BUdungagrade angemessen sind. In noch engerem 
Sinne unterscheidet Müller- Jochmus ein besonderes 
Völkerrecht, wenn er von dem Völk^rredkt eines einzelnen 
Staates spricht, weil in demselben eigenttifiBdiche Gestaltun- 
gen entgegentreten. Richtiger aber nennt er dieses Recht 
an einer anderen Stelle Äusseres Staatsrecht, mdem er 
diesem ein Äusseres Staatenrecht entgegensetzt, welche 
Bezeichnung er überhaupt für die dem Begriff des Völker- 
rechts angemessene hAlt. Unter dem Ausseren Staatsrecht 
versteht er dann den Inbegriff der Regefai, welche der ein- 
zdne Staat für den Verkehr mit anderen Staaten selbststAn- 
dig aufgestellt habe, abgesehen von jedem Anerkenntniss 
seitens des Letzteren, wAhrend er als Auss^es Staatenrecht 
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die Siiime deijemgen V^rkebrsgraiidsitee begreift, welche 
Mf dem AAerkenntiiiss verschiedener oder alle? Staaten 
beruhen and allgemeine Geltung haben. Bd der Feeit* 
stdlong des Yerbfiltaisses zwischen dm positiven und natür- 
lichoi Recht, rftumt er ein Bial dem letsterea einm entschie- 
denen Vorrang ein, indem er es als die letzte Qudle zur 
Entscheidung des Conflicts positiver Ri^;efai anerkennt und 
^richt ein anderes Mal nur dem System von Völkerverkehrs- 
Regehl, welche unter den Gesichtspunct der äusseren Ver- 
bindlichkeit gebracht worden seien, die Natur des Rechts zu. 
Ja es wird ferner ausdr flddich werkannt, ctass durch die Ver- 
pflichtung, mittelst welcher die Staaten sich zur Aufirechtbaltung 
eines Inbegriffs von Regehi als ihr Recht verbindlich gemadit 
hJMten, ein allgemeiner Wille sidi kdnd gebe, der die 
Quelle alles Rechts sei, sobald er erkennbar geworden. 
Weldie Quelle ist nun da die vorzflghchere, das Naturrecht 
oder der attgemaine Wille? Wir haben die Beantwortung 
dies« Frage in dem die Quellen des Völkenreehts behandeln- 
den Abschnitt gesudit. Müller- Jochmus nimmt drei Quellen 
an: 1) das Religions- und Sittengesetz, welches auch 
in dem Bewussteem des Volkes die Grenzen ziehe, inner- 
halb dfirm es sich in der itidituag zu anANren Völkern 
bewegen soll. 2) Das innere Recht, privates oder <Sffent- 
lidies. Diesea auf dem Bo^ der Religion und Sitte ent- 
standene R^ht gewShre nur noc^ eine weitere Ausfolnuig 
der Rechte des Staates an den Staat. Die Gesetzgidlmngai 
aller Völker seien mit Bestimmungen ther das Vorhalten 
gegen auswärtige Staaten, wenigstens g^^en iam Dster- 
ttannn versdien. 3) Die auf Religion uni RecM berur 
hende Gewohnheit, wdche sieb erst ausspreche in «M- 
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tenden Verkehr verschiedener Völker. Durch diesen Verkehr 
worden Sitte und Gesetz verschiedener Völker vermitteK 
und ausgeglichen, das Recht des Staates zu einem Recht 
der Staaten umgebildet und in diesen ein gemeinsames Be^ 
wusstsein gesetzt. Dieses Bewusstsein sei die reichste 
Quelle des Völkerrechts, dessen positive Gesetze in 
seinen Aeusserungen liegen. Es habe selbst Macht über 
durch ihr Alter geweihte Gewohnheiten und feierlich ge- 
schlossene Verträge. Auch lasse sich aus Verträgen das 
Völkerrecht nicht unmittelbar schöpfen. Nur wenn sie auf 
einem für den Völkerverkehr allgemein als rechtlich 
recipirten Gedanken beruhen und aus ihnen Analogien zu 
begrfinden seien, welche den dauernden Willen der Staaten 
erkennen lassen, würden ihre Principien Beachtung finden 
müssen. Seien sie dem Recht und dem jet£t oder später 
herrschenden Völkerbewusstsein entgegen, so habe die 
Wissenschaft sie als antiquirt zu betrachten. Habe ferner 
der Vertrag eine Besonderung zum Zweck, so gelte er nur 
als Quelle für das Äussere Recht der bestimmten Staaten, 
welche äich ihm als Contrahenten oder sonst durch ausdrück- 
lichen Consens unterworfen bitten. An sich bedürfie aber 
das Völkerrecht zu seiner Existenz der VertrSge nicht, da 
es mittelst seiner absoluten Nothwendigkeit bestlnde. 
Seine Existenz lasse sich genugsam begründen in dem wirk- 
liehen Leben der Völker. Dieses sei der beste Probstein 
des Völkerrechts, und das grosse Buch, in welchem der 
Rechtsgelehrte das Völkerrecht suchen und aus welchem er 
es in wissenschaftlicher Form entwickeln und daraus diä 
Aeusserungen des Staatensystems zu einem System von Rechts- 
wahrheiten erheben solle, sei die Geschichte. Soll dieGescbichte 
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aber wirklieh lehrreich werden, so müsse sie bis an ihre 
Anfangspuncte gehen. Die Staaten müssten in ihrem Ge- 
sammtzusammenhange als Glieder einer civitas maxima auf- 
gefiisst werden, denn der Uniyersalstaat bestehe zwar als 
das Ganze einer Vielheit zunächst nnr im Begriff, aber dessen 
Nothwendigkeit sei, dass er sich realisire. Wir erseh& 
hieraus, dass Müller- Jochmus das geschichtlich nachge« 
wiesene Yölkerbewusstsein, wenn auch nicht als die einzige, 
so doch als die reichste Quelle des Völkerrechts ansieht 
und wir können uns hiermit, wenn wir statt dieses ferneren 
Ursprungs, den näheren, die internationale Rechtsüberzeu- 
gung setzen, hur wiederholt einverstanden erklären. Das 
natüriiche Recht scheint daher bei der namentlichen Behand- 
lung der Quellen in den Hintergrund getreten zu sein. — 
Der Verf. will femer mit seiner geschichtlichen Arbeit für 
das System des Völkerrechts vorbereitende Momente bieten. 
Denn wenn auch damit viel gewonnen sei, dass die reidi'e 
Materie in die Ordnung eines Systems komme, so lasse sich 
doch nicht läugnen, dass ein System wenig Nutzen gewäh- 
ren könne, wenn man unterlassen habe, das Material kritisch 
zu durchdringen. In der geschichtlichen Forschung, die 
beim Völkerrecht, dessen Nerv die Geschichte sei , die erste 
Voraussetzung bilde, lägen vorzugsweise die Mängel, welche 
uns nur bedenklich von einem positiven und noch bedenk- 
licher von einem allgemeinen Völkerrecht sprechen Hessen. 
Wäre dasselbe aber nicht mindestens etwas positives, so 
würde es den Anspruch auf selbstständige wissenschafQiche 
Behandlung nicht haben, es würden die völkerrechtlichen 
VerhäUmsse der Reditsphilosophie subsumirt werden, hi 
diesen Aussprüchen ist noch viel anschaulicher das Veihältniss 
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des positiven und philosophischen Rechts, namentlich auch 
zur Gewinnung eines positiven Systems dargelegt, indem 
ausdrucklich die historisch kritische Forschung als Grund- 
voraussetzung dafür bezeichnet wird. Was daher in Bezug 
auf die Auffassung des Positiven als ungewiss hat erscheinen 
k(ftinen, indem anflhiglich die Identiflcirung desselben mit 
dem Philosophischen als beabsichtigt sich auswies, muss hier 
der bestimmt ausgesprochenen Ansicht weichen, nur bleibt 
freilich eine solche, wenn auch nur dem herkömmlichen 
Sprachgebrauch widerstrebende Bezeichnung des Yemünfti- 
gen durch das Positive und die Identiflcirung des Vernünf- 
tigen mit dem Historischen ein nicht zu übersehender Mangel. 
Haben wir hiermit im Ganzen uns mit der Auffassung 
von Müller- Jochmus einverstanden erklären können, so 
müssen wir schliesslich noch bezweifeln, dass das allge- 
meine Völkerrecht, wie Müller-Jochmus es als ein von 
Alters her fortgehendes und ununterbrochenes auffasst, wirk- 
lich in solcher Continuitfit existirt habe, und in solcher 
Weise wird dargestellt werden können und dass, wenn diese 
Arbeit vollzogen wäre, sie, — was ja der Verf. will, — als 
eine Vorarbeit für das System des Völkerrechts wird gelten 
mögen, indev ein solches System doch nur für eine von 
einem übereinstimmenden Grundgedanken getragene Zeit 
aufiEUführen möglich ist. Dass aber dieser Grundgedanke 
für alle Zeiten kein übereinstünmender sei, scheint uns 
Müller-Jochmus nicht blos durch sein Zugeständniss, dass 
das Völkerrecht sich in verschiedener Weise gestalte, 
sondern auch schon durch seine begonnene Forschungen hin- 
reichend erwiesen zu haben, wofür wir als schneidendsten 
Beleg nur anführen, dass der Verf. auch China in den Kreis 
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seiner Betrachtung gezogen hat. Auch sind wir ferner nicht 
damit einverstanden, dass ein jedes Volk und ein jeder Staat 
ein Völkerrecht hahe, dass überhaupt von dem Völkerrecht 
eines besonderen Staates geredet werden könne. Es schemt 
uns Das durchaus eine cmtradictio in adiecfo zu sein. 
Müller -Jochmus weist selbst sehr treffend nach, wie 
erst durch den Völkerverkehr eine Ausgleichung verschie- 
dener Sitten und Gesetze vor sich gehe und hierdurch das 
Staatenrecht erst entstehe, wie kann da also von dem Völ- 
kerrecht eines einzelnen Staates, da ja dieses überhaupt 
durch die Ausgleichung der Rechtsanschauungen mehrerer 
bedingt ist, und erst dieser Ausgleichung nachfolgt, die Rede 
sein ? Zugleich erweist sich auch durch diese Art der Heran- 
bildung des Völkerrechts die Unmöglichkeit der gleichfalls 
von Müller-Jocbmus behaupteten gleichzeitigen Ent- 
stehung des Staats - und Völkerrechts, denn wenn durch die 
Aasgleichung der staatsrechtlichen Anschauungen die völker- 
rechtlichen entstehen sollen, so müssen doch jene nothwendig 
firüher da sein als diese und. somit ist denn auch jene Be- 
hauptung durch des Verf. eigene Entwickelung entkrfiftet 
worden. 

Sdbon die vorstehend geprüften Forschuiigen , nament- 
lich die von Stein und Hälschner, entbehren der Seiten- 
blicke auf die Literatur des Völkerrechts nicht, aber an 
einem vollständigen Bilde fehlte es und doch war durch 
Anschluss an die flrüheren Resultate das Werden der Zukünf- 
tigen bedingt. So war es denn eine nicht genug anzuerken- 
nende Leistung Robert v. MohPs, dass er solche Vollstfindig- 
keit, wenn auch auf die neuere Zeit beschränkt, erbrachte ^^^O« 

337) Ib der ersten Uebersichl in d. ZeiUchr. f. d. ges. Staatewissensch, 
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Seine umfassenden Studien fübrten den Leistungen aller For- 
scher auf dem Gebiete des Völkerrechts Unterstützung zu, 
denn es ward nunmehr möglich, den Reichthum der Literatur 
und zwar nicht blos in Bezug auf eine Nation, sondern 
auf fast alle Nationen zu überblicken. Die Yölkerliteratur 
des Völkerrechts trat hierdurch in einem zusammenhängen- 
den Ganzen als Gesammtwerk der Völker in die Erscheinung, 
wurde gleichzeitig zum Gesammteigenthum und bot neue Ge- 
sichts- und Vergleichspuncte dar, die von fruchtbarer Rück- 
Wirkung auf alle kommenden Leistungen werden mussten. 
Sollte eine solche Arbeit aber einen bleibenden Werth be- 
anspruchen, so musste ein Plan derselben yorgezeichnet und 
durchgeführt werden. Diese Planlegung kurz darzustellen 
und zu erörtern , erachten wir für die dieser Schrift gebo- 
tene Aufgabe, denn eine völkerrechtliche Literairgescbichte 
ist eine Entwickelung der wissenschaftlichen Gestaltung des 
Völkerrechts, und von dieser können wir in einer der Sy- 
stematik desselben gewidmeten Arbeit schwerlich absehen. 
Für die eigentliche Systematik gewfihrt uns freilich solche 
Planlegung wenig unmittelbare Anknüpftingspuncte, aber die 
Systematik hat es eben mit der Ordnung eines bestimm- 
ten Stoffes zu thuen und diesen istoff selbst in seiner We- 
senheit und der Art der Gewinnung konnten die krifiscben 
Beleuchtungen einer Literairgeschichte nicht ausser Acht 
lassen. 



(1846) wird die Literatar der 13— 15 Jahre vorher berflcksfcbtigt, In d. Geach. 
der S^aataw. (1855, Bd. I.) siod die neueren Leistungen ergänxend hinzuge- 
treten und ist jener Zeitabschnitt durch das zweite Viertel des laufenden Jahr- 
hunderts ersetzt worden. Dieser Umstand und fiberhaapt die weitere Aus- 
ftthmng der zweiten Leistung hat uns bestimmen mOssen, in unserer Dar. 
itellang und Beurtheilung an diese änznknttpfen. 
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V. Mo hl behandelt die Literairgeschicbte des Völker- 
rechts zuerst in vier Abschnitten. I. Geschichtliche Werke; 
n. Systeme .; III. Monographien ; lY . Sammlungen von Staats- 
verträgen, sodann blos in drei, den drei erstgenannten ent- 
sprechenden, indem der vierte passend dem ersten einge* 
reüif ist. Uns geht hier zunächt an das an Grundanschau- 
ungen bei Beurtheilung der Systeme und das im Schlusswort 
Ausgesprochene. Die zur Erlangung einer Darstellung erfor- 
derliche Zusanmienfügung zersrtreut liegender Behauptungen 
kann freilich leicht als eine unberechtigte Störung des Zu- 
sammenhanges angesehen werden, aber sie bleibt das einzige 
Mittel zur Gewinnung der Anschauungen eines Autors, den 
wir um so wemger tibergehen dürfen, als er unter den Pu- 
blicisten unserer Zeit eine hervorragende Steile einnimmt. 

V. Mo hl hat sich zunächst über das Grundprincip des 
Völkerrechts dahin ausgesprochen, dass er der Puett er- 
sehen Zurfickfuhrung des Völkerrechts auf die subjective 
vernünftige Freiheit eines jeden einzelnen Staates nicht bei- 
stimmen könne, da diese Grundlage entweder nur zu einem 
Chaos von Willkühr und zu völliger Aufhebung' des Völker- 
rechts als eines wesentlich gemeinschaftlichen Rechts 
ftthre, oder durch dialectische Künste der subjectiven Frei- 
heit wieder ein innerlich nothwendiger objectiver Inhalt ge- 
geben werden müsse, und es dann einfacher und klarer 
sei, diesen gleich aufzuführen und an die Spitze zu stellen 
und nicht Forderungen, sondern auch Pflichten als Gegen- 
stand des Völkerrechts anzuerkennen ^^^). Dagegen erkennt 
V. Mohl an, dass v. Kaltenbdrn's Erhebung der objectiv 
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vernünftigeii Ordnung des Zusammenlebens verschiedener Staa- 
ten zu einer Grundlage hinleile, auf welcher man zu sach- 
lich richtigen Grundsätzen, zu einer riditigen Umschreibung 
des Völkerrechts und zu einer verständigen Eintheilung kom- 
men könne ^^^). Als Zweck des Völkerrechts will v. Mohl 
die Fallati'sche Selbstvemichtung des Völkerrechts bis zum 
Aufgehen in ein Welt-Staatsrecht, da das getrennte Fort- 
bestehen der Staaten das des Völkerrechts bedinge, nicht 
gelten lassen ^^^), sondern erkennt viehnehr die Anstre- 
bung einer Weltrechtsordnung an^^^). Der Einfluss der 
Philosophie auf die Systeme des positiven Völkerrechts ist 
nicht ganz eben so unzweideutig dargelegt. Zunächst nem- 
lich kann es erscheinen, als ob v. Mohl eine Verbindung 
des Positiven und Philosophischen erstrebt habe, sodann als 
ob er das Letztere nur als ein Element zur Systematisirung 
des Ersteren will. Denn es wird zuvörderst erklärt, dass 
bei keinem System des positiven Völkerrechts der völlige 
Ausschluss des Philosophischen möglich sei, wol könne ein 
ausschliessend philosophisches Lehrgebäude gegeben wer- 
den, allein blos positives internationales Recht geniige nicht 
zu einem wissenschaftlich organischen Ganzen, und sei die 
gebührende.Berttcksichtigung der philosophischen Lehren bei 
jedem solchen Werke eine eigene wichtige Frage '^^). Hier 
ist doch offenbar gemeint, der Philosophie nicht blos einen 
form- sondern auch inhaltgebenden Einfluss auf das 
System des positiven Völkerrechts zu gewähren. Bei einer 
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anderen Gelegenheit wird dagegen das geschichtliche Mo- 
ment als Voraussetzung der Gültigkeit des positiven Völker- 
rechts anfänglich so stark betont, dass der Philosophie dort 
nur eine construirende Thätigkeit des Positiven eingeräumt 
scheint. Aus dem später Angefahrten kann man aber einen 
weiter gehenden Einfluss der Philosophie entnehmen, v. 
Mohl ragt nemlich die Wheaton'sche Methode bei Abfas- 
sung seines Völkerrechtssystems, weil er mit einigen rechts-, 
philosophischen Sätzen beginne und diesen unmittelbar als 
belegende Beispiele oder etwa auch als gewohnheitsrecht- 
liehe Beschränkungen mehr oder weniger zahlreiche Fälle 
aus dem wirklichen Völkerleben beifüge. Auf diese Weise 
könne weder ein acht wissenschaftliches, noch ein 
praktisch zuverlässiges positives Völkeirecht zustande 
kommen. Ein solches könne nur der geschichtlich nach- 
weisbare Ausdruck des gemeinsamen Rechtsbewusstsei|ns 
der christlichen Völker der Neuzeit über das Rechtsver- 
halten unabhängiger Staaten zu einander sein. Wie sollte 
aber der Beweis dieses Bewusstseins und der Inhalt 
desselben gegeben werden, durch die Aufstellung irgend 
welcher beliebiger rechtsphilosophischer Sätze und eine eben 
so willkührliche Beifügung von einzelnen Thatsachen. Jene 
Sätze könnten recht wohl den Staaten europäischer Gesit- 
tung ganz unbekannt und widrig sein ; die Thatsachen aber 
nur Ausnahmen oder Missbräuche und Missgriffe. Aber 
selbst, wenn Beides thatsächlich nicht der Fall wäre, so sei 
noch gar kein Beweis geliefert, dass sie wurklich als posi- 
tive Maassregeln anerkannt würden. Wenn zwar die Bei- 
ziehung des philosophischen Rechts als nöthig anerkannt 
worden zur Zustandebrmgung emes vollständigen wissen- 
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schaftlicheD Systemes des positiven Völkerrechts, so sei doch 
ein grosser Unterschied zwischen der Errichtung eines Ge- 
bälkes von dürren Naturrechtssfltzen , deren Zwischenräume 
mit thatsächlichen Beispielen ausgefällt werden, und einem 
philosophischen Begreifen des positiven Rech tsbewusst- 
seins, einer Kritik desselben vom Standpuncte des philo- 
sophischen Gedankens, endlich einer Aufstellung rein 
philosophischer SStze, als solcher, wo sich ein positi- 
ver Stoff nicht auffinden lasse ^^^). — Man ersieht aus 
den vorstehend angefahrten Aussprüchen des verehrten Ver- 
fassers leicht, dass er anfänglich far ein positives Völker- 
recht geschichtlichen Nachweis verlangt, dann aber sowol 
eine philosophische Kritik des Positiven als eine Ausfüllung 
der Lücken des positiven Völkerrechts durch das philosophi- 
sche gewfihrt. Da nun die vorstehend erwähnten Ausspruche 
an die Besprechung eines Systems geknüpft sind, so 
würde wol die Auslegung zutreffen, dass zur Gestaltung des 
Systems des Positiven nicht Mos der philosophischen Kritik 
Einfluss verstattet, sondern dass auch die Auftaahme philo- 
sophischer Sfltze in dasselbe befürwortet wird. Gegen das 
Erstere mflssten wir von unserem Standpuncte dann Ein- 
sprache «Theben, wann die philosophische Kritik hierbei 
auch bestehende positive Sätze aus dem System des positiven 
Völkerrechts zu elidiren berechtigt sein sollte, während wir, 
wenn sie nur begriffsmässige Anordnung demselben bringen 
soll und in einem vom positiven System getrennten Ganzen 
dessen Inhalt ihrer Kritik als Philosophie des Rechts unter- 
ziehen wollte, gegen solche Thätigkeit Nichts einzuwenden 



343) V. Hohl a. a. O. S. 309 C 



333 



haben. Dagegen erscheint uns, wie sdion mehrfach von 
US henrorgehoben worden ist^^^), die Aufiiahme philoso- 
Pinscher Sfttxe in ein positives System aus mehrfachen Grün* 
den bedenklich. Wir verkennen nicht, dass zur Zeit für 
manche Fragen die Völkerpraxis noch nicht eiUscheidende 
Grundsätze zur Geltung gebracht, und dass durch vemach* 
lissigte gescluchtlicbe Nachforschung manche andere nocb 
nicht an den Tag gebracht und der Wissenschaft überantr 
wortet smd, aber weder im ersteren, noch im letzteren Falle 
scheint uns philosophische Stellvertretung verstattet. Gerade 
durch scrtche philosophische Lückenfoüsser hat das wissen- 
sehafUidie Gewissen sich beruhigt und ist die Lückenhaftig- 
keit, da der wahre und mangelhafte positive Bestand nicht 
im einem Gamsen zur Anschauung gekommen ist, oft über- 
setin oder unterschfitzt worden. Wir glauben auch, dass 
der geehrte Verf., welcher den Mangel einer vollständigen 
Geschichte des Völkerrechts beklagt ^^^), selbst zum From- 
men der Theorie und Praxis Nichts sehnlicher herbeiwünscht, 
als die historische Ausfüllung deijenigen Lücken, welche 
gewiss schon zur Zeit in solcher Wdse ausgefüllt werden 
könnten, wenn die auf dem Gebiete der Völkerrechtswissen- 
sdiaft thitigen Krifte es nicht vorgezogen hätten, imstatt 
die mühsame Wanderung durch die Geschichte der That- 
saehen anzutreten, aus ureigener Kraft des rein philosophi- 
S(Aen Gedankens das Völkerrecht zu erschaffen. Ja wir 
belegen diesen unseren Glauben durch einen flrüheren Aus- 
spruch V. Mohrs: „Jeden Falles aber ist zu wünschen, 
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dass wir ejo ausfflhrliclies Werk «rhaiten mfiehtefi, wiriebea 
das positive YöUcerrecht in seiaer ganzes jetzigen EnW 
wickelong und mit Beräcksichtigung aller bedeutenden Vor* 
tttHe und Entscheidungen der Neuzeit darlegte ^ ^^^X ^ 
nun hiennit eine Darstellung ctes Völkerrecbto der Gegenwart 
gemeint, welche wir uns nicht anders als in der Gestalt 
eines Systems denken können , so wtren unsere Erwarto»* 
gen dieselben. 

Auch über die eigentliche Systematik hat v. Mohl 
einige Andeutungen gegeben , die wir nicht glauben flber- 
gehen zu dürfen. Auf eine Aeusserung hatten wir schon 
oben^^'O Gelegenheit nehmen müssen, einzugeben, da sie 
für das daselbst beförderte Unternehmen unserer Arbeit sdbst 
von Widitigkeit ist und daher schon dort hericksiditigt 
werden musste. v. Mohl erkennt aber ferner nidit nur die 
Nothwendigkeit einer liaterialkritik , einer solchen, welche 
systematisch und vollständig aufirfiumte, erlfiuterte und grün- 
dete, an, sondern beklagt auch den Mangel einer nach den 
richtigen Grundanschauungen systemattsirten DarsteUong des 
Gdtendas, sowie eines ausfuhrlidien Werkes, wetehes in alte 
EinzeBieiten geschichflich , kritisdi, dogmatisch eii^enge. 
Hat nun v. Mohl s^st für ein objectives Princjp sich er- 
klärt und die Weltrecfatsordnung als Zwedc ernannt, so wäraa 
schon hierdurch wichtige Anteitongen zur Systenatisinuig 
gewonnen, da jene Grundgedanken bei dem gegenseitigen 
£ächbedingen von Princip und System für dieses von un- 
verkennbarer Bedeutung sind. Indess hat v. Mohl auch 
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Misserdem, gegenüber der v. Kai tenborn 'sehen Ordnung, 
4ie Eitttheilung der Lehren nach den drei Bezidiungen der Sou- 
terainetit der Staaten : des Rechtes und der Pflicht des Verkehrs 
mit Anderen und der Ordnung der Gemeinschaft dem Grundr 
satie einer objectiven Auffassung gemftsser erklärt lud hier- 
mit eine nShere Andeutung für die Systematik gegeben, 
iedech haben wir die drei Bestandthdle des vöULerrechtlir 
dien Rechtsvertiältnisses als maassgebend für die Syst^natik 
«achten müssen, und begeben uns um so cAer der Beur- 
Üieilung des v. Mohrschen Vorschlages, als dieser nur gele- 
gentlich ausgesprochen und nicht weiter ausgeführt worden ist. 
Wurden nun alle völkerrechtlichen Schriftsteller v. Mo hl 
für sein literairisches Gesammtbild zu Dank verpflichtet und 
and die von ihm verkündeten Urthefle und gewonnenen Re- 
sultate gewiss schon manchem Streben seitdem Anregung 
zur Umkehr oder zum Fortschreiten gewesen, so erwarb sich 
doch ein nidit minderes Verdienst, wenn auch in anderer 
Weise, v. Kaltenborn durch seine bekannte und gedi^ene 
Krit& der viHkerrechtlichc» GrundbegrifliB und der Systematik. 
Konnte es auch nkht fehlen, dass er hier und da nidit Bei- 
stiuming ftnd, so ist doch schon durch die vielfiiehe Be- 
ricksichtigUBg seiner vorzüglichen Leistung ihre Bedeutung 
für die Wissensdiaft unverkeimbar an den Tag gelegt wor- 
den. Sdion in unserer früheren Schrift hielten auch wir uns 
für verpflidKtet, das Verdienstvolle der v. Kaltenborn'sdien 
erasten Forschung anzuerkennen und auch in dieser hatten wir 
bereits melMrfach dazu Gelegenheit. Bekenna wür doch gerne, 
dass wir sdbst zur kritischen Umschau auf dem Gebiete 
der Vülkerrechtswissenschaft durch v. Kaltenfoorn*s Kritik 
aqgperegt wwden und sowol unsere frühere ab jetzige Schrift 
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nur den Zweck verfolgen, das von ihm Begonnene, weiter 
auszuführen. Dass wir hiermit, allen seinen einzelnen An- 
schauungen und Urtheilen beitreten zu wollen, erklären, 
wird Niemand weder aus unserer früheren Schrift, noch aus 
der jetzigen entnehmen können , auch ist , wenn Zwei Dasn 
selbe thuen, es nimmer Dasselbe. Es ist noch viel kritische 
Arbeit auf dem Gebiet der Völkerrechtswissenschaft übrig 
und so möge denn eine vielseitige Betheiligung ebensowenig 
für ein Näherrücken an das Ziel als unzweckmässig erschei- 
nen, als eine Verschiedenheit der Ansichten die Entwickelung 
der Wahrheit wird behindern können. 

In alle Einzelheiten der v. Kaltenborn'schen Kritik 
hier einzugehen, kann nicht unsere Absicht sein, wu: heben 
nur die , Behandlung des Verhältnisses des positiven zum 
philosophischen Völkerrecht, des Princips und der Systanatik 
heraus. 

V. Kaltenborn erachtet als die vorliegenden Haupt- 
aufgaben : 1) den Versuch einer historischen Entwickelung 
der völkerrechtlichen internationalen Idee, einer Geschichte 
des Völkerrechtslebens, um darauf alles Uebrige zu basiren. 
Von dieser Arbeit sieht er aber einstweilen sich genöthigt, 
Umgang zu nehmen und liefert statt Dessen eine genetische 
Entwickelung der völkerrechtlichen Literairgeschichte, um 
mit der gehörigen Begründung die besonderen Anforderun- 
gen an die heutig Völkerrechtswissenschaft stetten zu kön- 
nen ; 2) die Gewinnung fester , dem intematiottalen Leben 
wahrhaft eigenthümlicher Principien für die Wissenschaft des 
Völkerrechts, um auf einem sicheren Fundamente eine vollen- 
dete Systematik des völkerrechtlichen Stoffes zu unterneh- 
men, womit gleichsam als Probe jener allgemeinen Grundsätze, 
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eine prindpielle Belenchtong der wichtigsten Völkerrechts- 
institute zu verbinden wäre. (Krit. d. Völken*. S. 14 ff.) 
WÄre von dem geehrten Verf. die zuerst angedeutete Auf- 
gabe in der vollkommeneren Weise gelöst worden, so hätte 
die Lösung der zweiten ein entschieden sichereres Fundament 
gewonnen, denn ein auf geschichtlich nachgewiesenen Prin- 
cipien ruhendes System des Positiven ist das einzige zur 
Geltung geeignete. Indess ist nicht zu verkennen, dass jene 
geschichtliche Durchführung der internationalen Idee erst 
dann mit Erfolg wird versucht werden können, wenn das 
gesammte umfossende, dazu erforderliche Material schlüssig 
gesammelt sein wird , denn erst dann wird aus der Yerglei- 
chung der in dem internationalen Leben zur Geltung ge- 
langten Grundgedanken der wahre und wirkliche, immer 
mehr hervortretende ermittelt werden. Dass nun aber dieser 
kein anderer als ein internationaler und rechtlicher sei. Das 
nehmen auch wir mit v. Kaltenborn an (Krit. d. Völkerr. 
S. 12), aber die nähere Charakterisirung desselben ist da- 
mit noch nicht gewonnen, und diese ist es, die wir aus der 
Geschichte des internationalen Lebens nachweisen müssen. 
Zwar wird uns das Hauptmoment der Idee auch dadurch 
noch näher rücken, dass wir die Zweckbestimmung des Völ- 
kerrechts, als welche wir die Weltrechtsordnung erkannten, 
in's Auge fassen , aber auch hier kann wiederum nur der 
Nachweis der Art das Nähere erbringen. Unternahm nun 
V. Kaltenborn statt der geschichtlichen Beweisführung eine 
blos, aber freilich so umfassend wie nie früher ausgeführte, 
literairgeschiehtliche , so ist auch diese unverkennbar lehr- 
reich, denn nicht blos die Thaten der Völker, auch die Ge- 
danken der hervorragendsten Geister derselben, die oft jene 
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Thaten hervorritfen, bilden die Geschichte des Werdens, and 
rechtlichen Gestaltens der internationalen Beziehungen. 

Seine Gnmdansicbt über das Verhältniss des philoso- 
phischen zum positiven Recht deutet v. Kaltenborn schon 
in den Aussprüchen (Krit. d. Völkern S. 28) an ; „Erst auf 
Grundlage der historischen und positiv systematischen For- 
schungen hätte sich naturgemäss die Philosophie des Völker- 
rechtS; das s. g. naturliche Völkerrecht erheben sollen, um 
mehr als eine blosse subjective Theorie, als ein willkfihrli- 
ches Product der Individualitfit des Autors zu sein. Das 
philosophische Völkerrecht hat aus der Erkenntniss des inner- 
sten positiven Lebens hervorzugehen, und diese ist erst durch 
eine gründliche historische Forschung und Bearbeitung mög- 
lich. Die Philosophie des Völkerrechts musste nichts Anderes 
sein als die höchste Blüthe und das letzte Resultat aller 
wissenschaftlichen Forschung über das Völkerrecht.^ Hierauf 
wird zwar die Vermischung des Positiven und Philosophi- 
sdien in Rücksicht auf die nur durch schwierige wissen- 
schaftliche Combination zu gewinnende Gewohnheit und das 

Fehlen allgemeiner Völkerverträge in Mherer Zeit entschul- 

« 

digt, aber nicht gerechtfertigt, denn eine wissenschaftliche 
Scheidung jener beiden Sphfiren sei eben so nothwendig 
als möglich (K. d. V. S. 33 if.). Das Verhfiltniss wird weiter 
durchgeführt. Die philosophische Doctrin habe von der posi- 
tiven den innersten, durch historische Forschungen errunge- 
nen Kern des Materials zu empfangen, dagegen entlehne die 
positive Doctrin von der philosophischen die leitenden Grund- 
sätze, die Form und die Methode zur Gewinnung eines wahr- 
haft wissenschaftlichen Systems des positiven Stoffes (K. d. 
V. S. 97.) Der höchste Standpunct der wissenschaftlichen 
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AulIiBasinig und Bearbeitung des Redhtsstoffes sei aber : den 
positiven Stoff auf gewisse leitende Grundsätze , auf seine 
htk^ten Principien zurückzufahren, ihn principiell zu er- 
forschen , zu stützen, zu läutern, zu ordnen, zu gliedern 
und somit zu einem in der eigenthümlichsten Natur der Völ- 
kerrechtsTerhältnisse begründeten Systeme zu organisiren 
(R. d. V. S. 128). V. Kaltenborn unterscheidet sehr wohl 
eine Philosophie des Völkerrechts und eine philosophische 
Bearbeitung des positiven Völkerrechts, aber er verlangt 
auch für jene eine objective, historische Basis. Aufgabe 
der positiven Völkerrechtsdoctrin sei, die positiven Eigen- 
thümlichkeiten in möglichster Treue und Vollständigkeit dar- 
zustellen und zu einer allgemeinen Theorie zusammenzuflis- 
sen. Die philosophische Erhebung der positiven Theorie 
bestehe nur darin, bei voller Anerkennung jener besonderen 
Eigenthümlichkeit , Mannichfaltigkeit, Irregularität und Zu- 
fälligkeit des positiven Stoffes nach den durch die Philoso- 
phie des Völkerrechts gewonnenen obersten Principien, nach 
den durch eben dieselbe aufgestellten Gliederungen ein 
System von positiven Satzungen auf^uerbauen. Die Schranke 
wie das innerste Wesen einer solchen positiven Systematik 
bfldeten die mit Nothwendigkeit anzukennenden und darzu- 
legenden Eigenthümlichkeiten , Irregularitäten und Zufällig- 
keiten des praktischen Lebens, indess seien dieselben durch 
eine lebensftische Doctrin möglichst zu überwinden (K. d. V. 
S. 132). — V. Kaltenborn scheint uns hierin das Verhält- 
niss der Philosophie zum positiven Völkerrecht sehr treffend 
angedeutet zu haben, wir können uns mit dieser Ausführung 
nur vollständig einverstanden erklären und glauben, dass, 
wenn diese Verhältnissbestimmung in Zukunft von den völ- 
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kerrechtlichen Systematikern festgehalten wird, wir zu einem 
historisch begründeten und philosophiisch gegliederten System 
des positiven Völkerrechts gelangen müssen. 

Dagegen müssen wir hier, wie auch früher '^^ gegen 
die Aufstellung zweier Principien für das Völkerrecht Ein- 
sprache erheben, nicht bloss desshalb, weil auch wir, gleich 
Puetter ^^ö), annehmen, dass ein System nur auf einem 
Princip beruhen könne, sondern auch desshalb, weil es ge- 
rade Wesen des völkerrechtlichen Princips ist, eine objective 
Modiflcation des Subjectiven zu sein. v. Kaltenborn hat 
Beides, sowol das Zumodificirende als das Modiflcirende 
geboten. Jenes ist die Souverainetät , dieses die internatio- 
nale Gemeinschaft. Weil nun unverkennbar beide Ideen im 
Völkerrecht thStig sind, hat v. Kaltenborn jene als sub- 
jectives, diese als objectives Princip erkannt (K. d. V. S. 266 ff.), 
aber die Vermittelung beider fehlt und diese scheint uns m 
dem internationalen Rechtsprincip zu liegen, v. Kalten- 
born hält zwar das objective Princip für das wesentliche 
und ursprüngliche, während das subjective nur jenes ge- 
nauer bestimmen solle. Aber wir glauben, einen Schritt 
weiter vorgehen zu dürfen. Wir meinen, da das objective 
Princip das wesentliche sei, es auch das subjective mödifi- 
dren müsse und nicht umgekehrt, denn die objectiv modir 
flcurte Souverainetät erscheint uns als die eigenthümlich 
völkerre^chthche im Gegensatz zu der nicht modificirten, blos 
staatsrechtlichen. Ist nun aber das objective Princip das 
wesentliche und zwar nicht blos ein internationales über- 



348) In unserer Schrift ^^de natura prindp. ncr. int. gent. potÜJ^ 
S. 36 ff« 

349) Vergi. Poet t er In d. Zeitscbn f. d. get. Staatsw. Bd. IV. S. 549. 
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baapt, soadern insbesondere ein rechtliches, so scheint 
uns in dem internationalen Rechtsprincip, welches 
eben durch den Zusatz ^international^ sich von jedem an- 
deren Rechtsprincip unterscheidet, das maässgebende Princip 
für das internationale oder Völkerredit gegeben und hinrei« 
chend ausgedrückt zu sein. 

Für selbstverstllndlich halten wir es aber, dass, so wie 
bei Puetter das Princip, so auch bei v. Kaltenborn die 
Prihdpien dessen Systematik bedingen mussten, und so un- 
terscheidet er denn, nach einem in anzuerkennender Weise 
angeordneten allgemeinen Theile, im speciellen Theile 
solche internationale Rechtsverhältnisse, die vorzugsweise aus 
dem subjectiven Princip, der Souverainetät der Staaten 
abzuleiten seien und solche, welche vorzugsweise aus dem 
objectiven Princip, der internationalen Gemeinschaft fol- 
gen. Dass V. Kaltenborn hierin consequent gewesen sei, 
ist bei der maassgebenden Rückwirkung des Princips auf 
das System nicht zu verkennen, aber erkannten wir nicht 
die von ibm aufgestellten Principien an, so vermögen wir 
auch nicht, die 'nach diesen organisirte Systematik anzuer- 
kanen. Wir könnten daher, wie bei Puetter, auch in 
Bezug auf v. Kaltenborn die weitere Erörterung der Sy- 
stematik unterlassen, wenn nicht v. Kaltenborn uns, trotz 
seiner principiell nicht anzuerkennenden Systematik, einige 
zu berücksichtigende Einzelheiten geboten hätte, welche wir 
als seine und neue Gedanken zu bezeichnen nicht anstehen. 

V. Kaltenborn handelt (K.d.V.S.294flf.) in seinem „all- 
gemeinen^ Theile von den Subjecten, den Trägern der inter- 
nationalen Yeihlltnisse, von den Staaten und Souverainen, von 
äidi Objecten, den Gegenständen dieser Rechtsverhältnisse, 
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und von den Formen und Ereignissen, durch welche jene 
Subjecte und diese Objecte in solche Verbindung treten, 
dass daraus internationale Rechtsverhältnisse entstehen, von 
den Völkerrechtsgeschfiften und analogen Besidiungm. Dem- 
gemäss rechnet er dahin: 1) schriftlichen und mündlichen 
Verkehr aller Art, 2) die zu diesem Verkehr benutzten Or- 
gane, oder die internationalen Beamten, Congresse etc., 
indess nur in allgemeiner Charakteristik, nicht in Bezug auf 
ihre Rechtverhältnisse; 3) die zufälligen Gründe des inter- 
nationalen Verkehrs durch erlaubte und unerlaubte Hand- 
lungen und Verletzungen; 4) das Herkommen'; 5) die Ver- 
jährung; 6) den Verlust der internationalen Rechte. Indem 
wir die drei Glieder des Rechtsverhältnisses im Allgemeinen 
anerkennen, glauben wir, dass der Ausdruck „Act^ für die 
Herstellung der Beziehung der Subjecte und Objecte bezeich- 
nender sei. Namentlich ist darin das Moment der freien 
Handlung des Willens ausgedrückt, da wir im Völker- 
recht von unfreiwilligen Handlungen, durch welche die 
Subjecte zu den Objecten in Beziehungen treten sollen, nicht 
glauben reden zu können. Denn wenn auch dieser flreie 
Wille zu Gunsten der internationalen Gemeinschaft sich recht- 
lich verpflichtet hat, so ist doch die Uebemahme dieser, 
sowie aller aus der Verpflichtung abzuleitenden Verbindlich- 
keiten ein freier Act der Souverainetät, denn die Beobach- 
tung des Völkerrechts kann nicht erzwungen, nur flrei be- 
schlossen sein. Demnach entstehen auch nur den Willenshand- 
lungen, nicht den Formen und Ereignissen die internationalen 
Rechte. Insbesondere ist auch das blos Formelle nicht der 
Begründungsact selbst, sondern nur die äussere Weise 
desselben, der innere Grund für die Begründung ist stets 
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eine Willenshandlung ; von dem Yölkerwillen UDabhängige 
Ereignisse aber können zwar den Willen vielfach bestimmen 
imd modiflciren, aber Rechte können sie, ohne dass der 
Wille hinzutritt, nie begründen, denn die Begründung der 
Rechte muss stets eine freie und bewusste sein. Dagegen 
sind nicht blos die erlaubten Handlungen Ausdruck des völ- 
kerrecbtsgemässen und unerlaubte Handlungen und Verletzun* 
gen Ausdrack des völkerrechtswidrigen Willens, sondern es 
drückt auch das Herkommen den Willen der Völker aus und 
es beruht auch die Verjährung, — falls sie überhaupt im 
Völkerrecht zulässig sein sollte, was wir bezweifeln, — eet- 
weder auf dem verzichtenden oder erwerbenden Willen. 
Uebersichtlicher könnten daher alle diese verschiedenen Wil- 
lenserscheinungen zusammengefasst als Acte oder als Be- 
grfindungsarten völkerrechtlicher Rechtsverhältnisse charakte- 
risirt werden. Vollständig emverstanden sind wir dagegen 
damit, dass in einer dem allgemeinen Theil vorausgehenden 
„Einleitung" auf historischem und auf speculativem Wege 
die Existenz, die allgemeine Natur, die obersten Principien, 
das Gültigkeitsgebiet, die Quellen, die Literatur, die Hülfs- 
wissenschaften des Völkerrechts zur Gewinnung eines Fun- 
daments für das nachfolgende System dargelegt werden. 

Im „speciellen" Theile unterscheidet v. Kaltenboriti 
in der bereits oben von uns angedeuteten Weise die aus 
dem subjectiven und objectiven Princip abgeleiteten 
Rechtsverhältnisse. Als die ersteren sollen die Ausflüsse, 
Consequenzen, Anwendungen und Modiflcationen der Souve- 
rainetät im internationalen Leben, die Selbstständigkeit, Un- 
abhängigkeit, Gleichheit der Staaten, die Modiflcationen der- 
selben, das Staatseigenthum u. s. w. bebandelt werden. Mit 

SS 
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der Eintheilung der aus dem objectiven Princip abgeleiteten 
Rechtsverhältnisse ist v. Kaltenborn noch nicht zum Ab- 
schlüsse gekommen und giebt demnach nur versuchsweise 
folgende Classificationen: A. Die persönlichen 9ezie- 
hungen der Souveraine; B. Die eigentlichen Staa- 
tenverhältnisse: 1) von dem Verkehr der Staaten zu 
Wasser und zu Lande ; 2) vermögensrechtliche Verhältnisse 
der Staaten unter einander; 3) Verhältniss der Regierungs- 
rechte des einen Staates zu denen des anderen und zwar: 
4) Wirksamkeit der Staatsgewalt in Bezug auf fremde Un- 
terthanen und Forensen und 5) in fremden Gebieten, so 
der gerichUichen Erkenntnisse. Hierher gehören auch die 
Völkerrechtsservituten ; 6) gegenseitige Vereinigung mehrerer 
fremden staatlichen Gewalten in Bezug auf einzelne Hoheits- 
rechte, wie Zollhoheit, Kriegshoheit, Policcihoheit, Posthoheit 
und Münzhoheit; 7) einseitige oder vertragsmässige Ein- 
mischung in die auswärtigen oder in die inneren und aus- 
wärtigen Angelegenheiten fremder Staaten von Seiten e^nes 
Staates oder der ganzen Staatengemeinschaft ; 8) der Staaten- 
bund, als eine höhere Erscheinung der unter 6 charakteri- 
sirten Rechtsverhältnisse ; 9) der Bundesstaat als eine poli- 
tische Einigung von Staaten auf der Grenze zwischen staats- 
rechtlichen und völkerrechtlichen Zuständen. C. Das inter- 
nationale Beamtenrecht als das Recht der Organe für 
die internationale Thätigkeit der Staaten und Souveraine (das 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten und die diplo- 
matischen Agenten). Alle diese internationalen Rechtsver- 
hältnisse will V. Kaltenborn als materielles Völkerrecht 
von den übrigen Völkerrechtsmaterien ganz bestimmt scheren, 
indem diese als formelles Völkerrecht oder Völkerpr9- 
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cess recht zasammenzufassen ivären. Die durch dieses 
geschaffenen neuen, selbstständigen RechtsverhSltnisse seien: 
das Recht der NeutralitAt, die Zwischeidierrschaft und Usur- 
pation. Da sich aber die völkerrechflichen Streitigkeiten 
auf dreierlei Weise schlichten lassen, so seien die hingehö- 
rigen Yölkerrechtsmaterien nach drei Gliederungen abzuhan- 
deln. I. Friedliche Vermittelung, besonders audi durch Zu- 
ziehung, Betheiligung dritter Mächte; ü. Uebergänge zum 
Kriege durch Retorsion und Repressalien ; 111. das Rechts- 
mittel des Krieges. An das Kriegsrecht wären die Verhält- 
nisse der Neutralität, der Usurpation und Zwischenherr- 
schaft anzureihen. 

Wenn v. Kaltenborn selbst gesteht, dass ihm v. Mär- 
ten s Leitstern für seine Darstellung gewesen sei (K. d. V. 
S.301), so finden wir doch bei ihm so viel Besseres und Rich- 
tigeres, dass wir seiner Systematik Eigenthümlichkeit zu 
vindicii'en uns für vollkommen berechtigt halten müssen. Wir 
bekennen gerne, dass die v. Kaltenborn'sche Anordnung 
als die einzige wahrhaft eigenthümlich - völkerrechtliche uns 
stets erschienen ist, wenngleich wir bei näherer BeprüfUng 
und dem Versuche, den Stoff ihr gemäss zu ordnen, zu 
eipigen Abweichungen tins veranlasst sahen. Sollten diese 
gebilligt werden,* so wird uns immer nur die weitere Durch- 
fuhrung fremder Planlegung zugebilligt werden können. Denn 
V. Kaltenborn verdanken wir namentlich folgende wichtige 
Grundlagen. Zunächst leuchtet uns die von ihm unternom- 
mene Scheidung des materiellen und formellen Völkerrechts 
vollständig ein und sodanh schien uns die dem Kriege 
ün formeDen Völkerrecht gewährte Stellung eine äusserst 
gelungene. Letzteres war dadurch, dass der Krieg bereits 

22* 
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als Rechtsmittel aufgefasst ward, allerdings schon an- 
gebahnt, indess wurde die Einreihung des Krieges in das 
formelle Völkerrecht selbstverständlich erst durch die An- 
wendung des bestehenden Gegensatzes des materiellen und 
formellen Rechts auf das Völkerrecht möglich. Diese An- 
wendung zuerst versucht zu haben, bleibt unstreitig v. Kal- 
tenborn's Verdienst, denn Wolffs (oben S. 38), Höpf- 
ner's (oben S. 76), Gros' (oben S. 92) und Ahrens' 
(oben S. 1 23) Anfänge enthielten nur Andeutungen. 

Was wir aber geändert sehen möchten, ist die Anord- 
nung im Einzelnen, v. Kaltenborn selbst hat das völker- 
rechtliche Rechtsverhältniss zuerst und viel vollkommener als 
V. Martens (oben S. 72), welchem das Bindeglied fehlte, 
construirt. Dass wir als dieses nur Acte, nicht Formen 
und Ereignisse anzuerkennen vermögen, haben wir bereits 
dargelegt. Diese drei Bestandtheile des Rechtsverhältnisses 
möchten wir zu Haupttheilen des materiellen Völkerrechts 
erheben®*^), während wir das formelle Völkerrecht als die 
Lehre von den Organen und dem Verfahren betrachten. 
Hiermit treten wir der v. Kaltenborn'schen Anordnung 
gegenüber. Zunächst können wir die aus zwei Principien 
für ein System abgeleiteten Ordnungen der Verhältnisse aus 
dem subjectiven und objectiven Princip ebensowenig wie 
diese Principien selbst gelten lassen, auch ist Das aus dem 
subjectiven Princip Abgeleitete sehr wohl in unserem ersten 
Theile als Recht der Subjecte zu behandeln. Sodann möch- 
ten wir die aus dem objectiven Princip abgeleiteten Verhält- 
nisse in folgender Weise unseren Haupttheilen emordnen. 



350) Vergl, oben S. 63 ff. 
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Die Beziehungen der SouTeraine wAren bei den Subjecten, 
also im ersten Ttieile abzuhandeln. Der Verkehr der Staaten 
zu Wasser und zu Lande gehört, insoweit er ein Redit auf 
den Verkehr begriindet, gleichfalls in das Recht der Sub- 
jecte und zwar wesentlich in das der Staaten. Die vermö- 
gensrechtfichen Verhältnisse der Staaten gehören dem Recht 
der Objecte, dem zweiten Haupttb^e des materiellen Rechts 
an. Dagegen fassen wir die Wirksamkeit der Staatsgewalt 
in Bezug auf fremde Unterthanen und auf Forensen, die in 
flremden Gebieten und die gegenseitige Vereinigung meh- 
rerer fremden staatlichen Gewalten in Bezug auf einzelne 
Uoheitsredite als Concessionen der völkerrechtlichen Sou- 
verainetit zu Gunsten der internationalen Rechtsverfolgung 
und des internationalen Verkehrs auf und handeln sie dess- 
halb bei den Rechten der Subjecte ab, indem wir den 
Rechten an sich deren Modlflcationen folgen lassen. Die In- 
tervention dagegen, die uns auch jiur als völkerrechtliches 
Rechtsmittel berechtigt scheint, verweisen wir in das formelle 
Rechte ebenso das internationale Beamtenrecht; erst durch 
dieses letztere gelangt das formelle Recht zu seinem ersten 
Hauptbestandtheile , denn das Völkerprocessrecht muss, wie 
jedes Processrecht , sich gliedern in die Lehre von den Or- 
ganen und dem Verfahren. Wir finden darin, gegenüber 
V. Kaltenborn, umsoweniger ein Bedenken, als der geehrte 
Verf. selbst die Gesandten ausdrücklich als Organe bezeichnet 
hat, dass sie freilich nicht die einzigen Organe seien, haben 
wir an einem andern Ort dargelegt ^^ i). Auch glauben wir, 
die drei Rubriken der Mittel des Verfahrens auf zwei reduciren 
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za dürfen. Der Gegensatz scheint uns nemlich nicht in dem 
Friedlichen und Kriegerischen^ sondern im Gütlichen 
und Gewaltsamen (oben S. 65) zu liegen. Zu dem letzteren 
rechnen wir dann auch die Retorsion und die Repressalien, und 
somit bewegt sich das Verfahren nur in zwei Gegens Atzen. 

Wir müssen es bei diesen Bemerkungen bewenden lassen 
und werden ein Tollstfindigeres Crtheil über die Richtigkeit 
derselben durch den im zweiten Bande dieses Werkes dar- 
gelegten ausgeführten £ntwurf des Völkerrechts, sowol des 
materiellen, als formellen ermöglichen. Doch bekennen wir 
gerne, allenfalls zunächst nur eine andere Anordnung in 
Vorschlag gebracht zu haben, halten auch durch das von 
uns Gebotene und zu Bietende die Sache der Systematik 
noch keineswegs für erledigt und werden begründeten Ein- 
reden stets Prüfung und Berücksichtigung angedeihen lassen. 

Dass im Anschluss an v. Kaltenborn's Systematik 
von einem geachteten Völkerrechtslehrer Deutschlands, Jo- 
seph Pözl, ein ^Grundriss zu Vorlesungen über europäi- 
sches Völkerrecht^ (1852) herausgegeben ward, erweist uns 
sowol die Mangelhaftigkeit flrüherer Anordnungen, als die 
bereitwillige Aui)iahme der v. Kaltenborn'schen. Wenn 
wir diesen Grundriss als den einzigen neuerer Zeit bespre- 
chen ^^^) , so geschieht es nicht blös desshaib , weil er uns 
vorzüglicher, namentlich methodischer als alle früheren er- 
scheint, sondern weil er auch von den uns zugekommenen 



312) V. Mo hl führt noch andere Grundriue (Gesch. der StaaUw. I. 
S. 382 ff.) an. Indess haben wir den von Koldcrup. Rosenvinge und 
Bentham nicht zur Hand gehabt, und die Grundrisse von M icheisen und 
Winter, welche nur Abtheilungen geben, zu erörtern uns nicht für berech- 
tigt gehalten, da die Grtlnde, welche die Verfasser zu ihrer Anordnung bestimm- 
ten, In keiner Weise uns bekannt geworden sind. 
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d^ einzige einigennaafssen aosgefOhrtere ist, nicbt blos in 
üeberscbriften sieb bewegt, sondern ausser sdiAtzbaren Lite- 
raturnaebweisen aacb einige, öfter auf die Systematik sidh 
beziebende Bemerkungen entbält. 

Nacb einer , Begriff und Wesen , die Genesis , Quellen 
und Hfllfsmittel beim Studium des Yölkerreebts, erörternden 
Einleitung, wendet sich Pözl zum ersten Tbeile des Systems: 
„Allgemeine Grundsfitze'S dessen erster Absebnitt von den 
Subjecten, der zweite von den Objecten, der dritte aber 
von den auf dem Völkerrecht beruhenden Rechten im All- 
gemeinen handelt. Der zweite Theil ist den einzelnen 
Rechtsverhaltnissen gewidmet und zwar behandelt dessen 
erster Abschnitt ^^materielles Völkerrecht^ und der zweite: 
die Mittel und das Verflibren zur Erledigung völkerrechtlicher 
Streitigkeiten, und wird dessen Inhalt namentlich als völk er- 
rech tlicherPrbcess bezeichnet. Es ist schon hieraus ersicht- 
lich, dassPözJ, gleich v. Kaltenborn, nach Voraussendung 
einer Einleitung fast gleichen Inhalts, auch im allgemeinen 
Theile zunächst von den Subjecten und Objecten, dann aber 
nicht, wie v. Kaltenborn, von den Formen und Ereignissen, 
sondern von den auf dem Völken*echt beruhenden Rechten 
handelt. Sehr richtig rechnet Pözl, im Gegensatz zu Heff- 
ter, zu den Subjecten des Völkerrechts nicht den Menschen 
an sich und den Staatsangehörigen als solchen. Dagegen 
können wir aus bereits oben angegebenen Gründen ^^^) die 
Hinzuzählung der Familie des Regenten und der diplomati- 
schen Personen nicht billigen. Femer hat Pözl die Steaten- 
vereine nicht blos, wie v. Kaltenborn, im besonderen 
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340 



Theile bei den StaatenverhUtnisseD , sondern auch schon im 
allgemeinen behandelt. Indess scheint uns in Bezug auf 
diese Arten von Staaten in das Völkerrecht weiter Nichts 
hineinzugeboren als die Darlegung der Art, in welcher sie 
sich als Subjecte des Völkerrechts darstellen und das ge- 
schieht wol am passendsten bei der Auftählung der verschie- 
denen Arten von Staaten einzig und allein im allgemeinen 
Theile, denn im Cebrigen haben die Staatenvereine nach 
aussen gleiche Rechte und Verbindlichkeiten wie alle übri- 
gen Staaten und beziehen sich demnach die im besonderen 
Theile zu erörternden Rechte der Staaten in gleicher Weise 
auch auf sie. Die sonstige Darlegung der inneren Natur der 
Staatenvereine muss Gegenstand des inneren Staatsrechts 
oder eines vergleichenden allgemeinen Staatsrechts blei- 
ben und gehört dem Staatenrecht oder Völkerrecht nicht 
an. In dem dritten Abschnitt des allgemeinen Theiles 
handelt Pözl, zwar übersichtlicher als v. Kaltenborn, 
von der rechtlichen Natur (I.), den Entstehungsgründen (11.), 
den Formen der Entstehung, Erhaltung, Verfolgung (HL) und 
Erlöschung (TV.) der auf dem Völkerrecht beruhenden Rechte, 
indem er namentlich die Handlungen und den Besitzstand 
als Entstehungsgründe auffiiihrt, aber wir hfitten gewünscht, 
dass die Handlungen oder Acte als Bindeglied gegenüber 
den Subjecten und Objecten mehr coordinirt hervorgetreten 
wfiren als maassgebender Bestandtheil des dritten Abschnit- 
tes. Denn der Besitzstand muss nicht, wie bei Pözl ge- 
schieht, den Handlungen coordinirt, sondern ihnen subordi- 
nirt werden, indem er nur als Ergebniss unverkennbarer 
Willensacte im Völkerrecht in Betracht kömmt. Alle völker- 
rechtlichen Rechtsverhältnisse beruhen auf dem Willen, erst 
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wenn dieser allseitig sicher gestellt ist, nnd jene selbst 
sicher begründet. Hierauf würde es uns wohlangebracht 
scheinen, in einem vierten Abschnitt zunftchst von den 
gleichfalls materiellen RechtsgrundsAtzen der ErlSschnng 
und sodann in einem fünften Abschnitt nicht blos von den 
durch Pözl aufgeführten Bestandtheilen des fonnellen Rechts, 
d. h. von den Formen der Entstehung, Erhaltung und Ver- 
folgung, sondern überhaupt von dem gesammten formellen 
Recht, namentlich von den Organen und dem Verfahren zu 
handeln, denn der Gegenstand dieser beiden letztgenannten 
Abschnitte ist offenbar den Acten zu coordiniren. 

In dem materiellen Völkerrecht werden als Rechte der 
einzelnen Subjecte des Völkerrechts behandelt die Rechte 
der Staaten (A), sodann wird übergegangen zu der völker- 
rechtlichen Stellung der Staatenvereine (B), der Re- 
genten und ihrer Familie (C) und der Beamten (D). 
Dass wir hier nur von den Staaten und Regenten handeln 
wurden, geht theilweise daraus hervor, dass wir nur sie als 
Subjecte des Völkerrechts anerkennen, theilweise daraus, 
dass unseres Erachtens nach die Staatenvereine gerade in 
ihrer völkerrechtlichen Stellung nur im allgemeinen Theile 
zu charakterisiren sind. Zu bemerken ist, dass Pözl nicht, 
wie V. Kaltenborn, die aus dem subjectiven und objecli- 
ven Rechtsprincip entstehenden RechtsverhiUtnisse scheidet. 
Dagegen handelt Pözl zunächst die allgemeinen Rechte 
der Staaten (I.) ab und sodann die besonderen (IL). Als 
allgemeine werden das Recht der Persönlichkeit, der Freiheit, 
Unabhängigkeit und Gleichheit der Staaten aufgeführt. Bei der 
Behandlung der besonderen Rechte hat Pözl, so viel uns 
bekannt, in einer neuen Weise zunächst von dem Völker- 
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recbtlicben Verhältnisse der Elemente des Staates (1) und 
sodann von den Rechten der Staaten am Meere (2) gehan- 
delt. In ersterer Beziehung wird aber nur von dem Ver- 
hältniss des Staatsgebiets und der Staatsangehörigen gehan- 
delt und es fehlt das dritte Element: die oberste Staats- 
macht. Hiergegen könnte eingewandt werden, dass dieser 
später bei den Rechten der Regenten eine Erörterung zu 
Theil wird. Aber abgesehen davon , dass Solches nicht in 
coordinirter Weise geschieht, erscheint uns die Unterschei- 
dung der allgemeinen und besonderen Rechte, insbesondere 
auch die Art der Vertheilung der letzteren als keine die 
Systematik befördernde. Zunächst nemlich müssen wir die 
besonderen Rechte, wenn sie überhaupt völkerrechtliche sein 
sollen, für eben so allgemein halten als die ausdrücklich so 
bezeichneten, denn in Bezug auf das Staatsgebiet ist es 
doch unbezweif elt , dass ein jedes unter der ausschliess- 
lichen Herrschaft der betreffenden Staatsgewalt steht. Aber 
auch die Verhältnisse der Staatsangehörigen können durch 
das Völkerrecht nur in übereinstimmender, daher allge- 
meiner Weise festgestellt werden, und endlich sind auch 
die Rechte der Staaten am Meere, auch selbst bei den 
Eigenthumsmeeren, insoweit sie als völkerrechtlich anerkannte 
gelten sollen, allgemeine. Wir möchten dagegen in Ge- 
mässheit der von uns in Vorschlag gebrachten Dreitheilung 
des materiellen Völkerrechts, die auf die Staatsangehörigen 
bezüglichen Rechte, — welche nur insoweit im Völker- 
recht in Betracht kommen können, als sie Abweichungen 
von dem ausschliesslichen Souverainetätsrecht eines jeden 
einzelnen Staates zu Gunsten des interaationalen Verkehrs 
und der internationalen Rechtsordnung aller Staaten enthal- 
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teoj als Modificationen der Souverainetfit bei dem Recht 
der Subjecte behandelt wissen, während wir die Rechte in 
Bezug auf das Staatsgebiet und am Meere in den zweiten 
Hauptthcil : das Recht der Objecte, verweisen. 

Pözl hat femer im materiellen Völkerrecht den Rechten 
der einzelnen Subjecte des Völkerrechts (I. Cap.) die Gründe, 
aus welchen besondere Rechte der Staaten entstehen (II. Cap.), 
coordinirt. Wir könnten uns hiermit einverstanden erklären, 
wenn auf die Behandlung der Subjecte die der Objecte gefolgt 
wäre und die Entstehungsgrüude den Acten gleichgeachtet 
worden wären. Zu den bei Heffter (S. 25) aufgezählten 
Gründen: die Verträge, die Occupation, der unvordenkliche 
Besitzstand , das Herkommen und die Besitzergreifung , fügt 
Pözl noch die völkerrechtswidrigen Handlungen und Ver- 
letzungen des Völkerrechts hinzu und hat hiermit alle mögli- 
chen Entstehungsgründe namhaft gemacht. Dass sie sämmllich 
als Willenshahdlungen charakterisirt werden können, darüber 
besteht bei uns kein Zweifel und insoweit stimmen wir Pözl 
in Bezug auf zwei Hauptabtheilungen des materiellen Völker- 
rechts bei und vermissen nur die dritte, die der Objecte. 

Der zweite Abschnitt des Grundrisses, welcher den Mit- 
teln und dem Verfahren zur Erledigung völkerrechtlicher Strei- 
tigkeiten gewidmet ist, lässt zwar, wie bei v. Kaltenborn, 
den einem Process sonst eigenthümlichen ersten Theil, die 
Organe, — welche von beiden geehrten Verf. im materiellen 
Völkerrecht abgehandelt werden, — vermissen, aber das dem 
Völkerrechtsprocess sonst Angehörende ist daselbst behandelt. 
Nur können wir der inneren Eintheilung nicht ganz beitraten. 
Es wird nemlich im ersten Capitel von den völkerrechtlichen 
Streitigkeiten und den Mitteln zu ihrer Erledigung im AUge^ 
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meinen, im zweiten vom Kriege und im dritten von der 
Neutralität gehandelt. Im ersten Capitel ist sodann der Bei- 
legung von Streitigkeiten durch Verständigung (I.) coordinirt 
die Anwendung von Selbsthülfe (IL), wobei die Retorsion, Re- 
pressalien und die Blokade Berücksichtigung finden. Zunächst 
will es uns bedünken : als könnten die drei Capitel solchergestalt 
einander nicht coordinirt werden. Denn es gehört der Krieg doch 
wol auch zu den Mitteln der Erledigung der völkerrechtlichen 
Streitigkeiten und musste daher diesen subordinirt und den übri- 
gen Mitteln, sowol der Beilegung durch Verständigung als den an- 
deren Mitteln der Selbsthülfe coordinirt werden, denn auch der 
Krieg ist ja ein Mittel, insbesondere der Selbsthülfe und 
zwar das äusserste. Sodann aber möchte auch die Neutra- 
lität weder den völkerrechtlichen Streitigkeiten und den Mit- 
teln zur Erledigung derselben, noch dem Kriege coordinirt 
werden können. Denn das Verhältniss der Neutralen ist erst 
ein in Veranlassung des Krieges entstehendes, also auch bei 
diesem selbst, aber nicht neben ihm abzuhandelndes. Bei 
der Entwickelung des Begriffes der Kriegfahrenden muss auch 
der der Nichtkriegführenden hervorgehoben werden. Haben wir 
sonüt dem Gegenstände des dritten Capitels eine Aufnahme 
in den Inhalt des zweiten gewährt, so bleibt uns noch übrig 
das erste und zweite Capitel gebührend zu ordnen. Dazu 
scheinen uns aber keine anderen Kategorien geeigneter als die 
des gütlichen und gewaltsamen Verfahrens (vergl. oben S. 
65), wo dann also die P ö z T sehe erste Unterabtheilung des ersten 
Capitels : von der Beilegung von Streitigkeiten durch Verständi- 
gung, der ersten Kategorie, und die zweite : von der Anwen- 
dung der Selbsthülfe, — die wir nur als eine gewaltsame 
uns denken können, — der zweiten Kategorie entsprechen 
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wurde. In dem der Selbstbülfe gewidmeten Capitel würden 
dann alle die einzelnen völkerrechtlichen Arten derselben 
namhaft gemacht werden müssen, indem von der Retorsion 
ZH den Repressahen, dem Embargo, der Blokade und endlich 
zum Kriege vorgeschritten wird. 



Wenn wir auch, wie aus dem Vorstehenden sich ergiebt, 
im Einzelnen sowol v. Kaltenborn's als Pözl's Systema- 
tisirungen mcht haben beistimmen können, so haben doch un- 
sere in Vorschlag gebrachten Anordnungen mit denen dieser 
Autoren die meiste Verwandtschaft. Einig sind wir zunächst 
in der Abtheilung des gesammten Völken*echts in materielles 
und formelles und fast übereinstimmend ist von uns das 
völkerrechtliche Rechts verhältniss construirt worden. Wäh- 
rend früher die Trennung des materiellen und formellen 
Rechts nur durch Wolff, Höpfner, Gros und Ahrens 
angedeutet und die Construction des völkerrechtlichen Rechts- 
verhfiltnisses^nur durch v. Martens versucht und von Schmel- 
zin g angedeutet worden ist (vergl. oben S. 242 u. 235 ff.). 
Uebereinstimmend ist ferner von uns die Theilung des mate- 
riellen Rechts in einen allgemeinen und speciellen Theil ge- 
fordert. Dagegen ist die Art der Systematisirung des speciellen 
Theiles des materiellen Völkerrechts und des formellen eine 
abweichende, v. Kaltenborn hat zunächst in Gemfissheit der 
zwei von ihm gesetzten Principien die aus dem subjectiven 
und objectiven stammenden Verhältnisse unterschieden. S(h 
wol Pözl als wir haben diese Anordnung nicht befolgt 
Pözl hat die Subjecte und Acte zu maassgebenden Katego- 
rien tax die Systematisirung des speciellen Theiles des 
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materiellen Völkerrechts erhoben, wir haben noch den dritten 
Bestandtheil des Rechtsverhältnisses : die Objecte hinzugefügt. 
Cebereinstimmend haben v. Kaltenborn und Pözl in das 
materielle, nicht aber in das formelle Völkerrecht die Organe 
hineingenommen, dagegen haben wir diese Hinzuziehung als 
nothwendig zur Vervollständigung des Processes erkannt. Es 
sind ferner als Gegenstände des Verfahrens, wenn auch in 
anderer Ordnung und Benennung, übereinstimmend anerkannt 
worden : das gütliche Verfahren und das gewaltsame , na- 
mentlich Retorsion, Repressalien, Embargo, Blokade und 
der Krieg. 

Schon diese partielle und in mehreren wichtigen Puncten 
stattfindende Uebereinstimmung regt uns zur Hoffnung an, 
dass die Nothwendigkeit der Abscheidung des Völkerrechts 
in ein materielles und formelles, — welche auch durch Fal- 
lati schon angedeutet ward, — der in den drei Gliedern: 
Subjecte, Objecte und Acte gegebenen Construction des völ- 
kerrechtlichen Rechtsverhältnisses, und endlich der von uns 
erstrebten und von Pözl theilweise vollzogenen Erhebung 
der Glieder des Rechtsverhältnisses zur maassgebenden Ein- 
theilung für den speciellen Theil des Völkerrechts und dass 
die von uns allein gewünschte Eintheilung des Processes 
in die zwei Haupttheile : die Organe und das Verfahren, — 
immer allseitiger werden erkannt und gebilligt werden, da- 
mit das Völkerrecht dadurch zu einer seinem eigenthümlichen 
Wesen und dem Lehr- und Lernbedürfbiss gleichmassig ent- 
sprechenden Systematik gelange. Ist doch nach v. Ompteda 
von den kritischen Forschern des Völkerrechts die Abthei- 
lung in das Friedens- und Kriegsrecht nur durch Stein 
und die privatrechtliche Nachbildung nur durch Fallati 
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wieder aufgenommen worden, während wir gesehen haben, 
dass die erstere Abtheilung noch in den Darstellungen neuerer 
Zeit von Saalfeld, Kent, Wheaton, Wildman, Schmalz, 
Kluber, Oppenheim und Heffter recipirt worden ist und 
die letztere von Zacharifi, Ahrens, Schmelzing und 
Heffter (S. 243). Sind nun zwar mit diesen Resultaten 
die neuesten kritischen Forschungen über die bisherigen An- 
ordnungen des Völkerrechts hinausgeschritten und können 
sie andererseits ihre eigentliche Bewährung erst in einem 
nach dieser Ordnung gegliederten und vollständig ausgeführ- 
ten System erlangen, so mag doch der Kritik hier, wie 
überall, nicht verdacht werden, dass sie zunächst nur den 
Weg gewiesen hat und das Urtheil über den Werth ihrer 
Andeutungen der zukünftigen Bearbeitung des Völkerrechts 
in Anleitung derselben anheimstellt. 

Ist femer in den Darstellungen des Völkerrechts, nament- 
lich auch denen dieses Jahrhunderts noch immer ein zu 
grosser Einfluss der Philosophie .auf das System des positiven 
Völkerrechts gegönnt worden, so haben auch die Forschungen 
zur richtigen Begrenzung der philosophischen Einwirkung sich 
noch nicht durchweg erheben können und ist namentlich Puet- 
ter entschieden för die fernere Verbindung des Positiven und 
Philosophischen in die Schranken getreten. Dagegen bleibt 
die Wissenschaft v. Kaltenborn für die lichtvolle Darstel- 
lung des Verhältnisses der Philosophie zum positiven Völker- 
recht für alle Zeiten zum Dank verpflichtet, wie denn auch 
Achenwall, Warnkönig, Ahrens, Fichte d. j., Op- 
penheim, Manning, Wildman und Hälschner dieses 
Verhältniss in treffenden Zügen charakterisirt haben (vergl. 
oben S. 68 u. 240). 
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War ferner in neuerer Zeit von Zachariä und Heffter 
die Trennung des Rechtlichen und Politischen voUzogen (vergl. 
oben S. 242), so muss doch auch schon v. Ompteda die Forde- 
rung dieser Abscbeidung nachgerühmt werden und ist sodann 
unter den Forschem neuerer Zeit diese Frage als eine gelöste 
kaum mehr berührt worden, nur bei Fallati findet eine 
Annäherung an das Politische Statt, wenngleich eine Verr 
mischung beider Sphären ihm in keiner Weise Schuld gegeben 
werden kann. 

Demgemäss ist auch für das Völkerrecht das Rechts- 
princip immer übereinstimmender gefordert worden, nur ist 
die nähere Präcisirung desselben in abweichender Weise ge- 
schehen. Das Ausgehen vom Wesen des Staates ist in über- 
einstimmender Weise und am ausdrücklichsten von Hegel, 
Puetter und Stein gefordert worden, dagegen hat v. Kal- 
tenborn zum Princip der Souverainetät das der internatio- 
nalen Gemeinschaft gefügt und ist endlich von uns zur Ver- 
mittelung beider das internationale Rechtsprincip aüsersehen 
worden, dessen nähere Gestaltung wir der Kritik der geschicht- 
lichen Forschung anheimstellen müssen , wie denn auch v. 
Kaltenborn die internationale Idee in ihrer Wesenheit ge- 
schichtlich nachgewiesen wissen will. 

Zur näheren Charakterisirung des Princips ist die £r- 
k£nntniss des Zwecks des Völkerrechts gewiss unmaassgeblich 
nothwendig. Hierin weichen nun aber, sowie ft-üher, die 
Darstellungen und philosophischen Systeme, so auch die For- 
schungen neuerer Zeit von einander ab. Die Wolff'sche 
civitas maxima ist noch Manchem ein Ideal und ist dieselbe 
in Fallati's Völkermonarchie nach Art der constitutionellen 
Staatsform, nur in verjüngter Erscheinung wieder aufgetreten. 
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Dagegen sind denn nämentlidh Puetfef , v. Mobl und v. 
Kaltenborn entschieden für das selbststfindige, freie Neben- 
einanderbestehen der Staaten aufgetreten und hat v. Mohl, 
namentlich in Uebereinstimmung mit uns, bei Gelegenheit 
einer fast zu gleicher Zeit behandelten gleichen Frage (des 
Asylrechts), die „Weltrechtsordnung" als den Zweck des Völ- 
kerrechts erkannt. Dem Grundgedanken nach erkannten die- 
selbe als Zweck schon früher Pölitz, Zachariä, Bitzer, 
Ahrens, Fichte d. j. , Heffter und Oppenheim (vergl. 
oben S. 241). Aber nicht blos dem Grundgedanken und 
dem Zweck, auch der Quelle des Völkerrechts haben die 
Forschungen sich immer entschiedener zugewandt und über- 
einstimmend ist durch Wasserschlehen, Hälschner, 
Müller-Jochmus, v.«Mohl, v. Kaltenborn (vergl. dessen 
K. d. V. S. 231) das Rechtsbewusstsein der Völker als solche 
erkannt worden, an dessen Stelle wir als bestimmteren Ursprung 
die internationale Rechtsüberzeugung haben geglaubt setzen 
zu müssen (vergl. oben S. 227 ff.). Aber die äusseren Erschei- 
nungsformen des durch diese Ueberzeugungen bestimmten 
Völkerwillens : das Herkommen und die Verträge sind in 
ihrem wahren Werthc für das positive Recht noch nicht hin- 
reichend festgestellt worden. Auch ist die schwierige Frage 
über die Machtstellung der Wissenschaft zum positiven Völ- 
kerrecht noch wenig beröhrt. . 

Erkennen wir daher aus den geprüften literairischen 
Leistungen, dass die Nothwendigkeit der Reseitigung der 
von uns aufgeführten Mängel der Systematik (S. 12) ünmer 
mehr gewürdigt worden sei, so glauben wir doch, dass zu 
einer wahrhaften Umbildung der Systematik die Einigung 
über folgende wichtige Fragen der Zukunft vorbehalten bleibt : 

23 
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1) Über das Verhfiltniss der Philosophie zum Völker- 

recht ; 

2) über das Yerhältniss der Wissenschaft mm Völker- 

recht ; 

3) über die wahre Quelle des Völkerrechts ; 

4) über das Princip des Völkerrechts; 

5) über die AbscheiduDg des materiellen und formel- 

len Rechts; 

6) über die Construction des völkerrechtlichen Rechts- 

verhältnisses und die demgemäss zu vollziehende 
Systematisirung des materiellen Völkerrechts; 

7) über die Systematisirung des formellen Völker- 

rechts. 

Dass aber die Lösung dieser Fragen ivesentlich gefördert 
werden würde durch eine geschichtliche Nachweisung des 
geltenden Princips, kann bei der Rückwirkung des Princips 
auf das System keinem Zweifel unterliegen. Jedenfalls be- 
anspruchen aber die gebotenen Leistungen die Mitwirkung 
vieler und tüchtiger Krfifte. 

Möge daher das Völkerrecht ^ das an Heffter einen 
sorgfältigen Sammler und Darsteller des Stoffes, anPuetter 
und V. Kaltenborn ernste Forscher über das Princip, an 
V. Kaltenborn und Fichte d. j. geistvolle Begründer des 
Verhältnisses der Philosophie zum Völkerrecht, an v. Kalten- 
born und Pözl fortschreitende Systematiker und an v. Mo hl 
und V. Kaltenborn ausgezeichnete kritische Literairhistoriker 
gefunden hat, ähnliche Kräfte wie diese in nächster Zeit zu 
Mitarbeitern erhalten an den grossen, der Völkerrechtswis- 
senschaft verbleibenden historischen, principiellen und syste- 
matischen Aufgaben. Hat unsere Forschung in systemati- 
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scher Beziehung hierzu anregen könnet, so wird unser 
Strebra seinen schönsten Lohn und einen Ersalz gefunden 
haben, denn mühsam ist der Weg durch die lange Reihe 
der Darstellungen und Meinungen, und verantwortlich ist das 
Sammeln, Prüfen und Beurtheilen, da Täuschungen bei 
jeder, zuletzt doch, trotz alles Strebeüs nach Objectivitfit , 
subjectiv gefärbten Auffassung nicht ausbleiben können. 
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Berichtigungen. 

S. 7 Z. 10 V. u. statt ,Staatalebens< lies jStaatenlebens'. 
— 4 V. o. — jickstadt' lies Jckstatt«. 

— 28 — & V. o. — .Bielefeldt' lies .Bielefeld'. 

— 37 — 13 V. u. — >ickstadt*s< lies »Ickstatt's*. 

— 46 — 1 V. o. — ,dagen^ lies ,dagegenS 

— 3 V. u. ist das zweite ,des' zu streichen. 

— 57 — II V. o. — jbezweifelde* lies »bezweifelnde*. 

— 71 — 15 V. o. — , Völkerrecht« lies »Völkerrecht«'. 

— 73 — 12 V. u. — »heutige < lies »neuesteS 

— 78 — 16 V. o. — »Gesandtschaftsrechts* lies »Vertragsrechts'. 

— 79 — 8 V. o. ist vor »im Zusammenhange* hinz'uzufijgen »elnigermaassen*. 
r — 83 — 13 V. o. statt »urspQnglich* lies »urspriinglichS 

A — 87 — 4 V. o. — »bei jenem« lies »bei diesem«. 

\ — — — 5 V. o. — ,bel diesem« lies »bei jenem«. 

) — 88 — 3 V. o. — »unterschiedenem souveralnem« lies »unter- 

er schiedenensouverainen«. 

i — 121 die letzte Zelle statt »unter dem Völkerrecht« lies »unter den 

Völkern«. 

— 122 Z, II V. o. statt »letzerer« lies »letzterer«. 

— 147 — 13 V. o. — »Wildmann« lies »Wildman«. 

— 177 — 2 V. u. — »Aufassung« lies »Auffassung«. 

— 191 — 3 V. u. — »Wildmann« lies »Wildman«. 

— 307 — 7 V. o. — »Paralle« lies »Parallele«. 
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Durch den Unterz ei ebneten sind von demselben Verfasser zu 
beziehen : 

Das Asylreeht und die Auslieferung flüchtiger Verbrecher. 

Dorpat, 1853. Preis 25 Ngr. 

De natura principiorum iuris inter gentes positivi. Dorpati 

Livon. MDCCCLVIi Preis Vi Rthli. 

MS. X JKuroic. 
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Druck von H. Laalcmaoa in Dorpat. 
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